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„Denen, die Gott lieben, wandelt 
er alles in Gutes — in solchem Um- 
fang alles, daß er ihnen auch ihre 
Irrwege und Entgleisungen zum 
Fortschritt im Guten werden läßt; 
denn an Demut und Erkenntnis neh- 
men sie zu“. Augustin. 


Als Friedrich von Bodelschwingh innert wenigen Wochen 
seine vier Kinder durch eine Stickhustenepidemie verloren 
hatte, sah man ihn „eines Tages mit einem Brett und vier 
Pfählen zum Kirchhof gehen, um an der stillen Stelle, wo 
die vier Gräber lagen, eine kleine Bank zu errichten, damit 
er dort mit seiner Gattin darüber nachdenken könne, was 
Gott ihnen durch solches Leid sagen könnte“. Bodel- 
schwingh war damals nicht mehr jung. Aber mit solcher 
Ehrlichkeit ist er dem Wink der Vorsehung gefolgt, daß 
er in den letzten Jahrzehnten seines Lebens noch zu dem 
großen Leidträger für Kranke und Bedrückte aller Art 
wurde, als den ihn die Geschichte kennt. So ist ihm und 
der Menschheit das Leid zum Segen geworden. 

Auch das alte Europa hat schwere Zeiten hinter sich. 
Unser Volk ist mit relativ geringen Opfern weggekommen. 
Ein gütiges Geschick hat uns alles miterleben lassen, ohne 
allzuviel von unserer Kraft zu verbrauchen. Unsere Berge 
und die von den Vätern übernommene Neutralität bildeten 
die Bank, von der aus wir das wenig erfreuliche Treiben 
des Weltkrieges verfolgen konnten. So darf von uns am 
allerehesten erwartet werden, daß wir ernsthaft die Kon- 
sequenzen aus der Vergangenheit ziehen und das erfahrene 
Leid zum Guten zu wenden versuchen. 

Dabei steht uns nicht an, Werturteile über Andere zu 
fällen. Jener historische Sperrsitz ist uns nicht geschenkt, 


damit wir der Selbstüberhebung verfallen. Wohl aber 
müssen wir die Lehren erkennen, die sich aus dem Erlebten 
für unser eigenes zukünftiges Verhalten ergeben. So zeigt 
sich dann vielleicht ein Weg, auf welchem unsere Selbst- 
erkenntnis und Selbsterziehung auch für Andere fruchtbar 
werden kann. 


TRIEBFEDERN DES POLITISCHEN LEBENS 


Wenn man einen Schweizerknaben fragt, wer in unserer 
Demokratie die oberste Gewalt innehabe, so antwortet er, 
wie in der Schule erlernt: „Das Volk“. Wenn wir in der 
Erkenntnis etwas tiefer gehen, so ist fast Schritt für Schritt 
wahrzunehmen, daß wir von einer kleinlichen Interessen- 
politik, von unseren Ideologien und Leidenschaften be- 
herrscht sind. Sie sind die Vögte unseres ‚freien‘ Volkes. 
Selten sind heute die politischen Handlungen, die frei von 
Leidenschaften und Ideologien aus dienender Einstellung 
fließen. 

Oft steigert sich die Abhängigkeit von gedanklichen 
Konstruktionen und Affekten bis zum Wahne. Zum Bei- 
spiel hätten die weitsichtigen Kreise des schweizerischen 
Unternehmertums, welche in Nestle vereinigt waren, niemals 
zu Höchstpreisen unter Ueberspannung des Kredits das 
größte Warenlager angelegt, das je eine Schweizerbilanz 
gesehen, wenn nicht die Jagd nach dem Gelde an Stelle 
des überlegenden Verstandes getreten wäre. 

Der in seinen Auswirkungen verderblichste Faktor der 
Politik indessen ist die Einsichtslosigkeit. Friedrich der 
Große hat mit Recht gesagt, daß die Unintelligenz der 
Regierungen mehr Schaden stiftet als ihre Verbrechen. 
Der übliche Politiker braucht nicht schlecht zu sein, er 
ist der Sklave seiner eigenen Unzulänglichkeit. Gefähr- 
licher als Schlechtigkeit ist, daß mancher trotz seiner Ein- 


sichtslosigkeit in verantwortlicher Stellung sitzt. Das ist 
das schlimmste, wenn auch meist ungestrafte Vergehen. 
Bei Regierenden wird Blindheit zum moralischen Defekt. 
Sesselpolitik ist die gefährlichste Form der Interessenpolitik. 


POLITISCHE METHODEN 


Wenn heute ein Robert Schwarzenbach, ein alter Sulzer 
oder Bally oder sonst einer vom Fähnchen jener Aufrechten 
zurückkäme, sie würden die Welt nicht mehr: erkennen. 
Nicht etwa wegen der inzwischen gemachten Fortschritte. 
Die Wunder der Technik verblüffen nur oberflächliche 
Naturen. Aber das Schwinden von Ehrbegriffen, welche 
im Zentrum ihres Lebens gestanden, würde ihnen auf- 
fallen. Sie, denen die Verantwortungsfreude des Unter- 
nehmers zur Lebensauffassung gehörte, könnten nicht ver- 
stehen, wie selbst erste Kreise Verluste auf den Obligationär 
abschieben und doch die Zukunftschancen für sich behalten 
wollen. Und wenn wir uns die Escher und Franscini, die Furrer 
und Druey und andere Männer, welchen das gegebene Wort 
noch etwas galt, vor dem heutigen Zerrbild ihrer Bundes- 
verfassung denken, über welcher in großen Lettern prangt: 
„Im Namen Gottes, des Allmächtigen“, so möchte man 
ihnen den Anblick des durchlöcherten Papierfetzens er- 
sparen, von der Finanz-,,Politik“, d. h. Schuldenwirtschaft 
des Bundes nicht zu reden. Sie hätten Mühe, Ueberreste 
guter Tradition zu erkennen. 

Wenn wir uns ferner fragen, ob Herzlosigkeit oder 
freundschaftliche Einstellung die Beziehungen zu den 
Menschen beherrschen, so finden wir im öffentlichen Leben 
nicht viel Liebe, es sei denn die „Liebe“ mancher Parla- 
mentarier zu ihrem Taggeld, über dessen Höhe zu reden 
sie sich und der Nation ruhig einen halben Tag kosten 
lassen. In beängstigendem Maße lebt Haß und Mißtrauen. 


Das ‚„divide et impera“, vom römischen Weltreich gegenüber 
den Barbaren als Instrument seiner imperialistischen Politik 
angewendet, ist zu einem beliebten Auskunftsmittel un- 
serer Innenpolitik geworden. 

Kraftnaturen mit produktiven Leistungen wäre manches 
leichter zu verzeihen. Aber wo ist von produktiver Kraft 
in unserer heutigen Politik etwas zu sehen? Wie können 
Advokatenmentalität und Schiebertum aller Art Werte 
schaffen, die sich vor der Nachwelt sehen lassen dürfen ? 
Wie kann es zu tief fundierten Leistungen kommen, so- 
lange der Grundsatz herrscht: Der Zweck heiligt die Mittel? 
Wie kann man von den Massen Ehrlichkeit verlangen, 
solange dem Souverän von seiner eigenen Regierung die 
Wahrheit mit intellektuell raffinierten Mitteln vertuscht 
wird, solange dilatorisches Verhalten und andere Advo- 
katenkniffe als eines Staatsmannes würdige Wege erscheinen 
und das Ziel nicht höher gesteckt wird, als von einer frag- 
würdigen Situation in eine andere zu lavieren? Ein ver- 
dorbener Intellektualismus hat die Führung. 

Schwächliche Kompromißpolitik ist nun vielerorts so 
selbstverständlich geworden, daß sie als staatsmännische 
Klugheit bewundert wird. Von überbrückenden Lösungen, 
welche die divergierenden Interessen in höherer Einheit 
zu vereinigen wissen; von Ueberzeugungstreue, die für ihre 
Sache zu stehen und zu fallen bereit ist, weist unsere Politik 
kaum mehr als Spuren und großsprecherische Worte auf. 
Mit Ironie bemerkte Walter Boveri, daß man von unseren 
Politikern, wenn man sie über die Motive ihrer Kompro- 
misse befrage, als der Weisheit letzten Schluß immer nur 
die Antwort bekomme: ‚Aus politischen Gründen“. Bundes- 
rat Müller gab einer über den Einzelfall hinaus geltenden 
Wahrheit Ausdruck, als er im Nationalrat bei der Beratung 
einer nationalen Lebensfrage ausrief: „Der Kompromiß 
vom Dezember ist tot, es lebe der Kompromiß vom April‘! 
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GESPALTENHEIT DES GEISTES 


Das politische Testament Bundesrat Müllers hat ge- 
zeigt, wie sogar ein mitten im System stehender Mann 
darunter litt, daß man uns „nur mit Höherhängen des Brot- 
korbes zu drohen brauchte“, um uns gefügig zu machen. 
Die Schrift von Jakob Boßhart über seinen Schwieger- 
vater, Bundesrat Forrer, ist von der Klage durchzogen, 
daß unser Staat immer mehr ein bloßes Geschäft werde. 
„Mehr Mut“ betitelte der jüngst verstorbene Luzerner Ober- 
gerichtspräsident und Nationalrat Müller seine gegen die 
Mängel des Völkerbundes gerichtete Broschüre. Und schon 
drei Jahrzehnte vorher hatte Landammann Wirz den 
Ständerat davor gewarnt, materielle Interessen zu „prinzi- 
piellen Fragen‘ zu erheben. 

Im Gespräch unter vier Augen kommt auch beim ein- 
fachen Mann zum Ausdruck, daß er irgendwie unter der 
Charakterlosigkeit unserer heutigen Politik leidet. Volks- 
witz, politische Verse und eine kritische Geschichtsschrei- 
bung enthalten tiefere Wahrheit, als in offiziellen Dar- 
stellungen zu finden ist. Nicht mehr nur die Oppositions- 
presse, auch gut bürgerliche Blätter beginnen entschieden 
Stellung zu nehmen bei Anlässen wie dem Verlust des 
sozialen Versicherungsfonds. Sogar in der herrschenden 
Presse haben mutige Stimmen, insbesondere „aus indu- 
striellen Kreisen“, mehrmals Aufnahme gefunden. 

Wichtiger noch sind die Handlungen des Volkes, die 
in der letzten Zeit der Unzufriedenheit Ausdruck gaben: 
Die Verwerfung von offiziell empfohlenen Vorlagen; die 
Auswanderung gerade der tüchtigsten Arbeiter und Vor- 
arbeiter mancher Branchen; die Kapitalflucht. Auf den ver- 
schiedensten Gebieten des Lebens sind Ersatzhandlungen 
des Volkes wahrnehmbar. Die Stillen im Lande suchen im 
Kleinen zu verwirklichen, was vorerst im Großen nicht 
konnte verwirklicht werden. 
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Kürzlich ist in Graubünden ein Lehrer, dessen Buch über 
die bestehenden Mißstände vor wenigen Jahren konfisziert 
worden war, mit überraschend großer Stimmenzahl in den 
Nationalrat gewählt worden. Daß die parlamentarischen 
Formen nicht völlig gewahrt wurden, scheint der Justiz 
den gewünschten Anlaß zur gewaltsamen Unterdrückung 
der aufklärenden Schrift geboten zu haben. Der sachliche 
Wahrheitsgehalt ist aber trotz der Konfiskation bis zum 
Volke gedrungen und hat sein Echo gefunden. 

Wenn auch der sacro egoismo seine Triumphe weiter 
feiert, so ist uns heute wenigstens bewußt, daß es sich dabei 
um Rückfälle in überwunden geglaubte Entwicklungsstufen 
der Gesellschaft handelt. Unsere höhere Bewußtheit und 
daß wir wenigstens unter unseren Niederlagen leiden, das 
sind die Lichtpunkte in der heutigen Betrübnis. Sie mar- 
kieren den Fortschritt gegenüber früheren Zeiten des Schlafes 
und der Selbstzufriedenheit. Sie weisen darauf hin, daß der 
Umschwung kommen wird. 

Solange aber die Besserung nicht entschieden durch- 
dringt, befindet sich unsere Politik im Zustande der Ge- 
spaltenheit. Nicht erst seit heute. Schon lange wird derselbe 
nur durch lucida intervalla, welche jeweilen durch die Füh- 
rung bedeutender Männer gekennzeichnet sind, unterbrochen. 

In solchen Zeiten der Stagnation handelt es sich nicht nur 
um die paulinische Spannung zwischen Wollen und Können. 
Die Politik ist ja überhaupt nur die „Kunst des Möglichen“. 
Mehr als was eine Generation vermag, soll sie nicht an- 
streben. Der Staat, wie der einzelne Mensch, muß die ihm 
gezogenen Grenzen anerkennen. 

Es handelt sich vielmehr um Gleichgültigkeit und man- 
gelndes Verantwortungsgefühl. Zweieinhalb Jahrhunderte 
hatte England, ein Jahrhundert Frankreich die Wohltaten 
einer zentralen Notenbank genossen, als wir uns endlich 
entschließen konnten, diese Institution einzuführen, ohne 
welche unsere Wirtschaft im Weltkriege unmöglich hätte 
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bestehen können. Und doch hatte Jenner schon mehr als 
hundert Jahre vorher im helvetischen Konvent die An- 
regung gemacht. Solche Verzögerung bedeutet nicht die 
natürliche Reifezeit einer Idee; sondern viele Jahrzehnte 
hatten kleinliche Interessen und unwürdige Schlamperei ihrer 
Verwirklichung entgegengestanden. 

Ganz werden Wissen und Leben nie zusammenfallen. 
Aber in dem Maße, wie die Kenntnis der Kräfte wächst, 
welche das Verhalten des Einzelnen und der Menge be- 
stimmen, schrumpft die Kluft auf die kurze Spanne Zeit 
zusammen, welche auch beim ehrlichen Menschen nötig 
ist, um eine Einsicht zur Ueberzeugung werden zu lassen. 
Wo einmal Ueberzeugung, da ist auch Verwirklichung nicht 
ferne. 

Gespaltenheit bedeutet schlechtes Gewissen, Handlungs- 
unfähigkeit. Daher kommt jene Unsicherheit in unsere 
Politik, welche vorerst zu einer wahren Angst vor dem 
Entscheid, zu einem mehr unsicheren als ehrlichen Suchen 
nach Abhilfe geführt hat. Unsere Regierenden haben nicht 
die innere Ruhe, rechtzeitig vorauszusehen und zu dis- 
ponieren. Ihre Maßnahmen kommen gewöhnlich zu spät, 
und wenn sie dann kommen, so heißt es regelmäßig: „Es 
pressiert‘“. Parlament und Volk befinden sich gerade in 
den wichtigsten Fragen, die sie ‚entscheiden‘ sollen, in 
Zwangslagen. Auch ganz richtige Ideen scheitern an den 
Nachteilen der Improvisation. Die erste staatsmännische 
Eigenschaft, einmal gefaßte Entschlüsse durchzuhalten, 
fehlt. Nicht viel anderes ist wahrnehmbar als Halbheiten 
und Widersprüche, Kleben an der Vergangenheit, Ausreden, 
die Schuld bei Anderen und in Verhältnissen sehen, sich 
selber loben bis zur Heuchelei, Hilfe beiden Menschen suchen, 
statt auf eigenen Füßen zu stehen und den Mut zu neuem 
Anfang aufzubringen. 

Damit sind wir beim zentralen Punkte unserer heutigen 
Politik angelangt. Man wirft ihr Grundsatzlosigkeit vor. 
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Das ist unrichtig. Sie hat schon einen Grundsatz, nämlich 
den, sich auf der Linie des geringsten Widerstandes zu be- 
wegen. Diesen „Grundsatz“ befolgt sie mit vorbildlicher 
Treue. Das geht so weit, daß manche Handlungen unserer 
Politiker nur als Angstgeschäfte erklärbar sind. Umfall- 
politik ist das Kennzeichen unseres Verhaltens nach innen 
und außen. 

Aber nicht nur fällt unsere Politik gewöhnlich vor dem 
Stärkeren um, sie begibt sich charakterlos in dessen Gefolg- 
schaft. Die Feigheit — wir brauchen den Begriff ohne jede 
moralische Wertung als bloße psychologische Feststellung 
— ist das wichtigste Merkmal politischer Schizophrenie. 

Kein Wunder, daß man diesen Zustand zu verbergen 
sucht. Der Politiker, welcher vor seinem eigenen Ge- 
wissen nicht bestehen kann, sucht sich und Andere über 
seine innere Verfassung hinwegzutäuschen. Als Ueber- 
kompensation seines schwächlichen Handelns wählt er um 
so voller tönende Worte. Scheinlösungen suchen den wirk- 
lichen Sachverhalt dem nicht Eingeweihten zu verschleiern. 
Eine maßlose Rede- und Papierverschwendung greift Platz. 
Vor allem aber empfinden unsere Politiker bis weit hinab 
in die Reihen der Referendumsbürger das Bedürfnis, die 
innere Unruhe durch rauschende Feste zu übertönen. Zwar 
hat es einer unserer Herren Bundesräte an einem der größten 
dieser Feste selber richtig gesagt, „daß wir mit noch so 
vielen Festen unser Land nicht retten‘ können. Trotzdem 
folgt Fest auf Fest. Der tosende Beifall, welcher bundes- 
rätlichen Reden gespendet wird, tritt an die Stelle jener 
Befriedigung, welche eigentlich von staatsmännischen 
Leistungen herrühren sollte. Eine halbe Milliarde ver- 
wendet unser Souverän Jahr für Jahr für den Sorgenbrecher 
Alkohol, der bei solchen Gelegenheiten besonders reichlich 
fließt. 
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POLITIK DER DIENENDEN FÜHRUNG 


Aus diesem Zustand der Gespaltenheit müssen wir her- 
aus. Die Frage ist einzig: wie? Es gibt keinen andern Weg, 
als den des ehrlichen Suchens. Ihn müssen wir beschreiten. 
Die „unbeschränkte Fähigkeit der Menschen, sich selber 
zu belügen‘‘ (Lloyd George), muß einem ehrlichen Wollen 
Platz machen. Mancher sagt: „Ich suche die Wahrheit“, 
sucht aber den eigenen Vorteil. Der Ausweg aus diesem 
Engpaß zu neuer Evolution kann nur gefunden werden, 
wenn der Wille zu rückhaltlosem Erfassen der Wirklich- 
keit die Oberhand gewinnt. Das Umgetriebensein unserer 
Politiker auf verhängnisvollem Kreise muß durchbrochen 
werden, indem sich der Souverän entschließt, bewußt eine 
Richtung einzuschlagen und sie mit Beharrlichkeit und 
Konsequenz durchzuhalten. 

Diese Lösung wird nicht bequem sein. Wenn das 
Schweizervolk aber zu denen gehören will, denen alles zum 
Besten gereicht, darf es ihr nicht aus dem Wege gehen. 
Und zwar muß es selber suchen. Es darf nicht erwarten, 
von irgendeinem bedeutenden Menschen ohne eigene An- 
strengung aus der Gespaltenheit gerissen zu werden. 

Daß in absehbarer Zeit jeder Einzelne ein freier Mensch 
werde, ist nicht anzunehmen. Daher können vorerst nur 
Optimisten das baldige Kommen des tausendjährigen Rei- 
ches erwarten. Das heißt aber nicht, daß heute eine unehr- 
liche, unritterliche und schwache Politik eine Notwendig- 
keit sei und gerade die Unfreiesten den Ton angeben sollen. 

Was sofort möglich ist, das ist eine Politik der dienenden 
Führung. Wie nämlich der Charakter des Einzelnen da- 
durch bestimmt wird, welche seiner Tendenzen zur herr- 
schenden wird, so ist auch für den Staat das Wesent- 
liche, welche Gesinnung die Führung erlangt. Damit die 
Nation aus dienender Einstellung in Freiheit einsichts- 
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voll handle, ist nicht nötig, daß alle Einzelnen die dafür 
nötige Entwicklungsstufe erreicht haben. Sobald eine ehr- 
lich suchende Führung da ist, werden selbst Winkeladvokaten 
und Bureaukraten „nicht umhin können‘, gute Miene zum 
bösen Spiel zu machen, auch wenn sie sich innerlich um 
kein Jota sollten geändert haben. 

Aber erst, wenn der Souverän selber den Weg des ehr- 
lichen Suchens zu beschreiten entschlossen ist, verdient er 
Diener, welche auf dem gleichen Wege zu Persönlichkeiten 
geworden sind. Dann wird Herrschaft des Geistes im Staate 
möglich. Dann tritt unsere Politik aus der Sphäre des 
schwatzenden Dilettantismus in die der Werte schaffenden 
Kunst. 
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. ORGANISATIONS-METHODEN 


Es gibt keine Organisationsmethoden, welche, von Di- 
lettanten angewandt, eine richtige Organisation ergeben. 
Nur ‚wo ein Führer ist, der mit der Hand des Künstlers 
versteht, in den innern Beziehungen der Menschen zu ein- 
ander Ordnung zu schaffen“, kommt es zu fruchtbarem 
Zusammenwirken. Daher darf das Folgende nicht als ein 
Vademecum für Führer-sein-Wollende aufgefaßt werden. 
Es sucht nur das Wesentlichste an der Denk- und Hand- 
lungsweise wirklicher Organisatoren hervorzuheben. 
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1. DAS SUCHEN DES TÜCHTIGEN 


„Die Menge kann tüchtige Men- 
schen nicht entbehren und die Tüch- 
tigen sind ihr jederzeit zur Last“. 

Goethe. 


„Laßt uns nie vergessen“, hat kürzlich Mitchell, der 
Präsident der National City Bank of New York gesagt, 
„daß der größte Faktor industriellen Fortschrittes die 
Initiative der ihn schaffenden Männer ist“. Damit hat der 
erfahrene Mann für ein Teilgebiet ausgesprochen, was für 
das Gemeinschaftsleben überhaupt gilt: Auf den Menschen 
kommt es an. Seine Treue, seine Umsicht, seine Einsatz- 
fähigkeit, seine freundschaftliche Einstellung zu den Mit- 
menschen, seine Tatkraft und seine Liebe zur Aufgabe be- 
deuten mehr als irgendwelche äußern Hindernisse oder zu- 
fälligen Vorteile. 

So ist es denn eine regelmäßige Erscheinung, daß an 
der Spitze lebendiger Organisationen bedeutende Persön- 
lichkeiten stehen und daß lebendige Organisationen bei 
Strafe des Rückschrittes immer wieder auf der Suche nach 
tüchtigen Menschen sind. 

Die neue Welt ist uns in diesem entscheidenden Punkte 
voran. Hans Sulzer hat offenbar richtig gesehen, als er 
berichtete: „Jedes Klassenbewußtsein ist dem Amerikaner 
fremd. Das Vorurteil, ich möchte sagen Hirngespinst, der 
horizontalen Klassenschachtelung verwirft sein gesunder 
Sinn. Er sieht täglich den Aufstieg so Vieler in ökonomisch 
bessere Stellung, und dieses Beispiel zeigt ihm immer neu, 
daß dem Tüchtigen die Bahn frei ist. Die in Europa künst- 
lich genährte Mutlosigkeit des Klassenfatalismus existiert 
in Amerika nicht. Es fehlt deshalb auch der herunter- 
reißende Neid, der in der alten Welt dem ökonomisch 
Bessergestellten vielfach entgegengebracht wird. Die all- 
gemeine Richtung des sozialen Nivellements geht dort nach 
oben, nicht, wie vielfach bei uns, nach unten“. 
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INDER WIRTSCHAFT 


Swope, Leiter der General Electrie Company, des ersten 
Weltunternehmens der Elektrizitätsindustrie, hat mit einem 
Dollar pro Tag angefangen. Schwab, der führende Mann 
der Bethlehem Steel Corporation, eines der bedeutendsten 
Qualitätsunternehmen der Stahlindustrie, ist im gleichen 
Fall. Einer der letzten Präsidenten der amerikanischen 
Bankers Association begann als kleiner Angestellter, und 
manche Leiter großer Firmen hatten ihre Laufbahn bei 
der Gesellschaft, die sie später präsidierten, als Bureau- 
jungen angefangen. Die Nordamerikaner sind stolz auf 
solche Männer. Die Zeitschriften sind voll von ihren Bil- 
dern und Lebensbeschreibungen. Der Doktorhut ist ihnen 
entbehrlich. Das Können genügt. 

Entsprechend werden drüben die Tüchtigen geehrt. Zu 
Ehren Coffins, dessen Lebenswerk die General Electrie Com- 
pany ist, wurde von dieser ein Coffin-Fonds ausgeschieden, 
welcher die Ermunterung tüchtiger junger Leute vom Fach 
zum Ziel hat. Carnegie, der als armer schottischer Junge 
hinüberfuhr und die Carnegie-Stahlwerke schuf, aus denen 
die United States Steel Corporation herauswuchs, hat weit 
über eine Milliarde Franken hauptsächlich für die Förderung 
der Vorwärtsstrebenden bestimmt und sich dadurch selber 
in noch sinnvollerer Weise geehrt, als wie es die Pharaonen 
mit den höchsten Pyramiden tun konnten. 

Oder sehen wir zu, wie frei von jeder Kleinlichkeit die 
Nordamerikaner den deutschen Ingenieur Steinmetz auf- 
genommen haben. Im Jahre 1889 kam er zu ihnen herüber. 
Die Ueberfahrt mußte er schuldig bleiben, so arm war er. 
Die Sprache des Landes, dessen Gastfreundschaft er suchte, 
kannte er nicht, so unhöflich war er. Er brachte nichts 
als seine Tüchtigkeit. Und zwölf Jahre nach seiner An- 
kunft machten ihn diese großzügigen Menschen einer nicht 
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in Konventionen und Vorurteilen erstarrten Welt zum 
Präsidenten des amerikanischen Institutes der Elektro- 
ingenieure. Dafür hat er, neben Edison, die Hauptarbeit 
geleistet, um Nordamerikas Elektrotechnik erstklassig zu 
machen. Im Laboratorium von Schenectady hat er die 
technische Grundlage für die staunenswerte Entwicklung 
der General Electrie Co. gelegt. Durch ihn wurden Coffin 
und Swope erst möglich. 

So wird im Lande des Dollar der Mensch besser ge- 
würdigt als in unserem von Humanität triefenden Europa. 
Präsidenten und Delegierte sind dort seltener als bei uns 
„Söhne“ und „Schwiegersöhne“. Das Suchen nach dem 
Tüchtigen ist zur selbstverständlichen Aufgabe geworden. 

Auch in unserem Lande fehlt es nicht an erfreulichen 
Beispielen. Seit der Gründung des Hauses Bally ist das 
unausgesetzte Bestreben der Leitung dieses Unternehmens 
dahin gegangen, für jeden Posten den Tüchtigsten zu suchen, 
und zwar nicht nur in der Zunft, sondern wo immer er 
sich fand. Der ergraute Schuhmacher, bei welchem kom- 
mende Führer des Unternehmens, welche von der Schuh- 
macherkunst noch keine Ahnung hatten, erst Schuster- 
lehrlinge mit Direktorengehalt wurden, ist ein sozialpoli- 
tisches Kuriosum. Der Erfolg solcher Weitsicht blieb nicht 
aus. Die Schuhindustrie hatte ihre Krisis so gut wie die 
Maschinenindustrie. Aber während die einen jahrelang zu 
tun hatten, die alte Situation zu liquidieren, hatte Bally 
die innere Bereitschaft, die Weltkrisis zum großzügigen 
Ausbau der eigenen Organisation zu benützen. So steht 
das Haus heute auf breiterer Basis als zuvor. 


IN DER WISSENSCHAFT 


Wie in der Industrie, so in der Wissenschaft. Weshalb 
konnte das Eidgenössische Polytechnikum hochkommen ? 
Warum konnte die technische Hochschule unseres Vier- 
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millionenländchens mit den entsprechenden Instituten 
großer Nationen erfolgreich rivalisieren? Wegen Kappeler. 
Man natte im Bundesrate erst an glänzende, repräsentative 
Namen für das Schulratspräsidium gedacht. Als aber von 
solcher Seite Bedingungen auftauchten, welche wenig dem 
Ernst der Sache entsprachen, wählte man den Thurgauer 
Kappeler. 

Dieser schlichte Mann hatte die Eigentümlichkeit, daß 
er das Wesen und die Bedeutung der Tüchtigen verstanden 
hatte. Daher legte er das Hauptgewicht seiner Tätigkeit 
auf das Suchen derselben. Er hatte ferner die seltene Gabe, 
die Tüchtigen zu wittern, aufzufinden, zu erkennen und, 
als Gleichgearteter, zu gewinnen. Wenn er irgendwo von 
einem vielversprechenden Privatdozenten hörte oder nach 
Erstlingsschriften einen kommenden Gelehrten von Rang 
zu entdecken glaubte, reiste er hin, nicht etwa zu einem 
offiziellen Empfang, sondern um unerkannt einer Vorlesung 
beizuwohnen und zu hören, was der Mann seinen Schülern 
zu bieten habe. Er wußte dann bald, was er zu tun hatte. 
Er brauchte sein Urteil nicht darnach zu richten, ob der 
Gelehrte von der herrschenden Clique schon anerkannt sei. 

Auf diesem Wege ist die Eidgenössische Technische 
Hochschule groß geworden. 


IN DER POLITIK 


Was sich auf allen Einzelgebieten des Lebens richtig 
erwiesen, das ist auch in der Politik richtig. Wenn sich das 
Suchen der Tüchtigen überall lohnt wie gar kein anderes 
organisatorisches Bemühen, so dürfte es sich, sollte man 
meinen, auch für den Staat lohnen. Denn der Staat ist 
das größte Geschäft. Er ist das Institut der Institute. 

Es ist denn auch theoretisch allgemein zugegeben, daß 
dem Grundsatz ‚der rechte Mann am rechten Platz“ auch 
im öffentlichen Leben entscheidende Bedeutung zukommt. 
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Mit Anerkennung wird auf den politischen Sinn der eng- 
lischen Nation hingewiesen, in welcher kein politisches 
Genie, das freilich auch dort selten genug ist, dem Schick- 
sal entgehen soll, an die, Spitze der Regierung gehoben zu 
werden. Es geschieht mit der automatischen Gesetzmäßig- 
keit, welche den Ball aus der Tiefe des Wassers an die 
Oberfläche hebt. 

Je nachdem eine Nation von einem überlegenen Geiste 
oder von einem Bureaukraten geführt wird, vollbringt sie 
große aufbauende Taten oder erliegt innern wie äußern 
Gefahren. Die Preußen unter Friedrich dem Großen trotzten 
einer Welt von Feinden. Unter dem Nachfolger wurden 
ihre erstarrten Formen zur leichten Beute des ‚Testaments- 
vollstreckers der französischen Revolution“. 

Es liegt uns ferne, für die politischen Mißstände Nord- 
amerikas blind zu sein. Aber diese mögen so groß sein 
wie sie wollen, so haben jedenfalls die Amerikaner doch 
vor uns das Eine voraus, worauf es ankommt. Wenn man 
von der nordamerikanischen Nation nichts wüßte, als daß 
sie in den ersten hundert Jahren ihres Bestehens einen 
Washington, Franklin und Lincoln als Führer engagiert 
habe, so würde trotzdem in der Weltgeschichte feststehen, 
daß diese Nation einen ausgesprochenen Sinn für den Wert 
der Persönlichkeit hatte. Anläßlich der Wahlkampagne für 
Coolidge brachte eine Zeitschrift der neuen Welt als Titel- 
blatt ein großes Fragezeichen, welches aus den Köpfen 
aller früheren Präsidenten gebildet war. Nicht alle konnten 
die Bedeutung der Genannten haben, denn nicht jede Ge- 
neration bringt Männer dieses Ausmaßes hervor; und wenn 
sie einer Nation geschenkt werden, so fallen sie nicht selten 
durch Meuchlerhand, auch in Amerika. Es mag ja hin und 
wieder auch dort in einer toten Zeit ein üblicher Partei- 
politiker mit unterlaufen sein. Aber meist hat die Volks- 
wahl des Präsidenten die Parteien gezwungen, bedeutende 
Persönlichkeiten vorzuschlagen. 
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Ein verknöchertes, politisches System pflegt ohne 
besondere Aufrüttelung gerade die Tüchtigsten fernzu- 
halten. Gedenken wir daher in Verehrung der Männer, 
welche den Durchbruch allgemein oder individuell er- 
kämpft haben. Es sind dies bei uns vor allem die großen 
Liberalen von 1848 und später einzelne Persönlichkeiten 
wie Dubs, Ruchonnet und Welti. 


IN DER GANZEN SOZIALEN STRUKTUR 


Es wäre irrig, das Suchen nach dem Tüchtigen auf die 
obersten Stellen zu beschränken. Die Frage besteht für 
den ganzen sozialen Körper bis hinunter zum letzten Hand- 
langer. Jeder ist für irgend etwas der Tüchtigste, und das 
Bewußtsein, am rechten Platz zu stehen, gibt jedem ernst- 
haften Menschen Befriedigung in seiner Arbeit. 

Wer vor 15 Jahren Bethel bei Bielefeld besuchte, konnte 
seine Freude an einem eigenartigen Briefträger haben. Mit 
großer Hingabe vertrug er die Post im ganzen Dorf von 5000 
Seelen, wovon 3000 Epileptiker. Er strahlte vor Fröhlichkeit, 
obschon selber krank. Der Junge war der Sohn eines hohen 
Wiener Diplomaten. Er hatte seiner Familie große Sorgen 
gemacht. An den Bällen repräsentierte er schlecht. Er fühlte 
sich auch nicht glücklich dabei. Mit andern gesellschaft- 
lichen Verpflichtungen ging es ähnlich. Schließlich ent- 
schloß sich die Familie schweren Herzens, ihn Vater Bodel- 
schwingh anzuvertrauen. Dieser hätte für den Posten 
eines Briefträgers von Bethel auf der ganzen Welt keinen 
besseren Mann finden können. In diesem Berufe und auf 
diesem Platze fühlte er sich glücklich. Hier leistete er mehr, 
als was er auf dem Wiener Parkett je zu leisten vermocht 
hätte. 

Ebenso verhält es sich in Wirtschaft und Staat. Es 
kommt nur darauf an, festzustellen, wozu einer tüchtig ist. 
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Organisatoren vom Range Bodelschwinghs haben das im 
Gefühl. Heute ergänzen wissenschaftliche Methoden den 
mancherorts fehlenden Instinkt. Sie leisten besonders bei 
der näheren Berufsbestimmung und ersten Einarbeitung 
wertvolle Dienste. 


„NIEMAND IST UNERSETZLICH” 


Anläßlich der Demission des Obersten Wille, unseres 
nachmaligen Generals, hat der schweizerische Bundespräsi- 
dent im Nationalrat das Wort ausgesprochen: ‚Nul n’est 
irremplacable“. 

Damit hat sich der Sprecher des Bundesrates selber 
qualifiziert und zugleich seine Behörde und deren Orga- 
nisationsmethode. Dieser Satz erschien von jeher und 
wird zu allen Zeiten im Munde von Bürokraten er- 
scheinen, denen es nicht daran gelegen ist, den Tüchtigen 
zu halten. Der Ersatz in der Stelle des Waffenchefs ist 
denn auch so ausgefallen, daß er zu einer wahren Blamage 
für unser Land wurde. 

Kein Tüchtiger ist ersetzbar. Wenn ihn das Schicksal 
uns entreißt, so haben wir uns mit dem Verlust abzufinden 
und von dem Toten nach Möglichkeit für die fruchtbare Ge- 
staltung unseres eigenen Lebens zu lernen; ‚‚Nul n’est irrem- 
placable‘‘ sagt ausredeweise, wer gewissenlos einen Tüchtigen 
gehen läßt, um eine Null an seine Stelle zu setzen. 


CHARAKTERFRAGE 


Einer verbreiteten, aber irrtümlichen Auffassung von 
Tüchtigkeit ist hier noch entgegenzutreten. Die meisten 
Menschen lassen sich durch intellektuelle Fähigkeiten 
blenden. Manche stellen auf Zeugnisse ab. Wenn einer 
mit dem Maximum maturiert oder summa doktoriert, so 


24 


ist das in ihren Augen ein sprechendes Zeichen für Tüch- 
tigkeit. Ein Blick ins Leben zeigt, daß es sich wesentlich 
anders verhält. Lord Goschen, der Autor der „Foreign 
Exchanges“, hat einmal über die jungen Leute geschrieben, 
welche scheitern, weil ihrem Lebensschifflein bei hochge- 
spannten Segeln der Ballast fehlt. Alle Fertigkeit und das 
bewundernswerteste Raffinement versagen ohne das richtige 
Steuer, das würdige Ziel. Solche falschgerichtete ‚Tüchtig- 
keit‘ ist gefährlich. 

Bei der Frage der Tüchtigkeit steht in allererster Linie 
der Charakter. Wo dieser fehlt, da nützen alle beruflichen 
Kenntnisse nichts. Erst wo sich im selben Individuum 
die Größe des Charakters und die fachmännische Ueber- 
legenheit treffen, da kann von wirklicher Tüchtigkeit die 
Rede sein, und diese Tüchtigkeit zur Auswirkung zu bringen, 
ist das Ziel aller Organisationskunst, die vornehmste Auf- 
gabe jedes Souveräns. 
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2. DIE BÜROKRATISCHE METHODE 


„Ce que nous devons redouter le 
plus en Suisse, c’est la bureaucratie“. 


Fazy, Nationalrat. 


Vor bald zwanzig Jahren hat Herr Bally im National- 
rat gesagt (Sten. Bull. 1908, S. 687/88): „Schon längst 
wurde in Privatgespräch und Zeitungen die Umständlich- 
keit der Verwaltung der Bundesbahnen gerügt und nament- 
lich das Instanzenwesen als völlig ungeschäftsmäßig ver- 
urteilt“. Er brachte dann ein treffendes Beispiel nach dem 
andern, so, daß im Bahnhof Olten u. a. für „Entfernung 
des Hardtfelsens“ eine halbe Million ausgegeben worden 
sei, ohne daran zu denken, ‚ihn zur Anlage eines Wasser- 
reservoirs zu benutzen“. Dagegen wurde „ein Wasserturm 
mit dreifachen Kosten auf dem Bahnkörper selbst dis- 
poniert“. Der geschäftskundige Mann scheute sich nicht, 
es offen auszusprechen: „Dieses gedankenlose System wird 
angeregt von Bern aus, weil man jedem die Selbständigkeit 
nimmt und selbst alles verfügen will“. „Neuer Kurs, neues 
Leben, neuer Geist muß hinein in die Verwaltung, soll 
Ersprießliches herauskommen“, hat er ausgerufen, und 
auch gleich den einzig möglichen Weg gezeigt: „Wir brau- 
chen einen Organisator ersten Ranges“. 


VERSCHWENDUNG VON ARBEITSKRÄFTEN 


Am freisinnigen Parteitag des Kantons Zürich vom 
Herbst 1925 machte Ständerat Keller, seit einigen Jahren 
Präsident des Verwaltungsrates der Bundesbahnen, die 
Mitteilung, daß die Höchstpersonalzahl unserer Staats- 
bahnen von 39,268 im Jahre 1920 um 4900 Mann reduziert 
werden konnte, ohne daß die Reformmöglichkeiten bereits 
erschöpft seien. 
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Ist denn, so wird sich der Leser fragen, seit 1920 der 
Verkehr der Bundesbahnen so zurückgegangen, daß sich 
daraus eine Personalreduktion um 121% Prozent erklärt? 
Die Statistik der Bundesbahnen ergibt das Gegenteil. Auf 
der ganzen Linie ist nämlich von 1920 bis 1924 eine Zu- 
nahme zu konstatieren. 60 km waren 1924 mehr betrieben 
als 1920. Die Zahl der beförderten Personen nahm um 
12,1 Prozent zu, die der Personenkilometer um 10,8 Pro- 
zent; die beförderten Tonnen stiegen um 4,8 Prozent und 
die Tonnenkilometer gar um 41,5 Prozent. 

4900 Beamte weniger hatten somit einen Mehrverkehr 
bewältigt, der statistisch mit 4,8 bis 41,5 Prozent erfaß- 
bar ist. 

Herr Dr. Keller versuchte zwar, jenen Ueberfluß an 
Arbeitskräften durch besondere Umstände zu erklären. 
Auf den Achtstundentag hin habe man zu viel Personal 
eingestellt, ‚weil die Fähigkeit fehlte, eine richtige und 
den neuen Verhältnissen gut angepaßte Zeiteinteilung vor- 
zunehmen“. Doch kann dieser Bemerkung keine andere 
Bedeutung beigemessen werden, als die einer exquisiten 
Höflichkeit gegenüber Kollegen im Verwaltungsrat und 
Freunden im Bundesrat. Auch neuere Entschuldigungs- 
versuche, welche die Reduktion auf die Elektrifikation 
zurückführen, sind schon deshalb haltlos, weil deren Aus- 
wirkungen erst später eintraten. 

In Wirklichkeit ist hier entscheidend, was Nationalrat 
Bally schon 1908 an einem Beispiel, das etwa auf 1903 
zurückging und den genauen Einblick dieses Industriellen 
in den Stationsdienst verrät, nachgewiesen hatte: daß näm- 
lich auf den Stationen der Bundesbahnen zufolge bureau- 
kratischer Organisation des Betriebes schon damals zu viel 
Personal vorhanden war. „Meine Herren“, hatte er sein recht- 
zeitig warnendes Wort geschlossen, ‚es ist kein leerer Wahn, 
wenn behauptet wird, für den Dienst der Bundesbahnen 
könnten Tausende von Leuten gespart werden...“. 
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Jedem, der um die Arbeitsmethoden der Bundesbahnen 
wußte, war das bekannt. Zwanzig Jahre hatte es gedauert, 
bis dieser Verschwendung von Arbeitskräften Einhalt ge- 
boten wurde. Wie ist das möglich geworden? Hatte das 
Schweizervolk Jahr für Jahr 20 bis 80 Millionen Franken 
übrig, um sie auf diese Art zum Fenster hinaus zu werfen ? 
Fehlte unserer Regierung jegliches Verantwortungsgefühl 
für die Zehntausende von Beamten der Bundesbahnen, 
welche einer Arbeitsmethode überlassen waren, die ge- 
eignet ist, „Tagediebe zu züchten“? Auf Bally hatte man 
nicht gehört. Es hätte unserer Wirtschaft mehr als eine 
halbe Milliarde gespart. Statt dessen sammelte sich ein 
ganzer Haufen Papier, der Reorganisationsvorschläge für 
die Bundesbahnen enthielt. Aber alles nützte nichts, bis 
schließlich die Rede von Nationalrat Rothpletz vom Jahre 
1920 wie eine Bombe in unsere Bundesverwaltung ein- 
schlug. Rothpletz hatte im Wesentlichen nichts anderes 
zu sagen, als was Bally zwölf Jahre vorher bereits erklärt 
hatte. Diesmal war aber die Kritik von Defiziten und er- 
höhten Frachtsätzen begleitet. Sie erregte Aufsehen im 
Volke. Unsere obersten Magistraten begannen einzusehen, 
daß „etwas geschehen müsse“. 

Anstatt freilich den Finger auf die wunde Stelle zu 
legen und zu erklären: ‚Entweder ist der Eisenbahnminister 
seiner Aufgabe gewachsen oder dann soll einer her, der es 
ist“, spielte das Parlament selber den Auskehrer. Eine 
parlamentarische Kommission ging ins Welschland. Sie 
stellte fest, welche Beamten in dem einen oder andern 
Bahnhof nötig seien und welche überflüssig. Am 22. Sep- 
tember 1926 teilte dann Herr Musy im Nationalrat mit, 
daß an einer größeren Station von 71 Beamten 16 „par- 
faitement inutiles‘ waren, also 22,5 Prozent. „M&eme con- 
statation dans plusieurs autres stations“. Er stellte fest, 
daß auch nur eine Reduktion von 10 Prozent eine Er- 
sparnis um 20 Millionen Franken jährlich bedeuten würde. 
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Daraufhin endlich kam dann die bekannte Reorganisation, 
für welche sich der Chef des Eisenbahndepartementes am 
Luzerner Parteitag von seinen Parteigenossen feiern ließ. 
Daraufhin kamen schließlich auch die Experten, „zum Teil 
auswärtige höhere Bahnbeamte, zum Teil schweizerische 
Industrielle‘, welche noch auf Ende 1925, nachdem also die 
größten Mißbräuche in Form von 5000 überflüssigen Beamten 
bereits beseitigt waren, Vorschläge machen sollten, um ‚im 
Sinne eines einfachen und rascheren Geschäftsganges‘“ zu 
reformieren (Rede des Verwaltungsratspräsidenten). 


REGLEMENTE 


Bureaukraten pflegen organisatorische Aufgaben durch 
das Verfassen von Reglementen zu ‚lösen‘. Bei dieser 
„Organisationsmethode“ ist nicht verwunderlich, daß unser 
System, unfähig zu lebendigen Lösungen, jedes Jahr einen 
dicken Band Gesetze und Verordnungen produziert. In 
einer einzigen Generation ergeben sich nun auf des Juristen 
Büchergestell an die zwei Laufmeter allein von den eidge- 
nössischen Geistesprodukten dieser Art. „Als wichtigste 
neue Aufgabe‘‘ des Versicherungsamtes wurde z.B. bei 
dessen im Jahre 1904 erfolgter Gründung dem Direktor 
keineswegs der Schutz der schweizerischen Versicherten, 
sondern die „weitere Vorbereitung und Ausführung des 
Versicherungsgesetzes‘‘ bezeichnet (Protokoll von Hilter- 
fingen). Viele der bei deutschen Gesellschaften Versicherten 
würden wohl heute gerne manchen Paragraphen dieses Ge- 
setzes drangeben, wenn dafür rechtzeitig nach der Deckung 
gesehen worden und dadurch der Verlust von hundert 
Millionen Franken erspart geblieben wäre. 

Mag es sich um die Feldküchen der Artillerie oder um 
die Ein- und Durchfuhr ausländischer Geflügeltransporte 
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handeln, um Wohnungsfrage oder eidgenössische Kunst- 
pflege, um Verhinderung des Mädchenhandels oder Be- 
kämpfung von Warenspekulation und Wucher — immer 
verfallen unsere Behörden auf das eine Mittel der Regle- 
mente. Schon 1904 ist Nationalrat Secretan dagegen auf- 
gestanden, aber umsonst. „La commission du conseil natio- 
nal... s’eleve dans son rapport contre la manie des regle- 
ments. Elle constate que l’on reglemente Eenormement 
dans l’administration federale‘“ (Sten. Bull. 1904, S. 302). 
Die Zeit des Weltkrieges bedeutet in dieser Hinsicht einen 
Höhepunkt unserer Verwaltungstätigkeit, der alles frühere 
in Schatten stellte. Und seither sollte selbst die Kluft 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer durch Gesetze 
überbrückt werden. „Der eidgenössische Gesetzgeber muß 
der Werkmeister‘‘ dieser Brücke sein, meinte ein typischer 
Vertreter des wohlmeinenden und volltönenden Parlamen- 
tarismus. 

Die Herren besitzen einen blinden Glauben an die Be- 
deutung juristischer Formulierung. Es liegt uns ferne, die 
Nützlichkeit guter Gesetzgebung und richtigen Rech- 
tes aller Art für das friedliche Zusammenleben und Zu- 
sammenwirken der Menschen zu verkennen. Schädlich 
aber ist die Rechtsideologie, die Reglementiererei. Dieser 
Mißbrauch leistet der Unfähigkeit Vorschub. Es ist leicht, 
ein Reglement zu schreiben. Organisatorische Fähigkeiten 
sind dafür entbehrlich. In aller Seelenruhe setzt man das 
„Gesetz“ im Sinne von „Buchstaben“ an Stelle des innern 
Gesetzes. Ob man sich in Uebereinstimmung mit dem 
Leben befindet oder nicht, ist dem Bureaukraten weniger 
wichtig. Schwächlich unternommene Versuche zu produk- 
tiven Lösungen, wie die Gründung der Union Maritime, 
enden schließlich bei einer bureaukratischen Regierung 
immer wieder in der bekannten lächerlichen Maus. Aus den 
62 Millionen Franken, welche die Nation dabei — neben 
wichtigerem — verloren, wird schließlich irgendein Reg- 
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lement über ‚die Verpfändung von Schiffen‘ oder ‚‚die 
Schweizerflagge auf dem Weltmeer“. Dabei fehlt dem 
Bureaukraten das Auge dafür, daß papierene Lösungen, 
wie der Mieterschutz, die notwendigen positiven Lösungen, 
den großzügigen Wohnungsbau nach rationellen Methoden, 
geradezu verzögern. Mit Recht hat Nationalrat Seiler 
darauf hingewiesen, daß wir so lange Wohnungsnot haben, 
als der Mieterschutz mit seinen Verboten besteht. Ob 
auch nur das Saatgut wieder eingebracht wird, kommt für 
den Bureaukraten in zweiter Linie, wenn nur ein schönes 
Reglement über zwangsweisen Getreideanbau auf dem 
Kanzleitische liegt. Und wenn sich das Volk unzufrieden 
zeigt, verspricht man ihm, ‚die Gesetzgebung zu be- 
schleunigen“. 

Die Bureaukraten meinen es gut. Sie wollen mit ihren 
Erlassen helfen und den Untergebenen vor Irrtum und 
Fehlern bewahren. Ihre Mentalität erlaubt ihnen nicht, 
die Untauglichkeit ihres Mittels einzusehen. In außer- 
ordentlichen Verhältnissen kommt wohl der Bundesrat 
gelegentlich dazu, sich zu fragen, ob durch allgemeine 
Vorschriften wirklich die Schwierigkeiten überwunden wer- 
den können. Es war der Fall, als man durch die Not ge- 
zwungen wurde, kaufmännische Angestellte einfach nach 
Eignung zu suchen (VIII. Neutralitätsbericht, S. 34). 
Da mußte unsere Regierung von ihren bureaukratischen 
Methoden abweichen. Aber auch die tüchtigsten Leute, 
zu spät geholt, können nicht mehr jeden Karren aus dem 
Sumpfe ziehen. Was zur richtigen Zeit beglückende Resul- 
tate hätte haben können, reichte so nur, um das Schiff 
notdürftig über Wasser zu halten. 

Drei Worte genügen, um die Bundesverwaltung der 
letzten Jahrzehnte zu charakterisieren: ‚Reglemente statt 
Leben‘. In der Tat, keine Schwierigkeit war so groß, daß 
nicht ein neues Reglement zur Hand gewesen wäre, um ihr 
zu begegnen oder wenigstens dergleichen zu tun. Wenn 
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es sich als verfehlt erwies, so war man um ein neues, ver- 
bessertes und ungefähr gleich wirksames Reglement auch 
nicht verlegen. 


VERANTWORTUNGSLOSES SYSTEM 


„Deckung statt Verantwortung“ ist die unausgesprochene 
Devise aller Bureaukraten. Und es muß zugegeben werden, 
daß hierin ein hoher Grad von Vollkommenheit erreicht 
ist. Es gibt keinen Schützengraben, er mag noch so tief 
gegraben und noch so kunstgerecht mit armiertem Beton 
ausgebaut sein, der ebenso gute Deckung gewährt, wie 
ein Wall von Papier. Alle Reglemente sind unbewußt ab- 
sichtlich darauf angelegt, daß niemand je zur Verantwortung 
gezogen werden kann, jedenfalls nie einer von den Großen. 
Die Kleinen natürlich kann man auch heute noch hängen, 
wenn es ausnahmsweise opportun erscheint. Was tut man 
nicht, um die Aufregung des Volkes zu beschwichtigen! 

In der Frage der deutschen Versicherungen hat der 
damalige Chef des Finanzdepartements einen Brief an 
Herrn a. Nationalrat Besson unterzeichnet, der durch 
Mangel an Sachkenntnis dermaßen verblüffte, daß man 
anläßlich der Untersuchung gerne gewußt hätte, wer für 
diesen Brief verantwortlich sei. Der Herr Bundesrat war 
selbstverständlich nicht verantwortlich; denn er hatte ja 
nur unterschrieben, und überdies wäre bei der Auswahl der 
Bundesräte und dem Wechsel der Departemente von einem 
Departementschef zu viel verlangt, wenn man erwarten 
wollte, daß er alle von ihm zu unterschreibenden Briefe 
nicht nur allgemeiner Natur verstehe. Nun war aber auch 
nicht feststellbar, welcher Beamte den Brief redigiert hatte, 
was in jedem ordentlichen Geschäft aus den Initialen ohne 
weiteres hervorgegangen wäre. Schließlich fiel der Ver- 
dacht auf einen inzwischen ausgetretenen Beamten. Doch 
dieser erklärte, sich angesichts der Tausende von Briefen, 
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die er im Dienste der Eidgenossenschaft geschrieben, nicht 
zu erinnern... 

„Die Beamten der Eidgenossenschaft sind für ihre Ge- 
schäftsführung verantwortlich“, sagt Art. 117 der Bundes- 
verfassung. Wie merkwürdig, daß trotzdem jedesmal, es 
mögen nun die hundert Millionen der deutschen Versiche- 
rungen oder die zweiundsechzig der Union Maritime oder 
irgendwelche andere Verluste der Nation sein, niemand 
schuld ist. Sollte am Ende jener Artikel der Bundesver- 
fassung nur „auf dem Papier stehen“ ? 


KOMMISSIONALISMUS, INSTANZENZUG 
SEKRETÄRWIRTSCHAFT 


Ueberall da, wo über die wichtigsten Fragen entschieden 
oder die oberste Kontrolle ausgeübt werden soll, ist es be- 
rechtigt, daß eine Mehrheit von Menschen gemeinsam Be- 
schlüsse faßt. Wohl bedarf es auch da eines außerordent- 
lich entwickelten Verantwortungsgefühles, sollen nicht 
Abstimmungen zu reinen Formalitäten herabsinken. Wo 
aber kommissionale Erledigung durchsichtigerweise bloß 
dazu dient, nirgends ernstliche Verantwortlichkeit auf- 
kommen zu lassen, und wo schon die Zusammensetzung 
zeigt, daß nach Kompetenz nicht in erster Linie gefragt 
wurde, da werden Kommissionen zu den Totengräbern der 
ihnen anvertrauten Aufgaben. In diesen Fällen kann von 
Kommissionalismus gesprochen werden. 

Soweit die Behandlung einer Frage durch mehrere In- 
stanzen der allseitigen fachmännischen Abklärung dient, 
ist der Weiterzug gut. Soweit derselbe aber nur dem 
Wunsche entspricht, dem Untergebenen die Verantwortung 
des in seinem Bereich nötigen Entscheides abzunehmen, ist 
er unrichtig. 

Ein geistvoller Jurist, Beamter einer Kreiseisenbahn- 
direktion, hat vor wenigen Jahren den Weg skizziert, welchen 
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ein Projekt für eine kleine Verbesserung irgendeiner kleinen 
Nebenlokalität eines Stationsgebäudes zu nehmen hatte. 
Dem Laien, der in die Geheimnisse bureaukratischer Or- 
ganisation nicht eingeweiht war, bot die tabellarische Auf- 
stellung viel Interessantes. Es waren darin über 15 Stellen 
eingetragen, welche alle das Projekt passieren mußte, be- 
vor an die Ausführung gedacht werden konnte. Die Spros- 
sen einer ganzen Leiter mußte es hinaufsteigen, bis nach 
Bern, und wieder hinunter. Jeder der Herren, den es 
passieren mußte, setzte sein Visum dazu und allfällige Be- 
merkungen. 

Bei dieser Arbeitsmethode ist selbstverständlich, daß 
es ein halbes Jahr dauerte, bis eine große Station erfahren 
konnte, ob sie ein Ziviltelephon einrichten dürfe. Daß das 
Telephon auf diese Weise schon mehr kostete als die ganze 
Einrichtung, bevor entschieden war, ob es bewilligt werde, 
beunruhigt ein Bureaukratenherz wenig. 

Ein Beamter hat zu ungefähr derselben Zeit ausgerech- 
net, was ein Besen kostete, der in einem Laden der be- 
treffenden Stadt von den Bundesbahnen gekauft wurde. 
Der Besen selber kostete natürlich, was eben in einem Laden 
ein Besen kostet. Was aber dazu die Formulare kosteten 
und die Zeit, welche eine ganze Reihe von Beamten 
zur Ausfüllung, Begutachtung und Visierung bis zum 
schließlichen Kauf und nachher bis zur Bezahlung brauchte, 
machte ein Vielfaches des Preises aus, den der Besen bei 
einfachem Kauf auf Befehl des Stationsvorstandes ge- 
kostet hätte. 

Daß bei diesem System des Aktenschiebens nach oben 
und unten die Entscheidungen selber, welche oft ohne 
eigene Einsicht getroffen werden müssen, nicht immer den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechen, liegt nahe. Manch- 
mal haben sich die letzteren auch längst geändert, bis eine 
solche Entscheidung ihren Bestimmungsort erreicht und 
zur Auswirkung kommt. Seit einigen Jahren ist verschie- 
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denes besser geworden, aber nachdem zwanzig Jahre lang 
dieses System geherrscht, braucht man wahrhaftig nicht 
zu fragen, wieso die Bundesbahnen und ihr Betrieb so 
teuer geworden sind. 

Während Kommissionalismus und Instanzenzug dem 
Mangel an Vertrauen in die Menschen entspringen, ist 
Sekretärwirtschaft durch Mangel an Tüchtigkeit des Chefs 
begründet. Nur wo dem Chef genügende Sachkenntnis 
oder Charakterfestigkeit fehlt, erhalten Sekretäre jene un- 
heimlich verantwortungsvolle Macht, welche das schlimmste 
Hemmnis in der Arbeit eines solchen Departementes be- 
deutet. Treffend hat Nationalrat Hirter gesagt: „Wenn 
ein Bureaukrat sein Unwesen treibt“, tut er es am leich- 
testen dort, ‚wo er durch die Unterschrift des Chefs ge- 
schützt ist‘ (Sten. Bull. 1913, S. 394). Wo aber der Leiter 
einer Organisation seiner Aufgabe gewachsen ist, da sind 
Sekretäre flinke Gehilfen, intelligente Berater, fein sich ein- 
fühlende Ausführer von Direktiven, und können sich als 
solche nützlich und entlastend betätigen. 


DIE BUREAUKRATEN SELBER LEIDEN 
UNTER IHREM SYSTEM 


Gerade die Besten unter den Angehörigen eines bureau- 
kratischen Systems empfinden selber, daß bei solcher Ar- 
beitsweise in ihrem Innersten etwas leidet. Sie laufen Ge- 
fahr, aus jungen strebsamen Leuten innert weniger Jahre 
zu resignierenden Philistern zu werden. Korrektes Er- 
füllen des Pflichtenheftes genügt. Sie wissen, daß solange 
sie nicht geradezu ein Verbrechen begehen, die Reihen- 
folge beim Vorrücken in die nächste Rangklasse eingehalten 
wird. Es wäre völlig zwecklos, ja gefährlich, sich durch 
besondere Leistungen hervorzutun oder gar durch Ver- 
besserungsvorschläge die Ruhe der Vorgesetzten zu stören. 
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Manche suchen unter solchen Umständen ihre innere Be- 
friedigung außerhalb der beruflichen Tätigkeit. 

Es brauchte an die Spitze eines bureaukratischen Sy- 
stems nur ein Mensch zu treten, der zu durchblicken und 
in richtige Bahnen zu lenken befähigt wäre, so lebten die 
Kräfte, die im Bureaukraten niedergehalten werden, auf, 
und dessen Fähigkeiten könnten zur Auswirkung gelangen. 
Bei den schweizerischen Beamten, welche aus einem ge- 
sunden Volke und nicht aus abgeschlossener Beamtenkaste 
stammen, besteht diese Möglichkeit in besonders hohem 
Maße. 
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3. BEFREIENDE ORGANISATION 


„Man soll niemals das selbst verrichten, was 
andere ausführen können. Denn die wichtigste 
Arbeit ist solche, die kein anderer vollbringen 
kann, und deren gibt es stets genug.“ 


Hirter, Nationalrat. 
Befreiende Organisation ist das Natürliche unter füh- 
lenden und denkenden Menschen. Sie ist das Gesunde, 
Lebendige, Werteschaffende. Sie ist das Haus, in dem 
einem wohl ist, weil man seine besten Kräfte sich entwickeln 
fühlt. Sie ist in allem das Gegenstück zur bureaukratischen 
Methode. 


DEZENTRALISATIONDER VERANTWORTUNG 


Ob vom Vorgesetzten auf seine Untergebenen dezentra- 
lisiert werde; von der Regierung auf die Verwaltung; vom 
Bund auf die Kantone oder auf Selbstverwaltungskörper — 
überall tritt das gleiche Bestreben hervor: nach unten 
Verantwortung abzuschieben, soweit sie dort getragen wer- 
den kann, sich selber aber für neue und immer größere 
Aufgaben frei zu halten, in welchen sich dann wieder Ge- 
legenheit zu fruchtbarer Dezentralisation bietet. 

Die Dezentralisation auf Mitarbeiter ist nicht durch 
Reglemente faßbar. Der psychologisch feine Vorgesetzte 
hat ein Gefühl für die momentane Fähigkeit seiner Gehilfen. 
Unter entwicklungsfähigen Menschen kommt da jedes Re- 
glement zu spät. Es ist überholt, bevor es beschlossen ist. 

Ein Chef eines großen schweizerischen Elektrizitäts- 
werkes schreibt zur Dezentralisation der Verantwortung, 
„daß diese Methode sehr rasch die Abklärung darüber 
bringt, ob der gute Wille vorhanden ist oder nicht. Das 
System stellt an das gesamte Personal automatisch viel 
höhere Anforderungen; denn es wäre leichter, nach einem 
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Schema zu arbeiten und sich hinter Reglemente, Vor- 
schriften oder Gesetze verschanzen zu können, als jede 
Handlung nach ihrer innern Begründung zu richten und 
nach außen vertreten zu können“. Solche Stimmen von 
Männern, die im praktischen Leben stehen, geben die Ge- 
wißheit, daß die Schweiz immer noch ein günstiger Boden 
für vernünftige Reformen ist, mag es auch oft scheinen, 
als ob die bureaukratische Denkweise alles überwuchere. 

Dezentralisation der Verantwortung hat nur Sinn, wenn 
sie mit gewissenhafter Auswahl der Untergebenen Hand in 
Hand geht. Dem Bureaukraten aber ist gleichgültig, ob 
ein Waffenchef Wille oder Markwalder heißt. Die Haupt- 
sache ist, daß er während der Bureauzeit dasitzt. 


EINZELVERANTWORTUNG UND KONTROLLE 


Wo richtig organisiert wird, liegt jede Verantwortung 
bei einer Stelle. Nach oben wird wohl berichtet, aber 
entschieden wird von dem, der die direkte Einsicht hat. 
Solche Verantwortung mag oft bis an die Grenzen der 
Kraft gehen. Gerade das ist heilsam. Denn Verantwortung 
macht stark. Wir sind es den Untergebenen in Verwaltung, 
Armee, Wirtschaft und wo immer es sei, schuldig, ihnen 
Verantwortung zu lassen. Sie haben ein Recht darauf, zu 
wachsen, und sie können das nur in einem System der per- 
sönlichen Verantwortung. 

Solche ist nicht gleichbedeutend mit verfassungsmäßig 
gewährleisteten Ministeranklagen. Diese kommen immer 
zu spät. Sie hat vielmehr den verhütenden und fördernden 
Sinn, daß jeder weiß, wofür er verantwortlich ist und in- 
folgedessen seine Aufgabe zum Wohle des Ganzen und im 
Interesse des eigenen Vorwärtskommens lösen kann. 

Vertrauen ist der größte Erziehungsfaktor. Direktor 
Zimmerli, der bedeutende Förderer von Schiers, an den 
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viele ehemalige Schüler im ganzen Lande herum mit Ver- 
ehrung denken, hat fehlbaren Knaben immer wieder Ver- 
trauen entgegengebracht. Er wußte, daß dies das beste 
Mittel ist, um die Menschen weiterzubringen. Das gleiche 
ist der Fall im Staat. Aber die Bureaukraten setzen ihr 
Vertrauen in gedruckte Verbote und Gebote; sie haben 
kein Vertrauen in die Menschen, weil sie zu sich selber oft 
keines haben und haben können. 

Mit weitherziger Ueberlassung von Verantwortung muß 
wirksame Aufsicht verbunden sein. Jeder Führer ist seinen 
Mitarbeitern gegenüber verpflichtet, es an lebendigem per- 
sönlichem Kontakte nicht fehlen zu lassen. Es sind immer 
nur wenige Menschen, welche zu der Stufe der Entwicklung 
gereift sind, daß sie in ihrer Arbeit der menschlichen Hilfe 
entraten können. 

Es ist bezeichnend, daß das bureaukratische System 
weder der Pflicht, klare Verantwortung zu schaffen, noch 
der Pflicht, eine wirksame Kontrolle auszuüben, nachkommt. 
Bei befreiender Organisation dagegen ist beides der Fall 
und niemand betrachtet es als einen Eingriff, wenn eine 
effektive Kontrolle durch Vorgesetzte und besondere Kon- 
trollorgane ausgeübt wird. Sie ist das selbstverständliche 
Gegenstück zum geschenkten Vertrauen, der selbstver- 
ständliche Ausfluß des lebendigen Verantwortungsgefühls 
des Vorgesetzten. Von Sachkenntnis getragene Kontrolle 
liegt sogar im Interesse des Untergebenen. Er lernt dabei. 
Seine Tüchtigkeit und Treue kommen an den Tag. Fehler 
können abgestellt werden, bevor sie zu einer scharfen Maß- 
nahme zu führen brauchen. 


PERSÖNLICHKEIT, NICHT STARRES SYSTEM 


Schaffung von Persönlichkeiten ist in dem Maße die 
Hauptsache, daß es nicht einmal in erster Linie darauf 
ankommt, wie die momentane Aufgabe gelöst wird. Es 
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ist oft wichtiger, daß ein Anderer durch Fehler dazu komme, 
die zukünftigen Aufgaben selbständig zu lösen, als daß 
die heutige Aufgabe von dem gelöst werde, der es heute 
schon kann. Wenn das Nestl&-Unternehmen in einem hal- 
ben Jahrhundert aus kleinen Anfängen die bedeutendste 
Weltorganisation der Branche wurde und wenn es aus der 
schlimmen, durch das Versagen der obersten Leitung her- 
beigeführten Krisis wieder hochkommt, so ist es deshalb, 
weil hier in der guten Zeit konsequent Männer zu selbstän- 
digem Handeln erzogen worden sind. 

Befreiende Organisation liegt immer vor, wenn und 
solange an der Spitze ein Organisator steht. In ihm ist 
Freiheit. Das zeigt sich schon in seinem äußern Verhalten. 
Der freie Führer ist immer da, wo die Entscheidung fällt. 
Bald in der Stille: dann fällt eine Entscheidung in seinem 
Innern. Bald in der Welt draußen: dann fallen Entschei- 
dungen dort. Wo der Führer erscheint, da geht Leben von 
ihm aus. Wenn jeweilen Napoleon zu seinen Armeen kam, 
so wußte es der Feind sofort. Denn vom Momente an 
jagten die Staffetten einher. Das Heer traf lebhafte Vor- 
bereitungen. Schon von diesem Anblick wurde der Feind 
nervös und die Hälfte des Sieges war bereits errungen. 
Und wenn wir uns von den Truppenlagern der Weltgeschichte 
auf den Zürcher Paradeplatz begeben, so verhält es sich 
da ebenso. Wenn Abegg-Arter jeweilen daherkam, wandte 
sich mancher Angestellte der Kreditanstalt mit vermehr- 
tem Eifer seinen geschäftlichen Angelegenheiten zu. 


MAXIMUM AN LEISTUNG MIT MINIMUM 
ANAUFWAND 


Unter den größeren schweizerischen Organisationen ist 
es wohl die Stiftung Pro Juventute, welche diese Organi- 
sationsmethode am reinsten durchgeführt hat. Das ist das 
Geheimnis ihres Erfolges. Unter der Aufsicht eines aus 
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bedeutenden Persönlichkeiten bestehenden Stiftungsrates 
und dessen Ausschuß legte der Zentralsekretär das Haupt- 
gewicht der Arbeit darauf, als Bezirkssekretäre je die 
tüchtigste in einem Bezirk dafür auffindbare Person zu 
gewinnen und ihr eine ungewönliche Verantwortung zu 
überlassen. Diese über 150 Bezirkssekretäre haben ihrer- 
seits wieder in jeder Gemeinde je die dafür tauglichste 
Persönlichkeit für die Stiftungsarbeit gesucht und ihr weit- 
gehende Einzelverantwortung überbunden. So wurde es 
möglich, daß dieses Werk, vor erst 15 Jahren gegründet, 
schon nach kurzer Zeit die ganze Eidgenossenschaft mit 
lebendiger Arbeitsgemeinschaft deckte und dem Lande auf 
ihrem Tätigkeitsgebiet wertvollere Dienste zu leisten be- 
rufen war, als die kostspieligen staatlichen Fürsorgeämter 
in Bern. Ein ursprüngliches Stiftungskapital von 5000 
Franken ermöglichte, daß der Jugendfürsorge des Landes 
jährlich über eine halbe Million zugeführt werden konnte. 
Ein kleiner Stab von ständigen Angestellten genügte, um 
ein Heer von freiwilligen Mitarbeitern gegen die Uebel, 
welche am Marke des Volkes zehren, in Bewegung zu setzen. 
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4. KOLLABORATION 
„Viribus unitis!“ 

Die Manchesterleute haben geglaubt, das Wachstum 
ihrer Persönlichkeiten und Unternehmungen auch um den 
Preis des Wohles von Tausenden ihrer Mitmenschen an- 
streben zu sollen. Sie haben sich geirrt. In ihnen ist unsere 
Rasse nochmals auf die Stufe der Renaissancemenschen 
& la Borgia und der Titanen des Altertums zurückgesunken. 
Der zu wirklicher Größe bestimmte Mensch bedarf solcher 
Mittel nicht. Von der Begegnung mit ihm gewinnt, wer 
immer mit ihm in Berührung kommt. 

Nur eng veranlagte Menschen können meinen, daß 
Individualismus und ‚Sozialismus‘ unvereinbar seien. 
Es gehört zum Wesen der Persönlichkeit, daß in ihr dieser 
„Gegensatz“ überwunden ist. Der großveranlagte Mensch 
ist einsam und sozial zugleich. 

Edison ließ eine Ohrenoperation nicht vornehmen, welche 
seine Schwerhörigkeit gefahrlos behoben hätte, weil er es 
für besser hielt, ‚wenn die Geräusche der Welt ausgeschaltet 
seien“. Alle Bedeutenden brauchen immer wieder Ein- 
samkeit. Der Rückzug in die Stille und Abgeschiedenheit 
gibt die Kraft, zu anderen Zeiten in um so höherem Maße 
sozial wirksam zu sein. Individuelle Entwicklung bis zur 
ausgeprägten Persönlichkeit und intensive Anteilnahme am 
Gemeinschaftsleben schließen sich nicht aus. Sie kommen 
bei richtigen Organisationsmethoden sogar in ein Verhält- 
nis wirksamster gegenseitiger Befruchtung. 

Dies zu erweisen ist die Schweiz, welche von jeher in 
föderalistischer Organisation die verschiedenartigsten Cha- 
raktere verband, in ausgezeichneter Weise berufen. Durch 
die ganze Schweizergeschichte zieht sich wie ein roter 
Faden: Wo immer sich die Eidgenossen zur Zusammen- 
fassung der Kräfte entschließen konnten, blühten Wohl- 
stand und Glück. Wo sie aber ihre Kräfte zersplitterten, da 
folgte gar bald ein Marignano. 
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FUSIONEN 


In Nordamerika geht das Bestreben dahin, Eisenbahn- 
gesellschaften, welche mehrmals so groß sind wie unsere 
Bundesbahnen, in rationelle Großbetriebe zusammenzu- 
fassen. In der deutschen chemischen Industrie, die ein 
Aktienkapital im Börsenwert von drei Milliarden repräsen- 
tiert, ist es unter dem Druck der Wirtschaftskrisis ge- 
lungen, die der vollen Fusion entgegenstehenden Schwierig- 
keiten organisatorischer Natur, wie die vernünftige Zu- 
sammenfassung von nahezu hundert Direktorenstellen der 
verschiedenen Gesellschaften, zu überwinden. Beinahe 
täglich folgen sich die Nachrichten von neuen produk- 
tiven Fusionen in der alten und neuen Welt. Wir in der 
Schweiz hingegen zögern. Geht es uns trotz aller Krisen 
noch zu gut, als daß die Mächtigen die zur Kräftezu- 
sammenfassung nötigen Opfer zu bringen vermöchten ? 

Und doch betrug allein der unmittelbare produktive 
Wert der Nestle-Cham-Fusion im Jahre 1905 mindestens 
50 Millionen Franken. Der Nettoertrag der vereinigten Un- 
ternehmen stieg nach dem Uebergangsjahr von zusammen 
6 Millionen auf 10 Millionen Franken, wobei die Haupt- 
zunahme vorerst zu innern Abschreibungen und Reserve- 
stellungen verwendet wurde. Der mittelbare Wert aber 
war noch viel größer; denn ohne die Zusammenfassung der 
Kräfte der beiden damals bedeutendsten Konkurrenten des 
Weltmarktes wäre undenkbar gewesen, daß der Nettoer- 
trag in den letzten Kriegsjahren ohne ausbeuterische Aus- 
nützung der Situation auf jährlich über 30 Millionen Franken 
stieg. Die Verzinsung des effektiv neu hinzugekommenen 
Kapitals beanspruchte nur ein Viertel der Zunahme. Kein 
Wunder also, daß sich ein Führer von Nestle als ‚‚fusioniste 
enrage‘““ bezeichnete. 

Zwischen produktiven Zusammenschlüssen und aus- 
beuterischer Ringbildung ist wohl zu unterscheiden. Wenn 
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eine Fusion konsequentere Durchführung der Arbeits- 
teilung und großzügigere Organisation des Absatzes zur 
Folge hat, so kann billigere und bessere Bedienung der 
Kundschaft bei gleichzeitig besseren Arbeitsbedingungen 
und höherer Kapitalrendite die Folge sein. Kartelle da- 
gegen, welche ein künstliches Hochhalten der Preise oder 
dauernde Festlegung eines momentanen Kräfteverhältnisses 
zum Zwecke haben, sind schädlich. Sie sichern unver- 
diente Gewinne auf Kosten der Kundschaft und schaffen 
die Möglichkeit, daß veraltete Arbeitsmethoden weiter be- 
stehen können. Walter Boveri hatte den Mut, öffentlich 
insbesondere die Methode zu geißeln, nach welcher Detail- 
händler, die das künstliche Hochhalten der Preise nicht 
mitmachen, vom Kartell boykottiert werden. Solche Kar- 
telle sind Schädlinge in der Wirtschaft. 

Der Weg produktiver Fusionen ist schwer, aber frucht- 
bar. Er darf nicht gemieden werden zugunsten des leichten 
Weges ausbeuterischer Kartelle.. So verstanden ist die 
Abneigung gegen Großbetriebe, welcher man oft begegnet, 
unbegründet. Großbetriebe brauchen nicht Trusts im 
schlechten Sinne des Wortes zu sein. Es ist nur zu wün- 
schen, daß ein „low cost producer‘ wie Ford, der durch 
fortwährende Verbesserungen der Produktionsmethoden 
den Verkaufspreis des Produktes selbst bei steigenden 
. Rohmaterialpreisen herabzusetzen vermochte, wächst. Je 
größer seine Betriebe, um so größer werden die Dienste 
sein, die er den Menschen leisten kann. Und wenn er dabei 
zugleich noch reich wird und seine Mitarbeiter die best- 
bezahlten der Welt sind, so ist auch das nachahmenswert. 
Nur ist es eben leichter, mit Schlagworten wie ‚Trust‘ 
um sich zu werfen, als Spitzenleistungen der Kollaboration 
zutage zu fördern. 

Den höchsten produktiven Wert haben die politischen 
Fusionen. Die Bildung der Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika, die Einheit Italiens, die Schaffung des Deutschen 


44, 


Reiches, der südafrikanische Staatenbund, das sind histo- 
rische Entwicklungen, welche neue kulturelle Möglichkeiten 
schufen und insbesondere unermeßliche wirtschaftliche Vor- 
teile brachten. 

Wir Schweizer haben Früchte solch staatenbildender 
Kraft selber geerntet. Nach der Auffassung von vielen 
beginnt ein würdiges nationales Leben bei uns erst mit 
1848. Die bundesstaatliche Zeit war die glücklichste der 
Schweizergeschichte. Trotz aller menschlichen Schwächen, 
die unserem Bundesstaate heute anhaften, fehlten in dieser 
Periode wenigstens die Bruderkriege. Die Möglichkeit zur 
Lösung gemeinsamer Aufgaben nahm mit der besseren 
Zusammenfassung der Kräfte zu. 


MITARBEITER 


Ein weiterer, bei uns zur Zeit schlecht ausgenützter 
Produktionsfaktor ist die richtige Mitarbeiterbehandlung. 
Als im Verwaltungsrat von Nestle einmal besprochen wurde, 
„welche mündlichen Mitteilungen an der Generalversamm- 
lung zu machen seien‘, da trat Vater Roussy dafür ein, 
„allen Aufschluß zu geben“. ‚‚Messieurs, ayez confiance 
dans vos actionnaires, je les considere comme mes amis““, 
sagte er. Damals waren die Führer dieses Weltunternehmens 
stolz darauf, daß auch die Angestellten und Arbeiter im denk- 
bar besten Verhältnis zum Unternehmen standen und die 
führenden Verwaltungsräte als Chefs der ‚famille Nestle“ 
betrachtet wurden. Jeder, der mit ihnen ging, war wohl- 
wollender Behandlung, seinen Kräften entsprechender Ar- 
beit und wachsenden Wohlstandes sicher. 

Während der Zeit, da die Leitung dann wenig Ursache 
hatte, mit sich selber zufrieden zu sein, war es anders. Als 
z. B. an einer der letzten Generalversammlungen ein Aktio- 
när wissen wollte, zu welchem Kurs die 69,000 Aktien 
Peter-Cailler-Kohler in der Nestle-Bilanz standen, erhielt 
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er vom Vizepräsidenten die verächtliche Antwort: ‚Zu 
rechten Kursen“. Die Krisis wurde benützt, um alte An- 
gestellte, welche Jahrzehnte dem Dienst des Unternehmens 
gewidmet, auf die Straße zu stellen. 

Aktionäre, Obligationäre, Angestellte und Arbeiter sind 
alle gleicherweise Mitarbeiter der wirtschaftlichen Führer. 
Alle vier sind in unserem Lande von einem an Degenerations- 
merkmalen leidenden Teil der Unternehmerschaft un- 
würdig behandelt worden. Und doch wird jeder, der unsere 
schweizerischen Verhältnisse kennt, sagen müssen, daß 
solches Verhalten nirgends in der Welt weniger gerecht- 
fertigt ist. Der schweizerische Aktionär ist schon zufrieden, 
wenn er eine rechte Dividende und vielleicht einmal ein 
Bezugsrecht bekommt, mögen im übrigen die Verwaltungs- 
ratskreise den Vortritt haben. Die Obligationäre haben in 
manchen Fällen gegenüber den Unternehmern eine derart 
bewundernswerte Langmut gezeigt, daß man sich oft fragt, 
ob nicht Scheu vor Uebernahme der Verantwortung das 
tiefe eigentliche Motiv ihrer Opferwilligkeit ist. Die Ange- 
stellten haben in manchen Häusern organisatorische Auf- 
fassungen, welche diejenigen der obersten Leitung weit 
übertreffen, und mußten doch zusehen, wie „durch Unehr- 
lichkeit und Größenwahn die besten Geschäfte zugrunde 
gerichtet‘‘ wurden. Ihr Wunsch nach Mitarbeit an den 


nötigen Reformen wird aber trotzdem manchenorts vom . 


hohen Roß herab zurückgewiesen. Und gar unsere Ar- 
beiter! Wer sie revolutionär nennt, ist schlecht beraten. 
„Der Zug der Hausbesitzer‘ heißt in Bern die Maidemon- 
stration. Die schweizerischen Arbeiter sind für die klein- 
sten Anzeichen dafür, daß in ihnen der Mensch geachtet 
wird, dankbar. Leider sind diese selten. Im Verhältnis 
zum Arbeitgeber hat ein Mißtrauen Platz gegriffen, das 
auf unsere Wirtschaft verheerender wirkt als alle Einfuhr- 
erschwerungen fremder Staaten. Gerade im qualifizierten 
Menschenmaterial liegt die Stärke der Schweiz. Sobald 
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Führer am Ruder sind, welche Vertrauen genießen und 
verdienen, und welche in hoher Dividende, gutem Lohn 
und kurzer Arbeitszeit wohl vereinbare Dinge sehen, gibt 
es kein anderes Land, das in dieser Hinsicht besser ge- 
stellt ist. 

Aber der Mensch ist ein feines Instrument, feiner noch 
als jene Geige des armseligen Bettlers im Prater zu Wien. 
Diese kratzte erbärmlich, bis einmal ein großer Künstler 
vorbeiging und sie aus der Hand des Stümpers nahm. 
So herrliche Töne entlockte er ihr, daß die Spaziergänger 
stehen blieben, sich eine große Menge bildete und der 
Bettler seine Geige nicht mehr kannte. Die wenigen Augen- 
blicke brachten ihm mehr ein, als was er sonst in einem 
Jahr zum kärglichen Unterhalt verdiente. Wenn Künstler 
dieser Art die schweizerische Wirtschaft in die Hand nehmen, 
werden alle, die jetzt mit Recht mürrisch vorbeigehen, 
wieder Freude haben. Denn das Instrument ist gut. 

Swope, der schon erwähnte Leiter der General Electric 
Co., war während der europäischen Tätigkeit der ameri- 
kanischen Armee die rechte Hand des hohen Funktionärs, 
welcher für die Verpflegung der Truppen zu sorgen hatte. 
Eines Tages war ein bestimmter Operationsplan auszu- 
führen. Swope ging zu dem General, welchem die Aus- 
führung oblag und gewann ihn so für die Idee, daß der- 
selbe nicht entschiedener hätte einspringen können, wenn 
es seine eigene gewesen wäre. Als Swope ins Hauptquartier 
zurückkam, meldete er: „Der General ist mit unserem 
Plan einverstanden“. ‚Wie!‘ rief sein Vorgesetzter aus, 
„er ist einverstanden? Das war ein Befehl!“ Als Swope 
ihm erklärte, daß er das auch so aufgefaßt, aber der Meinung 
sei, es komme mehr dabei heraus, wenn der General völlig 
auf die Idee eingehe, bemerkte sein Vorgesetzter: „Swope, 
Sie schlagen den Teufel“. Im Verhältnis zum schweizeri- 
schen Arbeiter fehlt unserem Lande nichts als ein „Swope“, 
d.h. die Fähigkeit, den Mitarbeiter zum Verbündeten zu 
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machen. Ueberall, wo große Führer mitwirken, tritt Ueber- 
zeugung und Einsicht an Stelle von Zwang; denn Große 
haben Zwang nur gegen Verrückte nötig. 

Hannibal hat es zustande gebracht, durch seine Per- 
sönlichkeit in ein zusammengewürfeltes Heer von unge- 
bildeten Stämmen einen so festen Kitt zu bringen, daß 
er mit ihm über die ungebahnten Alpen steigen, ins Herz 
des feindlichen Landes vordringen und die erste große 
Einkreisungsschlacht der Geschichte wagen durfte. Keiner 
hat ihm eine entsprechende Führerleistung zur Seite zu 
stellen. Sie war nur möglich, weil alle seine Mitarbeiter, 
von welchem Stamme und Grad sie auch waren, für ihn 
durchs Feuer gingen. Und wenn sie möglich war, so muß 
auch das viel Leichtere möglich sein, das Schweizervolk, 
welches alle vierzehn Tage an einem Feste seine Einigkeit 
feiert, zu freudigem, harmonischem Zusammenwirken im 
täglichen Schaffen zu bringen. 

Das soziale Problem von heute verlangt, daß alle Mit- 
arbeiter werden, als solche sich selber fühlen lernen mit 
der ganzen im Worte liegenden Verantwortung und Freudig- 
keit und auch von den Andern als solche angesehen und 
behandelt werden. Gerade die höchststehenden und selb- 
ständig handelnden Menschen fühlen sich und dürfen sich 
nur als Mitarbeiter fühlen. Es handelt sich nicht um Ge- 
folgschaft gegenüber Menschen, sondern um Mitarbeit an 
der einen großen Sache. In diesem Bewußtsein liegt der 
Kern der sozialen Frage. Wo sich wirtschaftliche und po- 
litische Unternehmer in diesen Gedanken nicht finden 
können, und meinen, mit einem unpsychologischen Herr- 
im-Hause-tum durchzukommen; wo sich große Teile der 
Arbeiterschaft als Lohnsklaven fühlen, da kann es zu jener 
„Durchschlagskraft des geeinten Willens aller Mitarbeiter“ 
nicht kommen, welche die wichtigste Voraussetzung für 
das Gedeihen einer Gemeinschaft von Menschen ist. 
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MINDERHEITEN 


Zwar hat der Chef des Politischen Departements den 
Vertretern der Menschheit in Genf verkündet, die Minori- 
tätenfrage sei in der Schweiz gelöst. Doch sind diese Worte 
verständlicher als Ausfluß einer bewundernswürdigen Elo- 
quenz, denn als Schilderung bestehender Tatsachen. Weil 
die Gegend, aus der jener Bundesrat stammt, und insbe- 
sondere seine Partei in den Behörden des Bundes momentan 
aus Opportunität reichlich berücksichtigt sind, sagt unser 
Außenminister, die Minoritätenfrage sei gelöst. Mögen auch 
die sprachlichen Minoritäten, um welche es sich in jener 
Diskussion vor allem handelte, bei uns jetzt so respektiert 
werden, wie sie längst hätten respektiert werden müssen, 
so scheint jener Magistrat völlig zu vergessen, daß es heute 
dafür andere Minoritäten gibt, welche von den jetzigen 
Machthabern genau so schlecht behandelt werden, wie 
seine eigene politische Gruppe jahrzehntelang behandelt 
wurde. 

Daher ist notwendig, den Herrn Bundesrat an die Worte 
zu erinnern, welche der jüngst verstorbene Landammann 
Wirz von Sarnen im Jahre 1895 im Ständerat ausgesprochen: 
„Es ist eine historische Tatsache, daß 40 Jahre lang die 
zweitgrößte Partei im Schweizerlande keine Vertretung im 
Bundesrat hatte“. Bald kann die Sozialdemokratie ein 
ähnliches Lied singen und es wird wieder als Leistung 
unserer kurzsichtigen Parteipolitik festzustellen sein, daß 
Männer mit staatsmännischen Eigenschaften, welche sich 
häufiger in suchenden Minoritäten als in satten Majoritäten 
finden, durch ein unersprießliches System zugunsten von 
schwächlichen Redepolitikern von der Verantwortung fern- 
gehalten worden sind. 

' Wenn wir heute lesen, daß 1790 der Vorschlag des 
st.-gallischen Staatsmannes Müller-Friedberg, „wenigstens 
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die zugewandten Orte als gleichberechtigte Glieder in die 
Eidgenossenschaft aufzunehmen“, keinen Anklang fand, so 
wundern wir uns nicht mehr darüber, daß die Leiden über 
unser Land hereinbrechen mußten, welche uns die franzö- 
sische Herrschaft und die Eigenschaft als europäischer 
Kriegsschauplatz brachten. Aber wenn eine Nation von der 
politischen Reife der schweizerischen wenigstens heute aus 
ihrer Geschichte etwas zu lernen befähigt ist, so sollte sie 
aus jener Warnung und den Folgen ihrer Nichtbeachtung 
entnehmen, daß jeder Mensch als Mensch, ob er nun zu 
einer Majorität oder Minorität gehört, geachtet und be- 
rücksichtigt werden muß und daß kein System von Majori- 
täten und Minoritäten irgendeinem Bürger die Möglichkeit 
nehmen darf, mitzuwirken. 

Nichts wäre so sehr geeignet, den Schwierigkeiten der 
Gegenwart und Zukunft zu begegnen, wie kurzsichtigen 
Egoismus überwindende Kollaboration. Der in ihr liegende 
Dienst sollte von allen freudig geleistet und angenommen 
werden. Alle werden dabei besser fahren. Manche werden 
vielleicht an einer wertlosen Scheinselbständigkeit ein- 
büßen, dafür aber der Kraft nach um so aufrechter stehende 
Menschen sein. Mit Recht weist Gagliardi angesichts des 
Achtungserfolges, welchen sogar die isolierte und zu späte 
Gegenwehr der inneren Kantone gegen die Franzosen im 
Jahre 1798 davontrug, darauf hin, daß „dieselbe Kraft- 
anstrengung, vereinigt, wenige Monate früher genügt hätte, 
um den französischen Einbruch überhaupt abzuwehren“. 
Die bisherigen Erfahrungen dieser Art genügen, um den 
Wunsch nach Kollaboration in ihren verschiedenen Formen 
und auf den verschiedenen Lebensgebieten zu stärken. 
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I. STRUKTUR 
DER EIDGENOSSENSCHAFT 


„Alles Grosse ist einfach, 
Alles Einfache ist schwer“, 


Durch die Art seiner Staatsorganisation charakterisiert 
sich der Souverän selber: ob er den Staat handlungsfähig 
oder schwerfällig wünscht; ob er sich fürchtet vor den 
Tüchtigen oder ob er ihre Kräfte zur Auswirkung zu bringen 
sucht; ob er einfach denkt oder kompliziert. Daher ist 
die Staatsorganisation nicht nur im Hinblick auf die gute 
Funktion des Staates von Bedeutung, sondern auch sympto- 
matisch für den Reifegrad eines Volkes. 

Der lockere Staatenbund des ancien regime hatte direkt 
ins andere Extrem, den Einheitsstaat umgeschlagen. Nach- 
dem auch dieser seinen Dienst getan, lag am Anfang des 
letzten Jahrhunderts am nächsten, daß unsere Staatsform 
in die richtige Mitte pendelte. Nordamerika bot dafür schon 
damals das Vorbild eines demokratischen Bundesstaates. 
Wie natürlich aber auch diese Lösung für ein vielgestal- 
tiges Gemeinwesen wie die Schweiz sein mochte, so wiesen 
die Föderalisten alles, was nicht Kantönligeist war, zu- 
rück, und umgekehrt wollten die doktrinären Zentralisten 
lieber das Chaos, als von ihrem Einheitsstaat um Haares- 
breite abweichen. Ein halbes Jahrhundert darauf vermoch- 
ten dann weitsichtige Patrioten das Werk in einer Weise 
zu vollbringen, daß es heute sogar die damaligen Gegner 
nicht unvollbracht wissen möchten. Denn ohne jene schöpfe- 
rische Tat würde wohl finis Helvetiae inzwischen herein- 
gebrochen sein. 

Die Verhältnisse, für welche die Verfassung von 1848 ge- 
schaffen wurde, haben sich indessen geändert. Die Total- 
revision von 1874 und die vielen Teilrevisionen haben der 
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Entwicklung Rechnung zu tragen versucht. So oft ist nun 
aber die Verfassung in den acht Jahrzehnten ihres Be- 
stehens geflickt worden, daß der alte Stoff weitere Flicke 
nicht mehr aushält. Wird irgendwo ein Stich aufgetan, 
so reißen ganze Nähte nach. Durch die Nichtbeachtung 
der wesentlichsten Artikel hat die Bundesverfassung an 
Autorität eingebüßt. Es sollte nun eine lebendige Satzung 
an ihre Stelle treten. 

Für eine gründliche Reform ist die heutige Zeit günstiger 
als irgend eine frühere. Es ist niemand mehr da, der eine 
starke, handlungsfähige Schweiz nicht wünschen würde. 
Auch die wenigen übriggebliebenen Freunde des Einheits- 
staates dürften durch die Erfahrungen, welche mit der 
Bureaukratie im letzten Jahrzehnt gemacht wurden, von 
ihrer Ideologie geheilt sein. Durch die Entwicklung der 
organisatorischen Kunst, insbesondere dank dem selbstver- 
ständlich gewordenen Streben nach Dezentralisation der 
Verantwortung, ist überhaupt die Schlagworteinstellung des 
Föderalismus und Zentralismus gegenstandslos geworden. 

Das Schweizerhaus muß Schweizerstil haben. Es darf 
nicht Kopie eines fremden Musters sein. Insbesondere 
müssen wir der Versuchung widerstehen, die größte Demo- 
kratie der Welt nachahmen zu wollen. Wir würden damit 
auch dort nur schwächlich erscheinen. Der Vollblutameri- 
kaner Roosevelt hat gesagt: „Das Ursprüngliche ist stets 
dem Nachgemachten vorzuziehen, auch wenn das Nach- 
gemachte noch so vollkommen ist“. Die Wurzeln unserer 
Staatsorganisation sind unsere eigenen, unverfälschten, alten 
Demokratien. So weit zur Anregung auswärtige Vorbilder 
heranzuziehen sind, werden besser die Handlungsfähigkeit 
fördernde Bestimmungen übernommen als bureaukratische, 
wie es in wichtigen Punkten 1848 noch der Fall war. 

Ein wohnliches Haus mit einfachen Linien soll das neue 
Schweizerhaus werden. Der Aufbau der Eidgenossenschaft 
des 17. und 18. Jahrhunderts — mit ihren 13 Ständen und 
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den zugewandten Orten, den einzelnen und gemeinen Herr- 
schaften, alles wieder untereinander verschieden — war zu 
kompliziert, um kraftvolles Handeln in gemeinsamen Auf- 
gaben zu ermöglichen. Erst die Not brachte manchmal 
eine Zusammenfassung der Kräfte in eidgenössischen Fra- 
gen. Der Bundesstaat von 1848 bedeutete in dieser Hin- 
sicht einen wesentlichen Schritt nach vorwärts. Ein wei- 
terer ist nun nötig: Die Schaffung der organisatorischen 
Grundlage für eine Politik, wie sie den tiefsten Aspirationen 
unseres Volkes entspricht. 
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1. VOLK 


„Wer uns etwas Rechtes zu bringen 
hat, der weiss auch, daß er For- 
derungen stellen muß, und wer uns 
nichts zumuten will, der hat vor uns 
einfach keinen Respekt“. 

Stammler. 


Napoleon hat den Schweizern ungeschminkt gesagt, daß 
ihre demokratische Staatsform das Einzige sei, was sie in 
der Welt interessant mache. (Ihn interessierten zwar daneben 
auch der 1798 beschlagnahmte Berner Goldschatz, die 16,000 
Mann helvetisches Kontingent und die strategische Bedeu- 
tung des zentraleuropäischen Plateau’s!). Er dachte dabei 
vorab an die alten Demokratien, in denen seit Jahrhun- 
derten der einzelne Mann das Recht hatte und den Mut 
fand, seine Ansicht offen zu vertreten; an jene ehrwürdigen 
bäuerlichen Staatswesen, welche den Herrengelüsten des 
Mittelalters standgehalten. 


HERSTELLUNG DER DEMOKRATIE 


Unser Bundesrecht kennt die Verfassungsinitiative, so- 
wie das Verfassungs-, Gesetzes- und Staatsvertragsreferen- 
dum. Inmitten dieses Waldes von demokratischen Einrich- 
tungen stehen wir doch, wenn wir in Zukunft ein demokra- 
tisches Staatswesen haben wollen, erst vor der Aufgabe, die 
Demokratie herzustellen. Denn die Form genügt nicht. Was 
wir heute haben, hat mit Volksherrschaft nicht viel mehr 
als den offiziellen Namen gemein. In Wirklichkeit leben wir 
in einer Oligarchie. Nur relativ Wenige freilich sind sich 
bewußt, in welchem Grade ein unverantwortliches Draht- 
ziehertum unsere Politik beherrscht. 

Mit Recht betrachtet denn auch Schneider, der Verfasser 
des letzten Bandes von Dierauers Schweizergeschichte, den 
Ausbau der Demokratie als „die schwerste, aber entschei- 
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dende“ Pflicht, welche den Nachfahren der Männer von 1848 
obliegt. Mit Recht sieht er das Wesentliche nicht in der 
„Vermehrung der Volksrechte‘“, sondern in der „Erfassung 
und Verwirklichung des Grundgedankens der Demokratie, 
der Unterordnung der Sonderinteressen unter das Gesamt- 
interesse“. 

In den Schweizerbergen steht die Wiege der europäischen 
Demokratie. Der Anstoß zur Weiterentwicklung der demo- 
kratischen Idee kam dann von Westen. In langsamer 
Evolution siegte die Demokratie in England unter der Bill 
of Rights von 1689 und dank den Kämpfen von Pitt d. J., 
Robert Peel, Earl Grey, Disraeli, Gladstone und Lloyd George. 
Der Ausgang des Freiheitskrieges von Nordamerika bedeu- 
tete einen entscheidenden Sieg der demokratischen Sache. 
Die Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 war der 
Auftakt zur französischen Revolution. Mit dieser setzte die 
noch heute fortdauernde Demokratisierung des europäischen 
Kontinents ein. Die revolutionären Wellen, die von Paris 
ausgingen, befreiten auch uns von einer überlebten Aristo- 
kratie. Es war relativ leicht, die Familienwirtschaft zu be- 
seitigen, welche damals in unserer, ihrem ursprünglichen 
Geiste untreu gewordenen Volksgemeinschaft Platz ge- 
griffen hatte. Heute ist etwas Schwierigeres nötig: Befrei- 
ung von einer ertötenden, bureaukratischen Denkweise, 
welche ein ebenso gefährlicher Feind der Demokratie ist wie 
ehedem die Vögte. Damit würden wir uns wieder an die 
Spitze der demokratischen Entwicklung stellen, wie vor 
sechs Jahrhunderten unsere Väter getan. 


MISSACHTUNG DES SOUVERÄNS 
Aus ernster Besorgnis heraus hat Herr Nationalrat Baum- 


berger am 15. Juni 1923 geäußert: „Während der letzten 
Alkoholkampagne sagte man mir, und (zwar) nicht nur 
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von einem oder zwei Versammlungsrednern, sondern von 
mehr als einem halben Dutzend, man hätte ihnen da und 
dort (aus dem Volk) geantwortet, wenn sie die Vorlagen 
verteidigten: ‚Ihr habt uns beim Völkerbund angelogen; 
wir lassen uns nicht mehr weiter anlügen‘ (Heiterkeit. Sehr 
richtig). Jedesmal hätten dann solche Aussagen rauschenden 
Beifall gefunden“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 366/7). 
Der Luzerner Obergerichtspräsident Nationalrat Müller 
hat diese Aussage seines Gesinnungsgenossen über die Denk- 
weise im Volke bestätigt: „Wir glauben den Herren in 
Bern nichts mehr, sie haben uns angelogen vor der Völker- 
bundsabstimmung und wir wollen uns nicht ein zweites Mal 
anlügen lassen. Und das Volk ist tatsächlich getäuscht 
worden“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 374). Er hat das mit 
Zahlen belegt. Es handelte sich dabei nicht um einen Kampf 
gegen die hohen Prinzipien des Völkerbundes, sondern um 
eine Ablehnung von unehrlichen Methoden, mit welchen 
die beste Sache nicht gefördert werden kann. 

Diese Kritik der beiden konservativen Nationalräte er- 
innert an das Wort Careys: „Starke Männer sind immer in 
der Lage, die Wahrheit sagen zu können, nur schwache 
finden sich gezwungen, zu Lügen ihre Zuflucht zu nehmen“. 
Carey dachte an Fälle, in welchen gegenüber Feinden oder 
Beherrschten mit der Wahrheit umgesprungen wird. Wie 
muß es gar stehen, wenn es die eigene Führung dem eigenen 
Souverän gegenüber mit der Wahrheit nicht genau nimmt, 
und selbst zur Mehrheit gehörende Parlamentarier sich 
veranlaßt sehen, dies offen auszusprechen! 

Nicht weniger nachdenklich stimmt das bloße Vorent- 
halten der Wahrheit. Sogar der hohe Magistrat, welcher 
seinen beredten Mund bei jeder sich bietenden Gelegenheit 
in den Dienst des Vaterlandes stellt, um die Schweizer- 
tugenden vor aller Welt in hellem Lichte glänzen zu lassen, 
hat bekennen müssen, an der Vertuschung der Obersten- 
affäre mitschuldig gewesen zu sein. Wer sich des ganzen 
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Lügengewebes der Weltkriegs-Diplomatie erinnert, kann 
die Erledigung gerade dieses Falles nur aufs tiefste be- 
dauern. Hier bot sich der schweizerischen Demokratie 
eine Gelegenheit, wie sie schöner nicht zu wünschen war, 
um gegen die Methoden einer verdorbenen internationalen 
Politik durch die Tat Protest einzulegen. Wie gut hätte 
es mitten in jener Atmosphäre von Unwahrheit gewirkt, 
wenn die Oberstenaffäre, die dann keine Affäre geworden 
wäre, schweizerischerseits mit ehrlichem Bedauern klargelegt 
und aus freier Initiative richtig erledigt worden wäre! Der 
schweizerische Souverän mußte statt dessen erst über den 
Quai d’Orsay von den bedauerlichen Vorfällen in Bern 
erfahren. Die Früchte solcher Unaufrichtigkeit hat das 
Schweizervolk zu spüren bekommen. Nachdem ein Oberst, 
welcher Verrat an der überparteilichen Bestimmung der 
Nation begangen!, mit einem hohen Kommando betraut 
worden, wußte das Ausland in der Tat nicht mehr, welche 
Gesinnung es hinter den Höchstverantwortlichen der Schweiz 
zu suchen hatte, und hat sich vorgesehen. 

Die Mißachtung des Volkes ging so weit, daß der in dieser 
Sache schuldigste Bundesrat mit seiner Vertuschungs- 
methode nachträglich noch Recht haben wollte. „Die Auf- 
regung, in die das Land durch die Oberstenaffäre versetzt 
worden sei‘, bewies nach seiner Ansicht, „wie gut es ge- 
wesen wäre, wenn sie im stillen hätte erledigt werden 
können“. Die Aufregung im Volke über die Oberstenaffäre 
beweist aber nur, daß der Souverän mehr Sinn hat für das, 
was die Politik der Neutralität verlangt, als die Behörde, 
welche ihn als unmündig zu behandeln für richtig fand. 

Lückenhafte und unrichtige Orientierung des Volkes sind 
nun so oft vorgekommen, daß man versucht ist, diese Methode 
als einen integrierenden Bestandteil des herrschenden Sy- 


1) Der Stellvertreter des Generalstabschefs hatte einer auslän- 
dischen Gesandtschaft durch schweizerische Militärradfahrer Kriegs- 
nachrichten über Verhältnisse beim Gegner gesandt. 
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stems zu betrachten. Unsere Führer fühlen sich dem Sou- 
verän dermaßen überlegen, daß sie in manchen Fällen glau- 
ben, die Einzigen zu sein, welche die Wahrheit ertragen 
können. Dem Volke sei sie in versüßten Pillen zu verab- 
reichen. Aber Offenheit ist das einzige Mittel, um Vertrauens- 
bande zu schaffen, welche unter allen Umständen halten. 


POLITIK DES ROTEN TUCHES 


Das großzügigste Mittel der Volks-,Führung‘“‘ war bei 
uns in den letzten Jahren das Schwingen des roten Tuches. 
Die Sozialdemokratie hat durch Kampfmethoden, welche 
nicht von geistiger Ueberlegenheit zeugen, die Möglichkeit 
gegeben, als rotes Tuch verwendet zu werden. Damit hat sie 
eine Regierung gestützt, welcher es auf Grund von posi- 
tiven Leistungen schwer fallen würde, die Majorität der 
Nation für sich zu haben. Die Bürgerlichen gegen den 
„innern Feind“ zu einigen, war leichter. 


EINFLUSS AUF DIE EXISTENZFRAGEN 
DES STAATES 


Kaum hatte uns Frankreich den Hieb der eigenmäch- 
tigen Besetzung der Zone versetzt, rief der französische 
Botschafter als Führer des diplomatischen Korps den 
bei Essen und Trinken in Aarau versammelten Schweizer- 
schützen zu: „Sie haben es mit lateinischer, klassischer 
Auffassung verstanden, den Keim sittlicher Größe zu sehen, 
der mächtig und stark in der Kunst des guten Schützen 
liegt... Das Schießen macht Männer“. (N.Z.Z. 24.7. 1924). 

Man weiß nicht recht, soll man den Hohn peinlicher 
empfinden, welcher in dieser Situation lag, oder die Fein- 
heit des Kompliments bewundern, die in diesen an den fest- 
versammelten Souverän gerichteten Worten des angesehe- 
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nen Diplomaten zum Ausdruck kam. Eindeutiger sind 
die plumpen Schmeicheleien, die immer wieder von den 
eigenen Leuten an die Adresse des Volkes gerichtet werden. 
„Die Demokratie ist die Regierung des Volkes durch das 
Volk. Sie ist das Fundament aller unserer Einrichtungen. 
Ohne die Demokratie müßte die Schweiz untergehen“ (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1918 S. 414). Es war ausgerechnet im Jahre 
1918, nachdem also jahrelang in Bern Willkürherrschaft statt 
Demokratie geherrscht hatte, als diese Worte vom Sprecher 
des gleichen Bundesrates, der von Verfassungsverletzung zu 
Verfassungsverletzung schritt, an die Volksvertretung ge- 
richtet wurden. Und nach Verwerfung der verfehlten 
Initiative auf Vermögensabgabe wurde das Volk in der 
herrschenden Presse und in Bankberichten recht eigentlich 
mit Lob überschüttet, obschon man doch von einem so 
nüchternen Souverän, wie dem schweizerischen, ein anderes 
Resultat schlechterdings nicht hätte erwarten können. 
Den Höhepunkt findet die Schmeichelei gegenüber dem 
Volke in der Formel „Vox populi, vox Dei‘, soweit sie 
nicht ironisch oder rein staatsrechtlich gebraucht wird. 
Selten sind die Politiker wie Nationalrat Baumberger, die 
den Mut finden, dieser Blasphemie entgegenzutreten: ‚Nein, 
meine Herren, des Volkes Stimme ist nicht immer Gottes 
Stimme. Diese Stimmung will mir als etwas ungemein 
Gefährliches erscheinen und mutet mich an, wie ein Stück 
Volksvergiftung“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 367). 
Friedrich der Große hat seinen jungen Freund Herzog 
Karl Eugen von Württemberg gewarnt: ‚Sie werden aller- 
orten Personen finden, die Ihnen schmeicheln und die nur 
darauf aus sind, Ihr Vertrauen zu gewinnen, um Ihre Gunst 
zu mißbrauchen und Sie selbst zu beherrschen. Sie werden 
noch eine andere Sorte Menschen finden, besonders unter den 
Räten der Staatsverwaltung, die Ihnen sorgsam die Bekannt- 
schaft mit Ihren Geschäften entziehen möchten, um sie nach 
ihrem Gefallen zu führen; die Ihnen die leichtesten Dinge 
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schwer machen werden, um Ihnen die Arbeit zu verleiden; 
und Sie werden in ihnen allen die unverkennbare Absicht 
finden, Sie in Vormundschaft zu halten, natürlich unter 
dem schönsten äußern Anschein und auf eine Manier, die 
für Sie durchaus schmeichelhaft ist“. 

Unserem Souverän ergeht es ähnlich. Mit demokratischen 
Phrasen wird er darüber hinweggetäuscht, daß er im Grunde 
nichts zu sagen hat. Alle paar Wochen wird er für Nichtig- 
keiten oder in verfehlten Fragestellungen zur Urne gerufen, 
ohne in den bedeutungsvollsten Fragen entscheiden zu 
können oder auch nur rechtzeitig orientiert zu werden. 

So war z. B. die wichtigste militärpolitische Frage 
der letzten Jahre die verfassungs- und gesetzeswidrige Auf- 
hebung der allgemeinen Wehrpflicht. Der Souverän wurde 
darüber nicht befragt. Wohl aber stand ihm die Beschäf- 
tigung mit Fragen wie Militärpflichtersatzsteuer für Aus- 
länder offen. 

Die wichtigste Frage der Finanzpolitik war, ob das 
Schweizervolk seine Hypothek auf dem nationalen Vermö- 
gen nach einer vernünftigen, von der Regierung des Landes 
vorzuschlagenden Verteilung abzahlen oder auf Jahrzehnte 
hinaus eine ganze Bureaukratie für die staatliche Schulden- 
verwaltung unterhalten wolle. Darüber fand eine Abstim- 
mung nicht statt. Wohl aber durfte der Souverän zu jeder 
einzelnen von den kleinlichen Steuervorlagen des letzten 
Jahrzehnts Stellung nehmen. 

Die Handels- und Gewerbefreiheit und die durch die 
Verfassung garantierte minimale Zollbelastung notwendiger 
Lebensmittel und Rohmaterialien wurden ohne Befragung 
des Volkes aufgehoben. Dagegen wurde ihm die relativ 
belanglose Frage, ob in unsern Fabriken ein paar Wochen- 
stunden mehr oder weniger gearbeitet werden dürfe, wenige 
Jahre nacheinander zweimal vorgelegt. 

Noch nie hat sich das Schweizervolk darüber ausge- 
sprochen, ob es einen großzügigen Kampf gegen seine 
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schlimmsten Feinde: den Alkoholismus, die Tuberkulose und 
die Syphilis, führen wolle. Dagegen durfte es die bureau- 
kratische Fürsorgepolitik des Bundes und die damit be- 
schäftigten Bureaux ungefragt bezahlen. 

Ueber den Eintritt in einen internationalen Verein kann 
wohl das Volk abstimmen, und es wird durch Aufbauschung 
der Bedeutung einer solchen Anmeldung dafür gesorgt, daß 
die Leidenschaften aufgepeitscht werden. Auch mit Pro- 
dukten unserer Umfallpolitik, wie dem Zonenabkommen, 
darf sich neuerdings der Souverän befassen. Aber daß die 
Ziele der schweizerischen Außenpolitik weitsichtig und zäh 
verfolgt werden, darum kümmern sich vorerst nur wenige 
Stille im Lande. 

Vor einigen Jahren wagte man nicht, eine Totalrevision 
der Bundesverfassung in Angriff zu nehmen. Man wich 
einer gründlichen Verwaltungsreform aus, um nicht einmal 
mit einer Partialrevision vor das Volk treten zu müssen. 
Aus Furcht vor dem Volke geht man den im Interesse der 
Nation liegenden Reformen aus dem Wege und begnügt sich 
mit Scheinlösungen. 

So ist der Einfluß auf die Staatsgeschäfte, welchen das 
Volk schon nach der heutigen Verfassung haben müßte, 
illusorisch. 


VOLKSCHARAKTER 


Ist diese Behandlung unseres Souveräns durch dessen 
Charakter bedingt? Verdient er das Vertrauen nicht, ge- 
rade in wichtigen Dingen mitzureden ? Nationalrat Wille- 
min hat die Zustimmung aller derer, welche unsern Volks- 
charakter kennen, wenn er unter Verwerfung der Mißach- 
tung des Schweizervolkes gelegentlich sagte: ‚„‚i’ai confiance, 
moi, dans la clairvoyance et l’intelligence du peuple suisse“ 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1913, S. 386). 

Das systematische Mißtrauen zweifelnder Intellektueller 
trägt eine Hauptschuld an dem unbefriedigenden Gang 
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unserer Politik. Wenn man unsere Politiker fragt, warum 
sie denn wieder umgefallen seien, so haben sie darauf regel- 
mäßig nur die Entschuldigung: ‚Wir hätten schon durch- 
halten können, aber das Volk ist schwach“. Es verhält sich 
gerade umgekehrt. 

Treu auf dem Posten zu stehen, den einem die Vorseh- 
ung anvertraut, das ist Schweizerart. Solange ein Tropfen 
Blutes in unsern Adern fließt, werden wir aushalten, hat 
Bubenberg aus dem bedrängten Murten berichtet. In Ge- 
waltmärschen sind die Eidgenossen angerückt. Auf Grund 
der Initiative eines Unterführers wurde der Durchbruch ge- 
wagt, der den Sieg brachte. Selbst gegen ausdrücklichen 
Befehl hat jene Patrouille von 1500 Mann bei St. Jakob 
an der Birs ihr Leben für die Sache des Landes eingesetzt. 
Dadurch wurden 40 000 Armagnaken, soweit sie übrig- 
geblieben, zum Abzug veranlaßt. Die französischen Könige 
suchten von da an die eidgenössische Freundschaft. Selbst 
einem unzuverlässigen Menschen wie Ludwig XVI. hielt 
die Schweizertreue Wort. Thorwaldsens Löwe in Luzern 
erinnert daran. Wie ein Mann ist das Schweizervolk hin- 
ter seiner Regierung gestanden, als Dufour zur Abwehr 
preußischen Hochmutes den Vorstoß nach Deutschland 
vorbereitete und Dubs an die süddeutschen Höfe reiste, 
um die Regierungen in der Durchzugsfrage zu gewinnen. 
Und 1914 wäre eine Verletzung der schweizerischen Neu- 
tralität auf eine einheitliche Front gestoßen. 

Unser Volk hat in seiner Einfachheit das „Stirb und 
Werde‘“ besser verstanden, als die Leute, welchen zur Zeit 
seine Führung anvertraut ist. Die Linie des geringsten 
Widerstandes ist nicht seine Linie. Gut hat es Jakob Boß- 
hart gesagt, daß ein Volk, das den Mut zur Entscheidung 
verloren, damit auch die Existenzberechtigung eingebüßt 


hat. Und in einer seiner bedeutendsten Reden hat Landam- } 
mann Wirz im Ständerat von der Krone unseres Souveräns i 
gesprochen, in welcher Tapferkeit und Menschenliebe die 
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. schönsten Kleinodien seien. Nichts liegt in der Tat dem 
Schweizervolk ferner als Feigheit. Wenn trotzdem angeb- 
lich mit Rücksicht auf das Volk immer wieder umgefallen 
wird, so sind es nur die Advokatenpolitiker, welche ihrem 
Souverän ihre eigene Mentalität unterschieben. 

Das Schweizervolk ist wohl eine Masse und unterliegt 
als solche Massensuggestionen. Aber es ist eine Masse be- 
sonderer Art, durchsetzt von Charakteren. Ebensogut wie 
heute eine des Mutes und Edelmutes entbehrende Politik 
möglich ist, werden im Momente, wo die guten Kräfte 
unserer Nation obenaufkommen, Männlichkeit und freund- 
schaftliche Einstellung zum dominierenden Charakterzug des 
schweizerischen Souveräns. Dieser heute durch Advokaten- 
methoden verschüttete Grundzug schweizerischen Wesens 
muß nur aus der Gefangenschaft einer bureaukratischen 
Führung befreit werden. 

Vorerst aber konnte sich die politische Fähigkeit des 
Volkes nur in negativen Stellungnahmen äußern: Ein offi- 
zieller Anschlag auf die Freiheit des Bürgers wurde durch 
die Verwerfung der Lex Häberlin abgewiesen. Das Zonen- 
abkommen, von einer schwankenden intellektuellen Ober- 
schicht nach gegenteiliger „‚Ueberzeugung“ abgeschlossen, 
fand unter dem Vortritt tapferer Genferbürger das gleiche 
Schicksal. Durch die Abweisung der Alkoholvorlage kam 
zum Ausdruck, daß unser Volk von halben und bloß fiskalisch 
gedachten Maßnahmen genug hat. Und die Verwerfung 
der Lex Schultheß endlich zeigte, daß der schweizerische 
Souverän nicht wünscht, unter fortwährendem Schwanken 
im Entschluß die Lösung in Nebendingen zu suchen. 

Diese Entscheidungen sind nicht einer verantwortungs- 
losen Masse zu verdanken. Sie fielen in der Brust einzel- 
ner aufrechter Männer, welche wagten, in der Oeffentlich- 
keit für ihre Ueberzeugung einzustehen. Diese „Saxons“ 
sind der wertvollste Teil des Volkes. Mit ihnen hatte die 
Regierung nicht gerechnet. In jenen Fällen haben die bürger- 
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lichen Saxons den Ausschlag gegeben. Der gleiche Mut der 
Ueberzeugung steckt in unsern Arbeitern. Mindestens 80 000 
Sozialdemokraten haben einer falsch beratenen Führung bei 
der demagogischen Initiative auf Vermögensabgabe die Ge- 
folgschaft versagt. Dadurch wurde jene Abstimmung zu 
einem Ehrentag des schweizerischen Sozialismus. 

Der schweizerische Bundespräsident hat in seiner Aarauer 
Schützenfestrede jenen vier Nein eine andere Auslegung 
gegeben. Er erinnerte an die Worte Emil Weltis, mit denen 
dieser nach der Verwerfung des Verfassungsentwurfes von 
1872 zugleich „dem Respekt vor den Volksentscheiden und 
der Traurigkeit über das, was sie beschlossen, Ausdruck 
gab“. Dann rief der Herr Bundespräsident seinen Schützen- 
brüdern zu: „Die Geschichte wiederholt sich, liebe Eid- 
genossen“. Der gleiche Geist der „systematischen Ver- 
neinung macht sich seit einiger Zeit in den schweizerischen 
Abstimmungen geltend“ (N. Z. Z. 24. 7. 1924). 

Durch solche unzutreffende Vergleiche suchen unsere 
Staatsmänner Niederlagen in Siege zu verwandeln. In 
Wirklichkeit verhält es sich gerade umgekehrt. 1872 haben 
reaktionäre Elemente gegen Dinge gekämpft, welche kommen 
mußten und auch gekommen sind. Dieser Kampf war ver- 
ständlich, weil die Führer der Opposition von der Verant- 
wortung systematisch ferngehalten wurden. Aber er bedeutete 
trotzdem ein Sichstemmen gegen die gesunde historische 
Entwicklung. Heute dagegen kämpfen die fortschrittlichen 
Elemente der Nation gegen reaktionäre Interessengruppen. 
Ein Emil Welti hat nichts zu tun mit Politikern, die einem 
tapfern Volk wie dem schweizerischen eine Lex Häberlin, 
ein Zonenabkommen, eine Lex Schultheß oder Halbheiten 
wie das Alkoholgesetz vorzulegen wagen. Gegen solchen MiBß- 
brauch seines Namens sei Verwahrung eingelegt. 
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Zu 


SCHWEIZERISCHE LANDSGEMEINDE 


„Ein altes, eisgraues Männlein“, so erzählt Röthlisber- 
ger, „hat mir das Geheimnis seiner tiefgründigen Verehrung 
der alljährlichen Landsgemeinde verraten: Im Ausland sei 
er geboren, im Ausland habe er zwanzig Jahre gelebt und 
als er heimgekommen und zum erstenmal zusammen mit 
viel Tausend Stammesbrüdern unter freiem Himmel sein 
eigenes Wort in die politische Wagschale werfen durfte, da 
habe er begriffen, daß es ein gar herrliches Göttergeschenk 
sei, Bürger eines freien vaterlandsbewußten Volkes sein 
zu dürfen“. 

Wohl können die heutigen im Kampf gegen den Libera- 
lismus errungenen Volksrechte gewissermaßen als Sieg der 
Landsgemeindeidee gelten, wie Wirz im Ständerat aus- 
geführt hat (Sten. Bull. 1895, S. 459ff.). Aber noch bleibt 
im Bund das Wesen der schweizerischen Landsgemeinde 
einzuführen: jener freie Kontakt zwischen Regierung und 
Volk; jene mündliche Aussprache unter den im Souverän 
lebenden Tendenzen; jenes lebendige Verantwortungsgefühl, 
welches wir bei den Männern, die offen ihre Hand für oder 
gegen einen Vorschlag erheben, häufiger finden als bei 
den anonymen Zettelträgern unserer modernen Demokratie. 

Damit die Eigenart des Souveräns unverfälscht zum 
Ausdruck kommt, ist die schweizerische Landsgemeinde 
nötig. „An einer Landsgemeinde kann gemäß aller Erfah- 
rung‘, so sagte der gleiche Landammann Wirz, welcher 
selber in so manchem Ring gestanden, „unmöglich auf die 
Dauer das Extrem herrschen, an einer Landsgemeinde 
herrscht der gesunde, schweizerische Volksgeist‘. 

Diese Landsgemeinde muß kommen. In dezentralisierten 
Versammlungen mögen sich gemeindeweise und in größeren 
Städten quartierweise die Bürger des ganzen Landes zur 
gleichen Feierabendstunde versammeln. Unter selbstge- 
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wähltem Vorsitz, wozu Persönlichkeiten von anerkannt 
überparteilicher Gesinnung überall zur Verfügung stehen, 
mögen sie über die großen Fragen, welche die Nation be- 
wegen, beraten und entscheiden. Das Papier fällt weg. 
Das pulsierende Leben tritt an seine Stelle. 

Damit wird eine Idee, welche in der Helvetik bereits 
konzipiert war, infolge mangelnder Reife des Volkes und 
seiner Führer aber noch nicht im regelmäßigen Gange der 
Politik verwirklicht werden konnte, zu fruchtbarer Aus- 
wirkung gelangen. 


AUFGABE DES SOUVERÄNS 


Unser Volk muß sich grundsätzlich entscheiden, ob es 
ein Souverän nach Art Kaiser Wilhelms I. oder Kaiser 
Wilhems II. sein will. Wilhelm I. beschränkte sich auf die 
Hauptsache und begründete ein Reich. Wilhelm II. dagegen 
mischte sich in alle möglichen Details und führte das Reich 
an den Rand des Abgrundes. 

In diesem Sinne muß sich unser Volk darüber klar wer- 
den, ob es der Stimmzettelträgerei weiter huldigen oder 
sich auf die wichtigsten Staatsangelegenheiten beschränken 
will. Dies würde nicht Beseitigung der Volksrechte bedeu- 
ten, sondern Beseitigung der Scheindemokratie. 

Unser heutiges kompliziertes System von subjektiven 
öffentlichen Rechten ist nur historisch erklärlich. Ein Recht 
nach dem andern mußte den jeweils herrschenden Interessen- 
gruppen abgekämpft werden. Wenn die Schweiz nun dazu 
übergeht, im Bundesstaat eine sich nicht mit solchen Ab- 
schlagszahlungen begnügende Demokratie zu schaffen, so 
hat es keinen Zweck mehr, die Volksrechte bureaukratischen 
Beschränkungen zu unterwerfen. Das Wesentliche aber ist, 
daß der Souverän nur an sich ziehe, was er allein kann. 
Was andere machen können, darf ein Souverän schon des- 
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halb nicht anrühren, weil es seiner unwürdig ist, Andern 
die Freude an der Verantwortung zu nehmen. 
Durch die Beschäftigung mit Nebensachen macht sich 
das Volk an den Mißständen mitverantwortlich, statt von 
seinen Funktionären Leistungen zu verlangen. Es trägt sogar 
eine Hauptschuld daran, daß seine Beamten in bureaukra- 


 tischer Denkweise verkümmern. Indem z. B. der Souverän 


über ein Eisenbahngesetz abstimmt, das alle möglichen 
und unmöglichen Details enthält, macht er sich selber zum 
Ober-Bureaukraten und ist die oberste Ursache der. bureau- 
kratischen Verirrungen bei der Bundesbahn. Indem er still- 
schweigend einem „Bundesgesetz betr. Taggelder und Reise- 
entschädigungen für die Mitglieder des Nationalrates und 
der Kommissionen beider Räte“ mit seiner umständlichen 
Regelung zustimmt, macht er sich zum Bundesgenossen 
statt zum Korrektor eines kleinlichen Parlamentarismus. 

Welches die wichtigen Fragen sind, kann nicht zum 
voraus und allgemein gesagt werden. Jede, auch die schein- 
bar kleinste Frage kann zur entscheidenden werden, wenn 
ihr prinzipielle Bedeutung zukommt. Ob z. B. eine Verfas- 
sungsverletzung durch unsere Regierung „groß“ oder 
„klein“ sei, sie ist immer wichtig als Symptom der Miß- 
achtung des Souveräns, dessen in der Verfassung niederge- 
legter Wille von einem verantwortungslosen System igno- 
tiert wurde. Umgekehrt ist der Auslieferungsvertrag mit 
Uruguay, bei dem der Bundesrat die Referendumsklausel 
„gewissenhaft“ hinsetzte, sicher keine wichtige Frage und 
das Vorgehen des Bundesrates nur als unbewußte Ueber- 
kompensation seiner Verfassungsverletzungen in Lebens- 
fragen der Nation zu verstehen. 

Es gibt nur einen Weg, diese Frage unbureaukratisch 
zu lösen, den eines lebendigen Systems. An der Spitze des 
Staates muß ein fähiger und ehrlich suchender Mann stehen 
und das Volk muß mit eben so ehrlichem Streben Anteil 
nehmen. Der Bundespräsident muß das Recht haben, jede 
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Frage an das Volk zu ziehen, die nach seiner Ansicht nur 
vom Souverän selber entschieden werden kann (Referen- 
dum des Landammanns). Ferner soll ein gewisser Teil der 
Stimmberechtigten, z.B. 10 Prozent derselben, das Recht 
haben, durch schriftliche Eingabe jede Frage zur Diskussion 
zu stellen (Volks-Initiative) oder vom Parlament ans Volk 
zu ziehen (Volks-Referendum). 

Bis jetzt mußten schon deshalb die wichtigsten Fragen 
ohne das Volk entschieden werden, weil der Volksentscheid 
angesichts der Formen und Fristen, mit denen er umgeben 
ist, oft zu spät käme. Die moderne Verkehrstechnik macht 
aber bei einem an sich handlungsfähigen Volk rasche Ent- 
scheide möglich. Voraussetzung ist allerdings, daß der 
Souverän, statt jeweilen in eine Zwangslage versetzt zu 
werden, fortan in dem Maße, wie die Fragen reifen, auf dem 
Laufenden gehalten wird. So kann es zu raschen und doch 
wohlvorbereiteten Entscheidungen in reifer Sache kommen. 

Durch solche Ausgestaltung von Initiative und Refe- 
rendum darf die Erledigung der laufenden Staatsgeschäfte 
nicht unterbrochen werden. In dieser Begrenzung liegt die 
Sicherung der Kontinuität der Regierungstätigkeit. 

Bis jetzt hat sich unser Volk die Sache nur zu kompliziert 
gemacht. Es denkt und redet bei seiner Aufgabe zu viel. 
Die richtige Entscheidung der obersten Staatsfragen ist 
weniger eine Frage der Intelligenz und des Redens als eine 
solche der Lebensauffassung und des Entschlusses. Da 
braucht es Entscheidung nach dem Gewissen, nicht weit- 
schweifige Diskussion. 

Sobald wir eine Regierung haben, welche im Tiefsten mit 
der Nation übereinstimmt, ist ein Mißbrauch der Volksrechte 
nicht zu befürchten. Mag auch Herr Ständerat Brügger 
recht haben, daß Schutzhaftinitiative und Vermögensabgabe 
verfehlte Emanationen des Volkswillens waren, so liegt das. 
Heilmittel gegen solche Schädigungen unserer Demokratie 
nicht in vermehrten Vorschriften, sondern einzig und allein 
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in einer mit dem Volke im Einklang stehenden und gemein- 
sam mit ihm suchenden Führung. 

Wer nähme denn Mühe und Kosten einer Initiative auf 
sich, wenn er weiß, daß er in der Hauptstadt des Landes 
die politisch bedeutendsten Köpfe findet, denen er nur seine 
Idee zu unterbreiten braucht, um dieselbe, wenn sie nach 
unvoreingenommenem Urteil der Kompetentesten gut ist, 
rascher Verwirklichung entgegen gehen zu sehen? Wer 
setzt Referendumsbogen in Zirkulation, der vorher Ge- 
legenheit hatte, eine vernünftige Regierung von den Mängeln 
eines beabsichtigten Vorgehens zu überzeugen? Kein Ein- 
sichtiger wird das tun. 

Für große Liberale des letzten Jahrhunderts war es 
eine Gewissensfrage, gegen die Erweiterung der Volks- 
rechte zu kämpfen. Das war ein intellektueller Fehler. 
Gerade wer mit geistiger Ueberlegenheit wagt, leichtge- 
hende Ventile zu schaffen, erreicht, daß sie nicht gebraucht 
werden. Die unbenützte Möglichkeit von Initiative und 
Referendum wird in diesem Falle zum Zeichen der Ueber- 
einstimmung zwischen Führer und Volk, während sie 
heute häufig nur dem pessimistischen Seufzer von Patrio- 
ten entspringt: „Es nützt ja doch nichts“. 

Wer am ehesten das Recht gehabt hätte, sich gegen 
unsere Volksrechte aufzulehnen, war Bundesrat Forrer. Seine 
Rede vom 11. Dezember 1906, immer noch voll Trauer über 
die gefallene Krankenversicherung, schloß er trotzdem mit 
den Worten: ‚Zeit meines Lebens war ich, wie es bei meiner 
Herkunft und Erziehung nicht wohl anders möglich wäre, 
für die Volksrechte und ihre Erweiterung eingenommen. 
Als ich dann aber ein Werk, an dem ich jahrelang mit Liebe 
und Eifer gearbeitet habe, vor das Volk bringen mußte, 
da hat man es mir mit übergroßer Mehrheit verworfen. 
Nichtsdestoweniger stehe ich heute noch zu meiner Ueber- 
zeugung‘“, daß die Volksrechte weiter entwickelt werden 
sollen (Sten. Bull. 1906, S. 1314). 
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Wichtiger als die Zahl der Volksrechte ist deren richtige 
Auswahl. Nun hat aber das Schweizervolk bis jetzt gerade 
das Hauptrecht jedes demokratischen Souveräns nicht: die 
Wahl seines Präsidenten. Dieses fundamentale Recht darf 
es sich bei der kommenden Verfassungsreform nicht ent- 
gehen lassen. 

Das zweitwichtigste Recht des demokratischen Sou- 
veräns ist die Wahl des Parlaments. Auch dieses Recht 
ist unserem Volk verkürzt worden, erst durch interessen- 
politische Ausbeutung des Majorzes und in neuerer Zeit 
durch den an Lächerlichkeit grenzenden Bureaukratismus 
unseres Proportionalwahlverfahrens. Wir werden im Kapitel 
„Bundesversammlung‘“ des näheren sehen, in welcher Rich- 
tung die Lösung zu suchen ist. 


DIE STIMMBERECHTIGTEN 


Hinsichtlich der Teilnahme an der Landsgemeinde 
stellen sich zwei Fragen: Die Rückgewinnung der ernst- 
haften Männer, welche sich von einer geistlosen Politik ab- 
gewandt haben, und das Frauenstimmrecht. Die Lösung 
der beiden Fragen ist die gleiche. Sobald wir eine Politik 
haben werden, mit welcher die Besten innerlich gehen 
können, ist die Teilnahme jener Männer gesichert, und vom 
Frauenstimmrecht in den allgemeinen Staatsfragen dürften 
dann bei uns nur noch wenige reden. 

Die Männer, welche unter dem heutigen Zustande unseres 
öffentlichen Lebens leiden und deshalb beiseite stehen, müssen 
in die Politik hinab steigen, um sie zu heben. Virata, der 
östliche Held verfiel dem verhängnisvollen Wunsch, seine 
Hände nicht mehr mit einer so schlechten Sache wie der 
Politik zu beschmutzen. Er wollte sein „Leben leben ohne 
Schuld“. Da „Taten tun ohne Unrecht“ im Kampf nicht 
möglich ist, zog er sich zurück. Viele verharren in dieser 
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passiven Einstellung zum Leben. Uns erscheint sie als 
höchster Egoismus, falsch gerichtete Gewissenhaftigkeit. 
Die Politik verdirbt nicht den Charakter, sondern nur den 
Charakterschwächling. 

Die Frage des Frauenstimmrechts wird mit Vorteil 
nicht nach dogmatischen Gesichtspunkten gelöst, sondern 
entsprechend der besonderen Mentalität unserer Schweizer- 
frauen. In ihrer großen Mehrheit wünschen dieselben in 
der Politik nicht die Entscheidung. Sie wünschen nur Män- 
ner, welche so führen, daß sie innerlich mitgehen können. 
Nach schweizerischer Auffassung hat jedes Geschlecht mit 
seinen nächstliegenden Aufgaben genug zu tun. Die Schweiz 
dürfte daher den richtigen Weg eingeschlagen haben, wenn 
sie daran denkt, die Frau insbesondere an den kommunalen 
Schul-, Kirchen- und Fürsorgeangelegenheiten, welche unter 
den öffentlichen Aufgaben dem Familienleben am nächsten 
stehen, zu beteiligen. Im Interesse unseres Volkes ist aber 
in Zukunft zu verhindern, daß die Frauen einer Verblödung 
der Politik, wie wir sie miterlebt haben, tatenlos zuzusehen 
brauchen. Die Mehrheit der erwachsenen Schweizerinnen 
muß das Recht haben, selbst darüber zu entscheiden, ob sie 
durch Ergreifen des Stimmrechtes die männliche Führung 
desavouieren will. 

Es wäre ein verhängnisvoller Irrtum zu glauben, daß 
durch bloße formale Veränderung der Volksrechte eine 
Gesundung unserer Politik eintreten kann. Die Reform der 
Volksrechte muß aber den Weg ebnen für positive Lei- 
stungen, an welchen jeder freudig mittun kann. Sie muß 
den Souverän für den Geist der Politik bestimmend wer- 
den lassen. 
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2. BUNDESVERSAMMLUNG 


„Es ist der schönste und wirk- 
samste Konzentrationspunkt, wenn 
die Vertrauensmänner“ der Nation 
dem „ehrhaften Denken, Fühlen und 
Schaffen unseres Volkes durch wohl- 
approfundierte, zielbewußte, mut- 
volle Institutionen die notwendige 
Organisation und Realisation ver- 
schaffen“. Adalbert Wirz. 


Als ein fremder Gesandter in der guten Zeit der Re- 
publik vor den römischen Senat trat, hatte er den Eindruck 
einer Versammlung von Königen. Er berichtete nach Hause, 
es sei vorteilhafter, mit diesen Leuten Freundschaft zu 
pflegen als Krieg zu führen. 

Von unserer Bundesversammlung den Eindruck einer 
Versammlung von Königen zu bekommen, wäre selbst beim 
besten Willen unmöglich. Wer es nicht selber erlebt hat, 
mag die treffliche Schilderung von Dominik Müllers Besuch 
in der eidgenössischen Kurie lesen (Mein Basel, S. 190). Er 
wird durch den baslerischen Spott hindurch den tiefen Ernst 
der Situation empfinden. Durch unfruchtbares Schwätzer- 
tum hat unser Parlamentarismus — nicht allein der uns- 
rige — den Kredit verloren. Niemand hätte ihn der Bundes- 
versammlung rauben können als nur sie selber. Die unwür- 
digen Taggelderdebatten haben das Faß zum Ueberlaufen 
gebracht. 

Der Parlamentarismus hat eine große Vergangenheit 
und eine noch größere Zukunft. Nur muß man ziemlich 
weit zurückgehen, bis man auf die große Vergangenheit 
stößt. Und um einer großen Zukunft entgegenzugehen, 
muß unsere Volksvertretung von einer Zusammenkunft, 
in der jeweilen einige Wochen zu verweilen angenehm und 
vorteilhaft ist, zu einer Versammlung von Männern werden, 
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welche an einem Samstag Abend mehr beschließen, als 
was bis jetzt in einer Session geredet worden ist. 

Dazu bedarf es einer Reform des Wahlverfahrens und 
der Verhandlungsmethoden. Es müssen Bedingungen ge- 
schaffen werden, die den bedeutendsten Persönlichkeiten 
aus allen Bevölkerungsteilen erlauben, an der Arbeit des 
Parlamentes teilzunehmen. Dieses muss zu einer handlungs- 
fähigen Körperschaft umgestaltet werden. 


ADVOKATENMENTALITÄT 


Das St. Galler Tagblatt hat vor einigen Jahren eine 
Zusammenstellung gebracht, deren Zahlen mehr besagen als 
die längsten Ausführungen. Der Ständerat besteht danach zu 
77 Prozent aus Juristen und zu 2 Prozent aus Industriellen, 
der Nationalrat zu 29 Prozent aus Juristen und zu 4 Prozent 
aus Industriellen. In England verhält es sich umgekehrt. 
Die Juristen haben 15 Prozent und die Industriellen 29 Pro- 


zent der Parlamentssitze inne. 


Unser herrschendes System selber sieht ein, daß das 
Advokatenregiment schädlich ist. Allerdings übt es solche 
Kritik leichter bei Andern als bei sich selbst. Unsere füh- 
rende freisinnige Presse hat es z. B. als eine tiefe Ent- 
täuschung bezeichnet, als im Januar 1923 das liberale 
spanische Kabinett, welches an Stelle des konservativen 
trat, aus lauter Advokaten zusammengesetzt wurde. 


 Selbstverständlich sind nicht die Juristen als solche 
gefährlich. Weder die Versenkung in den „Geist des römi- 
schen Rechtes‘ noch die Kenntnis der heutigen Gesetzge- 
bung macht unfähig. Gefährlich ist nicht der Jurist, son- 
dern der „Nur-Jurist“. Es ist jene Mentalität, welche 
zwischen Intellektuellen und Volk einen tiefen Riß hat ent- 
stehen lassen; jener Pharisäismus, welcher sagt: ‚... das 
Volk, das nichts vom Gesetze weiß, ist verflucht“ (Joh. 7, 
48—49). 
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Andreas Heusler, selber einer der bedeutendsten Juristen 
des letzten Jahrhunderts, hat bemerkt, der Advokaten- 
stand genieße „eines Ansehens und Vertrauens beim Volke, 
das offen gestanden verwunderlich und übertrieben ist, was 
sich namentlich bei den Wahlen in öffentliche Behörden 
zeigt, vorab bei den Wahlen in die gesetzgebenden Behör- 
den...“. Bei Wahlen in hohe Ehrenposten von Parlament 
und Regierung können wir denn auch häufig als höchstes 
Lob der herrschenden Presse lesen: ‚Sein Anwaltsbureau 
ist nicht erst seit heute das erste seines Kantons“. 

Bedenklich an diesem Advokatentum ist seine Kraft 
der Verführung. Selbst Leute, welche zu Hause versuchen, 
sich durch gute Taten auszuzeichnen, verfallen in der Nähe 
der Juristen plötzlich jener perversen Meinung, welche das 
Reden über das Handeln stellt. Oscar Wilde hat ihr ironi- 
schen Ausdruck verliehen im Wort jenes Müllers im Mär- 
chen: „Leute, die gut handeln, gibt es eine Menge, aber 
nur ganz wenige sprechen gut, woraus erhellt, daß Sprechen 
von den beiden Dingen das weit Schwierigere ist und auch 
das feinere“. 

Den Bureaukraten — was ja nur ein anderes Wort für 
diese Art Advokaten ist — eignet jene unwiderstehliche 
Anziehungskraft, welche das eifrigste Bestreben, sich von 
ihnen loszulösen, um so sicherer damit enden läßt, daß sich 
die Beeinflußten ‚‚in echte, rechte‘ Bureaukraten selber ‚‚ver- 
wandeln, unsern Geist und unsere Gestalt annehmen, alles 
von uns kopieren! Sogar der Bauer wird zu uns kommen, 
denn es würde ihm doch gar zu schmeichelhaft sein, 
uns ähnlich zu werden!“ (Dostojewski). Weil auch der 
Bauernführer, sobald er den Parlamentssaal betritt, zum 
Advokaten wird, hat in der Tat die Bildung der Bauern- 
parteien so wenig am Wesen unserer Politik geändert. 

Selbst Großindustrielle können sich dem Zauber un- 
seres Advokatentums nicht entziehen. Das erste, was sie 
sich in dieser Gesellschaft aneignen, sind die subtilen Unter- 
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scheidungen von Motionen und Interpellationen, von Postu- 
laten und kleinen Anfragen. Und wer gar von seinen 
Advokatenkollegen gelernt hat, eine Eventualabstimmung 
so zu leiten, daß überhaupt niemand mehr draus kommt, 
und schon jeden dritten Satz mit einem je nach dem Inhalt 
nuancierten „Meine Herren“ zu beginnen, der hält sich 
bereits für einen großen Politiker. Da dieser Anziehungs- 
_ kraft der advokatischen Manier heutzutage doch jeder er- 
liegt, haben unsere Großindustriellen angefangen, mit Vor- 
liebe solche Angehörige ihrer Klasse ins Parlament zu 
entsenden, welche bereits kommissional angehaucht und 
daher für die Dauer der Rats- und Kommissionssitzungen 
im Geschäft entbehrlich sind. 

Der richtige Advokat ist vorab Anwalt des eigenen In- 
teresses. Die Angelegenheit der „Taggelder und Reiseent- 
schädigungen hat den Nationalrat seit Beginn der neuen 
Eidgenossenschaft sozusagen ununterbrochen beschäftigt“, 
zwanzigmal bis zur großen Debatte von 1923. „Gleichzeitig 
befaßte sich jeweilen auch der Ständerat mit dieser Ge- 
schichte“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 322). 

In der Zeit, da der Lohnabbau sonst auf der ganzen 
Linie betrieben wurde, verwarfen die Nationalräte mit 
79 gegen 68 Stimmen die Vorlage, das eigene Taggeld von 
35 auf 30 Franken hinunterzusetzen. Gleichzeitig wurde 
vom Bundesrat beantragt, das Taggeld jeweilen nur für 
die effektiven Arbeitstage zu bezahlen. Es handelte sich 
um eine jährliche Einsparung von 100,000 Fr. „auf dem 
Gesamtbetrag der parlamentarischen Indemnitäten, die 
sich... pro 1921 auf rund 980 000 Fr. beliefen“. Aber 
der Bundesrat machte dem Parlament die Ablehnung leicht, 
indem es ihm offensichtlich mit seinem Vorschlag selber 
nicht ernst war. Spöttisch bemerkte der Kommissionsrefe- 
rent, die Botschaft mache diesmal keine Sprüche über 
‚unerläßliche Notwendigkeit und Dringlichkeit‘ der Vor- 
lage... „und über ‚moralische‘ und anderweitige ‚Pflich- 
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ten‘ der Parlamentarier, sich einer solchen Beschneidung 
zu unterziehen“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 324). | 
Auf diesem Niveau bewegt sich unsere parlamentarische 
Diskussion. Der Genfer de Rabours hat dann eine ernstere 
Note angeschlagen, indem er als „normal et juste‘“ bezeich- 
nete, „de supprimer l’indemnite du samedi et du dimanche, 
puisque le samedi et le dimanche nous ne sommes pas pre- 
sents aux seances, nous ne devons pas recevoir de jetons de 
presence“. „Pas de travail, pas d’argent“, hat er fortge- 
fahren, „le peuple nous comprendra“ (Sten. Bull. Nat. Rat. 
19283, S. 327). Aber dieser Standpunkt fand kein Gehör. 
Bei diesem Anlaß machte Herr Nationalrat Höppli einige 
Bemerkungen, welche trefflich unser parlamentarisches Leben 
illustrieren. Die Ursache „des Mißmutes imVolke draußen“ 
liege, meinte der Herr Nationalrat, in einer „gewissen Zügel- 
losigkeit‘‘ unseres Parlamentes. „Die schlechten Abstim- 
mungsziffern, die im Saale gelegentlich vorkommen; die Tat- 
sache, daß hie und da nur vierzig bis fünfzig Mann im Saale 


anwesend sind..., daß es Kollegen gibt, die morgens um \ 


8 Uhr beim Appell erscheinen, ‚hier‘ rufen, nachher wieder 
verschwinden und sich den ganzen Tag nicht mehr sehen 
lassen; daß es Kollegen gibt, die erst um 10 oder halb 11 
Uhr erscheinen, sich einschreiben und trotzdem das ganze 
Taggeld beziehen oder die die Abendsitzungen schwänzen... 
Dazu kommen natürlich die Kommissionsbummeleien.. 5 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 328). 


Das Beste, was im Ständerat in der Frage der Indemnitä- 
ten neben dem Antrag, die Feriengelder unserer Parlamen- 
tarier von 100,000 Fr. zu streichen, gesagt worden ist, be- 
trifft die Kilometerentschädigung und stammt vom Kom- 
missionsreferenten, Herrn Brügger: „Es dürfte oft etwas N 


weniger gereist werden, es dürfte oft etwas weniger weit 


gereist werden, und es dürfte oft etwas weniger zahlreich 


gereist werden“. 


Als eine Blüte der Bureaukratie mögen überdies die 
Ausführungen von Nationalrat Jäger darüber erwähnt sein, 
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daß die so viel wichtigeren Taggelder durch Bundesbeschluß, 
die finanziell daneben kaum in Betracht fallenden Reise- 
entschädigungen durch Bundesgesetz geregelt waren. 

Unsere Parlamentarier sind nicht nur Vertreter ihrer 
eigenen Interessen, sie sind vor allem die Advokaten von 
Interessengruppen. Das kommt z. B. in dem ständigen Feil- 
schen um Subventionen zum Ausdruck. Der Sternkorrespon- 
dent der Neuen Zürcher Zeitung lobte, daß in der ersten 
Sessionswoche vom Februar 1926 ‚ein Volksvertreter sich 
fand, der mit der allgemeinen Auffassung des Subventions- 
wesens scharf ins Gericht ging“. Es gibt in der Tat kaum 
etwas Unerfreulicheres als wie in dieser Hinsicht mit Bun- 
desgeldern umgegangen wird — ganz legal, selbstverständ- 
lich, in unangreifbaren Formen. Auch der wärmste Ver- 
teidiger des gegenwärtigen Systems wird ehrlicherweise zu- 
geben müssen, daß unser Subventionswesen bar ist von 
jeder weitblickenden Politik der großzügigen Förderung 
nationaler Gedanken, entartet zu einem gewöhnlichen ‚„Ver- 
schneiden des Kuchens““. 

Daß die Subventionsbeschlüsse ihre Begründung oft 
mehr in der Rücksicht auf den eigenen Parlamentssitz als 
in sachlichen Erwägungen finden, ist ein offenes Geheimnis. 
Mit bemerkenswerter Selbstironie hat das sogar der Bericht- 
erstatter der Finanzkommission zum Budget 1926 zuge- 
geben, indem er sagte: „Probieren Sie es, sich mit den An- 
trägen (über Subventionsstreichungen), wie wir sie unter- 
breiten, abzufinden. Wir befinden uns ja am Anfange und 
nicht gegen Ende einer Legislaturperiode‘‘ (Sten. Bull. Nat. 
Rat. 1925, S. 828). 


DAS VERSAGEN DER PARLAMENTARISCHEN 
KONTROLLE 


Herr Stadtpräsident Billeter hat am 10. Juni 1913 im 
Nationalrate die Nachlässigkeit in der Rechnungsreform 
getadelt. „Mit Staunen, ich muß es sagen“, hat der im 
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Finanzwesen erfahrene freisinnige Politiker bemerkt, „hören 
wir nun zum zweiten oder dritten Male, daß es notwendig 
wäre, dem Rechnungswesen des Bundes eine andere Gestal- 
tung zu geben...‘ Zehn Jahre darauf hat Herr National- 
rat Keller, damals Präsident der Finanzkommission, trotz- 
dem noch Ursache gehabt, in scharfen Worten darüber zu 
klagen, daß die Wünsche der Bundesversammlung vom 
Finanzdepartement ungenügend berücksichtigt werden. ‚Die 
Kommission muß dagegen Einspruch erheben, daß‘ das 
Verbot des Virements „umgangen wird. Das Departe- 
ment... darf nicht gegen das Parlament arbeiten“ (N. Z. Z. 
15. 6. 23). 

Das Bureau der Bundesverwaltung, welches mit der 
ständigen Finanzkontrolle beauftragt ist, hat wohl darauf 
zu achten, ob Abweichungen von Budget, Bundesgesetzen, 
Bundesbeschlüssen, bundesrätlichen Vorschriften oder von 
Grundsätzen einer guten Finanzverwaltung vorkommen. 
Aber der Entscheid des Finanzdepartements ist für diesen 
Rechnungshof verbindlich. Dessen Einwand, daß ein Bun- 
desratsbeschluß gegen einen Beschluß der Bundesver- 
sammlung verstoße, braucht das Finanzdepartement keine 
Folge zu geben. Und wenn gar die Finanzkontrolle ihrem 
höchsten Vorgesetzten pflichtgemäß klarlegen wollte, daß 
das finanzielle Gebahren des Bundes um Hunderte von 
Millionen Franken ‚von den Grundsätzen einer guten 
Finanzverwaltung‘ abweicht, so würde dies wohl weniger 
eine Gesundung der eidgenössischen Finanzen als eine Er- 
schütterung der Stellung des betreffenden Beamten zur 
Folge haben. 

Trotz dieser offensichtlichen und seit Jahrzehnten ge- 
tadelten Mißstände ist die Errichtung einer unabhängigen 
eidgenössischen Finanzkontrolle bis jetzt von der Exekutive 
abgelehnt worden. 

Das größte Hindernis für eine effektive Finanzkontrolle 
sind indessen die beiden parlamentarischen Institutionen, 


78 


welche gerade zur besseren Kontrolle geschaffen worden 
sind: Die Finanz-Kommissionen und das Budgetwesen. 

Wir haben nun drei parlamentarische Kommissionen 
für die Finanzkontrolle: je eine Finanzkommission des 
National- und Ständerates und, aus diesen gebildet, eine 
' Finanzdelegation. Man fragt erstaunt, wieso denn ange- 
sichts dieses Reichtums an Kontrollorganen zum Beispiel 
möglich geworden ist, den 23-Millionenverlust des sozialen 
Versicherungsfonds dem Volke jahrelang zu vertuschen. 
Darauf kann als Antwort einzig gegeben werden: gerade 
wegen dieses Reichtums an Kommissionen. Wie wir ge- 
sehen haben, daß es eine parlamentarische Kommission 
mit ihrer Auffassung der Aufgabe vereinbar hielt, sich in 
die Details des Eisenbahnbetriebs zu mischen und den bösen 
Mann zu spielen, weil den verantwortlichen Persönlich- 
keiten der Mut oder die Sachkenntnis dazu fehlte und seit 
20 Jahren gefehlt hatte, so mischen sich diese Finanzkom- 
missionen in alle möglichen Kleinigkeiten und machen 
sich in den laufenden Geschäften zum Mitschuldigen des 
Finanzdepartements, statt diesem gegenüber der kontrol- 
lierende Vertreter des Souveräns zu sein. 

Das Budgetrecht des Parlaments, welches zu den ersten 
und wichtigsten harterkämpften Rechten jeder Volksver- 
tretung gehört, ist zu einer Farce geworden. Man braucht sich 
nur zu vergegenwärtigen, wie ein solches Budget zustande 
kommt, um sich Rechenschaft davon geben zu können, daß 
hier der Sinn zum Unsinn wurde. Auf einigen hundert 
Quartseiten wird der jährliche Voranschlag aller der Bu- 
reaux, welche heute in ihrer Gesamtheit unsere eidgenös- 
sische Verwaltung ausmachen, zusammengetragen. Jedes 
Bureau hat dann während des Jahres vor allem das Be- 
streben, auf irgendeine formell zulässige Weise den ge- 
währten Kredit aufzubrauchen. Sonst läuft es Gefahr, 
daß derselbe nächstes Jahr herabgesetzt und dann dem 
Bedürfnis nicht mehr gerecht wird. 
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Ein beliebtes Verlegenheitsmittel von Finanzministern 
ist ferner geworden, sich hohe Budgets bewilligen zu lassen 
und nachher, sei es im Vergleich zu den Zahlen der tat- 
sächlichen Rechnungen, sei es zu denen früherer oder 
kommender Budgets, gut abzuschneiden. Auf irgendeine 
Weise ist es so immer möglich, ein scheinbar günstiges Bild 
zu bieten. Statt die Resultate der Verwaltung am Verhältnis 
der effektiven Leistung zu den Kosten zu messen, wird das 
Volk dazu erzogen, sich damit zu begnügen, daß die Staats- 
rechnung unter dem Budget bleibt. Dazu kommen die 
Schiebungen zwischen außerordentlicher und ordentlicher 
Rechnung, welche nur den Eingeweihten voll ersichtlich sind. 
Diese Methoden werden erst verschwinden, wenn an Stelle 
von Scheinkontrolle wirkliche Kontrolle und lebendiges 
Verantwortungsgefühl tritt. Inzwischen erzeugt und nährt 
das entartete Budgetwesen beim Volke Illusionen, welche 
nirgends unangebrachter sind als in Geldsachen. 


Achnlich hat die parlamentarische Kontrolle der Außen- 
politik versagt. Mit Recht haben immer wieder insbesondere 
bürgerliche Angehörige des Parlaments über den Mangel 
an Kontrolle des Politischen Departements und über un- 
genügende Orientierung der Volksvertreter geklagt. An 
einem entscheidenden Punkte der Rheinfrage wies selbst 
der Mehrheitsbeschluß einen Tadel darüber auf, daß der 
Bundesrat ohne die notwendige Begrüßung des Parlaments 
vorgegangen sei, während die beiden Minderheitsanträge 
noch bedeutend schärfere Desavouierungen enthielten (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1922, S. 829). 


Von einem ernsthaften Streben nach Behebung des 
Uebelstandes ist keine Rede. Wohl hat der Bundesrat in 
19 fremden Staaten eine Untersuchung über ständige parla- 
mentarische Kommissionen angestellt. Aber der Sternkor- 
respondent der Neuen Zürcher Zeitung hat Recht, wenn er 
die ständige parlamentarische Völkerbunds-Kommission, 
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welche aus der „Bewegung für ein stärkeres Eingreifen 
unseres Parlaments in die auswärtigen Angelegenheiten“ 
hervorgehen soll, als das „Mäuschen‘“ bezeichnet, „das der 
Berg geboren“. 

In Wirklichkeit verhält es sich so, wie der damalige 
Nationalrat Häberlin ausführte: „Wenn Herr Scherrer- 
Füllemann gesagt hat, es friere ihn bei dem Gedanken, wie 
diese internationalen Beziehungen jetzt bei uns vorbereitet 
werden, so sage ich: Mich ergreift ein Schauder, wenn ich 
daran denke, daß eine ständige parlamentarische Kommis- 
sion das besser machen sollte“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1913, 
S. 860). Dieses Frösteln ist, beiderseits berechtigt, allzu be- 
rechtigt. Vorbereitung, Durchführung und parlamentarische 
Kontrolle unserer Außenpolitik mahnen seit vielen Jahren 
zum Aufsehen. Aber die Lösung liegt tiefer als in der 
Schaffung einer oder einiger weiterer Kommissionen. Je 
mehr parlamentarische Kontrollkommissionen, umso weniger 
parlamentarische Kontrolle. 

Die parlamentarische Kontrolle ist auch insofern bloßer 
Schein, als tatsächlich doch die Berater der Parlamentarier 
in- oder außerhalb der Regierung entscheiden. Fehlt es 
dem Berichterstatter einer Kommission, bemerkt Jouvenel 
hinsichtlich der französischen Zustände, an den notwen- 
digen Kenntnissen, „so konsultiert er entweder den Chef 
des ministeriellen Bureau, aus welchem der Gesetzesentwurf 
hervorgegangen ist, oder er wendet sich an Außenstehende. 
Im ersteren Falle wird die parlamentarische Kontrolle eine 
Illusion, da der betreffende Beamte über sein eigenes Werk 
ein Urteil abgibt, im letzteren Falle entscheiden private 
Interessen unter dem Deckmantel der Kompetenz über 
nationale Fragen“ (N. Z. Z.7. 4. 1924). Entsprechend ver- 
hält es sich bei uns. 

Nationalrat Abt hat den Nagel auf den Kopf getroffen, 
indem er erklärte: ‚Wir haben bekanntlich in der Geschäfts- 
prüfungskommission so ein gewisses Sekundarschülersy- 
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stem. Jeder muß einen Aufsatz machen, und dann muß er 
den Aufsatz vorlesen‘. Launig spricht dann Herr Abt aus 
der Schule, wie es zugeht, damit nicht etwa eine frucht- 
bare Kritik herauskommt, sondern vor allem Einstimmig- 
keit in der Kommission, in der die Freunde der ‚‚Verant- 
wortlichen‘‘ schon dafür sorgen, daß alle schärferen Stellen 
ausgestrichen werden. 

Die parlamentarischen Kommissionen sind Mit- und 
Hauptschuldige eines verhängnisvollen Systems. Es be- 
deutet nichts mehr, wenn das Parlament unsere Regierung 
deckt. Indem National- und Ständeräte für den angegrif- 
fenen Bundesrat eintreten, reden sie de facto für sich selber. 
Denn fortlaufend haben sich die Mitglieder der Kontroll- 
kommissionen mit dem Gesamtbundesrat oder den ein- 
zelnen Departementschefs identifiziert und werden dann 
ihrerseits von ihren Fraktionsgenossen nicht desavouiert. 
Unsere Regierung kann keinen Fehler machen, welcher nicht 
von der Mehrheit des Parlaments noch zu einem ‚‚relativen 
Erfolg‘ gestempelt wird. 

Aber wenn auch die parlamentarischen Kommissionen 
versagen, so gibt es noch das Gesamtparlament, dem jedes 
Jahr ein tausendseitiger Rechenschaftsbericht des Bundes- 
rates gewidmet wird. Noch jüngst hat ein Bundesrat dem 
Parlament geschildert, wie uns das Ausland um diese 
substantiellen Berichte beneide. Von nahe besehen sind 
es aber kompilatorische Arbeiten. Gerade das Wichtige 
wird darin unter Papier verschüttet, so daß z. B. das 
Schweizervolk vom Verlust des Sozialen Versicherungsfonds, 
welcher zufolge einseitig zentralmächtlicher Anlagepolitik 
in den Jahren vor 1921 eingetreten war, erst Anfang 1924 
erfuhr — ein wenig erfreuliches Neujahrsgeschenk. 

Die Haupteigenschaft dieses Geschäftsberichtes ist seine 
Dickleibigkeit. Mit feiner Ironie begann z. B. Nationalrat 
Calame eine Rede zum Geschäftsbericht 1924: „Encore 
qu’il soit tres complet et m&me un peu touffu, le rapport du 
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Departement politique me parait cependant presenter quel- 
ques lacunes“. „... de temps en temps... on y peut 
eueillir une de ces fleurs fraiches qui sont comme l’expression 
d’une naivete grande“, hat ein anderer Abgeordneter ge- 
sagt. Herr de Rabours macht dem Bundesrat keinen Vor- 
wurf wegen dieser „candeur“, zitiert aber einzelne typische 
Stellen: „une connaissance exacte de la situation inter- 
nationale ne peut qu’&tre profitable A& nos representants 
diplomatiques & l’&tranger dans l’accomplissement de leur 
täche‘“ (Rires). Solche Belehrungen muß unser Parlament 
und Volk von den Bureaux unseres Bundeshauses em- 
pfangen. Für solche Schüleraufsätze bezahlt die Nation 
ihre Beamten. Um solche Gemeinplätze zu drucken, 
bringen wir Steuern auf. 

Nach dem Umfang einer Botschaft, welche z. B. im 
Falle des Beamtengesetzes zu einem dicken Band gewor- 
den ist, bemißt die herrschende Presse die Sorgfalt der 
Behandlung, welche vom Bundesrat einem Gegenstand zu- 
gewendet wird. Aber einer unserer Bundesräte hat in der 
Bundesversammlung zugegeben, daß im Jahresbericht des 
Bundesrates und auch in manchen Botschaften kein Wort 
von einem Bundesrat geschrieben sei. Geschäftsberichte 
und Botschaften werden aber nicht nur von subalternen 
Angestellten der Nation geschrieben, sondern von den 
Bundesräten auch meist nicht einmal gelesen; wenn es gut 
geht vom Departementschef, dessen Ressort sie betreffen. 


REDEN UND HANDELN 


Das ‚Parlament verplemperte die kostbare Zeit mit 
eitlem Gerede und mit einem stets ärger werdenden Trom- 
melfeuer von Interpellationen, Motionen und Postulaten““, 
sagte Bundesrat Müller von einer absterbenden Bundes- 
versammlung. Es gilt gleicherweise für ihre Nachfolgerinnen. 
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„Ich glaube, daß man eigentlich auf das Wort verzichten 
könnte in dieser Trauerversammlung; es sind ja zum vorn- 
herein lauter Leichenreden... man streitet sich gegenwärtig 
in der Hauptsache am Grabe des Kindes (Reorganisation 
des Bundesrates) nur noch darum, wer das Verschulden am 
Tode desselben trage“. So hat z. B. ein späterer Bundesrat 
am 19. März 1918 im Nationalrat gesagt, nichtsdestoweniger 
aber mit einer großen Rede fortgefahren, und dreizehn wei- 
tere Redner sind seinem Beispiele gefolgt. 

Wenige unserer parlamentarischen Kämpfer führen eine 
elegante Klinge. Meist gehen sie um die Hauptfragen herum 
oder verlieren sich in persönliche Sticheleien. Ob dieser oder 
jener das Recht habe, sich als „Interpret der Gefühle des 
Volkes‘ aufzuspielen, wird von links nach rechts gerufen und 
von rechts nach links wird zurückgerufen: dieser oder 
jener, von dem bekannt ist, daß er trotz seiner sozialistischen 
Gesinnung Ersparnisse angelegt, sei auch nicht der Mann, 
„der die Nöte und Schmerzen des Volkes, derjenigen, die 
mühselig und beladen sind,... zum Ausdruck bringen 
kann“. Beide meinen damit, daß der Andere auch sein 
Schäfchen im Trocknen habe, und daher nicht als Vertreter 
des Volkes gelten könne. Dies kennzeichnet vielleicht am 
besten die Gesinnung dieser Versammlung, in welcher so 
viele gute Geschäfte getätigt werden, nur nicht für die 
Nation. 

1901 hat Nationalrat Heller von parlamentarischen 
Reden gesprochen, die man gar nicht begreifen könnte, 
„wenn man nicht wüßte, daß dieselben nicht für das Parla- 
ment bestimmt, sondern zum Fenster hinausgesprochen 
worden sind... Noch nie habe ich so sehr bedauert, wie 
heute, daß der Bundesrat in dieser Session uns nicht Ge- 
legenheit gegeben hat, im neuen Parlamentsgebäude zu 
tagen, denn dort hat der bauleitende Architekt...dafür 
gesorgt, daß man nicht mehr zum Fenster hinaussprechen 
kann (Heiterkeit)‘“ (Sten. Bull. 1901, S. 759). Aber ob- 


84 


schon die Fenster des neuen Beratungssaales in der Tat 
genügend hoch angebracht sind, bringen es verschiedene 
Parlamentarier doch noch fertig, vorzüglich zum Fenster hi- 
naus zu reden. Daher ist auch die Frage der Akustik, welche 
neuerdings zu so kostspieligen Versuchen Anlaß gibt, von 
untergeordneter Bedeutung. 

„Die heutige Diskussion war sehr gründlich‘, lobte ein 
Bundesrat den Ständerat, und ‚außerordentlich interes- 
sant. Trotzdem hat sie keine neuen Gesichtspunkte von 
Bedeutung zutage gefördert‘“ (Sten. Bull. Ständerat 1917, 
S. 312). Dieses Zeugnis wird der unbefangene Beobachter 
kaum irgendeiner Sitzung unseres Parlaments versagen. 
Der Gesamteindruck insbesondere bundesrätlicher Reden 
in unserem Parlamente ist fast immer, ‚daß die schöne 
Rede dem historischen Augenblick nicht genügte“. 

Weil es zu produktiven Taten nicht reichte, wurde — 
gewissermaßen als Ersatzhandlung — der formelle Ver- 
kehr zwischen Parlament und Regierung bis in die höchsten 
Spitzfindigkeiten entwickelt. Die Herren Parlamentarier 
werden neuerdings aus ihren Haarspaltereien selber nicht 
mehr klug. So hat denn die Geschäftsprüfungskommission 
des Ständerates ein neues Postulat aufgestellt, der Bundes- 
rat möge prüfen, ob nicht die Differenzen in den Defini- 
tionen der „Motionen“ und ‚Postulate‘“‘, welche zwischen 
den Reglementen der beiden Räte bestehen, zu beheben 
seien. 

Der Bundesrat lässt neuerdings seine Antworten an die 
Volksvertreter gerne im erwähnten kompilatorischen Jah- 
resbericht durch seine Bureaux geben. Trotzdem ist die 
Erledigung schleppend. „Ueber ein Viertel der hängigen 
Postulate‘“‘ stammen ‚noch aus dem zweiten Jahrzehnt 
dieses Jahrhunderts“ und ‚ihrer vier‘ sind „immer noch 
über zwanzig Jahre alt“, berichtete Nationalrat Hofmann, 
als Berichterstatter der Geschäftsprüfungskommission (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1925, S. 449). 
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700 stattliche Bände füllen, aufs übliche Format ge- 
bracht, die parlamentarischen Reden, welche während der 
letzten Generation ins stenographische Bulletin aufgenom- 
men worden sind. Diese Protokollführung ist zu einer 
großen Staatsfrage geworden. Ob der Bundeskanzler und 
sein Stellvertreter persönlich die geistreiche Arbeit be- 
sorgen müssen, hat unsere Bundesväter sehr beschäftigt. 
Gleich zu Beginn der Drucklegung, im Jahre 1891 bean- 
standete die Nachtragskreditkommission des Nationalrates 
die hohen Gestehungskosten. Heute hat diese Frage keine 
Bedeutung mehr. Ob bei über zwei Milliarden Unterbilanz 
noch einige hunderttausend Franken mehr oder weniger in 
Papier angelegt werden, braucht unsere Regierung nicht zu 
beunruhigen. Auch die wichtige Frage, welche noch im Jahre 
.1904, infolge einer Petition der schweizerischen Papierfabri- 
kanten, Gegenstand einer Untersuchung bildete, ob nämlich 
die Bundesverwaltung nur einheimisches oder auch fremdes 
Papier verwenden dürfe, ist seither de facto selbstverständ- 
lich im Sinne des Schutzes unserer einheimischen Industrie 
gelöst. Somit sind alle direkt Interessierten befriedigt und 
kann daher von einem Rede- und Papierabbau abgesehen 
werden. 

„Ich habe die Grille, alles ganz zu tun“, hat der alte 
Fritz gesagt. Unser Parlament hat die Grille, alles halb zu 
tun. Obschon sich nämlich das Schweizervolk in anbe- 
tungsvoller Verehrung für die unsterblichen Werke seiner 
Redepolitiker nichts reuen läßt, dieselben Kindern und 
Kindeskindern zu überliefern, stimmt nicht einmal dieses 
„stenographische‘‘ Bulletin. 

Zwei Fehlerquellen insbesondere sind es, welche der histo- 
rischen Wahrheit im Wege stehen. Trotz der überreichen 
Fülle des Gedruckten ist nämlich doch nicht alles gedruckt 
und merkwürdigerweise manchmal gerade das nicht, was 
am allerinteressantesten wäre. Einen Grund hat ein selb- 
ständig denkender Genfer in der Nationalratssitzung vom 
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7. Dez. 1920 angegeben: „Il est certain que, si dans cette 
assemblee vous posez la question de savoir si une discussion 
est importante ou non (d. h. ob in den freien Fällen gedruckt 
werden solle oder nicht) on r&soudra generalement la question 
selon l’opinion des partis. Lorsqu’un orateur de la majorite 
fait une proposition ou developpe une motion, cette motion 
ou cette proposition sera toujours importante. Mais lorsque 
le repr&sentant d’une minorite, quelle qu’elle soit, s’efforcera 
d’obtenir qu’une interpellation qui ennuie le gouvernement 
soit stenographiee, la majorit€ estimera souvent que la 
question n’est pas importante“. 

Es gibt aber auch Reden der Herren Bundesräte, welche 
ins stenographische Bulletin aufzunehmen nicht als oppor- 
tun erachtet wird, so eines der Dokumente für die Vorge- 
schichte der S. S.S., eine Rede von Bundesrat Hoffmann. 

Um das stenographische Bulletin dem Bilde der Wirk- 
lichkeit wenigstens einen Schritt näher zu bringen, haben 
denn auch die Nationalräte de Raboursund Walther verlangt, 
es sollen alle Reden aufgenommen werden. Nur in der Be- 
gründung gehen sie auseinander. Während nämlich Herr 
de Rabours fand, die Lücken werden schmerzlich empfunden 
werden, wenn z. B. einmal die Geschichte der General- 
vollmachten geschrieben werden sollte, hat der für den 
Bundesrat etwas milder gestimmte Herr Walther ge- 
glaubt, es sei besser, diese „Geschichte werde nicht geschrie- 
ben“ (Sten. Bull. Nat. Rat. 1920, S. 809). 

Als z. B. der Bundesrat seinen berühmten Angstantrag 
der letzten Kriegszeit stellte, die Zahl der Bundesräte auf 
neun zu erhöhen, konnte Nationalrat Müller - Bern fest- 
stellen, daß die den Bundesrat desavouierende Entschei- 
dung des Parlaments bereits in den Mehrheitsfraktionen 
gefallen sei. „Dasjenige, was sich heute hier (im National- 
rate) abspielt..., hat.... rein akademischen Charakter; es 
sind leere Kulissen, gestellt für das Tribünenpublikum“ 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1918, S. 15). 


87 


3»... „es drängt mich“, so hat ein unter die Ratsmitglieder 
verirrter Pfarrherr bei dieser Gelegenheit seinem beklom- 
menen Herzen Luft verschafft, ‚‚als die Unschuld vom Lande 
hier offen Bekenntnis abzulegen, daß das ganze Verfahren 
und Gebaren, das hinter den Kulissen und jetzt auch noch 
einigermaßen vor denselben eingeschlagen wird, einen be- 
klemmenden Eindruck auf einen armen Neuling, wie ich 
einer bin, macht, der noch mit der genügenden Naivität aus- 
gezeichnet ist, um die Sachen ernst zu nehmen, die hier vor- 
gebracht werden“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1918, S. 28). 

Auch sonst spielen sich die realen Vorgänge nicht immer 
auf dem offiziell dafür bestimmten Forum ab. Vorneherum 
Phrasen über Frieden und Völkergemeinschaft, wie an den 
Friedensverhandlungen von Lausanne; hintenherum Petrol. 
Vorneherum rhetorische Leistungen über Offenheit und 
Humanität in der Völkerbundsversammlung, je nach Oppor- 
tunität gute Reden oder weniger gute Taten im Völkerbunds- 
rat, und hintenherum die Beschlüsse der Botschafterkon- 
ferenz; noch weiter hinten die Foreign Offices und noch 
etwas weiter die Haute Finance. 


REFORMBESTREBUNGEN 


„Wir sind bekanntermaßen lauter vernünftige Männer 
und gute Eidgenossen. Wir zeigen das im persönlichen Ver- 
kehr und in allen Fragen, wo uns nicht die Parteidiktatur 
beherrscht‘. So bemerkte im Ständerat Landammann Wirz, 
der noch ein Parteimann war, welcher eine höhere Instanz 
kannte als die Partei. 

Wie kommt es, daß gute Individuen eine schlechte Ver- 
sammlung geben können? Weil das Verantwortungsgefühl 
des Einzelnen abnimmt, sobald er sich als Teil einer Masse 
fühlt, und weil die Herren, sobald sie zusammensitzen, den 
Rat Mephistos zu wörtlich befolgen: „Im Ganzen — — 
haltet Euch an Worte!“. 
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Die Aufrichtigkeit mancher Individuen, aus welchen 
sich dieses Scheinparlament zusammensetzt, hat immerhin 
die eine wohltätige Folge, daß die Reformbedürftigkeit 
anerkannt wird und längst anerkannt wurde. 

Landammann Blumer z. B. hat im Nationalrat festge- 
stellt: „Fatal ist namentlich‘, daß ‚Wünsche, Bemerkun- 
gen und Postulate ... fast immer sofort ins Reich der Ver- 
gessenheit geraten; ein Jahr später weiß kein Mensch mehr, 
was vor einem Jahr versprochen und beschlossen worden ist“, 
Auch die Sozialdemokraten, welche sich nach der Meinung 
der bürgerlichen Presse den schlimmsten Mißbrauch der Rede- 
freiheit zu Schulden kommen lassen, anerkennen: „‚Wir sollten 
versuchen, eine Sanierung unseres Parlamentsbetriebes in die 
Wege zu leiten“. Selbst der Kommunist Platten beschäf- 
tigte sich mit der Angelegenheit, kam aber nicht weiter 
als bis zu dem Antrag, das Bureau möge „auch erwägen, 
ob durch die Einführung der sogenannten ‚Kleinen Anfragen‘ 
eineraschere Abwicklung der wichtigeren Geschäfte des Rates 


‚ erreicht werden könnte“. Dies ist wohl das einzige Kind 


dieses Revolutionärs, welches unsere offizielle Politik legi- 
timiert hat. 

Eduard Scherrer ging etwas weiter, indem er durch 
seine Motion anregte: „Das Ablesen einer Rede ist unter- 
sagt“. Das wäre ein schwerer Schlag für diejenigen unter 
unsern Redepolitikern gewesen, welche nicht die Gabe 
des Herrn Scherrer haben, aus dem Handgelenk zu reden. 

Etwas tiefer blickte Ständerat Isler bei Besprechung 
der „starken Vermehrung der Auslagen für die Bundes- 
versammlung”, von denen ‚man sagen kann, sie seien ver- 
schuldet, es handle sich um Mißbräuche. Da ist einmal 
die Verlängerung der Session durch zu viele Reden, durch 
nicht aufhörende Wiederholung des schon Gesagten seitens 
ganzer Serien von Rednern derselben Fraktion“. 

Eine Beschränkung der Redezeit auf eine halbe Stunde 
ist später eingetreten. Seither ist die Tätigkeit eines Rats- 
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präsidenten noch weniger beneidenswert als vorher. „Ich 
erlaube mir”, so tönt es nun etwa vom Präsidentenstuhl, 
„Herrn... darauf aufmerksam zu machen, daß die halbe 
Stunde schon längst vorüber ist. Da nach dem Umfang 
des Manuskripts zu urteilen, Herr... offenbar noch länger 
reden will, muß ich den Rat anfragen, ob er ihm das be- 
willigen will. Wenn kein Widerspruch erhoben wird, sind 
Sie damit einverstanden. Ich darf immerhin Herrn... 
bitten, sich auf das Notwendigste zu beschränken“. Darauf 
ein schlagfertiger Herr Nationalrat: ‚„Selbstverständlich, 
Herr Präsident, ich habe es nie anders gemacht“. Dann 
fährt er mit seiner spannenden Lektüre weiter. Die Folge 
der Neuerung ist somit die, daß zu den Reden der Parla- 
mentarier noch die Unterbrechungen des Präsidenten kom- 
men und dieser einem Kontrolleur vergleichbar geworden 
ist, der mit der Stoppuhr in der Hand auf seinem hohen 
Posten sitzt. 

Mit der verschiedene Nationalräte wohl merkwürdig an- 
mutenden Begründung: „Wir sind hier, um praktische 
Arbeit zu leisten‘, wurde ferner von einem Ratsmitglied ver- 
langt, daß, um doppeltes Reden zu vermeiden, eine allgemeine 
Eintretensdebatte nur stattfinden solle, wenn ein „Antrag 
auf Nichteintreten... gestellt sei“. Dem gesunden Men- 
schenverstande erscheint in der Tat als unnötig, darüber zu 
reden, ob auf ein Traktandum eingetreten werden solle, 
wenn dies von keiner Seite bestritten ist. Sofort kam aber 
einer der bedeutendsten Advokaten des Rates und bewies, 
daß auch dieses Gesetz nur dazu da wäre, umgangen zu 
werden. „Nehmen wir an“, deduzierte er mit Scharfsinn, 
„ich habe zu Hause eine große Rede ausgearbeitet und habe 
das Bedürfnis, zur Eintretensfrage zu sprechen. Aber 
niemand stellt einen Gegenantrag und so gibt es keine all- 
gemeine Diskussion. Was macht nun ein Advokat? Er 
stellt selbst den Antrag auf Nichteintreten und bringt zu- 
erst die Argumente für Nichteintreten vor, und nachher 
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| bringt er noch alle Argumente für das Eintreten. Schließ- 


lich sagt er, das alles habe er sich überlegt, und deshalb 
ziehe er seinen Antrag zurück und schließe sich dem Antrag 
auf Eintreten an (Heiterkeit)“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1920, 
S. 834). 

So führt sich das parlamentarische System selber ad 
absurdum. Ein Mitglied des hohen Hauses hielt schließlich 
für „vernünftiger, man lasse der Debatte ihren Lauf“, man 
werde damit mehr Zeit gewinnen als mit Einschachtelung 
der Diskussion und kleinlichen Mitteln aller Art. 

Durch die Unfähigkeit zu ernsthafter Reform hat der 
Parlamentarismus in seiner jetzigen Gestalt noch den letzten 
Rest von Achtung eingebüßt, den er sich erhalten hatte. 
Die Neue Zürcher Zeitung ist voll von Bemerkungen, welche 
dieser geringen Ehrfurcht vor der Volksvertretung bewußt 
oder unbewußt Ausdruck geben. Von den „unausgerich- 
teten Gemütsreihen‘“, welche die „Herren Volks- und Stände- 
vertreter‘ in einem Festzuge bilden, ist da mit mehr Ueber- 
zeugung die Rede als von parlamentarischen Leistungen. 
Und aus der kantonalen Politik beginnt das Blatt z.B. 
einen tiefernsten Finanzartikel mit den Worten: ‚Der 
Zürcher Montagklub, offiziell Kantonsrat genannt“. 

Ist vom neugewählten Parlament Besseres zu erwarten ? 
„Da wären sie wieder, die 165 vom Souverän neu gesalbten 
Volksvertreter!‘ So bewillkommt die Neue Zürcher Zeitung 
(9. 12. 1925) die letzte Serie und gibt auch gleich, die 
Antwort auf unsere Frage: „Fest und sicher schreiten sie 
ihren Sitzen zu, den stillen Zeugen ihres parlamentarischen 
Schweißes. Die Neuen (83) präsentieren sich genau so wie 
die Alten taten, als sie als homines novi den Ratsaal betra- 
ten... Der Bundesrat ist in corpore anwesend; schließlich 
machen diese mehr oder weniger feierlichen Gestalten, die 
da in Walhall einziehen, auch seine Wahlgemeinde aus!“ 
Bereits hat auch diese Parlamentariergeneration bewiesen: 
Wie die Alten sungen, so zwitschern die Jungen. Irgend- 
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eine ernsthafte Reform ist aus dem Rate heraus nicht zı 
erwarten. Das liegt weniger am einzelnen Parlamentarier 
als am Parlamentarismus in seiner jetzigen Gestalt. 


MITGLIEDER 


Sieben Jahrzehnte lang standen wir unter dem Zeicher 
des Majorzes, der in bedenklicher Weise entartete. Jedeı 
Bürgerliche wird sich erinnern, mit welcher Freude jeweilen 
in Zürich verkündet wurde, wenn es dank einer unseres 
Landes unwürdigen Wahlkreisgeometrie gelang, die sozia- 
listische Partei im ersten Eidgenössischen Wahlkreis aus- 
zuschalten. Man schien zu vergessen, daß ‚‚der Mißbrauch 
des absoluten Mehrs... den Reichen reicher und den Ar- 
men ganz arm“ macht. „Wenn der Kampf für unterdrückte 
Minderheiten sich als hoffnungslos gestaltet, so liegt darin 
der Keim zur Todeskrankheit des republikanischen Lebens“ 
(Landammann Wirz). In skrupelloser Interessenverfolgung 
hat die freisinnig-demokratische Mehrheit in den Kantonen 
Graubünden und Luzern rein opportunistisch eine gerade 
gegenteilige Regelung der Wahlkreisfrage getroffen, so wie 
es ihren Parteizwecken diente, in diesen Fällen zu Ungun- 
sten der Konservativen (Sten. Bull. Nat. Rat 1902, S. 191). 
Wenn dagegen im Geringsten die Wahlkreiseinteilung zu 
ihren Ungunsten wirkte, wie einmal im Kanton Graubünden, 
jJammerte sie über die „‚krassesten Uebelstände“ und pathe- 
tisch rief in einem solchen Falle ein politischer Oberst aus: 
„Nun, meine Herren, möchte ich Sie fragen, ob das gerecht 
ist, daß die Mehrheit hier nicht ihre richtige Vertretung hat ?“ 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1902, S.48). Im Ständerat ging die 
Vergewaltigung sogar so weit, daß ein konservatives Mit- 
glied 1902 bei Behandlung einer die Arbeiterschaft betref- 
enden Angelegenheit klagte: „Je regrette que le parti ouvrier 
n’ait aucun representant au sein de ce conseil“, Von 44 Mit- 
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‚gliedern gehörte in der Tat kein einziges der Partei der 
schweizerischen Arbeiter an. 
Aber der Sieg der Proportionalwahl schritt unaufhaltsam 
' vorwärts. 1900 wurde dieses Verfahren noch stark verwor- 
fen, 1910 wurden gegen dasselbe nur noch Einwände ‚‚mehr 
_ opportunistischer Natur“ (von Reding, Sten. Bull. Ständerat 
1910, S. 107/8) vorgebracht. Was Neuenburg die Möglichkeit 
zu ruhigem Arbeiten geschenkt hatte, das mußte für das 
ganze Land kommen, mochte es auch nochmals, trotz un- 
abhängigen Förderern wie Nationalrat Speiser, abgelehnt, 
worden sein. Noch am 15. Juni 1914, bei Beginn der neuen 
Behandlung dieser Frage im Nationalrat, waren schon vor 
der Sitzung „die Meinungen gemacht‘ (Berichterstatter 
Nationalrat Forrer). Erst die Schwierigkeiten des Weltkrie- 
ges vermochten den Widerstand der Mehrheit zu überwinden. 
Am 13. Oktober 1918 ist das Volksbegehren von 1913 ange- 
nommen worden. Der Generalstreik hatte zur Folge, daß 
rasch der Auftrag zur Redaktion erteilt wurde und die Pro- 
porzidee ihre schweizerische Verwirklichung fand. Nachdem 
man jahrzehntelang ungerecht gewesen, pressierte es nun auf 
einmal. Unter dem Druck der Ereignisse wurde das bis 
Ende 1920 gewählte Parlament vorzeitig aufgelöst. Der 
 neugewählte Nationalrat trat am ersten Montag vom Juni 
1919 zur konstituierenden Versammlung zusammen. 
| Gegenüber der früheren Wahlkreisgeometrie bedeutete 
der Proporz einen Fortschritt. Recht trat an Stelle von 
Gnade. Trotzdem ist niemand völlig befriedigt. Das liegt 
nicht nur daran, daß alle möglichen Systeme durch die 
Räte zu einem uneinheitlichen Ganzen zusammengeworfen 
wurden. Die Erfahrungen mit dem Proporz haben ent- 
täuscht. Die parlamentarische Arbeit ist nicht fruchtbarer 
geworden. Auch Politiker, deren Urteil nicht durch macht- 
politische Erwägungen getrübt ist, treten nicht oder nicht 
mehr für den Proporz ein. Briand, der „1912 für das Pro- 
portionalverfahren im Senat sein Ministerium geopfert‘, 
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hat in der Regierungserklärung von Anfang Dezember 1925 
die Rückkehr zur Mehrheitswahl in den Arrondissements an- 
gekündigt (N.Z.Z.8.12.25.). Die Einengung des Wählers auf 
die Namen bestimmter Listen und der Zwang, sich einer 
bestimmten Partei und einer bestimmten Liste zu ver- 
schreiben, wird auch bei uns als lästig empfunden. Die 
vielen Parteilosen, welche nach eigener Ueberzeugung auf 
Grund sachlicher Ueberlegung im Einzelfalle zu wählen 
gewohnt sind, kommen nicht auf ihre Rechnung. Die Partei- | 
komitees sind die Herren der Lage. Zufolge der Listen- 
verbindung kommt es zu den allerdrolligsten Resultaten. 
Das Panachieren und Kumulieren führt zu einem Zählen, 
das schon durch seine Kompliziertheit das Unnatürliche der 
ganzen Prozedur zeigt. Bei einem System des ausgeklügelten 
Formalismus ist die Gerechtigkeit schlecht aufgehoben. Die 
„mathematische Demokratie‘ ist nicht die schweizerische. 


Trotzdem ist die Rückkehr zum Majorz für unser Land 
ausgeschlossen. Die Geschichte schreitet nicht zurück, son- 
dern sucht höhere Lösungen. Wir bedürfen einesWahlsystems, 
in welchem jeder Wähler die größtmögliche Sicherheit erhält, 
einen Vertrauten im Parlament zu haben. Einer genügt. 
Heute haben zu viele Wähler keinen. Das Wahlsystem 
muß darauf eingerichtet sein, daß nach Möglichkeit die be- 
deutendsten Persönlichkeiten des Landes gewählt werden. 
Die Fortentwicklung des Proportionalwahlverfahrens liegtim 
Wahlsystem der Persönlichkeiten, welches den Vorteil des | 
Einerwahlkreises mit der weitestgehenden Minoritätenver- 
tretung in sich vereinigt!) | 


1) Das im Deutschen Reich bestehende Proportionalwahlverfah- | 
ren, welches sich an das badische anlehnt, hat eine feste Mindest- 
Stimmenzahl, was gegenüber den üblichen Systemen eine Verein- 
fachung bedeutet. Durch die Einrichtung der Listenwahl und die 
Verwendung der überschüssigen Stimmen wird aber mehr der Partei 
als dem einzelnen Kandidaten gestimmt. 
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Die Nationalräte sollen vom Souverän der Nation, die 
Ständeräte vom Souverän der Stände gewählt werden. 

Die Schweiz würde für die Wahl der Vertreter der 
Nation einen einzigen Wahlkreis bilden. Jeder Stimmbe- 
rechtigte hätte nur einen Namen auf seinen Zettel zu schrei- 
ben, den seines Vertrauten. Wer die je nach einer Volks- 
zählung für die nächsten zehn Jahre gültige Mindestzahl 
erreicht, wäre gewählt. Es mag z. B. die runde Tausender- 
zahl sein, welche am nächsten der Zahl liegt, die einem 
halben Prozent aller Stirmimberechtigten entspricht. Zur 
Zeit wäre also Nationalrat, wer 5000 Stimmen auf sich ver- 
einigt. Eine Stichwahl kommt bei dieser Lösung nicht vor. 
Auch das Zählverfahren ist einfach. Es gibt da keine zehn- 
und zwanzigstündige Arbeit auf den Wahlbureaux. In 
jeder Gemeinde des Landes wird gezählt, wie viele Stimmen 
jeder Kandidat bekommen hat; alle die Künsteleien fallen 
weg, welche den heutigen Wahlbureauchefs Kopfzerbrechen 
bereiten. Das Ergebnis jeder Gemeinde wird der Zentrale 
‚ der betrefienden Gegend eingesandt. Die Feststellung des 
endgültigen Resultats ist Sache einfacher Addition. Um 
auch diese zu beschränken, mag bestimmt sein, daß gül- 
tige Stimmen nur auf solche fallen können, die mindestens 
10 Tage vor der Wahl auf Vorschlag von mindestens 25 
Stimmberechtigten in die Kandidaten-Liste eingetragen 
wurden. 

Die Ständeräte sollen nach dem gleichen System in 
den Kantonen gewählt werden. Die Entsendung durch kan- 
tonale Regierungen entspricht mehr dem Wunsche nach 
Macht der im Kanton jeweils herrschenden Interessengruppe 
als dem demokratischen Gedanken. ‚Wer die Stimmen 
von 20 Prozent (40 Prozent bei Halbkantonen) aller Stimm- 
berechtigten des Kantons auf sich vereinigt, ist Ständerat“. 
So kann z. B. die Bestimmung lauten. Damit ist auch für 
die Ständeräte eine weitgehende Minoritäten-Vertretun gge- 
sichert. 


95 


Mit dem Verfahren ist es nicht getan. Die wesentliche 
Neuerung muß sein, daß sich in Zukunft mehr Männer, 
deren Zeit kostbar ist, für das Parlament hergeben. Das 
wird nicht durch einen Wahlmodus erreicht; aber der Wahl- 
modus kann werteschaffenden Persönlichkeiten zeigen, daß 
es auf sie abgesehen ist. Bald wird es ein hervorragen- 
der Arzt sein, der so vom Volke nach Bern geschickt wird, 
weil derselbe durch ein Leben persönlicher Hingabe der 
Bevölkerung seines Landesteiles derartige Dienste geleistet 
hat, daß sie ihn als ihren würdigsten Repräsentanten im 
Rate der Nation betrachtet. Bald wird es ein Bauer sein, 
der auf seinem Gut den Fortschritten des landwirtschaft- 
lichen Betriebes Bahn gebrochen und durch Förderung 
genossenschaftlicher Bestrebungen den Berufsgenossen Weit- 
blick und Solidaritätsgefühl verraten hat. Bald wird es 
ein Industrieller sein, der sich durch den Ausbau seiner 
Fabrik zu einer weltumspannenden, blühenden Organisation 
das Vertrauen aller derer erworben, welche Verständnis 
haben für das Wirken von Organisatoren. Bald wird es 
ein Anwalt sein, der sich durch das Bestreben, seine Klien- 
ten vor Prozessen zu bewahren, wohltuend von der Masse 
seiner klugen Kollegen abhebt. Bald wird es ein Eisen- 
bahner sein, der durch berufliche Tüchtigkeit und maßvoll 
mutige Wahrung der Standesinteressen das Vertrauen der 
Berufsgenossen erworben. Bald wird es ein Lehrer sein, der 
nicht nur auf dem pädagogischen Umwege die Politik der 
nächsten Generation bestimmen, sondern seine Ideale schon 
in der eigenen Zeit der Verwirklichung entgegenführen will. 
Bald wird es ein Geistlicher sein, welcher zwar den Rückzug 
der Apostel von den äußeren Angelegenheiten der Gemeinde 
als eine historisch notwendige Konzession an dieSchwäche der 
Menschen anerkennt, aber heute die Möglichkeit sieht, die 
Herrschaft des Geistes in die Politik zu tragen. Bald wird 
es der Führer irgendeiner Bewegung im Volke sein, wie z.B. 
der Bekämpfung des Alkoholismus, welcher es nicht mehr 
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mit dem Interesse seiner Sache vereinen kann, nur außer- 
halb der heutigen Machtverhältnisse Ideen zu säen, son- 
dern auch für ihren Durchbruch kämpfen will. 

Vom Momente an, wo sich die Aufgabe so stellen wird, 
in Bern hie und da ein bis höchstens zwei Tage über wohl 
durchdachte und im Volke schon im Vorbereitungsstadium 
gereifte Vorlagen zu entscheiden, wird sich jeder, auch der 
am stärksten beschäftigte Mann, zur Annahme eines Man- 
dates entschließen können. Nur eine asoziale Einstellung, 
welche für die Politik unfähig macht, wird dann ein Hin- 
derungsgrund sein. Die unsympathische Erscheinung, daß 
Parlamentarier ihre Berufspflichten vernachlässigen und 
ihre Zeit dem Kommissionalismus opfern, wird verschwin- 
den. 

Von untergeordneter Bedeutung ist die Größe des Parla- 
mentes. Wenn die oben angenommenen Zahlen zugrunde 
gelegt werden, so dürfte die vereinigte Bundesversammlung 
je nach der Wahlbeteiligung 150 bis 200 Köpfe zählen. 
Während heute die Zahl der Nationalräte mehrmals so groß 
ist wie die der Ständeräte, würden in Zukunft die beiden 
Komponenten der Bundesversammlung der Zahl nach nicht 
mehr stark verschieden sein. Das würde deshalb keine 
wesentliche Verschiebung der Parteistärken mit sich bringen, 
weil die Minderheitsparteien auch im Ständerat ihre Be- 
rücksichtigung finden könnten. 

Vom Standpunkte möglichst weitgehender Vertretung 
noch kleinerer Minderheiten wäre richtig, das Parlament 
größer zu machen. Das englische, obschon viele hundert 
Mitglieder umfassend, ist beweglicher und arbeitsfähiger 
geblieben, als unsere kleinen Räte. Das ist eine Frage 
der Kapazität der Führung und der politischen Erziehung. 
Die Platzfrage steht einer Vergrösserung nicht im Wege. 
Konzertstuhlung ist für die kommenden Entscheidungen ge- 
nügend. Pulte für die Privatkorrespondenz der Parlamen- 
tarier sind entbehrlich. Aber eine positiv arbeitende Bundes- 
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versammlung von 200 Mann ist einer schwatzenden von 400 
selbst dann vorzuziehen, wenn nicht alle Nuancen der Be- 
völkerung repräsentiert sind. 

Das Persönlichkeitssystem bedeutet nur Verallgemeine- 
rung von vorbildlichen Zuständen, wie sie mancherorts schon 
in der Vergangenheit vorlagen. Landammann Nationalrat 
Ming war z. B. schon ein solcher Arzt, der in seinem alt- 
modischen Chaisli, ein klassisches Buch lesend, durchs Ob- 
waldnerländcehen fuhr, um in die letzte Hütte die Wohl- 
tat seiner ärztlichen Kunst zu tragen und in der aktiven 
Politik mit Einsatz seiner ganzen Persönlichkeit gesundend 
wirkte. Bally-Prior war bereits ein Industrieller, der zu 
einem freien Wort im Parlament ebensogut den Mut fand, 
wie zu großzügigen geschäftlichen Transaktionen. Und so 
sind ihrer manche, unter den Toten so gut wie unter den 
Lebenden, welche der jungen Generation als um so bewun- 
derungswürdigere Vorbilder dienen können, weil sie in einem 
System zu leben verurteilt waren, welches ihren höchsten 
politischen Anschauungen die Verwirklichung versagte. 

Das neue Wahlverfahren wird also keine umstürzenden 
Veränderungen bringen. Soweit bereits Abgeordnete als 
persönliche Vertraute ihrer Wähler ins Parlament geschickt 
sind, wird sich bei Einführung des Persönlichkeitssystems 
die Erfahrung wiederholen, welche in der ersten Zeit des 
Proporzes gemacht wurde, daß nämlich bei verbessertem 
Wahlverfahren nur da Aenderungen einzutreten pflegen, 
wo vorher Mißbräuche vorlagen. 

Gegen dieses System kann eingewendet werden, daß 
die Parteien mit festem innern Zusammenhalt in Vorteil 
kommen. Denn sie können mit ziemlicher Sicherheit auf 
ihre Stimmen zählen und das Gebiet, für welches sie einen 
Einervorschlag machen wollen, so abgrenzen, daß ihre 
Kandidaten sicher und doch ohne wesentliche Ueberschrei- 
tung der Mindestzahl gewählt werden. Gerade die ausge- 
sprochensten Einzelpersönlichkeiten dagegen, welche sich 
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\ zur Wahl präsentieren, dürften bei dem feinen Gefühl un- 
. seres Volkes für alles, was Persönlichkeit ist, mit einer 
. Stimmenzahl gewählt werden, welche weit über die Bedeu- 


tung des engern Kreises hinausgeht, der sie vorschlägt. 
Das schadet aber in einer lebendigen Politik nichts. Da 


' fallen die Vorschläge von Abgeordneten des Volkes ohne- 


hin nach ihrem sachlichen Gehalt ins Gewicht. Und wenn 
je eine parteipolitische Uebermacht im Parlament zu ein- 
seitiger Interessenpolitik mißbraucht würde, so könnte dies 
von seiten einer überzeugungstreuen Leitung nur zum Ap- 
pell an Volk und Stände führen. 

Wenn die Nationalräte die Vertreter der schweizerischen 
(statt wie jetzt der internationalen) Bevölkerung werden, 
könnten Fremdenzentren wie Zürich, Basel und Genf eine 
Einschränkung ihrer jetzigen Machtstellung befürchten. 
Doch haben diese Stätten geistiger Elite Gelegenheit ge- 


' nug, noch anders als nur mit einem privilegierten Stimm- 


zettel ihr Licht leuchten zu lassen. Das Recht auf gleiche 
Wirkung der Stimme gehört zu den Grundlagen des demo- 


‚kratischen Staates. Bei richtiger Lösung der Fremdenfrage 


verliert übrigens diese Kontroverse ihre bisherige Bedeu- 


tung. 


Das Schweizervolk tut gut daran, seine parlamentarischen 
Vertreter für ihre Unkosten und Zeitversäumnis durch einen 
runden Betrag von z. B. 1000 Franken jährlich zu ent- 
schädigen. Durch den neuen Parlamentsbetrieb würde bei- 
nahe das Total der bisherigen diesbezüglichen Ausgaben 
wegfallen. Dieselben betrugen trotz Einschränkungen auf 
„Kommissionen, Sekretären, Bedienung...‘ 719,000 Fran- 


ken für das Jahr 1926, ungerechnet das Personal, welches zur 


umständlichen Berechnung der Reise- und Taggelder nötig 


ist. Bei 200 National- und Ständeräten ergäbe sich in Zu- 


kunft eine Auslage von 200,000 Franken und somit eine 
direkte Ersparnis von einer halben Million, obschon die 
Herren für die aufgewendete Zeit besser honoriert wären 
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als heute. Eine noch größere nationale Einsparung ergäbe 
sich überdies daraus, daß 200 so hervorragende Schweizer- 
männer drei Monate pro Jahr für ihre Berufsarbeit gewinnen 
würden. 


VERHANDLUNGEN DER BUNDESVERSAMMLUNG 


In der Helvetik erschien das Zweikammersystem als 
eine Verbindung von „Einbildungskraft‘“, welche dem Gro- 
Ben Rate eigen sein sollte, mit ‚Vernunft‘ und „Klugheit“, 
welche sich der Intention nach im Senat verkörperten. 
Wenn wir aber lesen, daß man mit Pathos darüber debat- 
tierte, durch welche verschiedenen Amtskostüme die Rats- 
mitglieder diese Verschiedenheit der Mentalität zum Aus- 
druck bringen sollten, glaubt man sich eher in ein kindliches 
Märchenland als in die schweizerische Politik versetzt. 

Das 1848 unter Anlehnung an die Vereinigten Staaten 
eingeführte Zweikammersystem war dann vorwiegend als 
Schutz der historischen Minoritäten gedacht. Der Wunsch 
danach war um so verständlicher, als eine ganze Reihe 
von Kleinen durch Gewalt zur Teilnahme am Staatenbund 
hatten gezwungen werden müssen. Ferner sollte der Stände- 
rat die Stabilität der Politik sichern und zu rasches 
Schreiten des Nationalrates verhindern. 

Die historische Entwicklung bietet indessen ein anderes 
Bild als wie vorausgesehen. Der Ständerat hat sich durch 
sachliche Arbeit und ruhiges Vorwärtsstreben als derjenige 
der beiden Brüder erwiesen, welcher der Schweizerart besser 
entspricht als der wortreiche Nationalrat. Er verdient, 
unter Befreiung von parteipolitisch einseitiger Zusammen- 
setzung, stärker ans Licht gezogen zu werden. Statt dessen 
sieht er sich in die Rolle des zweiten gedrängt. Schon 
Landammann Wirz sagte gelegentlich: „Wenn nicht der 


Ständerat, wie schon manchmal, nur dazu da wäre, um in 
> 
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 zwölfter Stunde dem Beschlusse des Nationalrates sein be- 


 scheidenes Siegel aufzudrücken...“. Die Ständeräte müssen 


' 


‚ 


die großen politischen Reden meist in den Zeitungen lesen. 


Unsere zweite Kammer leidet an chronischem Arbeits- 
mangel und hat jedesmal ihr Pensum längst beendigt, 


' wenn noch viele Redner auf der nationalrätlichen Liste 


stehen. 

Die dem Ständerat ursprünglich zugedachten Funk- 
tionen sind ziemlich obsolet geworden. Die historischen 
Minoritäten gehören heute zu den bestberücksichtigten in 
der Bundespolitik. Die Furcht vor Majorisierung ist in 
dieser Hinsicht so sehr gewichen, daß z. B. Obwalden beim 
Tode seines Staatsmannes Adalbert Wirz auf sofortige Er- 
satzwahl in den Ständerat, für welche eine besondere Lands- 
gemeinde nötig gewesen wäre, verzichten konnte. Ebenso 
haben umgekehrt die Städtekantone die Scheu vor den 
vorwiegend katholischen, kleinen Kantonen verloren. Sie 
sehen immer deutlicher ein, daß der föderalistische Wider- 
stand derselben mehr unrichtig zentralisierenden Organi- 
sationsmethoden gilt als dem menschlichen Gehalt von 
sozialen Reformen. Die Zeiten, wo es von einer Mehrheit 
ohne Gerechtigkeitsgefühl hieß: „Wir sind die Mehrheit 
und machen, was wir wollen‘ (Nat. Rat Decurtins, Sten. 
Bull. 1901, S. 756), sind ohnehin in unserm Lande vorbei. 
Der Krieg hat wieder ad oculos demonstriert, daß wir Große 
und Kleine gleicherweise brauchen, um als Ganzes bestehen 
zu können. Und wie das Wahlrecht der einzelnen Bürger 
nicht abgestuft ist nach der Länge der Arme oder dem 
Inhalt des Geldbeutels, so müssen wir mehr Achtung vor 
den kleinen Teilhabern des Bundesstaates bekunden. 

Auch die Bremsfunktion, welche 1848 dem Ständerate 
zugedacht war, hat sich nicht als nötig erwiesen. Wenn 
etwas hätte gebremst werden sollen, so war es die Redewut 
des Nationalrates. Dazu aber war der Ständerat nicht in 
der Lage. Im übrigen hat sich der „konservative“ Ständerat 
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meist als mindestens ebenso fortschrittlich erwiesen wie die 
nationale Kammer. 

So entbehrt heute das oft jahrelange Hin- und Her- 
pendeln von Vorlagen zwischen den beiden Räten und das 
doppelte Reden über den gleichen Gegenstand durch Ver- 
treter der gleichen Parteien eines tiefern Sinnes. Wir be- 
finden uns im Vergleich zu den Schöpfern der Verfassung 
von 1848 vor einer entspannten Situation. Unser Volk ist 
zu jener Reife herangewachsen, welche erlaubt, an eine freie 
Lösung des parlamentarischen Problems zu treten und die 
Bundesversammlung so zu gestalten, daß sie handlungs- 
fähig wird. 

Schon seit 1848 vereinigen sich die beiden Räte für einige 
der wichtigsten Staatsgeschäfte, insbesondere die Wahl der 
Bundesräte. Bei der Beratung des Zivilgesetzbuches wurden 
die erledigten Teile vorweg dem andern Rate aufs Pult ge- 
legt. Das war ein Schritt in der Richtung formlos frucht- 
baren Zusammenarbeitens, das in gemeinsamer Beratung 
der beiden Kammern seinen letzten Ausbau finden wird. 
Die National- und Ständeräte unterscheiden sich dabei nur 
noch nach ihrer Wahlart und werden gleichberechtigte Mit- 
glieder der Bundesversammlung. 

Ein solches Parlament würde vermutlich nicht mehr 
die Reden, sondern nur noch die Beschlüsse protokollieren 
lassen. Sollte einmal ein Wort von Bedeutung in der Bundes- 
versammlung gesprochen werden, welches große Taten aus- 
löst, dann können wir ruhig sein, daß es auf irgendeine 
Weise der Nachwelt doch überliefert wird. Als die größten 
und nachhaltigsten Worte der Weltgeschichte gesprochen 
wurden, waren jedenfalls auch keine Stenographen dabei. 
Die Intensität des Wunsches mancher Parlamentarier, im 
stenographischen Bulletin verewigt zu werden, ist umgekehrt 
proportional zu ihrer Verewigungswürdigkeit. 

Dagegen muß die Diskussion möglichst frei sein. Jedes 
Ratsmitglied soll jede Frage zur Beratung stellen können. 
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Wenn der Landammann oder der bei dessen Verhinderung 
amtierende Vizepräsident oder ein Viertel der Ratsmit- 
glieder zustimmen, ist der Gegenstand zu behandeln und 
darüber zu entscheiden. 


DAS PRÄSIDIUM 


In einem System lebendigen Kontaktes ist der Präsident 
des Schweizervolkes auch der gegebene Präsident der Bun- 
desversammlung. 

Dazu treten vier Vizepräsidenten, bei deren Wahl die 
vier stärksten Fraktionen berücksichtigt werden sollten. 
Dieses Bureau des Rates hat, neben den formellen Pflichten, 
einen besonders engen persönlichen Kontakt zu pflegen, so- 
daß jederzeit auch unter einem der Vizepräsidenten die Be- 
schlußfähigkeit des Rates gesichert ist. 

Außer dem Landammann soll jeder Vizepräsident der 
Bundesversammlung das Recht haben, jeden Regierungs- 
beschluß vors Parlament zu ziehen. Dies ist die Konsequenz 
davon, daß nach der hier vorgeschlagenen Regierungsreform 
nicht mehr die Advokaten der herrschenden Parteien in der 
Regierung sitzen, sondern die tüchtigsten Praktiker (welche 
nicht immer mit den Parteikomitees besonders eng liiert 
sind) ihres Amtes walten. Die Kompetenz der Regierung 
soll aber, Entscheid des Souveräns vorbehalten, nicht die 
Fraktionen als politische Machtfaktoren in Frage stellen. 
Wenn ein Parlamentarier glaubt, Anlaß zu berechtigter Kri- 
tik an einem Regierungsbeschluß zu haben, so wird er auf 
diese Weise mit großer Wahrscheinlichkeit den Vizepräsi- 
denten finden, der ihn entweder eines Bessern belehrt oder 
den Beschluß vors Parlament zieht. Diese Funktion der 
Vizepräsidenten ist der Hauptgrund, warum dieselben am 
besten den vier stärksten Fraktionen entnommen werden. 
Das gleiche Recht sollte auch 10% der Mitglieder der Bundes- 
versammlung verfassungsmäßig eingeräumt werden. 
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Einen ‚Speaker‘, wie das englische Parlament ihn 
kennt, brauchen wir nicht. Normalerweise mag der Bundes- 
präsident die Versammlung zu den herangereiften Be- 
schlüssen führen, in seiner Abwesenheit einer der Vize- 
. präsidenten. Die Aufnahme der Idee des „Sprechers‘ würde 
den Hintergedanken verraten, daß es doch wieder auf viel 
Reden hinauslaufen solle. Es gibt keine bessere Garantie 
dagegen, als wenn der vom Souverän selbst bestimmte 
Präsident die Versammlungen der Volksvertreter leitet. 
Nach dem Wert seiner Zeit bemißt sich dann die Dauer 
der Sessionen. 


PARLAMENTS-AUSSCHUSS 


Ein Rat von über 150 Personen ist für das Kontakt- 
halten mit der Regierung und für eine effektive Aufsicht 
zu groß. Ein Zwischenglied zwischen ihm und dem Bundes- 
rat ist angezeigt. Die Neutralitätskommission entsprang 
diesem Bedürfnis. Die Neutralitätsberichte stellen einen 
Ansatz zu richtiger Orientierung dar. Der Ausbau des 
darin liegenden Gedankens ist des Versuches wert. Die 
vielen parlamentarischen Kommissionen entspringen dem 
gleichen Bedürfnis, stellen aber eine dem gesteckten Ziel 
adäquate Lösung nicht dar. Es ist vorteilhaft, wenn diese 
unnütze Vielheit von Kommissionen einem einzigen, nütz- 
lichen Parlamentsausschuß, z. B. Landrat genannt, Platz 
macht. 

Die Bundesversammlung wählt den Parlamentsaus- 
schuß aus ihrer Mitte, unter mindestens proportionaler 
Berücksichtigung der Minoritäten. Am besten wird die 
Zahl seiner Mitglieder nach oben limitiert, z. B. auf 12 An- 
gehörige der Bundesversammlung, nicht gezählt Präsident 
und Vizepräsidenten, welche ihm ex officio in gleicher 
Eigenschaft angehören. Da die stärksten Parteien durch 
die Vizepräsidenten besonders wirkungsvoll vertreten sind, 
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"kann die Berücksichtigung der Minoritäten bei der Wahl 


der übrigen Mitglieder um so weiter getrieben werden. 
Durch die Schaffung eines solchen Parlamentsaus- 


‚schusses wird es möglich, in kürzester Frist und auf Grund 


offener Orientierung wenn nötig Entschlüsse zu fassen, 
hinter denen in Wirklichkeit schon das ganze Parlament 


‚steht. 


FRAKTIONEN 


„Sobald es der Parteipolitik, der Fraktionspolitik nicht 
paßt, so können die Interessen (des Landes) zugrunde gehen 
und es kann darüber ausgepfändet werden oder Hungers 
sterben, wer will — das ist der Fraktion als solcher voll- 


“ständig gleichgültig; sie fragt nur: Was nützt meiner Frak- 


tion? Vivat fractio, pereat mundus!“ 

So bemerkte Bismarck am 9. Mai 1884 im Reichstag. 
Er war erstaunt, daß sein Herr Vorredner es als eine Be- 
leidigung auffaßte, wenn er außerdem gesagt hatte: ‚Die 
politischen Parteien sind der Verderb unserer Zukunft“, Er 
habe die Fraktionen nicht beleidigt, meinte er, „ich habe 
nur gesagt, sie sind nicht erwünscht, nicht nützlich, und 
wenn das eine Beleidigung wäre, daß etwas nicht erwünscht, 
nicht nützlich ist, so würden viele beleidigt sein, sich im 
Gefühl ununterbrochenen Beleidigtseins befinden müssen 
(Heiterkeit)“. 

Auch Johannes von Müller hat seinerzeit bewegte 
Klage darüber geführt, daß das Parteiinteresse über das 
Interesse des Ganzen gesetzt werde. Polen war daran zu- 
grunde gegangen. Die Schweiz hat solches Verhalten in 
jenen Zustand schlimmster Erniedrigung geführt, in welchem 
ein homo novus sich erlauben konnte, dem ältesten demo- 
kratischen Souverän jenen berühmten Brief, gegeben zu 
St. Cloud am 8. Vendemiaire des Jahres XI, zu schreiben, 
in welchem das damalige Schweizervolk ganz nach Ver- 
dienst als eine degenerierte Gesellschaft behandelt wurde. 
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Die Fraktionen können aber äuch ein wertvolles Glied 
der politischen Organisation sein. Denn zu einem Inte- 
ressengegensatz zwischen Parteien und Staat besteht bei 
weitsichtiger Auffassung kein Anlaß. Die Frage des rela- 
tiven Anteils an den nationalen Gütern ist, soweit es sich 
nicht geradezu um Ausbeutung handelt, uninteressant neben 
den Möglichkeiten für Schaffung von Werten. 

Im allgemeinen kann die parteipolitische Situation in 
unserem Lande als günstig bezeichnet werden. Die Tüch- 
tigen in allen unseren Parteien sind stark evolutionär ein- 
gestellt, wie auch die Mehrheit des Volkes geistiger Re- 
volution gewogen ist. 

Im guten Sinne ist bei uns selbst die konservative Partei 
revolutionär, nach alter Väter Sitte Vögten aller Art abge- 
neigt. Als Landammann Wirz, der Sprecher der Konser- 
vativen, einmal vor dem verhängnisvollen Fehler warnte, 
„materielle Interessen oder Opportunitätsfragen‘“ voranzu- 
stellen, führte er aus: Sonst stellt man „die Zinne der Partei 
über die Warte des Vaterlandes, man findet dann das erlö- 
sende und versöhnende Wort nicht, man versteift sich in 
künstlichen Gegensätzen und darunter leidet... das Glück 
und die Ehre des von allen treu geliebten Vaterlandes“. 
Die wesentlichen Grundsätze hat er politische Fixsterne 
genannt und gesagt: „Wehe einem Volke, welches seine 
Prinzipien auf den Markt trägt“. Seine Partei ist denn auch 
heute die einzige von den großen nationalen Parteien, welche 
nicht auf gleichartigen materiellen Interessen ihrer Angehö- 
rigen beruht, sondern auf einer Lebensanschauung. Eine 
Gruppe, die vom einfachsten Arbeiter bis zum ältesten Ari- 
stokraten reicht, ist schon durch ihre Zusammensetzung zu 
einer Politik der mittleren Linie gezwungen. 

Auch in der freisinnig-demokratischen Partei sind die | 
Ideale nicht erloschen. Zwar lebt dieselbe seit längerer 
Zeit von der Vergangenheit, und gerne ruft sie die Ge- 
schichte an: „aus dem ohnmächtigen Staatenbund ist ein 
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blühender Bundesstaat‘ unter liberaler Führung geworden. 
So heißt es im Aufruf der Partei ‚an das Schweizervolk“ 
vom 9. Oktober 1925. Gerne werden dabei die großen 
Liberalen und Demokraten der Vergangenheit mit den 
heutigen Parteigrößen verwechselt. An guten Vorsätzen 
fehlt es der Partei nicht, mögen dieselben auch hauptsächlich 
dem Wunsche nach Beibehaltung der Macht entspringen: 
„Die Elemente des Freisinns und der Demokratie, diese ge- 
waltigen Pfeiler unseres Programms, wollen wir weiter aus- 
bauen... dann wird nicht ausbleiben, daß unsere Partei 
auch fernerhin einen maßgebenden... Einfluß auf die Ge- 
schichte des Landes ausüben wird“. Sobald wieder Leute 
vom Ausmaß der Begründer unseres Bundesstaates an die 
Spitze der Partei treten, wird auch das freisinnig-demokra- 
tische ‚„Parteivolk“, wie der neue Ausdruck lautet, seiner 
Tradition entsprechend zu handeln befähigt sein. 

Da die Führung der großen freisinnig-demokratischen 
Partei versagte, sind die Bauern mancherorts dem Zuge 
der Zeit gefolgt und haben sich auf Grund beruflicher Inter- 
essen zur politischen Partei zusammengeschlossen. Die 
Bauernführer unterscheiden sich von der herrschenden 
Partei insbesondere durch die Einsicht, welcher einer davon 
am 13. Dezember 1920 im Nationalrat Ausdruck gegeben 
hat: Der Weltkrieg habe Erscheinungen gezeitigt, ‚‚welche 
ein bedenkliches Licht auf die kapitalistische Wirtschafts- 
form warfen. Es wäre eine Verschleierung der Tatsachen, 
wollten wir heute nicht offen und ehrlich zugeben, daß dem 
derzeitigen Wirtschaftssystem bedenkliche Mängel anhaf- 
ten. Nach meinen Wahrnehmungen hat sich diese Erkennt- 
nis bei der Mehrheit unseres Volkes durchgerungen, und das 
Bestreben und der gute Wille, diese morsch gewordenen 
Wirtschaftsgrundlagen durch neue solidere Pfeiler zu er- 
setzen, ist in hohem Maße vorhanden“. Die heutige Or- 
ganisation unserer Bauernsame ist ein Werk bewunderns- 
würdiger Zähigkeit und aufopfernder Hingabe von seiten 
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einer ganzen Reihe weitsichtiger Führer. Es hieße deren 
Leistungen verkennen, wollte man ihnen die kapitalistischen 
Exzesse zuschreiben, welche sich die bäuerliche Preispolitik 
gelegentlich hat zu schulden kommen lassen. Im Gegenteil 
haben diese Führer aus einem hohen nationalen Verant- 
wortungsgefühl heraus alle Mittel, welche in einer solchen 
Organisation angängig sind, angewandt, um in den ersten 
Jahren des Krieges Preistreibereien zu verhüten. Diesem 
Bestreben ist es zu verdanken, wenn in der Schweiz die 
Milchpreise für die Konsumenten bedeutend langsamer und 
nicht so hoch gestiegen sind wie in andern Ländern. 
Als dann aber von einzelnen durch den Krieg begünstigten 
Industriegesellschaften in protzenhafter Weise Gratisaktien 
ausgeschrieben wurden, als solche Unternehmen vergaßen, 
was eine anständige und eine unanständige Dividende ist, 
da waren auch die Bauern schließlich nicht mehr zurück- 
zuhalten, und nicht wenige von ihnen haben die Gelegen- 
heit benützt, ihre letzten Schulden abzutragen. Sie haben 
recht gehabt. 

Auch unsere sozialdemokratische Partei charakterisiert 
sich als das Lebenswerk begeisterter Führer. In jahrzehnte- 
langem Mühen und Kämpfen hat insbesondere Greulich mit 
seinen Mitarbeitern aus einer amorphen Masse eine selbst- 
bewußte Klasse geschaffen, deren Solidaritätsgefühl allen 
andern Richtungen unserer Bevölkerung zum Vorbild dienen 
kann. Die Bürgerlichen der Schweiz können nichts besseres 
tun, als sich Albert Thomas, dem Direktor des internationalen 
Arbeitsamtes, in der Trauer um Greulich anzuschliessen. 
Wir rufen dem Heimgegangenen einen warmen Dank dafür 
nach, daß er unser Land aus dem unwürdigen Zustand 
befreit hat, in welchem Schweizerkinder bei dreizehnstün- 
diger Arbeitszeit in sanitarisch bedenklichen Fabrikräumen 
ihre Gesundheit für immer untergruben. Wohl wäre ihm 
beinahe das Los nicht erspart geblieben, von seiner eigenen 
Partei verleugnet zu werden. Als aber gewisse Scharfmacher 
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Vater Greulich als Nationalrat sprengen wollten, begaben 
sich einige der bedeutendsten Führer der Partei in die be- 
trefiende Wahlversammlung und erklärten, das gehe nicht 
an. Mochten auch gewisse Verschiedenheiten zwischen dem 
alten Kämpfer und den jungen Stürmern vorliegen, so 
waren unsere besonnenen Sozialisten überlegene Männer, 
welche den Rat von Paulus verwirklichten, mit dem Anders- 
denkenden zu gehen, soweit gemeinsame Auffassung ver- 
bindet. 

Einer so integren Persönlichkeit gegenüber wurde mög- 
lich, daß selbst der Bauernführer Bopp, der über jeglichen 
Verdacht sozialistischer Tendenzen erhaben ist, anläßlich 
der 48-Stunden-Vorlage von 1919 im Nationalrat sagen 
konnte: „Ich stehe... unter dem Banne der feierlichen 
Worte, die Herr Greulich vorhin gesprochen hat und die so 
sehr anmuten, daß ich ihm persönlich lebhaft die Freude 
und den Frieden gönne, den er sich gewünscht..., heute 
endlich den Sieg zu feiern eines Kampfes, den er seit einem 
halben Jahrhundert geführt hat“ (Sten. Bull. Nat. Rat. 1919, 
S.517). Die gleiche anständige Gesinnung hat Greulich seiner- 
seits bei aller sachlichen Differenz gegenüber Persönlich- 
keiten an den Tag gelegt, bei denen er ehrliches Suchen fand. 
Als Ulrich Wille die Verteidigung der Wehrvorlage von 1907 
in die Hochburg des Sozialismus, nach Außersihl, tragen 
wollte, erklärte Greulich zu aller Erstaunen: Wir Sozial- 
demokraten lehnen die Diskussion nicht ab, der Herr Oberst 
soll nur kommen. Und Wille redete vor einem gefüllten 
Saal. Mochte es auch unmöglich sein, in einer Stunde mit 
Worten gut zu machen, was ein borniertes System durch 
Taten in Jahrzehnten verdorben hatte, so hinterließ doch die 
Persönlichkeit unseres späteren Generals einen nachhal- 
tigen Eindruck. Les extrömes se touchent. Die Note per- 
sönlicher Wärme und menschlichen Wohlwollens schlägt 
die Brücke von der Geistesaristokratie zum Handarbeiter. 
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Wenn wir gar die Haltung unserer Arbeiterschaft in 
der Militärfrage betrachten, so können wir nur feststellen, 
daß wir eine prächtige Sozialdemokratie haben. ‚Herr 
Sigg hat sich 1914“, so erzählte der konservative Militär- 
direktor Walther, „als alter Geniekorporal in Zürich lebhaft 
darum bemüht, wieder eingeteilt zu werden. Und der alte 
Papa Greulich, der leider nicht mehr unter uns weilt, hat 
damals erklärt, daß er bereit sei, selbst wieder die Flinte 
auf den Buckel zu nehmen, weil es in der Schweiz doch noch 
Volksrechte zu verteidigen gebe. Ihr ehemaliger Führer, 
Heinrich Scherrer, dieser hochbegabte und hochangesehene 
Mann, hat im Auftrag Ihres Parteivorstandes eine Broschüre 
geschrieben, in welcher er ausdrücklich die rückhaltlose 
Anerkennung des Begriffes des Volkes, der Nation und des 
engeren Vaterlandes und damit auch die Anerkennung der 
Pflicht zu seiner Verteidigung als Grundsatz aufstellte. 
Und unser verehrter Herr Vizepräsident, der uns heute Abend 
zu leiten hat, war damals Chefredaktor der Berner Tag- 
wacht und hat einen Artikel geschrieben, den der wärmste 
Vaterlandsfreund nicht schöner und wärmer fassen könnte. 
Ich zitiere nur einen Satz daraus: Jetzt hilft kein wei- 
bisch Klagen, kein furchtsam Zittern. Hinter unsern tap- 
fern Soldaten, die ohne Widerrede ihre Pflicht erfüllen, 
muß die Solidarität des Volksganzen stehen” (Bravorufe 
der Herren Nationalräte); (Sten. Bull. 1925, S. 873). 

Als gegen Ende 1910 in Zürich ein großzügig angelegter 
Kampf gegen die Tuberkulose ins Werk gesetzt wurde, hat 
unsere Sozialdemokratie, welcher gelegentlich vorgeworfen 
wird, daß sie den ,„Klassengegensatz in seiner Reinheit“ 
wahren wolle, und zu diesem Zwecke die „Beziehungen 
zur herrschenden Klasse irgendwelcher Art‘ zu verhindern 
trachte, mit großem Eifer mitgemacht, obschon die Bestre- 
bung von anderer Seite ausging. Noch in seiner letzten 
Rede im Nationalrat hat Greulich für eine Sache Stellung 
genommen, welche wieder nicht von seiner Partei ausging. 
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„Der Mensch hat nämlich,‘ so sagte er, ‚auch so etwas wie 
' eine Seele, die ihr Recht verlangt. Diese Seele will nicht zur 


Arbeitsmaschine degradiert werden, sie rebelliert dagegen. 
Daher haben wir die neuen Versuche, die, wie es scheint, leider 


in unserem Industriedepartement noch absolut unbekannt 


sind, die Versuche, gestützt auf die Erscheinungen der Seele 
die Arbeit so zu organisieren und einzurichten, daß in kür- 
zerer Zeit das gleiche geleistet werden kann, wie in längerer 
Zeit. Das ist die sogenannte Psychotechnik, die Psychologie 
angewendet auf die Arbeit...‘ (Sten. Bull. Nat Rat. 1925, 
S. 586). So unterstützte er schon damals die volkswirt- 
schaftlich so wertvollen und inzwischen auf große Erfolge 
zurückblickenden Bestrebungen des Psychotechnischen In- 
stituts. 

In seltenen Momenten unserer Geschichte war sogar 
die sozialistische Fraktion die einzige Truppe, deren Königs- 
treue soweit reichte, bundesrätlicher zu sein als der Bundes- 
rat selber. Als in der Frage des Ausschlusses der Zwangs- 
vollstreckung gegenüber Vermögen fremder Staaten erst die 
nationalrätliche Kommission mit Einmut der Vorlage des 
Bundesrates zugestimmt, dann aber, nachdem sie das Vor- 
eilig-unsinnige am bundesrätlichen Gesetzesentwurf ent- 
deckt, mit 7 gegen 2 Stimmen Nichteintreten beantragte, 
ereignete sich nämlich das interessante Schauspiel, daß 
unsere revolutionäre Partei als einzige bei gleichbleibenden 
Gründen beim gleichen Entschlusse blieb. Nicht ohne be- 
rechtigten Humor wies ihr Redner darauf hin: „Wir haben 
nun... wieder ein kleines Beispiel, daß hie und da der 
Bundesrat nur durch die sozialdemokratische Fraktion unter- 
stützt wird (Heiterkeit)“ und dann allerdings, fügen wir 
bei, zum Glück für das Land, unterliegt. 

So erfreut sich denn die Sozialdemokratie auch in 
bürgerlichen Kreisen wachsender Sympathie. Nachdem unser 
Politisches Departement in der Zonenfrage versagt hatte, 
fragte sich Herr Nationalrat Micheli im Journal de Geneve, 
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ob man nicht ‚in Anbetracht der unerhörten Arroganz!), 
nicht in der Form, wohl aber im Inhalt der französischen 
Antwort... das Emporkommen einer Arbeiterregierung 
in England freudig begrüßen müsse. Ganz Europa wird 
sich in der Tat freuen, wenn die Regierung von Ramsey 
Macdonald durch eine gegenüber Frankreich konsequent 
durchgeführte Politik der Festigkeit dazu beitragen würde, 
das seit dem Kriege zum Schaden der kleinen Staaten 
schwer gefährdete europäische Gleichgewicht wieder herzu- 
stellen...“ (Zit. Basler Nachrichten 28. 1.24). Die sozia- 
listische Universität, welche die englische Sozialdemokratie 
im historischen Schlosse der Warwicks, das von der Gräfin 
zu diesem Zwecke geschenkt wurde, errichtet, zeugt neben 
vielen ähnlichen Bestrebungen vom Bildungsbedürfnis dieser 
Partei. Eine Sozialdemokratie, welche in allem Punkten 
die größte Verwandtschaft mit der englischen aufweist, 
wurde bei uns von einem einseitigen Regiment schlecht 
verstanden. Um ‚ein Geschöpf zu verstehen, muß man 
in ihm den Bruder sehen“. Das gilt nicht nur von den 
Tieren, sondern auch von politischen Gegnern. Diesen Ele- 
mentarsatz der Politik haben Vertreter des herrschenden 
Systems zu gewissen Zeiten vergessen. 


Unsere andern, kleinen Fraktionen sind nur aus der 
Verflachung unserer herrschenden Partei heraus verständ- 


lich. Die Liberalkonservativen zählten in ihren Reihen mehr 
als einen Mann, welcher tauglicher gewesen wäre für die 
Regierung, als manche Vertreter der Mehrheit. Die Sozial- 


politische Fraktion hat mit der liberalkonservativen das 


überparteiliche Ziel gemein, unter stärkerer Betonung ins- 
besondere der sozialen Reform. Die Evangelische Volks- 


1) in der Note vom 25. Januar 1924, welche Herr Micheli als einen 
„schlechten Witz‘ erklärte, „der um so schlimmer und brutaler ist, als 


er von einem Regierungschef eines grossen Landes gegenüber einem 
kleinen, neutralen Staat ausgeht, der keineswegs besondere Rücksichten 
wünscht, sondern nur verlangt, dass man sich über ihn nicht lustig ' 


macht, wenn er sein Recht verlangt“. 
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partei bringt mit ihrem einzigen Nationalrat unfreiwillig 
zum Ausdruck, daß das Christentum seiner Idee nach das 
Salz aller Parteien sein sollte, daß aber unser heutiger Pro- 
testantismus weder dieser Aufgabe gewachsen ist noch die 
parteibildende Kraft der katholischen Miteidgenossen be- 
sitzt. Die Kommunisten endlich sind befremdet durch den 
Mangel an Konsequenz und Einsatzkraft, welche sie bei den 
bürgerlichen Parteien (zu denen sie nicht ganz zu Unrecht 
auch die sozialistische rechnen) wahrzunehmen glauben. 
Statt dem Enthusiasmus dieser Idealisten eine positive Wir- 
kungsmöglichkeit zu verschaffen, hat es unsere politische 
Führung verstanden, sie in eine unfruchtbare Opposition zu 
drängen. 

Was alle schweizerischen Parteien verbindet, das sind 
die vielen ehrlich suchenden Persönlichkeiten, welche sich 
in jeder von ihnen befinden. Unterschiede der Auffassung, 
beruhend auf verschiedener Herkunft und Erziehung, In- 
telligenz und Einsicht, vermögen nicht zu verhindern 
daß sich die schweizerischen Parteien trotz aller harten 
Worte, die schon zwischen ihnen gefallen sind, unter einer 
ehrlich suchenden Führung bedeutender Staatsmänner zu 
gemeinsamen produktiven Taten finden können. 
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3. BUNDESRAT 


„Le röle prineipal du pouvoir po- 
litique n’est pas d’administrer, mais 
de gouverner. Ah! il est certes n&- 
cessaire qu’un pays soit bien admin- 
stre, mais il faut surtout qu’il soit 
bien gouverne“. 


Musy, Bundesrat. 


„Es gibt keinen Bundesrat mehr“, sondern nur noch 
Bundesräte (Ruchonnet), als bloße „Unterzeichner der Ver- 
fügungen des gewaltigen Beamtenpersonals“ (Landammann 
Blumer). Seit diesen Aeußerungen kompetenter Politiker 
hat sich die Sachlage noch verschlimmert. 


ÜBERBRÜCKENDE LÖSUNGEN 


Die Hauptaufgabe einer Regierung ist, die sich im 
Staate manifestierenden Energien in überbrückenden Lösun- 
gen zu vereinen. Dies von den Parteien zu erwarten, wäre 
zu viel verlangt. Mit ihnen muß man zufrieden sein, wenn sie 
vor großen nationalen Gesichtspunkten mit ihren partei- 
politischen Interessen kapitulieren. 

Ueberbrückende Lösungen sind produktiv. Sie schaffen 
Werte und stellen das Problem des Verteilens in zweite 
Linie. Sie dienen den Interessen am besten, aber nicht 
den Interessen der Einen auf Kosten der Andern, sondern 
den Interessen Aller. Es handelt sich nicht nur darum, 
eine Politik der mittleren Linie anzustreben, welche auch 
bei reiner Kompromißpolitik möglich ist, sondern eine 
Politik der höheren Linie. 

Was tut unsere Regierung in dieser Hinsicht? Sie 
laviert, Kompromisse nach allen Seiten, je nach Oppor- 
tunität sind ihr Weg. Fast alle Kreise werden dabei ge- 
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legentlich berücksichtigt, nur die wahren Interessen der 
Gesamtheit kommen zu kurz. In der Getreideversorgung 
z.B. brachte es der Bundesrat nur erst zu einem Kom- 
promiß nach links und als er sah, daß er sich damit eine 
Niederlage vor dem Volke geholt, zu einem Kompromiß 
nach rechts. Eine über fünfzigköpfige Getreidekommission 
vermochte wohl den Bauern und Getreidehändlern solche 
Konzessionen zu machen, daß die bürgerliche Einheitsfront 
wiederhergestellt wurde. Aber die Unfähigkeit der Regie- 
rung zu überbrückenden, produktiven Lösungen vermochte 
sie nicht zu beheben. Es bleibt bei ausgesprochen büro- 
kratischen Maßnahmen. Von einer großzügigen Lösung der 
Getreideversorgung ist auch bei diesem neuesten Versuch 
keine Rede. 

So bietet denn das Verhalten unserer Regierung das 
gleiche Bild der Gespaltenheit wie unser politisches Leben 
überhaupt. Ja, durch ihr Schwanken verschlimmert sie 
diesen krankhaften Zustand noch. Walter Boveri hat 
gelegentlich festgestellt, daß Kompromißpolitik „eine Po- 
litik des Selbstmordes‘“ ist. „Wenn die Konstellation un- 
seres Parlaments eine Politik der Ueberzeugungstreue nicht“ 
erlaube, dann soll, meinte er, der Bundesrat wenigstens 
„auf die unvermeidlichen Folgen dieses Systems der Selbst- 
vernichtung hinweisen, anstatt von glücklichen Kompro- 
missen zu sprechen“ (Unsere wirtchaftliche Krisis, S. 23/4). 

Weil uns eine Regierung fehlt, welche zu überbrücken- 
den Lösungen fähig ist, konnte noch jüngst festgestellt 
werden, daß wir „in unserer Demokratie zu einer Politik 
gelangt sind, in der sich jede Gruppe zur Pflicht macht, 
nur noch auf die nächstliegenden, eigenen Interessen zu 
schauen, und dem Herrgott die Wahrung des Standpunktes 
der Allgemeinheit zu überlassen“ (N. Z. Z. 20. 3. 1924). 
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BESTEHENDES REGIERUNGSSYSTEM 


Unsere Regierung ist eine Majorzregierung. Als dieses 
System 1848 de facto eingeführt wurde, handelte es sich 
bei den hervorragenden Führern unseres damaligen Libera- 
lismus um den Wunsch und die politische Notwendigkeit, 
den Staat handlungsfähig zu machen. Etwas überhaupt 
wollen zu können, mag es auch nicht das Allerrichtigste sein, 
ist besser als das Chaos. Während der weiteren Entwicklung 
ist aber die Majorzregierung immer ausgesprochener zu 
einem Instrument der Interessenpolitik geworden. 

Ihre inneren Veränderungen beruhen denn auch auf 
rein opportunistischen Erwägungen. Jedesmal, wenn die 
herrschende Mehrheit den Boden unter den Füßen wanken 
spürte, verbündete sie sich mit der nächststehenden Oppo- 
sitionsgruppe und beutete mit dieser die Macht aus, bis 
das Abwirtschaften einen Grad erreicht hatte, daß eine neue 
Opposition im Volke an Boden gewann. Dann ging das Spiel 
von vorne an. 

Solange die Freisinnigen konnten, besetzten sie alle sieben 
Bundesratssessel allein. Als die Demokraten sich zu regen 
begannen, wurden sie als Feinde des Vaterlandes behandelt. 
Selten sind schärfere politische Kämpfe geführt worden 
als um die demokratische Verfassung im Stande Zürich. 
Als dann die Freisinnigen Gefahr liefen, in Minderheit zu 
geraten, schlossen sie mit den ihnen nun auf einmal lieb ge- 
wordenen Demokraten eine Interessengemeinschaft, die 
sich schließlich zur großen freisinnig-demokratischen Par- 
tei verdichtete. Ihr offizieller Zweck war natürlich, für 
das Wohl des Vaterlandes zu leben und zu sterben, und 
der wirkliche, die konservative Partei von der Mitbe- 
teiligung an der Regierung ausgeschlossen zu halten. Als 
dann auch die freisinnig-demokratische Mehrheit begann 
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fragwürdig zu werden, wurde das gleiche Spiel mit der 
konservativen Partei fortgesetzt, welche vorher bekämpft 
worden war. Merkwürdigerweise gab sich diese historische 
Gruppe dazu her, gegen das Linsengericht eines einzigen 
Bundesratssessels gerade die politische Richtung zu stützen, 
welche der eigenen Lebensauffassung diametral zuwider- 
läuft, den Freisinn. 

Das Herbeiziehen der Konservativen wurde durch Ge- 
fühlsmomente unterstüzt. Die zunehmende Beunruhigung 
über die in den 70er Jahren immer weiter nach links ge- 
henden Bundesratswahlen fand einen Rettungsanker in der 
versöhnlicheren Stimmung der Sempacherfeier von 1886. 
Die Erneuerungswahlen von 1890 zeigten den Mehrheits- 
parteien durch die scharfe Opposition der Minderheitsfrak- 
tionen bereits das Schwinden ihres Bodens. Der Rück- 
tritt Weltis zufolge der Ablehnung des Ankaufs von Zentral- 
bahnaktien brachte dann die Notwendigkeit, das Gleich- 
gewicht durch die Versöhnung mit den Konservativen wie- 
der herzustellen. 

Selbstverständlich war das herrschende System im 
Moment der Gefahr auch bereit, die Sozialdemokraten ins 
Konsortium aufzunehmen, um die Kommunisten zu isolie- 
ren. Es war bereit, zu diesem Zwecke und damit kein eigener 
Vertreter den lieben Sessel aufzugeben brauchte, die Zahl 
der Bundesräte zu erhöhen. Aber die sozialistischen Führer 
ließen sich zu solchem Spiel der Interessenpolitik nicht 
mißbrauchen. 

In der Frage des Bankgeheimnisses sind Vertreter der 
Landwirtschaft mit den Sozialdemokraten gegangen. Da- 
mals tauchte beim aufmerksamen Beobachter zum erstenmal 
die Frage auf, ob sich da nicht ein neuer regierungsfähiger 
Block bilde. Seither haben die Bauern durch die Ver- 
werfung der 52-Stundenwoche Verständnis für ihre Söhne 
gezeigt, die das Feld mit der Fabrik vertauscht haben. 
Kürzlich unternahmen die Führer der Landwirte und 
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Arbeiter sogar eine gemeinsame Aktion. Der Wunsch der 
Bauern nach hohen Getreidepreisen und die Liebe der 
Sozialisten zu Staatsmonopolen haben sich getroffen. ‚Nous 
chantons ensemble un chant avec les agrariens“, sagte im 
Nationalrat Genosse Naine, „nous sommes en train chacun 
de nous regarder et de nous demander: est-ce que c’est le 
mariage? est-ce que ce sont les fiancailles? ou est-ce que 
c’est un simple tour de valse que nous faisons‘‘? Darauf 
eine Stimme aus dem Nationalrat: „La musique ne durera 
pas longtemps“. 

Diese Stimme dürfte für die schweizerischen Verhält- 
nisse solange Recht haben, als nicht unter überlegener Füh- 
rung die Bauern, die Arbeiter und alle andern Arbeiten- 
den des Landes zu einer Koalition für die Erfüllung der 
nationalen Aufgaben miteinander verbunden werden. 

So ist es denn vorerst dabei geblieben, daß in der Eid- 
genossenschaft infolge der Rechtsblock-Politik einer Frak- 
tion, welche schwach 30 % des Nationalrates ausmacht, von 
sieben Bundesratssesseln fünf eingeräumt sind. Unser Re- 
gierungsblock der Rechten erscheint um so widernatür- 
licher, wenn man völlig anders gerichtete Kombinationen 
in den Kantonen sieht. ‚Freisinniger Wahlsieg in Solo- 
thurn“, unter diesem Titel brachte z.B. die Neue Zürcher 
Zeitung am 12. Mai 1925 einen Artikel, welcher begann: 
„Gute Botschaft kommt aus Solothurn“. Darin wird ge- 
meldet, daß sich die katholisch-konservative Volkspartei 
und die Sozialisten umsonst „zusammengefunden haben im 
Kampfe gegen den verhaßten Freisinn‘“. Die Kluft zwischen 
freisinniger und konservativer Weltauffassung ist größer als 
zwischen Konservativen und Sozialisten. 

Auch die Berücksichtigung der sprachlichen Minderhei- 
ten innerhalb des Blocks beruht auf reiner Opportunität. 
Lange Zeit war der Tessin im Bundesrat nicht berück- 
sichtigt. Als dann wieder einmal ein Tessiner in die oberste 
Landesbehörde gelangte, wurde dies schon als große staats- 


118 


männische Tat gefeiert. Daneben aber befand sich im Bun- 
desrat zu Beginn des Weltkrieges nur ein einziger Welscher. 
Erst als auf diese Weise das Schiffchen umzukippen drohte, 
verstand sich die herrschende Interessengruppe zur min- 
destens proportionalen Vertretung der sprachlichen Minder- 
heiten. Es mußte die Affäre Hoffmann dazu kommen und 
die damit verbundene Steigerung des Interesses der Al- 
liierten für unsere inneren Verhältnisse, um diesem Ge- 
danken elementarster Staatsweisheit zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Aus dem System der Blockpolitik ergibt sich die 
Wahl unseres Bundesrates. Dieselbe ist als Resultat eines 
Kompromisses charakteristisch. ‚Do ut des“, heißt es 
bei der Besetzung unserer Regierung. „Wenn Du mir jeder- 
zeit einen Vertreter zugestehst, auch wenn ich zufällig 
über keinen Geeigneten verfüge, so gestehe ich Dir auch 
einen zu‘, sagt Zürich zu Bern und Waadt. ‚Wenn wir drei 
einig sind, wer wagt es, dagegen aufzustehen ?‘“, sagen 
diese drei zu ihren Miteidgenossen. ‚Bitte, es bleiben vier 
Plätze, arrangez-vous!‘““ Und in der Tat, die andern 19 Kan- 
tone gehen auf dieses Spiel ein und buhlen um die Gunst 
der Herrschenden, um bei schicklicher oder auch unschick- 
licher Gelegenheit einmal berücksichtigt zu werden. 

Es wird von maßgebender Seite geradezu von Privilegien 
gesprochen. So klagte ein Bundesrat über den ‚„Man- 
gel an Freiheit der Wahlbehörde‘, welcher dadurch gestei- 
gert werde, „daß drei Sitze des Bundesrates eigentlich ge- 
bunden sind, gebunden durch ein Privilegium der drei mäch- 
tigen Kantone Waadt, Bern und Zürich“. (Sten. Bull. Nat. 
Rat 1918, S. 22). Die Ansprüche der Ostschweiz, der 
Welschen und Tessiner sind bekannt. 

Dieser Handel wird selbstverständlich auch dann nicht 
durchbrochen, wenn zufällig einmal ein Kanton zwei außer- 
ordentlich tüchtige Persönlichkeiten für Regierungsposten 
hätte. Dieser ‚Minoritätenschutz‘“ ist sogar verfassungs- 
mäßig festgelegt. 
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In einem historischen Momente unseres Parlamentes 
wäre beinahe einmal die kompromißmäßige Verteilung der 
Bundesratssitze durchbrochen worden. Fast wäre damals 
auf Grund von Tüchtigkeit ein Genfer statt des auf Grund des 
Privilegiums drankommenden Waadtländers zum Bundesrat 
gewählt worden. Sieben Wahlgänge dauerte der Kampf, bis 
schließlich die bureaukratische Gewohnheit über das Be- 
dürfnis des Lebens siegte. 

„Do ut des‘, sagen auch die Parteien. „Wenn Du mir 
meine fünf Sitze lässest‘, offeriert die freisinnig-demokra- 
tische Partei der konservativen, „so gebe ich Dir zwei“. 
Wenn nicht solche Kandidaten präsentiert werden, welche 
geradezu eine öffentliche und immediate Blamage für das 
„Kartell zur Besetzung von Bundesratssesseln“‘ wären 
(eine historische Blamage nehmen unsere Parteikomitees für 
einen momentanen Vorteil in Kauf), so werden sie unbesehen 
vom Koalitionspartner akzeptiert. 

Oft sind schwierige und komplizierte Ueberlegungen 
nötig, wenn es daran geht, den um die drankommende Partei 
der drankommenden Gegend verdientesten Politiker ohne 
Rebellion im eigenen Lager auf den Bundesratssessel zu er- 
heben. Das einzige, was dabei unsere Parlamentarier nicht 
beschäftigt, ist die Frage, ob sich die betreffende Persön- 
lichkeit für den anzutretenden Posten eignet. Sie sind daran 
unschuldig. Denn sie können diese Ueberlegung gar nicht 
machen, weil sie noch nicht wissen, welches von den sieben 
Aemtern der zu wählende Magistrat zu verwalten haben wird. 

Daher sind sie daraufangewiesen, Leute zu wählen, welche 
alles können, wenigstens über alles reden können. 

Die Wahlhandlung der Bundesversammlung ist durch 
solche interessenpolitische Gesichtspunkte und vorangehende 
Fraktionsentscheide der Mehrheit meist von vorneherein be- 
stimmt. Dieselbe verläuft gewöhnlich langweilig und bei 
erster Störung unwürdig (Vgl. z. B. die sehr lebendige Schil- 
derung in der N.Z.Z. zur Bundesratswahl vom 28. 12.1925). 
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' Manchmal kommt es zu den reinsten Komplementier- 
wahlen. Es fehlt die rücksichtslose Ehrlichkeit Bismarcks. 
Als diesem der Polizeipräsident von Bernuth, welcher 
seine Sache nicht eben gut gemacht hatte, entschuldigend 
einwendete: ‚Ich bin kein Polizeimann; ich habe mich 
bis zuletzt gegen meine Ernennung gewehrt“, antwortete 
bekanntlich der Reichskanzler: ‚Meiner Ueberzeugung 
nach nicht lange genug“. 

Die Berücksichtigten gehen jeweilen nach der Wahl an 
die Verteilung der Departemente. Es sind vorwiegend per- 
sönliche Liebhabereien, welche dafür maßgebend sind, und 
es hat im Parlament schon zu reden gegeben, ob ein Bundes- 
rat mehr als eine Amtsdauer gezwungen werden könne, ein 
ihm nicht passendes Departement zu führen. Im allgemeinen 
kommt es nicht so weit, weil die Herren derartig auf Kom- 
promisse eingestellt sind, daß auch diese Frage durch einen 
Kompromiß gelöst zu werden immer wieder Aussicht hat. 


REFORMBESTREBUNGEN 


Die bisherigen Erwägungen betreffend den Bundesrat 
zeigen, daß in unserer Politik mehr an Ehre und Vorteil 
der Personen und Interessengruppen als an die Sache des 
Landes gedacht wird. Man könnte sich daher vorstellen, daß 
von jeher alle Reformbestrebungen darauf gerichtet ge- 
wesen wären, diesen zentralen Uebelstand zu beheben. Statt 
dessen ist in den ersten acht Jahrzehnten unseres Bundes- 
staates sehr viel verbessert oder wenigstens geändert worden, 
ohne an den entscheidenden Punkt überhaupt zu rühren. 


Die Aufhebung des Kollegialsystems 
Die Bundesverfassung von 1848 brachte in der schwei- 
zerischen Regierungs- und Verwaltungsorganisation einen 
bedeutenden Fortschritt. Vorausgegangen war im Staaten- 
bund die wandernde Regierung mit jenen historischen 
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Wagenzügen, welche die eidgenössischen Akten von Vor- 
ort zu Vorort brachten, und in gewissen Ständen jenes 
heute beinahe komisch anmutende Verwaltungssystem, bei 
dem nicht nur die Entscheide von einer Regierungskom- 
mission ausgingen, sondern auch schon die Vorbereitung 


der Geschäfte durch etwas kleinere Departementskommis- 


sionen erfolgte. 

Das Zentralorgan des Bundesstaates bekam nun wenig- 
stens einen ständigen Sitz, sodaß seine Akten ruhig in den 
unendlichen Reihen von Bureaux und Archiven aufgestapelt 
bleiben können, und das Kollegialsystem wurde in der 
gemilderten Form aufgenommen, daß wenigstens die Vor- 
bereitung der Geschäfte Einzelpersonen überlassen wurde. 

Aber für den in rascher Entwicklung befindlichen Bund 
erwies sich auch dieses vereinfachte Kollegialsystem als un- 
zureichend. Die Verfassungsbestimmung, nach welcher die 
Departemente die Traktanden nur vorbereiten, die Ent- 
scheidungen aber vom Gesamtbundesrat ausgehen (B. V. 
Art. 103, Abs. 1) wurde denn auch erst zaghaft, dann immer 
ungenierter durchbrochen. Man scheute davor zurück, die- 
selbe formell zu ändern und ließ das Volk sogar anläßlich 
der Verfassungsrevision von 1874 im Glauben, daß man am 
Kollegialsystem festhalte. Denn es galt als demokratisch. 


Unser Volk scheint so sehr die Kommissionen zu lieben, daß 
es noch heute von seinen Politikern in der Illusion belassen 
wird, seine Staatsgeschäfte werden kommissionaliter er- | 
ledigt, obschon die Kriegs- und Nachkriegszeit dieses System \ 
in seiner ganzen Unhaltbarkeit bloßlegte. Immer noch i 
prangt in der Verfassung das jeden braven „Demokraten“ } 
beruhigende Wort, daß die Entscheide vom Bundesrat als 
Gesamtbehörde ausgehen. Und doch hat der Bundesrat als ' 
Gesamtbehörde längst nicht mehr Zeit, auch nur alle die 
Beschwerden gegen die Entscheide der Departementschefs 
und deren Untergebenen zu lesen, ganz abgesehen davon, \ 
daß die mögliche Beschwerde an den Gesamtbundesrat \ 
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' nicht identisch ist mit der verfassungsmäßigen Verant- 
wortlichkeit desselben. 

Dieses Scheinwesen hat viel dazu beigetragen, unsere 
' Politik und unsere Politiker zu verderben. Man suchte den 
Widerspruch mit Mitteln zu verdecken, welche keine Lö- 
sungen sind. Man ließ den verfassungswidrigen Zustand 
durch die Bundesversammlung sanktionieren. Man erklärte, 
es handle sich nur um einen Widerspruch zum ‚Wortlaut‘ 
der Verfassung! es sei dies nicht der einzige Fall, in wel- 
chem die Formulierung derselben unrichtig sei. Man trug 
1914 die Gespaltenheit in die Bundesverfassung selber hin- 
ein, indem man in Absatz 1 von Art. 103 aufrecht erhielt, 
daß ‚‚die Entscheidungen vom Gesamtbundesrat ausgehen‘, 
aber durch Absatz 2 die Ausnahme legitimierte, welche 
längst zur Regel geworden war. 

Selbst da, wo dem Scheine nach das Kollegialsystem 
noch funktioniert, ist dieser Grundpfeiler unserer Ver- 
fassung dadurch aufgehoben, daß die Kollegen meistens gar 
nicht dazu kommen, die Vorlagen anderer Deaprtemente 
eingehend zu studieren, nicht einmal der Herr Präsident. 
Unser Kollegialsystem ist vielmehr vor allem „kollegial“ 
und besteht darin, daß ‚ich dir in dein Departement nicht 
hineinrede und wünsche, daß du mir auch in mein De- 
partement nicht hineinredest“. 

Unsere Führer fürchten sich, dem Volke offen zu sagen, 
daß seine ideologische Auffassung von Demokratie mit 
wahrer Demokratie nichts zu tun habe. Hans Sulzer ist einer 
der wenigen, die den Mut finden, es offen auszusprechen: 
„Kollegialbehörden sind nicht das Kriterium der Demokratie, 
ebensowenig wie Leitung durch Einzelpersonen ihre Negation 
bedeutet. Das Entscheidende ist, daß das Mandat vom Volk 
ausgeht in einer Form, welche den echten Volkswillen sicher- 
stellt“. 

Die Bekämpfung des Kommissionalbetriebes im Bundes- 
rat war der ernsthafteste Versuch zur Reform unserer 
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Regierung und Verwaltung!). Er ist in Halbheiten und 
Oberflächlichkeiten stecken geblieben. Wir haben heute 
weder kollegiale noch Einzelverantwortung. Durcheilen wir 
die hauptsächlichsten andern Anstrengungen, welche zum ’ 
gleichen Zweck gemacht wurden. 


Die außerordentlichen Vollmachten 


Die wichtigste unter ihnen ist die Diktatur, welcher wir F 
uns annähernd ein Jahrzehnt erfreuten. Die Diktatur einer 
bedeutenden Persönlichkeit kann unter Umständen nötigund 
nützlich sein. Unsere Diktatur aber war eine kommissionale. 
Eine kommissionale Diktatur ist der Unsinn an sich. Manche 
Mitbürger werden zwar mit dieser Behauptung nicht ein- | 
verstanden sein. Denn manche wurden reich unter diesem 
System, das die Macht der Drahtzieher aufs höchste stei- R 
gerte. Auch Herr Greulich war damit zufrieden, indem er 
im Hinblick auf die Arbeitslosenunterstützung fand, „die 
Maßnahme des Bundesrates stehe im Vergleich zu gewissen 
Gesetzen, die vom Parlament selber beraten wurden, glän- \ 
zend da“. Unsere Sozialistenführer und unser Bundesrat 
treffen sich in der Wertschätzung der Diktatur. 4 

Die außerordentlichen Vollmachten, soweit sie nicht ein 
notwendiges Provisorium zur Meisterung einer außerordent- ” 
lichen Lage waren, haben sich als ein mit untauglichen 
Mitteln unternommener Versuch erwiesen, eine ihrer Auf- \ 
gabe gewachsene Regierung und Verwaltung zu schaffen. 
Um zu erreichen, daß diese Verfassungsverletzung aufge- 


1) Neben dem Kommissionalbetrieb innerhalb des Bundesrates, von 
welchem hier die Rede ist, gibt es noch den Drang der einzelnen 
Herren Bundesräte zu kommissionaler Betätigung nach außen, über” 
welchen Landammann Blumer klagte: ‚Ist es doch bei der berühmten 
Italienerabschiebung vorgekommen, daß nur ein Mitglied des Bundes-" 
rates in Bern anwesend war“, weil die Herren ‚in den unbedeu- 
tendsten Kommissionen und Angelegenheiten oft über ganz gegebene 
Dinge“ mitwirken müssen (Sten. Bull. Nat. Rat 1913, S. 348). 
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geben werde, hat der Kanton Genf auf Grund von Art. 98 
Abs. 2 der Bundesverfassung eine Anregung an die Eid- 
genossenschaft gerichtet, welcher in dem bei unserer Ad- 
' ministration üblichen Tempo allmählig entsprochen wird. 


Trennung von Regierung und Verwaltung 


Zur Zeit der Helvetik lag die Regierungsaufgabe in den 
Händen eines kleinen Direktoriums. Dieses ernannte das 
Ministerium, welches die Verantwortung für die Verwal- 
tung trug. Stapfer und Rengger sind die heute noch be- 
kanntesten von diesen Fachministern, während die Inhaber 
des Direktoriums im Bewußtsein der Nation nicht weiter 
leben. 

Wohl in Erinnerung an diese Trennung hat Bundesrat 
Dubs auf Grund seines Einblicks in die mangelhafte Funk- 
tion unseres Bundesrates vorgeschlagen, innerhalb desselben 
eine kleine Regierung und eine Direktion der Verwaltung zu 
bilden. Nachdem schon damals offensichtlich war, daß der 
Bundesrat in seiner kollegialen Form weder für Regierung 
noch für Verwaltung tauge, lag der Versuch, in die unförmige 
Masse unserer Regierungskommission eine gewisse Struktur 
zu bringen, welche den beiden hauptsächlichsten Aufgaben- 
komplexen entsprach, nahe. Auch Bundesrat Ruchonnet 
wollte durch die Scheidung der beiden Funktionen dem 
Lande wieder zu einer Regierung verhelfen. Anfang der 
90er Jahre war dieses Verlangen besonders lebendig. Die 
Aufstellung von fünf, vom Volke gewählten Bundesräten 
und neun bis elf von der Bundesversammlung gewählten 
Verwaltungsdirektoren stand in Diskussion. 

Durch Bericht vom 4. Juni 1894 (S. 24) lehnte aber der 
Bundesrat diese Lösung ab. Er sah in ihr u.a. „eine Min- 
derung und Schmälerung der Stellung der obersten Behörde 
vor den eidgenössischen Räten und vor dem Volke“. 

Er hatte nämlich Angst, daß ‚es unumgänglich wäre“, 
den Verwaltungsdirektoren ‚die Möglichkeit zu geben, ihre 
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Verwaltung vor den Räten selbst zu verantworten“. In 
der Tat wäre es für unsere Redepolitiker sehr fatal, wenn auf 
der Regierungsbank neben den Leuten, die über alles nur 
reden können, auch einmal solche sitzen würden, die etwas 
können, wenn auch nur auf dem Gebiete ihres Departements. 
Die egozentrische Begründung des Bundesrates kann nur 
durch leider allzu berechtigte Minderwertigkeitsgefühle 
desselben erklärt werden. 

Eine objektive Untersuchung gelangt, wenn auch mit an- 
derer Begründung, zum gleichen Resultat. Der vorgeschlagene 
Apparat war viel zu kompliziert. Unser kleines Land hätte 
mehr Regierende und Minister bekommen als wie Nord- 
amerika für die Erledigung seiner Staatsgeschäfte braucht. 
Es war auch, nach den dazumaligen eidgenössischen Re- 
gierungssitten zu schließen, Grund zur Befürchtung vor- 
handen, daß die fünf Bundesräte, welche auf das Regieren 
beschränkt gewesen wären, eine allzu große Virtuosität im 
nationalen Kartenspiel erlangt hätten. 

Regierung und Verwaltung lassen sich nur funktionell 
trennen. Dafür muß die beste organisatorische Lösung ge- 
sucht werden. 


Neun Bundesräte 


Seit der Ablehnung jener Reform in die Tiefe spielt 
immer wieder der Gedanke einer Reform in die Breite. 
Man müsse ‚mehr Arbeiter‘ einstellen, „damit der Ernte 
nicht Abbruch geschehe‘“, meinte Nationalrat Abegg (Sten. 
Bull. Nat.-Rat 1904, S. 237). Der Bundesrat verhielt sich 
solchen Versuchen gegenüber ablehnend. Er befürchtete, 
daß ‚die Vermehrung der Mitglieder des Bundesrates ein 
Zankapfel werde unter den unser Volk bildenden Rassen“, 
daß sie „den festen innern Zusammenhalt (innerhalb der 
Regierung) lockere und damit die der Exekutive notwendige 
Kraft zum Schaden des Landes vermindere“ (Botschaft vom 
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id 


4. Juni 1894, S. 25). Und Bundesrat Hoffmann hat diesen 
Befürchtungen beigefügt: „Ganz abgesehen davon, daß die 
_ Arbeitsleistung einer Behörde keineswegs in proportionalem 
Verhältnis zur Zahl ihrer Mitglieder steht und mit ihr wächst, 
geht sicher das lebendige Verantwortlichkeitsgefühl des Ein- 
zelnen im größeren Kollegium zurück, geht aber auch.... 


' die Entschlußfähigkeit und die Regierungsfähigkeit einer 


Behörde mit deren Größerwerden den Krebsgang‘“‘ (Sten. 
Bull. Nat. Rat. 1913, S. 368/69). 
Trotzdem hat der Bundesrat in seiner bereits erwähnten 


| neurotischen Anwandlung durch Botschaft vom 6. August 
1917 die Vermehrung der Bundesräte von sieben auf neun 


dann selber vorgeschlagen und sie nun auf einmal zur 
„dringenden Notwendigkeit‘‘ gestempelt (Sten. Bull. Stände- 
rat 1917, S. 282). Der Nationalrat weigerte sich aber in 
diesem Falle, den „schwankenden Gestalten‘, die Helvetias 


„Gloria verwalten“, auf diesem rein opportunistischen 
Wege zu folgen, nachdem das Parlament noch 1913 von 


der gleichen Reform nur abgesehen hatte, weil damals der 
Bundesrat erklärte: Wenn wir, die verjüngte Behörde selber, 


uns zutrauen, siebenköpfig der Aufgabe gewachsen zu sein, 


so dürft ihr uns doch nicht ‚eine Vermehrung aufok- 


_ troyieren‘‘ (Rede von Nationalrat Häberlin, Sten. Bull. 1913, 


S. 358). 

Wenn wirklich die Vermehrung der Bundesräte der 
Weg zur Besserung wäre, so könnte man sich mit National- 
rat Daucourt (Sten. Bull. 1918, S. 27/28) ebenso gut fragen, 
 „s’il en faut quatre ou cing de plus, pour pouvoir reelle- 
| ment abattre toute cette enorme besogne“. Der Situa- 
tion auf den Grund gehend, fuhr er fort: „...je ne crois 
pas qu’il s’agit tellement de questions de travail: il s’agit 
bien plutöt d’une question de confiance. Votre majorite 
qui est representee d’une maniere excessive dans le conseil 
federal, s’effrite‘“. 
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Fünf Bundesräte 


Der Bundesrat hatte somit 1917, plötzlich das Gegenteil ' 
von seiner jahrzehntelang festgehaltenen These behauptend, 


gemeint, daß sowohl die Regierungs- wie die Verwaltungsauf- 
gabe durch neun Bundesräte besser gelöst werden könne 
als durch sieben. Gerade umgekehrter Meinung war einer 
der tüchtigsten Praktiker, welche je im Bundeshaus ge- 
arbeitet haben: Artillerieoberst Wagner, Direktor der zür- 
cherischen Elektrizitätswerke und Chef der kriegswirtschaft- 
lichen Abteilung in Bern, welche dem Lande in schwerer 
Zeit so große Dienste geleistet hat. Er meinte: „Lieber 
nur fünf, aber dafür rechte‘. 

Diese Zahl war in Anlehnung an das fünfköpfige Direk- 
torium der Helvetik auch schon 1848 in Frage gekommen. 


Proporzregierung 


Als der Bundesrat 1917 die Erhöhung seiner Mitglieder- 
zahl auf neun vorschlug, dachte er im Grunde an ein nationa- 
les Konzentrationsministerium. Der Gedanke tauchte be- 
kanntlich in der Not des Weltkrieges auch anderwärts auf. 
Der Krieg war ja der gestrenge Lehrmeister der alten Weis- 
heit, daß vereinte Kraft stark macht. Bei uns wollte 


man aber eine Regierung, in welcher wohl die Minoritäten 
berücksichtigt waren, die freisinnig-demokratische Partei 
aber die durch absolute Mehrheit garantierte Führung be- 


hielt. Man machte den Minderheiten Versprechungen, wei- 


gerte sich aber, dieselben in die Verfassung aufzunehmen. 
Kein Wunder, daß sich angesichts dieses Opportunismus, 


der nur unter dem Druck der Not ungeschriebene Zuge- 


ständnisse machen wollte, die Minderheiten, denen das groß- 
mütige Geschenk der herrschenden Interessengruppe galt, 


die Annahme verweigerten. 


Nachdem inzwischen für die Nationalratswahlen der 
Proporz gesiegt hat, ist die Frage der ehrlich proportionalen 
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Bestellung des Bundesrates näher gerückt. Wenn man 
einen Bundesrat beibehalten will, der eine Vertretung der 
parlamentarischen Interessengruppen ist, so gibt es in der 
Tat keinen andern Weg, als diese Vertretung der Einseitig- 
keit zu entkleiden. Aber jede Wahl einer Regierung nach 
dem Gesichtspunkte der Interessenberücksichtigung ist un- 
richtig, ob sie nun auf Proporz oder Majorz beruhe. Die 
Majorzregierung bot wenigstens die Möglichkeit, zu einem 
einheitlichen Staatswillen zu gelangen. Die Proporzregie- 
rung würde nicht über, sondern unter den Parteien stehen. 

Der Umweg über den Proporz ist zur Erlangung einer 
richtigen Regierungsorganisation überflüssig. Eine sachliche 
Reform beseitigt das Grundübel: die Bestellung der Regie- 
rung nach dem Gesichtspunkte der Parteiinteressen. 

Die Notwendigkeit, daß unser Land eine Regierung 
bekomme, welche über den Parteien steht, ist kaum zu be- 
streiten. Allerdings hat Herr Bundesrat Hoffmann (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1914, S. 418) behauptet: „Der Bundesrat 
nimmt für sich die Anerkennung in Anspruch, daß er über 
den Parteien steht‘. Dies wäre aber nur dann in genügen- 
dem Maße der Fall, wenn nicht nur bundesrätliche Redner 
es behaupten, sondern auch diejenigen Mitbürger, welche 
nicht zur herrschenden Parteigruppe gehören, es glauben 
würden. 


Volkswahl des Bundesrates 


Die Volkswahl des Bundesrates wurde von der Ver- 
fassungskommission der Tagsatzung abgelehnt!). Bei der 
Partialrevision von 1866 wurde sie von Seiten des Schwei- 
zerischen Grütlivereins wieder angeregt, aber in der national- 
rätlichen Kommission (Berichterstatter Alfred Escher) von 


!) Vergl. Protokoll der Verhandlungen der Revisionskommission 
Abschied 1847, IV. Teil, Beilage Litt. D., S. 181 f. und Sten. Bull. 
1900, S. 326. 
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der Mehrheit abgelehnt. Seitdem ist die Frage zum Tum- 
melplatz für rhetorische Kämpfe geworden. Wie sehr bei 
solchen Gelegenheiten aneinander vorbei geredet wurde, zeigt 
z. B., daß Herr Nationalrat Greulich die Volkswahl des 
Bundesrates ablehnte, weil dieser dadurch zu stark würde, 
Herr Nationalrat Häberlin sie ebenfalls ablehnte, weil mit 
der Volkswahl „die starke Regierung verschwinden würde, 
deren wir bedürfen im Schweizerlande‘‘ (vergl. Sten. Bull. 
Nat. Rat, 1913, S. 378). Professor Hilty meinte gar, „daß 
wir mit schnellen Schritten amerikanischen Zuständen ent- 
gegengehen würden, wenn die Volkswahl des Bundesrates 
zur Tat und Wahrheit werden sollte“ (Zit. Sten. Bull. ° 
Nat.Rat 1900, S.333). Dem gegenüber hat Ständerat Wirz 
besänftigend die Meinung vertreten: „Wir dürfen vor der 
Volkswahl nicht allzusehr zurückschrecken; wir sind ja 
Demokraten...“ (Sten. Bull. Ständerat 1913, S. 369). | 

In der großen Rede von Herrn Nationalrat Scherrer- 
Füllemann betr. Totalrevision der Bundesverfassung (1918) 
war die Volkswahl des Bundesrates der einzige organisato- 
rische Vorschlag von Bedeutung. Der Motionär hat damit 
seine Motion vom April 1898 wiederholt. Seither hat die | 
Einsicht zugenommen, daß das einzige Resultat dieser nur \ 
scheinbar demokratischen Neuerung wäre, das Volk von un- 
verantwortlichen Parteikomitees noch abhängiger zumachen. 

Wenn wir für die Volkswahl des Landammanns ein- 
treten, die Volkswahl des Bundesrates dagegen ablehnen, 
so liegt darin kein Widerspruch. Wie bei der Gestaltung 
der Wahl der Volksvertreter kommt hier alles darauf an, 
daß der Wähler einen Einzelnen zu wählen hat und nicht 
eine Liste. Um Listen zu kämpfen, welche durch Abkar- 
tung in und zwischen den Parteikomitees zu Stande ge- N 
kommen sind, ist des Souveräns unwürdig. Für eine ein- 
zelne Person einzutreten, welche für die Präsidentenschaft 
vorgeschlagen wird, das hingegen ist die natürlichste Auf- 
gabe des Souveräns, bei welcher er seiner politischen Grund- 
auffassung Ausdruck verleihen kann. ’ 
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Ständiges Politisches Departement 

Zu Beginn unseres Bundesstaates hatte „der Bundes- 
präsident unter allen Umständen das Politische Departe- 
ment, das kleinste der Departemente, zu übernehmen, da 
es ihm sonst nicht möglich wäre, die zahlreichen Obliegen- 
heiten‘ des Präsidiums ‚zu erfüllen“. So berichtete der 
Bundesrat an die Bundesversammlung am 5. April 1887. 
Bei solchem jährlichem Wechsel, führte er weiter aus, ist 
„nicht nur keine rechte Fortentwicklung möglich, sondern 
seine (des Politischen Departements) Geschäftsführung er- 
mangelt notwendigerweise jener Folgerichtigkeit und Kon- 
tinuität, welche für die Leitung der auswärtigen Ange- 
legenheiten notwendig wären. Langdauernde Unterhand- 
lungen leiden dadurch, daß jeder neue Chef Anstand nimmt, 
Fragen an die Hand zu nehmen, deren Beendigung er nicht 
voraussieht, weshalb sich bei diesem Departement bisweilen 
Geschäfte vorgefunden haben, die um fünf, zehn, zwanzig 
und mehr Jahre im Rückstande waren; Geschäfte, von denen 
man nicht wußte, wie man sie wieder aufnehmen sollte, 
da die günstigsten Gelegenheiten zu ihrer Regelung unbe- 
nutzt geblieben waren‘. 

Der jährliche Wechsel in der Leitung des Departements 
des Aeußern hatte einen entsprechenden, mehr oder weniger 
vollständigen Wechsel in der Leitung der andern Departe- 
mente zur Folge, mit den gleichen verhängnisvollen Wir- 
kungen. 

Bundesrat Droz versuchte, diesen auf die Dauer un- 
möglichen Zustand zu beheben. Er benützte dazu den 
Moment, als der rotationsgemäß drankommende Bundes- 
präsident wegen Unkenntnis der französischen Sprache 
die Leitung des Politischen Departements nicht wohl über- 
nehmen konnte. Die Botschaft vom 5. April 1887 stellte 
die offiziellen Gründe zusammen, welche dafür sprachen, 
daß einem Mann wie Droz das Departement des Aeußern 
auf Jahre hinaus anvertraut blieb. 
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1894 wurde dieses System wieder abgeschafft, obschon 
die günstigen Ergebnisse die „‚weniger befriedigenden Wir- 
kungen“ entschieden überwogen. Das schwerwiegendste Argu- 
ment gegen die ständige Leitung des Politischen Departe- 
ments war „die Entfremdung der übrigen Mitglieder des 
Bundesrates von der Behandlung der politischen Fragen“, 
welche dem System Droz nachgesagt wurde. 

Nach diesem Zurückpendeln zum jährlich wechselnden 
Politischen Departement ruhte die Frage nicht mehr. 1908 
nannte Nationalrat Blumer die „Kreierung eines Departe- 
mentes des Auswärtigen, welches nicht dem jährlichen Wech- 
sel des Departementsinhabers unterworfen wäre, eine For- 
derung, die wohl solange erhoben wird, bis sie erfüllt ist‘ 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1908, S. 332). Und schon 1913 konnte 
Bundesrat Hoffmann die wesentlich dem Ansehen seiner 
Person zuzuschreibende Tatsache feststellen, daß sich im 
Rat keine Stimme mehr gegen die ständige Führung des 
Politischen Departements erhob. 

In den ersten Kriegsjahren finden wir infolgedessen das 
Politische Departement wieder in einer ständigen Hand 
bis zu dem Moment, wo die Demission von Bundesrat 
Hoffmann blitzartig die Gefahr unserer außenpolitischen 
Lage erhellte. Der bekannte Fehler von Herrn Hoffmann 
ist z. T. auf den Umstand zurückzuführen, daß bei den un- 
erfreulichen Verhältnissen im Bundesrat trotz ‚„Kollegial- 
system‘“ ein kollegiales Zusammenarbeiten so gut wie ausge- 
schlossen war. Es konnte damals vom Bundesrat nicht 
mehr im Ernste gesagt werden, was noch die zwanzig 
Jahre früher erlassene Botschaft betr. Organisation und 
Geschäftsgang des Bundesrates behauptet hatte: daß 
nämlich der Bundesrat ein Kollegium sei, „welches keine 
Koterien kannte“ (S. 25 der Botschaft). 

Darauf wurde beschlossen, daß der Bundespräsident 
wieder unter jährlichem Wechsel Vorsteher des Politischen 
Departements sein solle. Zugunsten der Person von Herrn 
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Ador wurde aber gleichzeitig die Ausnahme von der Regel 
gemacht, indem derselbe sofort, ohne noch Bundespräsi- 
dent zu sein, die Leitung des Politischen Departements über- 
nehmen konnte, um in verdienstvoller Weise die äußere 
Situation der Schweiz wieder herzustellen. 

Bald darauf begann dann jene Stabilität in der Leitung 
des Politischen Departements, welche durch glänzende 
Reden, aber schwächliche Vertretung der politischen Ziele 
der Eidgenossenschaft gekennzeichnet ist. 

Jedem Laien muß einleuchten, daß dieses Schwanken in 
der Organisation unseres Politischen Departements etwas 
krankhaftes an sich hat. 

Es genügt nicht, wieder bis zum nächsten offensichtlichen 
Mißbrauch ein ständiges Politisches Departement zu haben. 
Das Schlagwort von der „Kollegialität der Verhandlungen“ 
ist aufgestellt worden (Sten. Bull. Nat. Rat, 1926, S. 135). 
Unsere Außenpolitik ruhe auf vierzehn Augen, hat der Herr 
Bundesrat schon früher ausgerufen (Sten. Bull. Nat. Rat 
1924, S. 237). Herr Bundesrat Hoffmann hatte wenige Jahre 
vor seiner Krisis mit andern Worten dasselbe beteuert (Sten. 
Bull. Nat. Rat. 1913, S. 364): Man braucht ‚keine Angst 
zu haben, es könne eine dem Willen des Volkes wider- 
sprechende persönliche Politik aus dem einheitlichen, 
ständigen Politischen Departement herauswachsen. Die 
Bäume wachsen nicht in den Himmel, und es ist die Pflicht 
der Mitglieder des Bundesrates, die nicht dem Politischen 
Departement vorstehen, dafür zu sorgen, daß sie nicht zu 
hoch wachsen....”. 

Dabei ist zu berücksichtigen, daß unter den Bundesräten 
Droz und Hoffmann im Politischen Departement niemals 
Dinge vorgekommen sind, wie wir sie seither haben erleben 
müssen. Daher ist die Gefahr, welche die unrichtige Or- 
ganisation der Leitung des Departements in sich schließt, 
heute noch größer als zur Zeit von Droz und Hoffmann. 
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Verschiebungen zwischen den Departementen 


Wenn es bei der Reform unserer Regierung und Ver- 
waltung an großzügigen Lösungen fehlte, so wurde dagegen 
um so ausgiebiger mit kleinen Mitteln versucht, den Eindruck 
zu erwecken, als geschehe etwas. Dieses Bestreben war 
jedenfalls dann erkenntlich, wenn irgend ein öffentlicher 
Skandal das Volk beunruhigte. 

Es würde zu weit führen, alle die Schiebungen, welche 
vorgenommen wurden, auch nur aufzählungsweise zunennen. 
Sie erstreckten sich auf die verschiedensten Gebiete unserer 
Verwaltung. Anfangs der 90er Jahre befand sich z.B. die 
Handelsabteilung noch beim Politischen Departement. 1896 
wanderte sie zum Handels-, Industrie- und Landwirtschafts- 
departement, wo sie bis 1914 blieb. 1915 und 1916 war sie 
dem Politischen Departement zugeteilt und seit 1917 gehört 
sie wieder zum Volkswirtschaftsdepartement. Das Gesund- 
heitsamt ist einmal beim Volkswirtschaftsdepartement zu 
finden, dann beim Departement des Innern, das Amt für 
geistiges Eigentum bald bei Justiz und Polizei, bald beim 
Politischen Departement etc. etc. 

Schließlich hat die Mißstimmung gegen die Schiebungen 
zwischen Departementen selbst in unseren parlamenta- 
rischen Kreisen einen solchen Grad erreicht, daß 1924 die 
einstimmige parlamentarische Kommission gegen den ein- 
stimmigen Bundesrat ablehnte, zu einer Verschiebung der 
Baudirektion die Hand zu bieten (Sten. Bull. Nat. Rat. 
1924, S. 828). 

Nach Aufdeckung der Mißstände beim Umbau des 
Bernerhofes sollte nämlich die Baudirektion des Bundes 
unter Ablösung vom Departement des Innern ans Finanz- 
departement gezogen werden. 

Diesmal ging aber die Bundesversammlung auf den 
Vorschlag, große Mängel mit kleinen Mitteln zu beheben, 
nicht ein. Der Vertreter der Bauern-, Gewerbe- und Bürger- 
partei, Nationalrat Hadorn, erklärte, die Kommission sei 
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für die Verschiebung einzelner Abteilungen nicht zu haben, 
wenn nicht zugleich die Mißstände, die sich geltend gemacht 
haben, ausgemerzt werden. In gleichem Sinne nahm der 
freisinnige Nationalrat Schirmer und der Sozialdemokrat 
Hauser gegen die bundesrätliche ‚‚Reform“-Vorlage Stellung, 
womit der Versuch einer neuen Scheinlösung abgeschlagen 
war (Sten. Bull. Nat. Rat 1924, S. 818—825). 


Entlastungsversuche aller Art 


Schließlich wurde versucht, den Bundesrat auf alle 
möglichen und unmöglichen Arten zu entlasten, ohne daß 
es indes meistens über das Reden hinaus oder gar zu einer 
Reform gekommen wäre, welche den Bundesrat für die 
Regierungsaufgabe frei gemacht hätte. 

Am meisten hat die Einführung von Staatssekretären 
zu reden gegeben. Ferner hatte das Parlament Zeit, sich 
darüber zu verbreiten, ob Bundesräte zu ihrer Entlastung 
General- oder Privatsekretäre haben dürfen. Rechnungshof, 
Verwaltungsgericht und Staatsgerichtshof wurden nicht nur 
für eine effektive Kontrolle der Finanzen und zum besseren 
Schutz gegen Willkürherrschaft verlangt, sondern vorab 
auch zur Entlastung des Bundesrates. 

Alle diese Ideen und Versuche litten an der irrtümlichen 
Annahme, daß unser Bundesrat nur gewisser Entlastungen 
bedürfe, um eine der Regierungsaufgabe gewachsene Be- 
hörde zu werden. 


Neue Männer 


Schon etwas tiefer blickten diejenigen, welche immer 
wieder verlangten, daß neue Männer ans Steuer treten sollten. 
Insbesondere waren während des Krieges die Bestrebungen 
ziemlich zahlreich, den einen oder andern Bundesrat zu 
stürzen, weil derselbe den betreffenden Gruppen von Mit- 
bürgern als einseitig orientiert oder unehrlich erschien. Auch 


135 


haben sich manche Mitbürger gewundert, daß unsere Bun- 
desräte trotz viermaliger Desavouierung nicht Anlaß nah- 
men, die Plätze für solche frei zu machen, welche Positi- 
veres zu leisten im Stande wären. Auch die fünfte Des- 
avouierung in der Frage des Getreidemonopols, hat noch 
nicht gereicht. 

Umgekehrt ist jedem neuen Bundesrat großes abwarten- 
des Vertrauen entgegengebracht worden. Aber die guten 
Absichten der neuen Männer sind im Momente, wo sie ein 
Rädchen der großen Maschinerie wurden, welche Bundes- 
bureaukratie genannt wird, von diesem System in Gefangen- 
schaft gesetzt worden. 

Daher zeugt es von oberflächlicher Auffassung, wenn vom 
Wechsel der Bundesräte ein wesentlicher Fortschritt er- 
wartet wird. Wer unser politisches Leben reformieren will, 
darf nicht auf den Sturz dieser oder jener Person ausgehen, 
sondern muß das System selber, dem bisher auch wohl- 
meinende Kräfte zum Opfer gefallen sind, zu ändern ver- 
suchen. 


SYSTEM DER KOMPETENZ 


Völker mit unentwickeltem Verantwortungsgefühl und 
Angst vor positiven Schritten pflegen sich vor dem Tüchtigen 
zu fürchten. Sie bevorzugen den Schwätzer, unter dem 
trotz schöner Phrasen alles im alten Schlendrian bleiben 
kann. Diese Mentalität der Masse bildet das Haupthindernis 
für wirkliche Reformen. Wenn aber ein Volk Souverän 
sein will, so muß es jene Elementarweisheit und innere 
Disziplin haben, welche geistige Ueberlegenheit erkennt, 
achtet und benützt. 

Unser Volk verachtet seine Schmeichler. Es wünscht 
Führung. Es will eine Regierung, welche sich verantwort- 
lich fühlt. Es hat übergenug davon, immer nur um die 
Lösungen herum geführt zu werden. 
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Nachdem über die Reform unserer Regierung und Ver- 
waltung Ströme von Worten geflossen sind, ist notwendig, 
daß endlich an die entscheidende Frage herangetreten wird: 
die qualitative Hebung des Bundesrates in einem System, 
in welchem grundsätzlich für jede Aufgabe der Tüchtigste 
gesucht wird. 


ZUSAMMENSETZUNG UND FUNKTION 
DES BUNDESRATES 


Es gibt keine absoluten Lebenslösungen, für die Nation 
so wenig wie für den Einzelnen. Die beste Lösung der poli- 
tischen Aufgabe liegt immer darin, an der Spitze des Staates 
eine Regierung zu haben, in welcher sich Persönlichkeit und 
berufliche Tüchtigkeit in lebendigem Wirken verbinden. 
Dann kommt es ohne weiteres in allen Einzelfragen zu den 
besten in jeder gegebenen Situation möglichen Aufgaben- 
lösungen. 

Der Bundesrat hat in seiner Botschaft vom 4. Juni 1894 
festgestellt, daß bis 1887 „‚die Magistratur des Bundesprä- 
sidenten..... als höchste einheitliche Hüterin der vornehm- 
sten Gesamtinteressen des Landes nach innen und außen“ 
erschien. Diese Auffassung von der Rolle des zukünftigen 
Bundespräsidenten ist auch die unsrige. 

Die Departementschefs sollen zugleich Mitträger der Re- 
gierungsgewalt und oberste Leiter der Verwaltungszweige 
sein. 

Bundespräsident (Landammann) und Departements- 
chefs bilden zusammen die. schweizerische Regierung, den 
Bundesrat. Sie repräsentieren in der Persönlichkeit des 
Landammanns die höchste staatsmännische Erfahrung und 


"Leistung, welche zu gegebener Zeit unserem Lande zur Ver- 
fügung steht, und in den Departementschefs das Höchst- 


maß von fachmännischer Erfahrung, wie sie als Resultat 
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der durchdringenden Kenntnis je eines Dienstzweiges in 
die gemeinsame Verantwortung des Bundesrates hineinge- 
tragen werden kann. 

Die Furcht einzelner Richtungen unserer Bevölkerung 
oder einzelner Landesteile, daß sie beim System der Kompe- 
tenz zu wenig Berücksichtigung finden würden, könnte nur 
als Schwäche gedeutet werden. Es würde darin das Einge- 
ständnis liegen, daß diese Bevölkerungs- oder Landesteile 
sich selber nicht zutrauen, im Laufe der Zeit eine genügende 
Zahl von Persönlichkeiten hervorzubringen, welche dem 
Lande als Bundesräte große Dienste zu leisten berufen sind. 
Darauf gerade kommt es an, ob von jetzt an die Bevölke- 
rungs- und Landesteile darin wetteifern, dem Lande die 
größten Dienste zu leisten, statt wie bisher, den größten 
Brocken zu bekommen. 

Wenn dieser Vorschlag dem Geiste nach eine radikale 
Abkehr vom jetzigen Zustand bedeutet, so ist er der äu- 
Beren Organisation nach geringfügig und nicht einmal neu. 
Es ist bis zu einem gewissen Grade ein historischer Zu- 
fall, daß 1848 gerade die Lösung gewählt wurde, wie sie 
bis jetzt mit Modifikationen bestand. Nationalrat Jean- 
henry hat richtig gesehen, wenn er schon 1900 (Sten. Bull. 
S. 326) aussprach, daß die Tagsatzung ebensogut die Idee 
„d’un president de la Confederation designe par le suffrage 
populaire, tandis que les autres membres du conseil federal 
auraient &te designes par l’assemblee federale‘“ hätte auf- 
greifen können. 

Ausgezeichnete organisatorische Auffassungen wurden 
ferner von der eidgenössischen Brennstoffkommission ver- 
treten und vom Bundesrat anscheinend so geschätzt, daß 
sie im X. Neutralitätsbericht, Seite 92, Aufnahme fanden. 
Was hier von einer Kommission von Fachleuten unter 
fähigem Präsidium gesagt ist, das gilt mutatis mutandis 
auch von der Regierung. Eine solche Regierung bietet Ge- 
währ, daß sie in höherem Maße als die heutige die Forderung 
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erfüllt, welche Nationalrat Häberlin in der großen Organisa- 
tionsdebatte von 1913 aufstellte (Sten. Bull., S. 359): „Wir 
wollen eine Regierung, die gleichzeitig auch eine Geschäfts- 
regierung ist und die die Geschäfte richtig erledigt‘. 

Ein Bundespräsident von der hier geforderten Art wird 
zur Durchführung der Aufgabe des Präsidiums die Macht- 
position eines Departementschefs, etwa gar die Machtposi- 
tion des Ministers des Auswärtigen, nicht nötig haben. Seine 
Machtlosigkeit ist die bessere Waffe fürs Wohl des Landes 
als Aemterkumulation. Er braucht überhaupt keine Einzel- 
kompetenz. Denn nicht er ist die Regierung, sondern der 
Gesamtbundesrat. 

Gerade umgekehrt verhält es sich mit den Departements- 
chefs. Die Tüchtigsten des Landes (nämlich die zum 
Handeln, nicht die zum Reden Tüchtigsten) werden für 
diese Aufgaben nur zu gewinnen sein, wenn ihnen weitge- 
hende Verantwortung, wie sie innerhalb der Direktion einer 
gutgeleiteten Aktiengesellschaft üblich ist, eingeräumt wird. 
Der Departementschef kann alle Angelegenheiten seines 
Departements aus eigener Kompetenz erledigen, soweit nicht 
er selber wünscht, sie dem Gesamtbundesrat vorzulegen oder 
der Präsident von seinem Rechte Gebrauch macht, irgend 
eine Frage irgend eines Departements vor den Gesamt- 
bundesrat zu ziehen. 

Wenn ein Bundesrat wünscht, daß eine Stellungnahme 
eines andern Departements vor die Regierung gezogen werde, 
so ist schon dadurch festgestellt, daß es sich um eine Frage 
handelt, welche nicht nur für ein einziges Departement 
Interesse hat. Der Landammann ist verpflichtet, eine solche 
Frage unverzüglich dem Gesamtbundesrat vorzulegen. 

Damit ist gegeben, daß die Angelegenheiten von geringer 
Bedeutung in den Departementen erledigt werden, Fragen 
von großer Tragweite dagegen vor die Regierung gelangen 
und daß die Ausscheidung in einer Weise geschieht, die 
in jedem Falle klare Verantwortlichkeiten schafft. 
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Als Vizepräsidenten des Bundesrates würde der Chef des 
Departements des Aeußern ex officio gelten und ein anderer 
Bundesrat, gewissermaßen als Repräsentant der innern 
Departemente, vom Bundesrat selber zu bezeichnen sein. 

Durch solche Organisation ist ein lebendiger Kontakt der 
Departementchefs unter sich und zwischen ihnen und dem 
Bundespräsidenten möglich gemacht. Solange aus diesem 
Verkehr ein Departementschef die innere Sicherheit hat, daß 
er sich in Uebereinstimmung mit den Grundauffassungen 
des Landammanns, welche bei richtiger Wahl auch die 
Grundauffassungen des Landes sind, befindet, wird die 
Wahrscheinlichkeit klein sein, daß Fragen von der einen 
oder andern Seite an den Gesamtbundesrat gezogen werden. 

Aus diesem lebendigen Kontakt der Departementschefs 
mit dem Regierungspräsidenten ergibt sich auch die wirk- 
samste Kontrolle der Verwaltung. Eine solche kommt nicht 
allein zustande durch einen parlamentarischen Ausschuß, 
auch wenn derselbe so eingerichtet ist, daß er nicht mehr ein 
Hindernis der exekutiven Arbeit bedeutet. Ebenso wenig wird 
sie erreicht durch einen Rechnungshof, auch wenn dessen Tä- 
tigkeit nicht zu einer „Pfennigfuchserei“ (Nationalrat Heller) 
ausartet. Sie kann am besten hergestellt werden durch die 
Führung einer Persönlichkeit, welche in Freiheit dem schein- 
bar komplizierten Apparat des Staates gegenübersteht und 
ihren Mitarbeitern hilft, ihre Aufgabe so zu lösen, daß sie 
vor dem Forum der Geschichte mit Ehren bestehen können. 

Außerhalb der Organisation der Departemente, unter 
dem Bundesrat als Ganzem, steht die Bundeskanzlei. Deren 
jetzige Papiersammlung wird sich in einem lebendigen 
System auf ein Minimum reduzieren. Dagegen ist notwendig, 
daß der Bundeskanzlei diejenigen Betriebe angegliedert 
werden, welche den verschiedensten Departementen und 
der Regierung als Ganzem zur Verfügung stehen. 

Dahin gehört das Statistische Amt. Durch ständigen Kon- 
takt mit dem Regierungschef und den Departementschefs 
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wird der Direktor des Statistischen Amtes in die Lage ver- 
setzt, seine Arbeit nach ihrer voraussichtlichen Nützlichkeit 
bei den laufenden und kommenden Regierungs- und Verwal- 
tungsaufgaben vorweg einzustellen und auszugestalten. So 
kann er die Absichten der Regierungsmitglieder wirkungsvoll 
unterstützen und, wenn er ein schöpferischer Kopf ist, durch 
die Macht der von ihm ersichtlich gemachten Tatsachen und 
Zusammenhänge die Regierungshandlungen beeinflussen. 

Auch die „Justiz“ gehört nach ihrem Inhalt zum Ge- 
samtbundesrat. Das Protokollieren und Formulieren wird 
sowieso etwas ins Hintertreffen geraten. Wo es aber un- 
vermeidlich ist, muß es musterhaft geschehen, nicht mit 
der Stümperhaftigkeit, die Ständerat Wettstein an aller- 
höchsten Erlassen aufgedeckt hat. Aufgaben derRechtsgesetz- 
gebung werden mit Vorteil solchen übertragen, deren Lebens- 
werk auf dem betreffenden Spezialgebiet liegt. Und mit den 
Richtlinien für solche Werke muß sich die Gesamtregierung, 
nicht nur ein Departementschef, befassen. Auch der Bundes- 
anwalt dürfte für noch nützlichere Arbeiten als die Re- 
daktion einer Lex Häberlin, disponibel werden. 

Im Bundesrat selber ist kein einziger Jurist nötig. Ein 
sehr feiner dagegen ist im Sekretariat unerläßlich, am besten 
als Generalsekretär, Bundeskanzler selbst. An die Stelle des 
Bundeskanzlers gehört nicht ein verdienter älterer Parlamen- 
tarier, zu seiner und seiner Gegend und seiner Partei Be- 
friedigung, sondern der Sekretär par excellence, fähig, sich 
in die Absichten einer Regierung einzufühlen und dieselbe 
Kraft der Ueberlegenheit seines juristischen Geistes vor il- 
legitimen Schritten zu bewahren. 

In diesen Richtungen zum Generalsekretariat umge- 
staltet, kann die Bundeskanzlei zu einer wertvollen Hülfe 
und Entlastung des Bundesrates werden. 
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4. LANDAMMANN 


„Nicht, was der Knecht sei, fragt 
der Herr, nur wie er dient“. 
Goethe. 


Die Neue Zürcher Zeitung ärgert sich darüber, daß den 
jungen Schweizern „‚der Name irgendeines Rennpferdes bald 
geläufiger ist, als der Name des Bundespräsidenten‘“ (1. 6. 
1924). Ein Rennpferd weist aber Höchstleistungen auf. Dies 
kann nicht von allen Bundespräsidenten gesagt werden — 


NOTWENDIGKEIT DER SCHAFFUNG EINES 
BUNDESPRÄSIDIUMS 


Wohl haben wir einen Bundespräsidenten, aber nur 
dem Scheine nach. Das Scheinpräsidium muß durch ein 
wirkliches ersetzt werden. 

Das Bundesgesetz über die Organisation der Bundes- 
verwaltung vom 26. März 1914 schreibt vor: „Der Bun- 
despräsident vertritt die Eidgenossenschaft im Innern und 
nach außen“. Ihm ‚liegt die Leitung der Geschäfte des 
Bundesrates und die Vorprüfung der von den Departe- 
menten an den Bundesrat gelangenden Geschäfte ob“. 
Er „beaufsichtigt den Gang der gesamten Bundesverwal- 
tung und sorgt für die beförderliche Erledigung der den 
Departementen zugewiesenen Geschäfte. Dringliche Ge- 
schäfte des Bundesrates können in seinem Namen‘ vor- 
läufig „durch Verfügung des Präsidenten erledigt werden... 
Dem Bundespräsidenten ist die Bundeskanzlei zugeteilt“ 
(Artikel 14—17). Daneben hat er noch sein eigenes Departe- 
ment zu leiten (Art. 18). 

Diese gewaltige Aufgabe setzt seltenes Können und große 
Erfahrung voraus. Trotzdem scheut sich keiner von unseren 
Redepolitikern, sie im jährlichen Turnus zu übernehmen. 
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Man greife aber beispielsweise den Satz heraus: „Der Bun- 
despräsident beaufsichtigt den Gang der gesamten Bundes- 
verwaltung und sorgt für die beförderliche Erledigung der 
den Departementen zugewiesenen Geschäfte‘, so ist ohne 
weiteres ersichtlich, in welchem Maße auch dieser Teil un- 
seres Staatsrechts auf dem Papiere steht. Einzig indem 
der Bundespräsident seine Pflicht nicht erfüllt, kann er einen 
Zusammenbruch seiner Kräfte vermeiden. 

Die Reform des Bundespräsidiums ist unter allen politi- 
schen Reformen die dringendste. Auf den anderen Gebieten 
der Politik sind Anstrengungen zur Besserung mit mehr 
oder weniger Erfolg gemacht worden. Gerade in dieser zen- 
tralen Frage dagegen herrscht der Dilettantismus noch 
in ungebrochener Form. Aber auch an den Gliedern kann 
durchgreifende Gesundung erst eintreten, nachdem die Re- 
form am Haupt durchgeführt ist. 


GESCHICHTE DES SCHWEIZERISCHEN 
LANDAMMANNS 


Die Einführung des Landammanns in unserem Bun- 
desstaate bedeutet keine unvermittelte oder unorganische 
Neuerung, sondern ergibt sich konsequent und harmonisch 
aus der historischen Entwicklung unseres Staatswesens. 

Schon in unsern Urdemokratien tritt das Bestreben zu- 
tage, den Mann ihres Vertrauens an die Spitze der Gemein- 
schaft zu stellen. 

Den ersten schweizerischen Landammann treffen wir dem 
Namen nach in der helvetischen Verfassung von Malmaison. 
In den Bundesverfassungsentwürfen von 1832 und 1833 
war ein Bundesrat vorgesehen, bestehend aus Landammann, 
als Bundespräsident, und vier Bundesräten. Ein Antrag 
auf Volkswahl des Präsidenten wurde in der Revisions- 
kommission von 1847 gestellt, aber abgelehnt (Prot. der Ver- 
handlungen der Revisionskommission, Abschied 1847,1V.Teil, 
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Beil. Litt.D., 5.132). In der ständerätlichen Kommission für 
die Partialrevision von 1866 (Berichterstatter Bundesrichter 
J.J. Blumer) war die Mehrheit der Ansicht, weit zweck- 
mäßiger als die in Frage stehende Volkswahl des Bundes- 
rates wäre die Uebertragung der Vollziehungsgewalt an eine 
einzige Persönlichkeit, an einen vom Volk gewählten Bun- 
despräsidenten, der sich selbst Gehülfen (Minister) aus- 
wählen könnte. (Schweiz. Bundesblatt 1865 III. S. 664 ff.) 

Zufolge des geringen Umfanges der Bundesverwaltung 
war in der ersten Zeit unseres Bundesstaates die Haupt- 
aufgabe des Bundespräsidenten das Präsidium, nicht sein 
besonderes Departement. Es handelte sich um einen Klein- 
betrieb: „Der Bundespräsident eröffnete die Korrespondenz, 
nahm von den einlangenden Akten Kenntnis und überwies 
sie den betreffenden Departementen, welche die vom Bun- 
desrat zu treffenden Maßnahmen und Verfügungen vorbe- 
reiteten. Infolge dieses Geschäftsganges war und blieb der 
Bundespräsident in stetiger Kenntnis aller wesentlichen Vor- 
gänge der gesamten Bundesverwaltung“ (Botschaft vom 
4. Juni 1894, S. 9). Dies blieb zunächst im wesentlichen 
gleich,als die idyllischen Zustände jener Epoche aufhörten. 
Durch die Verbindung des Präsidiums mit dem Politischen 
Departement war die Position des Bundespräsidenten eine 
starke. Der Bundesrat selber nennt dessen „Stellung und 
Würde eine bedeutendere und inhaltsreichere... als die des 
einstigen Landammanns der Schweiz“. 

Diese Würde und Stellung des Bundespräsidenten brök- 
kelte dann Stück um Stück ab. Mit der Trennung vom 
Politischen Departement und der Ueberlastung der meisten 
Departementschefs wurde die Präsidialfunktion zur Neben- 
sache. Wenn je, so gilt für heute, was der Bundesrat 1894 
feststellte, daß nämlich dem Bundespräsidenten nichts mehr 
übrig blieb, ‚‚als die formelle Repräsentanz bei solennen An- 
lässen, bei Gesandtschaftsempfängen und nationalen Festen 
und dergleichen und das Ratspräsidium mit Entgegennahme 
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der Vorlagen der Departemente und der Leitung der Ver- 
handlungen‘ (Botschaft 5.9) !). 

Nachdem die Einsicht in die Notwendigkeit von Kon- 
tinuität bei der Leitung aller Verwaltungs-Departemente, 
mit Einschluß des Politischen Departements, gesiegt hatte, 
schien selbstverständlich, daß auch die Leitung der Regie- 
rung, als die weitaus wichtigste und die höchsten Anforde- 
rungen stellende Aufgabe, erst recht der Kontinuität bedürfe. 
Landammann Blumer trat für eine würdige Stellung des Bun- 
despräsidenten ein (Sten. Bull. Nat. Rat 1913, S. 350/51). 
Auch Landammann Wirz sprach von dem alten Bestreben, 
„dem Bundespräsidenten eine angemessene Stellung“ ein- 
zuräumen. Obschon er nicht daran dachte, ihn ‚zum Land- 
ammann der Schweiz‘ auszugestalten, klagte er doch mit 
Recht: „Bei der Organisation des Bundesrates, wie sie im 
Entwurfe vorgesehen ist (und heute im wesentlichen zu 
Recht besteht), verschwindet der oberste Magistrat des 
Landes vollständig von der Bildfläche. Der Bundespräsi- 
dent hat nur noch die Sitzungen des Bundesrates zu präsi- 
dieren“. Es war auch ihm ein schlechter Trost, „daß der 
Bundespräsident doch immer noch den Bundesrat als dessen 
Haupt zu vertreten haben werde bei eidgenössischen Fest- 
anlässen‘ (Sten. Bull. Ständerat 1913, S. 368). Nationalrat 
Greulich hielt ebenfalls ein ‚.Präsidialdepartement für unbe- 
dingt notwendig‘, unter Ablehnung jener „Kraftstoffel“, 
gegen die unser Volk eine berechtigte Abneigung hegt (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1913, S. 372). Stadtpräsident Oberst Müller 
wies auf die Unrichtigkeit der bundesrätlichen Behauptung 
hin, daß es nicht gelungen sei, einem besonderen Präsidial- 

1) Neben andern Angelegenheiten wie: „Wenn irgendwo in der 
Schweiz an einer Starkstrom- oder Telegraphenleitung ein Isolator 
zerschlagen wird, oder wenn irgendwo ein Tram kollidiert mit einem 
Fuhrwerk‘‘, geht die Sache via Bundesanwalt, Chef des Justizdepar- 
tements, Bundesrat, zum Bundespräsidenten, der per Präsidialver- 
fügung ‚verfügt, daß der Kanton die Untersuchung durchzuführen 


habe“ (Bundesrat Hoffmann anläßlich der Reorganisationsdebatten 
von 1913). 
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departement einen befriedigenden Inhalt zu geben. Er war 
der Ansicht, „daß es nicht davon abhängt, ob möglichst 
viele Geschäftszweige diesem Präsidialdepartement zuge- 
teilt werden, um ihm einen genügenden Gehalt zu verschaf- 
fen, sondern es kommt bei keinem Departement so sehr 
darauf an, in welchem Geist es geleitet wird“ (Sten. Bull. 
Nat. Rat 1913, S. 380). 

Man wollte aber eine „überragende Stellung‘ (National- 
rat Hirter) des Bundespräsidenten verhindern. Man wollte 
keine „präpotente Persönlichkeit‘ (Bundesrat Hoffmann), 
sondern „lauter pares“. Im Interesse des demokratischen 
Scheines vermied man und diskreditierte mit spöttischen 
Bezeichnungen, was das Wesen der Demokratie und deren 
Gedeihen forderte. 

So ist denn der schweizerische Bundespräsident zu einem 
Schattenpräsidenten hinabgesunken. Was in einem Bundes- 
rat, der noch vorwiegend Regierung und mit Verwaltung 
wenig belastet war, einen Sinn hatte, ist heute zur Kar- 
rikatur geworden. 

Im Laufe der Kriegsjahre hat außerhalb der Bundesver- 
sammlung William Rappard die Idee eines vom Volke zu 
wählenden Landammanns wieder aufgenommen. Er hat 
darauf verwiesen, daß sie das beste ist, was wir von der 
großen transatlantischen Schwesterrepublik übernehmen 
können. 

Angesichts der wirtschaftlichen Schwierigkeiten der 
Kriegszeit gelang es dann, wenigstens für die Behebung der 
Lebensmittelnot im Ernährungsamt eine einheitliche Lei- 
tung zu schaffen und den Widerstand der Bureaukratie gegen 
solche Zusammenfassung der Kräfte zu brechen. Man 
blieb aber auf halbem Wege stehen. Statt durch einen Re- 
gierungschef die Departemente zu richtigem Zusammen- 
arbeiten zu veranlassen, wurde der Ernährungs-Diktator dem 
Bundesrats-Kollegium unterstellt. Das Recht dieses Beam- 
ten, vor das Parlament zu treten, bedeutete immerhin ange- 
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sichts der früheren Furcht des Bundesrates vor Staats- 
sekretären eine staatsrechtlich interessante Neuerung. Doch 
ist die Einheit nicht unter, sondern über den Departements- 
chefs zu suchen. Und was für die Ernährungsfrage in der 
Not richtig war, das ist für alle Gebiete der Verwaltung 
und auch in normalen Zeiten richtig. 

Die Geschichte des schweizerischen Landammanns, wie 
summarisch sie auch gehalten sein mag, darf nicht ge- 
schlossen werden, ohne des Mannes zu gedenken, der durch 
sein Lebenswerk am meisten dazu beigetragen hat, diesem 
Gedanken auf dem Boden des Bundes den Weg zu ebnen, 
Landammann Blumer. Er ist der Schöpfer der Invaliden- 
versicherung, mit deren Verwirklichung der fortschrittliche 
Kanton Glarus dem opportunistischen Gerede über die 
gleiche Sache im Bunde vorauseilte. Er ist der Landesvater, 
der Führer der ‚Revolution von oben“ und als solcher der 
Verhüter der Revolution von unten. Seiner weitsichtigen 
Politik ist zu verdanken, wenn der schweizerische General- 
streik in diesem Winkel des Landes trotz der stark ver- 
tretenen Arbeiterschaft so gegenstandslos milde verlaufen ist. 

Seine Regierungsdevise, welche er in der Landsgemeinde 
seines 25. Amtsjahres darlegte, wird auch die Devise jedes 
rechten schweizerischen Landammanns sein: „Die Enge 
darf uns nicht hindern, weiten freien Blick zu bekunden 
in allen Fragen, die die Rechte und Freiheiten der Bürger 
und die Wohlfahrt unseres Landes und Volkes berühren. 
Das scheint mir viel wichtiger zu sein, als die Angehörigkeit 
zu dieser oder jener Parteirichtung, denn das bedingt zu 
allermeist den Fortschritt, der ein wirklicher Fortschritt 
ist“ (Zit. N. Z. Z. 9. 10. 1925). 

1913 hat ein späterer Bundespräsident dem für den Aus- 
bau statt für die Schwächung des Bundespräsidiums ein- 
tretenden Blumer entgegengehalten, dieser stoße sich an der 
unbedeutenden Stellung des Bundespräsidenten, „weil er 
in seinem Kanton eine Lösung gefunden, mit der der Kanton 
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gut fährt, weil dort eine kraftvolle Persönlichkeit unter aller 
Wahrung der Demokratie es verstanden hat, durch Jahr- 
zehnte hindurch ein Präsidium darzustellen, das von gar 
niemand angezweifelt wird. Aber“, meinte der Herr Bundes- 
präsident, „das Schweizervolk im großen und ganzen will 
nun gar nicht die persönliche Regierung, sondern unser 
Volk will die Regierung durch ein Kollegium...“ (Sten. 
Bull. Nat. Rat 1913, S. 358). 

Kein besseres Lob hätte dem Glarner Führer gespendet 
werden können als diese Bekämpfung. Jeder rät zu dem, 
was er kann. Landammann Blumer, dessen Namen durch 
Klausenstraße und Invalidenversicherung unlöslich mit einer 
produktiven Politik und den Werken der Menschenliebe ver- 
bunden ist, rät dem Schweizervolk zur Führung durch 
eine Persönlichkeit, der Herr Bundespräsident zum Kom- 
missionalbetrieb. 

Es war Landammann Blumer nicht vergönnt, seine 
Leistung über die Grenzen seiner engern Heimat auf das 
Gebiet des Bundes zu übertragen, wo sich solchem Wirken 
ganz andere Möglichkeiten bieten. 


WAHL UND AMTSDAUER DES LANDAMMANNS 


Es würde nur zu Unrecht eingewendet, daß Menschen, 
welche zu solchen Aufgaben fähig seien, wohl hie und da 
in der Weltgeschichte vorkommen, unserem kleinen Lande 
aber fehlen. Es gibt immer solche Menschen und gerade 
unter den sogenannten Stillen im Lande dürften sich mehr 
von diesem Schlage finden, als man glaubt; nur müssen 
sie Gelegenheit zur Auswirkung ihrer Charaktereigenschaften 
und zur Entfaltung ihrer Fähigkeiten haben. 

Zum Beispiel war Dufour ein im guten Sinne volks- 
tümlicher Mann „sogar bei den von ihm Besiegten“. Ueberall 
finden wir bei ihm „neben der Kraft der Vergeistigung... 
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die versöhnende Wirksamkeit des Humanen und in jedem 
Sinn Menschlichen“. Er kämpfte als überlegener Soldat. 
Aber hinter seinem Streben stand ‚ein hoher Idealismus“. 
Er war Erzieher und Organisator zugleich, stand „gleich 
fern von Zaghaftigkeit wie von der bei den Radikalen so 
weit verbreiteten Selbstüberschätzung‘“‘, hat nie Ehre und 
Stellung gesucht, sondern nur ‚im Bewußtsein einer schwe- 
ren politischen Notwendigkeit‘ ein Kommando übernommen, 
von dem er noch 1847 geäußert: „Ich beklage herzlich den, 
der für das Oberkommando ernannt werden wird“. Er wog 
für die liberale Politik ‚‚ein halbes Heer“ auf, und schützte 
„nach erlangtem Erfolg die Besiegten überall“. Dadurch 
hat er „fruchtbar überbrückende Lösung möglich gemacht“ 
(Gagliardi). 

Wer unter den bisherigen Bundesräten nach den Charak- 
tereigenschaften am ehesten den Anforderungen entsprach, 
welche an einen Landammann gestellt werden müssen, ist 
Bundesrat Welti. Er war wohl die bedeutendste ‚unter 
den willensstarken Persönlichkeiten, die der Liberalismus 
in seiner klassischen Periode auf dem Boden unseres Landes 
erzeugte“. Die eigene Ueberzeugung stellte er dem „ängst- 
lichen Rechnen mit dem Erfolg voran. Daher sind selbst 
seine Niederlagen ihm und dem Lande zum Segen gewor- 
den“. Im Hinblick auf seine Verdienste um das Eisenbahn- 
wesen sagt Gagliardi: „,...mit der Kraft durchdringenden 
Verstandes hat er die Nötigungen und Möglichkeiten der 
künftigen Entwicklung vorweggenommen, und die vor- 
übergehenden Mißgriffe stammen höchstens daraus, daß die 
Oeffentlichkeit jeweilen für die von ihm vertretenen Gesichts- 
punkte noch nicht reif war. Entschlossen und kühn hat er 
mehr als einmal Institutionen abgelehnt oder Maßregeln 
empfohlen, die ihm weder Popularität noch Erfolg ein- 
tragen konnten; und wenn bei seinem Rücktritt das Gefühl 
allgemein war, die Schweiz verliere ihren bedeutendsten 
Staatsmann, so hängt das wahrlich nicht mit bequemer 
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oder ängstlicher Rücksichtnahme des Politikers auf Volks- - 


wünsche oder irgendwelcher Liebedienerei zusammen, son- 
dern mit der sehr deutlichen Empfindung, daß hier eine 
starke und überlegene Persönlichkeit einzig nach dem Ge- 
fühle der Pflicht ihren Weg gehe‘, mag es auch zum Teil 
in gewalttätiger, nur durch die politischen Verhältnisse 
seiner Zeit entschuldbaren Weise geschehen sein. 

Wenn auch nicht im gleichen Ausmaße, so gibt es Men- 
schen dieser Art in jeder Generation. Solange es aber 
von der Gnade einiger Parteikomitees abhängt, ob einer, 
in einem unmöglich gewordenen System von vorneherein 
zur Unfruchtbarkeit verurteilt, an oberster Stelle mitde- 
battieren dürfe, fliehen gerade die Tüchtigsten die Politik 
und wenden.sich Ersatzleistungen zu. In einer lebendigen 
Politik dagegen ist es eine Freude, zu offenem Kampf auf 
den Plan zu treten. 

Napoleon sagte mit scheinbarer Bescheidenheit: ‚Ich 
würde mich für unfähig halten, die Schweizer zu regieren... 
wählt ihr einen Berner, so ist Zürich unzufrieden; wählt 
ihr einen Zürcher, so stößt ihr Bern vor den Kopf; ein 
Protestant würde alle Katholiken gegen sich haben und 
umgekehrt“. In etwas mehr als einem Jahrhundert ist 
nun aber das Schweizervolk durch gemeinsame Freude und 
gemeinsames Leid genügend stark zusammengeschweißt 
worden, um diese kleinlichen Gesichtspunkte in der wich- 
tigsten Staatsfrage ausschalten zu können. 

Die Auswahl des Landammanns wird in dem Maße 
erleichtert werden, als auch Kantone, Gemeinden und 
Selbstverwaltungskörper zu entsprechenden Organisations- 
methoden übergehen. Unter den 25 kantonalen Regierungs- 
präsidenten, den Gemeindepräsidenten und den Spitzen 
von besonderen Zweckorganisationen aller Art werden 
sich immer einige befinden, welche neben den schon für 
diese Posten notwendigen überparteilichen Eigenschaften 
noch das Ausmaß an Intellekt und Willen haben, das für 
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einen schweizerischen Landammann unerläßlich ist. Diese 
Eigenschaften werden infolge der durchgreifend befreienden 
Organisation Gelegenheit haben, sich zu üben und zu zeigen, 
ohne daß wir uns den Luxus von fünf disponiblen Premier- 
ministern zu leisten brauchen, wie sie jüngst am Badeort 
des spanischen Königs auf den Sturz Primo de Rivera’s 
warteten (N. Z. Z. 23. 9. 1926). 

Es hat große Staatsmänner gegeben, die vorher Zim- 
mermann, Offizier, Deichhauptmann, Maurer, Advokat, 
Rektor, Finanzminister gewesen sind. Es wäre also irrig, 
den Landammann in einem bestimmten Milieu zu suchen. 

Entscheidend für das Zustandekommen einer glücklichen 
Wahl wird sein, ob es im Schweizervolk jederzeit einige 
bedeutende Männer gibt, welche sich bei der Wahl eines 
Landammanns mit ihrem ganzen Gewicht innerhalb ihrer 
Parteien und vor dem Volke dafür einsetzen, daß unter 
Hintansetzung kurzsichtig parteipolitischer Rücksichten der 
Tüchtigste gewählt wird. 

Wenn es jeweils gelingen soll, den richtigen Mann zu 
gewinnen, so muß der Landammann wissen, daß er nicht 
seinen Posten zu verlassen braucht, bevor er mit weit- 
reichenden Plänen auch nur angefangen hat. Er muß einige 
Jahre vor sich sehen, um ein ganzes Werk schaffen zu können. 

Der Auftrag darf einem Architekten nicht entzogen 
werden, wenn kaum das Fundament gelegtist. Jeder Finanz- 
mann würde sich mit Recht dagegen sträuben, daß seine 
Operationen nach den häufig zunächst eintretenden Rück- 
schlägen beurteilt werden. In der Zwischenzeit verlangt er 
von seinen Mitbeteiligten Nerven, Ruhe, Vertrauen. Wie 
würden Komponisten, Dichter, Maler, Bildhauer darüber 
spotten, wollte die Menschheit ihr Können schon nach den 
Vorbereitungsarbeiten beurteilen. Die Politik ist die oberste 
Kunst. Der Staatsmann baut nicht nur Häuser für einige 
Familien, er baut das Haus, in dem sich ein ganzes Volk 
wohlfühlen soll. Er spekuliert nicht nur für seine Ver- 
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waltungsratskreise, sondern schafft wirtschaftliche Werte 
für die ganze Nation. Er strebt nicht nur Harmonie der 
Töne an, sondern Harmonie des Lebens. Er begnügt sich 
nicht damit, ein außerhalb der Welt stehendes Ideal aufzu- 
stellen, den Unterschied zwischen dem Sein-Sollenden und 
dem Seienden dadurch ins Licht rückend; er sucht die 
Einheit zwischen Idee und Gegenwart zu verwirklichen; mit 
Zielbeschränkung freilich, aber als Realisator. 

Wenn daher ein Künstler das Recht darauf hat, daß ihm 
Zeit eingeräumt werde, seine genehmigte Skizze auszu- 
führen, so ist es der Staatsmann. Drei Jahre dürften das 
Minimum sein, auf welche Zeit ein Landammann zu wäh- 
len ist. 

Die 38 Jahre ununterbrochener Landammannschaft 
Blumers sind ein sprechendes Beispiel für die wohltätige 
Wirkung der Beständigkeit in politischen Vertrauensbe- 
ziehungen. Auch Landammann Gamma wurde von dem 
schwergeprüften Urnervolk fünfmal hintereinander als Land- 
ammann bestätigt. Und die Abwechslung von Adalbert 
Wirz und Dr. Ming als Landammänner von Obwalden 
bedeutete angesichts des engen Freundschaftsverhältnisses 
und der Gesinnungsübereinstimmung dieser beiden Männer 
wenigstens materiell keinen Wechsel. 

Der Souverän sollte sich die Freiheit wahren, den gleichen 
Landammann mehrmals nacheinander zu wählen, immer- 
hin mit der Einschränkung, daß der Gleiche nicht mehr 
als viermal gewählt werden kann. Um Landammann zu 
werden, muß einer Leistungen hinter sich haben. Wenn 
er dann maximal zwölf Jahre dem Lande in oberster Ver- 
antwortung gedient hat, ist es wohl auch unter günstigsten 
Verhältnissen Zeit, jüngern Leuten die Gelegenheit zur 
Uebung der Kräfte zu geben. 

So käme eine Entwicklung zum Abschluß, welche in 
der ersten Helvetischen Verfassung damit begann, daß im 
fünfköpfigen Direktorium der Präsident alle 73 Tage wech- 
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selte. Nach der Bundesverfassung von 1848 wird der 
Bundespräsident auf ein Jahr gewählt, und unmittelbare 
Wiederwahl ist ausgeschlossen. Die ständige Leitung des 
Präsidialdepartements mit mehrmaliger Wiederwählbar- 
keit wäre ein Zeichen, daß das Schweizervolk sein früheres 
Mißtrauen gegenüber seinen führenden Männern nun über- 
wunden hat. 

In der Anordnung der verschiedenen dem Volke obliegen- 
genden Wahlen sollte jene vornehme Ruhe zum Ausdruck 
gebracht werden, welche den Aristokraten unter den Demo-., 
kratien ziert. Im einen Jahr könnte die Wahl des Land- 
ammanns stattfinden, im nächsten diejenige der Nationalräte 
und im dritten die der Ständeräte, je auf drei Jahre. So 
würden brüske Richtungsänderungen, welche neurotische 
Zustände vermuten lassen, vermieden, soweit dies durch 
organisatorische Maßnahmen möglich ist. Als Wahltag 
könnte z. B. von vorneherein je der letzte Samstagabend 
des Monats September festgesetzt werden, mit Beginn der 
Amtsdauer auf den ersten Januar. 

Für die Wahl der National- und Ständeräte würde nach 
unseren Vorschlägen ein Wahlgang immer genügen. Sollte 
hingegen bei der Wahl des Landammanns ein absolutes 
Mehr der Stimmenden und Stände nicht vorliegen, so würde 
acht Tage darauf in zweiter Abstimmung das relative Mehr 
der Stimmenden zwischen den beiden Kandidaten ent- 
scheiden, welche im ersten Wahlgang am meisten Stimmen 
auf sich vereinigt haben. 


FUNKTION DES LANDAMMANNS 


Mag auch längst die Zeit vorüber sein, wo es anging, 
daß der Bundespräsident selber die Korrespondenzen er- 
öffnete und an die Departemente weiter leitete, so muß in 
einem geistigen Sinne doch wieder eine solche Zentrale ge- 
schaffen werden. Es muß ein Mann da sein, der den Ueber- 
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blick hat über das Gegenwärtige, den Rückblick über das 
Vergangene und den Ausblick in das Zukünftige. In einem 
Durchgangspunkt müssen sich die Komponenten des nationa- 
len Lebens treffen, um zur Einheit der Idee und des Willens 
zu gelangen. 

Der Landammann ist das Bindeglied, die ‚‚cheville ouvri- 
ere“ der schweizerischen Staatsorganisation. In seiner Person 
treffen sich Legislative und Exekutive. Von ihm als Re- 
gierungschef geht es in der einen Richtung über Parlaments- 
ausschuß und Bundesversammlung hinauf zum Volk in 
seiner entscheidenden Funktion als Souverän und in der 
andern Richtung über Departemente und Selbstverwaltungs- 
körper hinunter zum Volk in seiner ausführenden Funktion 
als Arbeiter. 

Zur Festsetzung von Aufgabe und Kompetenz des 
Landammanns genügt die Bestimmung: „Der Landammann 
ist Präsident des Bundes, der Bundesversammlung und des 
Bundesrates. Er hat das Recht, jede Frage an den Bundes- 
rat, die Bundesversammlung und das Volk zu ziehen“. 

Schon die Revisionskommission von 1848 machte den 
Vorschlag, daß ‚der Repräsentantenrat (Nationalrat) vom 
Bundespräsidenten präsidiert werde‘. Diese Lösung kam 
damals nicht in Frage, weil es nicht angeht, daß ein Depar- 
tementschef das Parlament präsidiert. Denn der Departe- 
mentschef steht unter der Aufsicht des Parlaments. Es ist 
schon schlimm genug, daß sich in der heutigen Organisation 
der Bundespräsident als Departementschef selber beaufsich- 
tigt oder wenigstens beaufsichtigen müßte. Dieser Miß- 
stand hat deshalb keine praktischen Konsequenzen, weil 
die Aufsicht des Bundespräsidenten über die Departemente 
nur auf dem Papier steht. Den Höhepunkt der Aufsichts- 
losigkeit hätte es bedeutet, wenn derselbe auch noch das ihn 
beaufsichtigende Parlament präsidiert hätte. 

Alle drei Aufgaben, welche nach unserm Vorschlage in 
der Person des Landammanns zusammengefaßt werden, 
sind bisher vernachlässigt: 
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1. Einen Präsidenten des Schweizervolkes gibt es heute 
nieht. Die Vorbereitung und Durchführung der Entschluß- 
_ fassung unseres Souveräns ist rein bureaukratisch geregelt. 
N 2. Einen Präsidenten der Bundesversammlung gibt es 

ebensowenig. An Stelle einer die Diskussion führenden Per- 


A ‚sönlichkeit befinden sich die bureaukratischen Vorschriften 


über die Verhandlungen in den beiden Räten und über den 
Verkehr zwischen denselben. 

3. Noch schlimmer steht es um die Funktion des Re- 
gierungspräsidenten. Organisation und Funktion der Depar- 
temente, ihr Verkehr unter einander, die Willensbildung der 
Regierung wird durch Reglemente geregelt, und die Depar- 
tementschefs, welche je ein Jahr lang nebenbei als ‚„‚Bundes- 
präsident“ funktionieren, haben weder Zeit noch Eignung zu 
der Aufgabe eines Regierungspräsidenten. 

Ebenso bureaukratisch sind die Beziehungen zwischen 


Volk, Parlament und Regierung geordnet. Daher verläuft 


der Verkehr zwischen diesen drei hauptsächlichen politischen 
Instanzen so resultatlos. Daher wandern die guten An- 
regungen aus Volk und Parlament regelmäßig auf Monate 


_ und Jahre in bundesrätliche Schubladen. Daher kommen 


so selten Vorlagen an Parlament und Volk, welche als über- 
zeugende Resultate staatsmännischer Einsicht erscheinen. 
Der Landammann bildet die lebendige Brücke zwischen 
diesen schwer beweglichen Körperschaften, und sein Refe- 
rendum gibt ihm die Möglichkeit, die Aufgabe durchzu- 
führen. Er übermittelt dem Volk die Quintessenz der Re- 
gierungsansichten und empfängt aus dem Verkehr mit dem 
Volke Anregungen. Bei solcher Freiheit der Aussprache 
werden wir bald alle dazu kommen, ‚im Allgemeinen mitzu- 
denken“, aber seltener ‚„mitzuschwatzen‘“, wie Gottfried 
Keller fordert. 

Erst wenn dieses Wechselverhältnis zwischen Präsident 
und Volk richtig spielt, kann davon die Rede sein, daß unsere 
Demokratie „auf dem Prinzip der direkten Regierung des 
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Volkes durch das Volk selbst‘“ aufgebaut sei. Bis dann steht 
zwischen dem Volk und seinen Zielen die Bureaukratie. 

Durch diese Lösung käme ein offener Zug in die schwei- 
zerische Politik. Es ist sympathisch, wenn der Mann, wel- 
cher die Verantwortung tatsächlich übernimmt, vorzutreten 
wagt und offiziell an die Spitze tritt. 


DIE MACHTLOSIGKEIT DES LANDAMMANNS 


Reichskanzler Bismarck war sein eigener Außenminister. 
Dies floß aus der Auffassung, daß die Innenpolitik im Grunde 
nur dazu da sei, um in der Außenpolitik zu gipfeln. In ruhi- 
gen Zeiten hatte der englische Premierminister kein Porte- 
feuille. Lloyd George aber wollte zugleich Außenminister 
sein. Er glaubte, so besser die schwierigen Aufgaben des 
Weltkrieges bewältigen zu können. Ministerpräsident Poin- 
care war zu der Zeit, wo Frankreich sein Heil darin sah, daß 
mit aller Kraft der Versailler-Vertrag durchgeführt werde, 
zugleich Minister des Auswärtigen. Als es sich dann darum 
handelte, die Währung des kontinentalen Siegerstaates zu 
retten, vereinigte er mit dem Präsidium die Finanzen. Mac 
Donald wollte Europa versöhnen und übernahm daher 
zugleich das Auswärtige Amt. Auch Mussolini erachtete 
für die schlagfertige Vertretung der Interessen Groß-Italiens 
seine persönliche Leitung der Außenpolitik wie verschiedener 
anderer Angelegenheiten für unerläßlich. De Geer übernahm 
im Frühjahr 1926 im holländischen Ministerium Vorsitz 
und Finanzen. Im Staatsstreichkabinett Bulgariens vom 
Juni 1923 stellte Herr Zankoff in eigener Person zugleich den 
Ministerpräsidenten, den Minister des Aeußern und den 
Kriegsminister. 

Nach unserer ganzen Auffassung von der Stellung des 
Landammanns ist es ausgeschlossen, demselben durch die 
Verquickung mit einem ständigen oder je nach der Situation 
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u de 


wechselnden Departement eine Machtposition verschaffen zu 


wollen. 

Auch bei uns ist freilich die Bedeutung der Departe- 
mente je nach der Situation ungleich. Diese tatsächliche 
Verschiedenheit soll ihren organisatorischen Ausdruck fin- 
den. Die Personalunion mit dem Präsidium ist aber nicht 
das richtige Mittel. Es genügt, wenn der Landammann seine 
Kraft mehr oder weniger auf die Unterstützung des einen 
oder andern Departements verlegt. Es ist vorzuziehen, wenn 
jedes von ihnen einen verantwortlichen Chef hat. 

Der Dualismus im Präsidium, wie er in Frankreich, 
Deutschland und Griechenland besteht, ist für unsere Ver- 
hältnisse abzulehnen. Die Präsidenten jener Staaten sind 
als Ersatzmänner für die früheren Monarchen gedacht, eine 
Tradition, auf die wir in unserem Lande keine Rücksicht zu 
nehmen brauchen. 

Nun mag mancher Leser denken: Aber da soll ja erst 
recht ein Schattenpräsident geschaffen werden! Wenn wir 
schon einen Landammann wollen, so soll er nicht ein neues 
Scheingebilde sein, sondern ein kraftvoller Führer mit weit- 
gehenden Kompetenzen. Auch wir sind weit davon entfernt, 
Macht als solche zu verurteilen. Ohne den gewalttätigen, 
aber einheitlichen Willen Napoleons hätten infantile Egozen- 
tristen von der Art Robespierres weiter ihr nutzlos zerstö- 
rendes Wesen treiben können. Wenn hier vorgeschlagen 
wird, von weitgehenden Kompetenzen des schweizerischen 
Landammanns abzusehen, so geschieht es auch nicht, um 
über die Machtposition, welche z. B. ein nordamerikanischer 
Präsident hat, zu urteilen. Wir anerkennen im Gegenteil, 
daß es durchaus in den Rahmen der Demokratie fällt, eine 
einzelne Persönlichkeit auf Grund von Vertrauen mit großen 
Machtvollkommenheiten auszustatten. 

Die Machtlosigkeit bedeutet indessen weniger eine Zu- 
rücksetzung als eine höchste Anforderung an die Kapazität 
des Landammanns. Sie entspricht zugleich der Eigenart des 
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Schweizervolkes. Zwang löst beim schweizerischen Charakter 
nur Widerstand aus. Wenn man dagegen vernünftig mit 
unserm Volke redet, so ist es zu bemerkenswerten Taten 
fähig. Nur muß es sie selber wollen. 

Für die Departementschefs und die Gesamtregierung ist 
Macht unvermeidbar. Um so konsequenter sollen wir darum 
besorgt sein, dem Landammann als der obersten Stelle des 
Landes durch keine Macht getrübte Einsicht zu sichern und 
seiner Stellung die geistige Einheit als oberstes Merkmal auf- 
zuprägen. Die bloße Leitung der öffentlichen Diskussion 
und Beschlußfassung, verbunden mit dem Recht des Refe- 
rendums, gibt einem fähigen Mann genügenden Einfluß auf 
den Gang der Politik, ohne daß er auch nur eine einzige 
äußere Entscheidung selber zu treffen braucht. 


STELLVERTRETUNG UND SICHERUNGEN 


Die Stellvertretung des Landammanns kann durch einen 
besonderen Ersatzmann erfolgen oder durch vorüberge- 
hende Aufteilung seiner Funktionen. 

Gegen die erste Lösung erheben sich Bedenken. Ist 
ein solcher Stellvertreter selber ein markanter Politiker, viel- 
leicht gar Konkurrent des Landammanns, so besteht die Ge- 
fahr, daß der letztere nicht mit der gleichen Freiheit amtet 
und Stellvertretung jeweilen einen Richtungswechsel be- 
deutet. Ist er aber eine Sekretärnatur, so sind wohl Rei- 
bungen ausgeschlossen, es fehlt aber die Eignung zum Ein- 
springen für den Chef. 

Die Stellvertretung des Landammanns wird daher bei uns 
am besten für dessen verschiedene Funktionen verschieden 
und ohne Präjudiz für die Nachfolge geregelt. Im Falle von 
Landesabwesenheit, Krankheit, Demission, Tod oder Abbe- 
rufung des Landammanns würden danach bis zur Behe- 
bung des Hinderungsgrundes, resp. bis zum Amtsantritt 
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des Neugewählten der Bundesrat von einem Vizepräsidenten 
des Bundesrates, die Bundesversammlung und die Volks- 
abstimmungen von einem Vizepräsidenten der Bundesver- 
sammlung geleitet. 

Die Stellung des Landammanns beruht auf Vertrauen. 
Der Souverän muß sich das Recht wahren, ihn unter außer- 
ordentlichen Umständen schon vor Ablauf seiner Amtszeit 
abzuberufen. Dies kann durch gewöhnliches Mehr der Stim- 
menden und der Stände erfolgen. Eine Abstimmung da- 
rüber müßte spätestens 10 Tage nach Eingang einer Ini- 
tiative stattfinden, welche die von den Gemeindebehörden 
beglaubigten Unterschriften von mindestens 50%, der schwei- 
zerischen Stimmberechtigten trägt. Die hohe Zahl der not- 
wendigen Unterschriften soll zum Ausdruck bringen, daß 
diese Möglichkeit nur als Ventil vorgesehen ist. 

Sobald mit der Amtsperiode eines Landammanns pro- 
duktive Taten verbunden sind, wird sich sein Name unaus- 
löschlich mit der Geschichte des Landes verbinden und es 
wird nicht mehr nötig sein, ihn der Bevölkerung in besondern 
staatsbürgerlichen Kursen einzuprägen. 
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5. DEPARTEMENTE 


„Petit poisson est devenu grand“. 
Lachenal, Ständerat 


Herr Lachenal hat seine Kollegen mit Zahlenreihen ver- 
schont. Wir folgen seinem Beispiel. „Partant en 1849 
de quelques dizaines“ ist die Zahl der eidgenössischen Beam- 
ten bekanntlich in die vielen Zehntausende gestiegen (Vergl. 
Sten. Bull. Ständerat 1913, S. 361). Jeder Leser fühlt, nach 
der Höhe der Steuern und Frachten, was das bedeutet. 


TEMPO DER BUNDESVERWALTUNG 


1903 wurde der Bundesrat ‚eingeladen, zu prüfen, ob 
nicht mit Rücksicht auf die durchgeführte Verstaatlichung 
der Hauptbahnen eine Reorganisation des Eisenbahndepar- 
tements im Sinne der Vereinfachung beförderlichst an die 
Hand zu nehmen sei“. Ueber die Erledigung dieses Postu- 
lates berichtete der Bundesrat im Geschäftsbericht: _ 
1904: „die Untersuchungen für die Erledigung... sind noch 

im Gange“. 

1905 befaßte man sich im Bundeshaus offenbar so eifrig 
mit der Angelegenheit, daß man sie im Geschäftsbe- 
richt zu erwähnen vergaß. 

1906: „Für die Erledigung... werden noch weitere Unter- 
suchungen angestellt“. 

1907: „Die Reorganisation des Eisenbahndepartements... 
konnte im Berichtsjahr nicht mehr durchgeführt 
werden“. 

1908: „Die Reorganisation des Eisenbahndepartements... 
wird im Zusammenhang mit derjenigen der Bundes- 
bahnen durchgeführt werden“. 
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1909: 


1910: 


1911: 


1912: 


1913: 


„Die Reorganisation ... des Eisenbahndeparte- 
mentes... konnte im Berichtsjahr nicht mehr durch- 
geführt werden“. 


„Es war nicht möglich, die Reorganisation ... des 
Eisenbahndepartementes... noch im Berichtsjahre 
durchzuführen“. 

„Die Reorganisation des Departementes... wurde 


im Berichtsjahre soweit vorbereitet, daß wir in der 
Lage sein werden, Ihnen im Laufe des Jahres 1912 
unsere Vorschläge über die beabsichtigte Reorgani- 
sation zugehen zu lassen“. 

„Die in unserem letzten Berichte angekündigte Bot- 
schaft wurde vom Departement im Berichtsjahre in 
verschiedene Richtungen noch ergänzt. Wir werden 
Ihnen dieselbe vorlegen, sobald die allgemeine Re- 
form der eidgenössischen Verwaltung durchgeführt 
sein wird”. 

„Nach Erledigung der allgemeinen Verwaltungs- 
reform werden wir die in unseren früheren Berichten 
wiederholt erwähnte Vorlage über die Reorganisation 
des Eisenbahndepartementes in Behandlung ziehen 
und Ihnen unsere bezüglichen Anträge unterbreiten“. 


1914—1919: 1914 kam „zum Glück’ der Krieg und brachte 


eine wirkliche Ausrede. Die Reorganisation des Eisen- 
bahndepartementes mußte nämlich in diesen Jahren 
„wegen in Anspruchnahme durch dringendere Ge- 
schäfte‘“ zurückgelegt werden. 


1920—1926: Im Jahre 1920 lud Nationalrat Rothpletz den 
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Bundesrat ein, ‚„beförderlichst zu berichten, wie die 
im ganzen Schweizerlande als dringend notwendig 
erkannte Reorganisation der Schweizerischen Bundes- 
bahnen, im Sinne der Vereinfachung des Verwaltungs- 
und Arbeitsapparates, raschestens durchgeführt wer- 
den kann“. Das gab auch einen neuen Impuls für die 
Reorganisation des vorgesetzten Departements. 
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Trotzdem ist das Postulat von 1903 heute noch nicht 
erledigt. Und soweit eine Reform durchgeführt wurde, be- 
schränkte man sich auf Halbheiten. Die Beispiele lassen 
sich vermehren. 


NOTWENDIGKEIT DURCHGREIFENDER REFORM 


In der richtigen Organisation unserer Regierung und 
Verwaltung findet ein Annäherungsprozeß statt. Während 
des Krieges war die Bureaukratie gezwungen, sich durch 
tüchtige Kräfte zu ergänzen. Zu oberst blieb zwar der 
Genre „Redepolitiker‘“ sitzen, aber in die zweitobersten 
und unteren Stellen wurden unter dem Drucke der Ver- 
hältnisse zum Teil tüchtige Praktiker gewählt, deren ernste 
Bemühungen der Beseitigung der schlimmsten Mißstände 
galten. In den Stellen der Departementschefs hat sich eine 
Gewohnheit eingebürgert, welche als Uebergangsstadium 
zum System der Kompetenz wertvoll ist: die fortschreitende 
Abschaffung des Wechsels der Departemente. Es soll schon 
einen Bundesrat geben, der erklärt habe, eher zu demis- 
sionieren, als ein anderes Departement zu übernehmen. 
Durch das jahrelange Verbleiben an der Spitze des Depar- 
tements haben sich die nach unrichtigen Gesichtspunkten 
gewählten Departementschefs eine gewisse Fachkunde er- 
worben und sind nun soweit, daß sie über die Gegenstände 
ihres Departements immer besser zu referieren vermögen. 

Aber trotz dieser relativ wertvollsten Veränderung 
trägt die geleistete Reformarbeit im Bundeshaus das Merk- 
mal: „Meister, die Arbeit ist fertig, soll ich sie gleich flik- 
ken?“ Dieses sofortige Flickbedürfnis beruht selten auf 
dem Wunsch fortlaufender Anpassung an die lebendige 
Entwicklung, was sehr zu begrüßen wäre. Sie ist vielmehr 
die Folge davon, daß fast jede dieser sogenannten Refor- 
men von den Verhältnissen bereits überholt ist, wenn sie 
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beschlossen wird. Immerhin gehören wenigstens die De- 
batten, welche über diesen Gegenstand stattfanden, zu den 
wenigen, die politisch Interessantes bieten. Positives ist 
einiges dabei herausgekommen, z. B. daß die Departemente 
„fürderhin als ‚schweizerisch‘ zu bezeichnen“ seien, statt 
„eidgenössisch‘‘! (Geschäftsbericht des Bundesrates 1914, 
S. 12/13). Im übrigen können wir für unser Land nur 
feststellen, was Handelsminister Hoover hinsichtlich der 
relativ viel kleineren nordamerikanischen Verwaltung ge- 
schrieben hat: ‚The administrative branch of the gover- 
nement needs complete overhauling‘“ (Nation’s Business, 
5. Juni 1925, 5.9). Er erwartet nicht, daß die Verwaltung 
in Washington ‚je eine Musterorganisation werde“, er zielt 
aber darauf hin, „daß sie sich wenigstens verbessere‘“, Hier 
ist ein Punkt, in welchem die kleine Schweiz mit der großen 
nordamerikanischen Schwester konkurrieren kann. Falls 
das Schweizervolk den Willen hat, durch die Schaffung einer 
vorbildlichen Staatsverwaltung sich selber und der Welt 
einen Dienst zu leisten, so wird weder die Größe des Be- 
triebes noch der bundesstaatliche Charakter unserer öffent- 
lichen Organisation ein unübersteigliches Hindernis bieten. 


ABGRENZUNG DER DEPARTEMENTE 


„Das Departement des Innern ist der reine Warenbazar 
geblieben‘ (Landammann Blumer, Sten. Bull. Nat. Rat 1913, 
S.348). Wie kommt ein ernsthafter Politiker zu einem solchen 
Ausspruch ? Er hat des näheren ausgeführt, wie die Geschäfts- 
verteilung des Bundesrates ‚das Zusammenschweißen der 
heterogensten Dinge“ bedeutet. „Kultus, Wissenschaft und 
Kunst, das gesamte Bauwesen, Wasserwirtschaft, Forst ... 
Elektrizität ete.‘“ sind im Departement des Innern unterge- 
bracht. Dinge, welche zur Volkswirtschaft par excellence 
gehören, stecken im Departement des Innern, solche da- 
gegen, welche den nächsten Zusammenhang mit Wissenschaft, 
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Volksbildung und Fürsorge haben, sind mit dem sonst 
schon überladenen Volkswirtschaftsdepartement zusam- 
mengehängt. Oder man lese z. B. nach, was alles im Er- 
nährungsamt zusammengefaßt wurde und woher es geholt 
werden mußte. Man wird erstaunt sein, daß Jahrzehnte 
lang Zusammengehörendes auseinandergerissen war. Und 
man hat ein Recht, noch mehr darüber zu erstaunen, daß 
nicht wenigstens diese Erfahrung zu einer nachherigen 
gründlichen Remedur geführt hat. 

Ursprünglich lag in der Abgrenzung der Departemente 
kein Widersinn. Weil es aber an einem den Souverän be- 
ratenden Kopfe fehlte, wurde sie im Laufe der Zeit mehr das 
Produkt eines „Kuhhandels‘ als das Werk des organisieren- 
den Geistes. Aehnliches kommt ja sogar unter Jugend- 
erziehern vor; bei der Aufstellung von Lehrplänen wird be- 
kanntlich nicht immer ausschließlich gefragt, was im In- 
teresse der Schüler liege. Eine gewisse Rolle spielt auch, 
welche Fachvertreter mit der größeren Vitalität die In- 
teressen ihrer Spezialität geltend machen. Was aber unter 
den Erziehern und Vorbildern der Nation vorkommt, das 
wird unter Politikern nicht allzusehr erstaunen. Es ist 
notwendig, daß begonnen wird, diese Fragen sachlich zu 
behandeln. Dies ist erst dann möglich, wenn es über den 
Departementschefs eine Persönlichkeit gibt, für welche die 
Verteilung der Geschäfte mit keinerlei Interessen- oder Pre- 
stigefragen verknüpft ist. 

Durch die gesetzliche Festlegung des Umfanges der 
Departemente ist gegeben, daß mit der verschiedenen Ent- 
wicklung der einzelnen Zweige der Staatsverwaltung die 
Belastung allmählich sehr ungleich wird. Die Verteilung 
der Aufgaben unter den Departementen und deren Zahl 
muß sich den Bedürfnissen der Zeit anpassen. Z. B. hätte 
die rechtzeitige Schaffung eines Departements für Elektrifi- 
kation dem Lande in wenigen Jahren Hunderte von Millio- 
nen Franken einsparen können. 
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SONDERSTELLUNG DES DEPARTEMENTS 
DESAEUSSERN 


Es ist kein Zufall, daß gerade das Politische Departe- 
ment so sehr Mühe hat, seine richtige Stellung im Gesamt- 
bundesrat zu finden. Im Kollegialsystem ist dies unmöglich. 
In diesem enthalten sowohl die wandernde, wie die stabile 
Besetzung, die Verbindung oder die Nichtverbindung mit 
dem Präsidium Mängel und Gefahren, welche nicht ver- 
kannt werden dürfen. 

Dies hängt damit zusammen, daß das Departement des 
Aeußern eine Sonderstellung einnimmt und den sämtlichen 
andern Departementen, welche zusammen gewissermaßen 
das Innere ausmachen, gegenübersteht. Es ist gleichsam 
die eine Hand der Regierung, während die andern Departe- 
mente die Finger der andern Hand darstellen. 

Wie beim einzelnen Menschen die Außenwirkung davon 
abhängt, ob sein Inneres in Ordnung ist, so auch beim Staat. 
Die Innenpolitik ist aber nicht wegen der Außenpolitik 
da. Daher ist der Name „Politisches Departement“ unrich- 
tig, irreführend und anmaßend. Als ob es sich nur bei der 
Außenpolitik um Politik handeln würde! 

Jedes andere Departement hat auch seine Beziehungen 
nach außen. Aber alle diese Beziehungen finden für den 
Verkehr mit den fremden Regierungen ihre formelle Zu- 
sammenfassung im Departement des Aeußern. In materieller 
Hinsicht ist der Außenminister mehr als alle andern Depar- 
tementschefs richtigerweise ausführendes Organ der Ge- 
samtregierung. In der Zonenfrage z.B. laufen bevölkerungs- 
politische und wirtschaftliche Fragen, solche der Finanzen 
und des Militärs zusammen. 


DEPARTEMENTSCHEFS 


Es bedeutet eine Fortentwicklung unserer demokrati- 
schen Institutionen, wenn in einer näheren oder entfern- 
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teren Zukunft der Landammann die Persönlichkeiten sucht, 
welche für die Leitung der verschiedenen Departemente in 
Frage kommen, und der Bundesversammlung seinen wohl- 
begründeten Antrag stellt. Auf diese Weise werden Perso- 
nenfragen zu sachlichen Fragen. Der schweizerische Sou- 
verän wird sich daran gewöhnen, in ihrer gewissenhaften 
Abklärung die für das Gemeinwohl wichtigste Angelegen- 
heit zu sehen. 

Einem naheliegenden Irrtum muß hier begegnet werden. 
Es ist nicht notwendig und auch nicht nützlich, daß gerade 
die allerselbständigsten Menschen der Nation in der Regie- 
rung vereinigt seien. Es kann richtig sein, daß die bedeu- 
tendere Persönlichkeit an der Spitze des Heeres stehe als 
an der Spitze des Militärdepartements; daß der erste Finanz- 
mann des Landes nicht das Finanzdepartement, sondern die 
führende Handelsbank oder deren New-Yorker Filiale leite; 
daß der tüchtigste Industrielle einem lebenswichtigen Indu- 
striekonzern eher vorstehe als dem Volkswirtschaftsdeparte- 
ment. Ausgesprochene Führereigenschaften in diesem Sinne 
müssen der Landammann und die obersten Leiter der wich- 
tigsten Selbstverwaltungskörper haben. Gute Führer sehen 
die besten Unterführer am liebsten an den exponiertesten 
und jeweils entscheidenden Stellen, nicht im eigenen Stab. 
Bei den Departementschefs sollen fachmännische Erfahrung 
und organisatorisches Talent zusammentreffen, welche sie zu 
Höchstleistungen im Rahmen der Gesamtregierung befähigen. 

Hat man es auf erstklassige Kräfte abgesehen, so muß 
die Bezahlung entsprechend sein. Auch von finanziell gut- 
gestellten Mitbürgern berufsmäßige Dienste ohne anständige 
Honorierung anzunehmen, ist eines Souveräns unwürdig. 
Mancher brave Mitbürger wird die Hände über dem Kopf 
zusammenschlagen, wenn hier von einem Jahresgehalt 
von mindestens 100,000 Franken für einen Bundesrat ge- 
sprochen wird. Er wird diesen Vorschlag im ersten Mo- 
ment als fantastisch und undemokratisch empfinden. Wer 
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nachliest, was es jeweilen in unserem Parlament zu 
reden gab, wenn der ursprüngliche bundesrätliche Jahres- 
gehalt von 7250 Franken einigermaßen der eingetretenen 
Geldentwertung angepaßt werden sollte, der wird diese 
Reform sogar für unmöglich erklären. Bei näherer Ueber- 
legung freilich wird sich jeder sagen müssen, daß Summen 
in der vorgeschlagenen Höhe in keiner Weise in Betracht 
fallen neben den Interessen, um welche es geht. Wem es 
ernst ist mit der Reform der Bundesverwaltung, der muß 
mit Sir Henry, dem Reorganisator der kanadischen Staats- 
bahnen, verwirklichen: „Höhere Bezahlung für besseren 
Dienst durch weniger Leute‘. 

Es zeugt von geringer Weltkenntnis, zu glauben, daß 
man für Prokuristengehälter gute Direktoren bekomme. 
In solcher Gehaltsfestsetzung liegt Mißachtung des Könnens. 
Das Gerede, welches über diesen Gegenstand in unserem 
Parlament gewaltet, hat die Nation mehr gekostet als was 
eine richtige Salarierung ihrer obersten Verwaltungsbe- 
amten kosten würde. Jede weitsichtige Handlung eines 
Departementschefs bringt dem Lande mehr ein, als was 
ein angemessenes Jahreshonorar ausmacht. Wäre zum Bei- 
spiel seinerzeit die Versorgung der Schweiz mit Getreide 
und Rohmaterialien in weitblickender Weise gelöst worden, 
wie es eben nur durch verantwortungsfreudige Praktiker 
möglich ist, so hätte dies unserem Lande nicht nur die 
drohende Existenzfrage erspart und das fortwährende Um- 
fallenmüssen vor den Ländern, welche den Zugang zu un- 
serem Brotkorbe beherrschten, sondern es hätte direkt auch 
' einen in die Milliarden gehenden ökonomischen Gewinn 
bedeutet. 

Die elementarste Klugheit verlangt, für die Höchst- 
verantwortlichen des Staates wenigstens einen Bruchteil 
von dem auszugeben, was die ersten Bankiers und Chirurgen 
unseres Landes einnehmen. Freilich gibt es genug Leute, 
und darunter sicher auch einsichtige Bundesräte, welche 
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erklären, daß sie mit 25,000 Franken reichlich bezahlt seien. 
‚Wir zweifeln keineswegs daran. Die Frage muß aber vom 
schweizerischen Souverän ganz nüchtern so gestellt werden: 
Ist das Land besser versehen mit Bundesräten, für die 
25,000 Franken das rechte Honorar ist, oder mit solchen, 
‚ für die 100,000 Franken als gerade angemessen bezeichnet 
werden kann? 

Diese Fragestellung darf nicht zu Ungerechtigkeit gegen- 
über jetzigen Bundesräten führen. Es ist allseitig anerkannt, 
daß die besten Juristen im Bundesrate als Advokaten ungleich 
größere Einnahmen haben könnten. An dem finanziellen Opfer, 
das sie der Nation bringen zu sollen glauben, ist einzig be- 
dauerlich, daß demselben kein entsprechender Vorteil für 
die Allgemeinheit gegenübersteht. 

Die neueste Wendung der Angelegenheit, nach welcher 
ein Bundesrat 32,000 Franken, der jeweilige Bundes- 
präsident 35,000 Franken erhalten soll (N. Z. Z. 7. 12. 
1927), ist das Gegenteil von dem, was hier vorgeschlagen 
wird. Die Vorlage bringt höhere Ausgaben ohne die not- 
wendige qualitative Hebung des Bundesrates. 


BEAMTE 


Von maßgebender Seite wurde für nötig befunden, ins 
Gesetz über die Organisation der Bundeskanzlei ausdrück- 
lich die Bestimmung aufzunehmen, daß die Beamten und 
Angestellten dieser Abteilung gegenseitig zur Aushülfe ver- 
pflichtet seien (Sten. Bull. Nat. Rat 1919, S. 654£.). 

Ein bedeutender schweizerischer Arbeiterführer hat 
schon sein Bedauern darüber ausgesprochen, daß die jungen 
Leute, welche ins Bundeshaus geraten, bald eine Mentalität 
annehmen, welche nicht zu ihrem wahren Vorteil gereicht. 
Sie werden in ihrer Amtsführung, was das System aus ihnen 
macht. Sie leisten das, was von ihnen erwartet wird. Die 
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Besten unter ihnen sind sich der Sachlage durchaus be- 
wußt und nennen scherzweise als Hauptvorteil ihrer im üb- 
rigen wenig erfreulichen Situation, daß allen Bureaukraten 
ein leichter Tod nachgesagt werden könne, weil sie ‚keinen 
Geist aufzugeben brauchen“. 

Als das Statistische Amt nach Interlaken verlegt wurde, 
hatte der Bundesrat nicht den Mut, von den Beamten der 
Abteilung die Uebersiedlung nach Interlaken energisch zu 
verlangen. Wegen derjenigen, die lieber in Bern verblieben, 
mußte das Amt geteilt werden, sodaß der Direktor den 
Hauptbetrieb in Interlaken und zwei in verschiedenen 
Häusern untergebrachte Bureaux in Bern zu überwachen 
hatte. Das bedenklichste an diesem Zustande war, daß die- 
jenigen Untergebenen gegenüber der Halbheit des Bundes- 
rates recht behielten, welche sich geweigert hatten, nach 
Interlaken zu ziehen. Sie ersparten sich dadurch zwei 
Wohnungswechsel. Denn das Statistische Amt, welches wie 
kein anderes, an den Sitz der Regierung gehört, wurde schon 
nach wenigen Jahren nach Bern zurückverlegt. 

Ist das Verhalten gegenüber den Bundesbeamten auf der 
einen Seite schwächlich zu nennen, so ist es auf der andern 
eines Arbeitgebers unwürdig. So scheute sich der Bundesrat 
nicht, 1923 eine Rentenherabsetzung vorzuschlagen, welche 
gegen „Recht und Billigkeit” verstieß. Es handelte sich 
nicht um eine neue Regelung von zukünftig eintretenden 
Rentenfällen des Personals, sondern darum, zu Gunsten von 
Witwen und Waisen oder von pensionierten Beamten bereits 
festgesetzte Renten nachträglich herunter zu setzen. Nur 
eine Regierung, welcher das Geld durch die Finger rinnt, 
muß zu solchen Mitteln greifen, um zur Herstellung des 
Gleichgewichts Einsparungen zu machen. 

Der freisinnige Stadtpräsident von Luzern z. B. hat 
unserer Regierung, nachdem er sich im Detail über die Gründe 
ausgelassen, warum die Maßnahme ungerecht war, die wenig 
schmeichelhafte Feststellung nicht erspart: „Das vom Bun- 
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desrat eingeholte Gutachten sagt zwischen den Zeilen deut- 
lich genug, was von der Verletzung von Treu und Glauben 
durch die Vorlage zu halten ist‘ (N.Z.Z. 19. 6. 1924, Sten. 
Bull. Nat. Rat 1924, S. 522ff). 

1922 hatte die nationalrätliche Kommission festgestellt, 
daß ‚die Bezüge der bereits Versicherten festgelegt seien 
durch die Statuten der Versicherungskasse und daß ohne 
zwingende Not keine Herabsetzung dieser Rente stattfinden 
dürfe“ (Nat. Rat Frank, Sten. Bull. 1923, S. 711). „Die Sta- 
tuten beider Kassen‘ sahen „nirgends die Möglichkeit einer 
Rentenherabsetzung vor“ (Nationalrat Wyrsch). Die Unge- 
rechtigkeit traf gerade solche, „denen es am wehesten tun 
muß und die es am wenigsten verdienen“ (Nationalrat Baum- 
berger). 

Gegenüber solchen, die sich nicht wehren können, ge- 
traut sich der Bundesrat, Gewalt zu üben. Er nennt dies 
„die wirtschaftlichen und finanziellen Erfordernisse mit der 
steten Rücksichtnahme zu versöhnen, die der Staat dem 
Personal schuldet“. Der Chef des Finanzdepartements hat 
die Rente, welche ein pensionierter Bundesbeamter bekommt, 
als „un tres beau denier‘‘ bezeichnet (Sten. Bull. Nat. Rat 
1923, S.726). Sicher sind diese Renten heute recht beträcht- 
lich. Aber um so trauriger ist die Almosen-Auffassung, 
welche aus jener Rede entgegentritt. Pestalozzi hat für das 
Volk schon vor mehr als hundert Jahren Recht statt Almosen 
verlangt. Und heute kommt ein Bundesrat und vertritt ge- 
gegenüber einem alten, verdienten Departementssekretär, 
der ‚a parfaitement rempli son devoir“‘, den Almosenstand- 
punkt. Almosen allerdings können jederzeit reduziert wer- 
den. Wir werden unten sehen, wie weit die Sanierung 
unserer Finanzen durch Mittel von solcher Großzügigkeit 
gediehen ist. 

Durch die Opposition im eigenen Lager, insbesondere 
durch das Einstehen des konservativen Nationalrates Baum- 
berger für Recht und Billigkeit, wurde der Bundesrat zu 
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einem Kompromiß gezwungen. Es kann aber nicht erstaunen, 
wenn solche Vorkommnisse bei der Beamtenschaft keinen 
guten Geist erzeugen, besonders nachdem das dilatorische 
Verhalten bei der Schaffung der Pensions- und Hilfskasse 
schon viel böses Blut gemacht hatte. Treffend hat National- 
rat Hirter 1919 geschildert (Sten. Bull., S. 686), wie von 1904 
an von den bedeutendsten Männern beider Räte „abwechs- 
lungsweise immer wieder die Schaffung einer Pensions- oder 
Hilfskasse” gefordert wurde. 

Wir haben absichtlich nur diesen einen Fall herausge- 
griffen, in welchem selbst gut bürgerliche parlamentarische 
Kreise dem Bundesrat die Gefolgschaft bei einem unritter- 
lichen Vorgehen gegenüber Witwen, Waisen und Pensio- 
nierten schließlich sogar einstimmig verweigerten. Dieser 
Fall spielte vor aller Oeffentlichkeit. Es wird nicht erstau- 
nen, wenn die nicht öffentlichen Verhandlungen mit ein- 
zelnen Beamten und Vertretern der Beamtenschaft manch- 
mal in einem Geiste geführt werden, welcher bei diesen 
den Eindruck hinterläßt, daß ihnen gegenüber „unfair” 
verfahren werde. 

Ueber den Bestand der Beamtenschaft hat Herr National- 
rat Hofmann 1924 ausgeführt (Sten. Bull., S. 226): „Der 
Personalbestand der allgemeinen Bundesverwaltung und der 
Schweizerischen Bundesbahnen betrug im Berichtsjahr ins- 
gesamt 67.497 Köpfe“. Will man sich von dieser Zahl ‚einen 
rechten Begriff machen, vergegenwärtige man sich, daß das 
gesamte Bundespersonal ungefähr so groß ist, wie die mitt- 
lere Wohnbevölkerung der beiden Kantone Glarus und Zug 
zusammen”. Wenn man die Familien der Beamten berück- 
sichtigt, so muß man sogar noch einige Kantone dazu 
rechnen. 

Die Liste der Gebäude, die vom Bund in Bern mit Ver- 
wendung ‚Steuerverwaltung‘, ‚„Fremdenpolizei“, ‚Zoll- 
verwaltung“, „Zentralverwaltung‘“ usw. usw. für Kauf- und 
Bausummen von selten nur um die Hunderttausend, nicht 
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sehr selten um die Million zusammengekauft worden sind, 


bietet eine erschreckende Illustration zu dem großen Getue. 


Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß unsere 


Bureaukratie einem Parasiten zu vergleichen ist, der am 


Volksgut zehrt. 

Nun ist in den letzten Jahren dem Volke viel von Be- 
amienabbau berichtet worden. Es ist auch zweifellos das 
verdienstlichste Werk des Personalamtes, manche über- 
flüssige Stelle beseitigt zu haben. Dieser Abbau ist aber 
mit einer höchst unsympatischen Begleiterscheinung ver- 
bunden. Der nachmalige Nationalratspräsident Hofmann 
hat noch vor wenigen Jahren erklärt, „daß bis zu einem 
gewissen Grade auch beim Personalabbau nicht alles Gold 
ist was glänzt“. Ganz abgesehen von übertriebenen und 
unerfüllbaren Hoffnungen ‚„‚muß sogar zu den bisher erreich- 
ten Resultaten... ein Fragezeichen gemacht werden. Ein Teil 
dieses Abbaues fällt aufs Konto der sogenannten Ueberin- 
validierung, indem zahlreiche Dienstpflichtige invalidiert 
wurden und werden, ohne invalid zu sein“. So erklärt sich, 
„daß teilweise einer Entlastung der allgemeinen Verwaltungs- 
rechnung des Bundes eine Belastung der Versicherungskasse 
gegenübersteht“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1924, S. 227). 

Diese Aufklärung wird beleuchtet durch eine Mitteilung 
von Nationalrat Z’graggen, Mitglied des Verwaltungsrates 
der Versicherungskasse, welche derselbe bei anderer Gele- 
genheit gemacht hat: „Einzelne Verwaltungen haben die 
Leute direkt zum Rücktritt animiert dadurch, daß sie ihnen 
nicht nur 70% der zuletztgehabten Besoldung“, sondern 
auch der gesamten Teuerungszulage zugesichert haben 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 718). 

Von all dem reden die Mitteilungen nicht, welche von 
offizieller und offiziöser Seite durch die herrschende Presse 
ans Volk gebracht werden. Es heißt da jeweils nur, daß der 
Personalbestand des Bundes um so und so viel habe reduziert 
werden können. Das Volk denkt nicht daran, daß es sich 
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dabei hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen zum guten 


Teil um bloße Schiebung handelt. Denn daß die Nation an 


| 


Stelle von Salären, für die wenigstens etwas geleistet wird, 
Renten der Versicherungskasse bezahlt, bedeutet keine Ver- 
besserung! 

Nicht besser steht es um den Geist, in welchem Posten 


‚gelegentlich errichtet werden. Vor bald zwanzig Jahren 


hat einmal Nationalrat Oberstkorpskommandant Will an- 
läßlich der Schaffung eines nach seiner Ansicht überflüssigen 
Postens auf der Abteilung für Artillerie bemerkt: „Die 
Herren Antragsteller aus diesem Rate, die der Artillerie 
angehören, haben wohl das Gefühl gehabt, die Artillerie sei 
mit Arbeitskräften weniger bedacht als die übrigen Abtei- 
lungen, und aus diesem Gefühl heraus hat dann der Rat zu- 
gestimmt, den Sektionschef aufzunehmen“. Der Ständerat, 
in welchem die Artillerie weniger gut vertreten gewesen zu 
sein scheint, habe ihn dann wieder gestrichen (Sten. Bull. 
Nat. Rat. 1909, S. 210). Das ist die Sachlichkeit der Motive, 
welche gelegentlich Schaffung oder Nicht-Schaffung von 
Bundesstellen bestimmt. 

Es ist ein widernatürliches Verfahren, durch Gesetz 
Stellen festzulegen, überflüssig gewordene aufzuheben und 
neue zu schaffen. Dieses bureaukratische Vorgehen trägt 
dem fortwährenden Fluß der Entwicklung nicht Rechnung. 
Vernünftigerweise soll jeder Departementschef dafür ver- 


' antwortlich werden, daß innerhalb seines Departements für 
_ jede Aufgabe die richtigen Organe vorhanden sind, kein 


Mann zu viel. 
Daß der Bundesrat, der sich selber mit einem subalternen 


Gehalt begnügt, auch seine Mitarbeiter ungenügend bezahlt, 


ist nur konsequent. Man muß ihm hoch anrechnen, daß er 
in neuerer Zeit z. B. Generaldirektoren der Nationalbank und 
Gesandte in dieser Hinsicht höher einschätzt als sich selbst. 
Wer aber glaubt, daß ein Berufskonsul mit 12—15,000 Fr., 
wie im Reglemente steht, oder ein Generalkonsul mit 20,000 
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Fr. auskommen kann, der lebt entweder in einer naiven 
Unkenntnis der Lebensverhältnisse in Großstädten und der 
Aufgabe eines im Außendienst in leitender Stellung stehenden 
Mannes, oder er erwartet von ihm, daß er aus seinem Ver- 
mögen drauflege. Das haben in der Tat mehrere von den Ver- 
tretern unserer nationalen Interessen getan. Das Volk hat 
diesen Dienst angenommen, ohne auch nur dafür zu danken. 
Unser Souverän vergißt zu leicht, daß „noblesse oblige‘“. 

Ein Volk, das jährlich eine Milliarde für Alkoholika und 
Tabak ausgiebt, hat auch das Geld, seine Angestellten recht 
zu bezahlen. 
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6. SELBSTVERWALTUNGSKÖRPER 


„Sie haben noch nie einen Bundes- 
rat gehabt, der nicht zum Zentralisten 
geworden ist“. 

Speiser, Nationalrat. 
Die Bundesverwaltung muß klein werden. Sie ist auf 
die wenigen Gehilfen der Regierung zu beschränken, welche 
diese unbedingt braucht. Freilich schützt die Kleinheit des 
Verwaltungsapparates für sich allein noch nicht vor bureau- 
kratischer Verirrung. „Il peut yavoir dans une toute petite 
administration beaucoup d’esprit bureaucratique. La bu- 
reaucratie se mesure & l’esprit qui anime les fonctionnaires et 
non pas ä leur nombre‘‘ (Nationalrat Secretan). Je kleiner 
aber die Zahl eines Armeestabes, um so besser für die Armee. 
Jeder Mann, der in den Stäben gespart werden kann, kommt 
der Durchschlagskraft der Truppe zu gut. Das Gleiche gilt 
vom Verhältnis der Staatsverwaltung zum Staatsvolk. 


AUFGABENVERTEILUNG 
ZWISCHEN BUND UND KANTONEN 


Wir haben oben gesehen, daß die staatsrechtliche Stel- 
lung der Kantone im Bund nach dem vorliegenden Vor- 
schlage wesentlich verstärkt wird. Während bisher der 
Ständerat bei dem heute wichtigsten Staatsgeschäft, der 
Wahl der Regierung und des Bundesgerichts, nur etwa einen 
Viertel des Einflusses hatte, soll er in Zukunft mit dem Natio- 
nalrat ungefähr gleichberechtigt sein. Bei allen Fragen, 
welche zur Entscheidung des Volkes gelangen, nicht nur 
wie bisher bei Verfassungsänderungen, sollen die Standes- 
stimmen ebenso ins Gewicht fallen wie die der stimmbe- 
rechtigten Bürger. 

Für die Verteilung der Aufgaben zwischen Bund und 
Kantonen ist von welscher Seite der Grundsatz proklamiert 
worden: „Was der Bund besser kann, dem Bund; was die 
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Kantone besser können, den Kantonen“. Dieser Grund- 
satz genügt nicht. In manchen Fällen ist es nicht so einfach 
zu entscheiden, wer die eine oder andere Aufgabe besser zu 
lösen imstande sein wird. Zum mindesten werden die An- 
sichten darüber auch in sachlich denkenden Kreisen oft 
auseinander gehen. Eine Präsumption ist nötig: Im Zweifel 
sind die Aufgaben nach dem Grundsatze der Dezentralisation 
der Verantwortung den Kantonen zu überlassen. 

Sobald einmal im Volke der Glaube Platz gegriffen 
haben wird, daß in Bern nicht mehr eine Kommission von 
bureaukratischen Zentralisten reglementiert, sondern die 
besten Kenner ihrer Aufgabe produktiv arbeiten, so wirdman 
erleben, daß sich die Spannung zwischen Föderalisten und 
Zentralisten ins umgekehrte Streben verwandelt: Die Re- 
gierung des Landes wird Mühe haben, die Aufgaben von 
sich fern zu halten, welche ihr das mangelnde Selbstver- 
trauen, oft auch das mangelnde Können lokaler Organe zu- 
schieben wollen. Die Schlußentwicklung des Bundesstaates 
ist nicht, wie Gottfried Keller und Segesser meinten, der 
Einheitsstaat, sondern ein Bundesstaat mit richtiger De- 
zentralisation der Verantwortung. Es wird zu jenem Zu- 
stande kommen, welchen (Sten. Bull. 1898, S. 16) Land- 
ammann Adalbert Wirz im Ständerat vorweggenommen 
hat: Ich anerkenne ‚‚keine Rechtsvermutung für den Segen 
der Zentralisation. Ich bin bekanntermaßen nicht Uni- 
tarier, ich bin aber auch nicht verbohrter Föderalist. Hoch 
über einem einseitigen Doktrinarismus steht mir die Wohl- 
fahrt von Volk und Vaterland. Darum stehe ich nicht 
nur für eine stramme Organisation und Ausbildung der 
nationalen Wehrkraft unter möglichst tüchtiger Heeres- 
leitung ein, sondern ich betrachte Land und Volk der 
Eidgenossen als einen Organismus und als eine Familie, 
wo kein Glied... ungestraft verwahrlost wird, ohne daß der 
ganze Organismus, die gesamte Volksgemeinschaft leidet“. 
Und an anderer Stelle (Sten. Bull. 1894/95, S.197): Es gibt 
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„keinen eigentlichen Interessenkampf zwischen dem Bund 
und den Kantonen. Eine starke und reiche Eidgenossen- 
schaft liegt naturnotwendig im höchsten Interesse der Kan- 
 tone, und die Kraft und Ehre des Bundes beruht hinwieder 
auf der Zufriedenheit des Volkes, das heißt auf der fort- 
schrittlichen, soliden und ehrenhaften Entwicklung der Ge- 
meinden und Kantone“. 

Jede Preisgabe von Kantonalsouveränität muß ehrliches 
Bedauern auslösen, wie ihm anläßlich seiner Stimmabgabe 
für die Rechtseinheit unser spätere Gesandte von Planta 
Ausdruck verliehen hat (Sten. Bull. 1898, S.144). Und bei 
jeder notwendig gewordenen Zentralisation muß sofort 
wieder der Gedanke in den Vordergrund treten: Wie kann 
in anderer Weise dezentralisiert werden ? 

Wichtiger als die Verteilung der Aufgaben ist, daß die 
Halbheiten des bisherigen modus vivendi verschwinden. 
Diese sind besonders auf dem Gebiete des Militärwesens 
unserem Volke teuer zu stehen gekommen. Einzig das be- 
rechtigte Mißtrauen gegenüber unseren obersten Zentral- 
behörden hat bis jetzt saubere Lösungen verhindert. 

Der Bund soll der Diener der Kantone, nicht ihr Vogt 
sein. Das heißt aber nicht, daß er sich in Fragen von natio- 
naler Bedeutung in die Führung eines Kantons begibt und 
zum Schaden des Landes wie des betreffenden Kantons 
selber die schwankende Politik dessen führender Kreise 
mitmacht. Dies ist z. B. geschehen, als der Chef des Poli- 
tischen Departements in seiner Rede vom 2. Februar 1922 
zur Zonenfrage erklärte: „La Suisse fera ce que Geneve 
voudra‘“. Die schweizerische Regierung muß nicht tun, 
' was Genf will, sondern was für Genf gut ist. 

Die Hochachtung vor den Kantonen äußert sich auch 
nicht darin, daß die Subventionspolitik „gewissermaßen 
zum zersetzenden Element des größeren eidgenössischen 
Staatsgedankens“ werde (N. Z.Z. 31. 3. 1924) und daß man 
die Bundeshilfe ausarten läßt zu einem „reinen Beutezug... 
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auf Bundesgeld‘‘ durch Kantone, welche ihre eigenen Auf- 
gaben mangelhaft erfüllen. 

Für das Verhältnis zwischen Bund und Kantonen ist es 
schädlich, wenn der Bund durch Jahrzehnte hindurch ein- 


zelne Bundesglieder vernachlässigt, um dann vor den For- | 
derungen umzufallen, welche im Momente geeigneter inter- | 


nationaler Konstellation gestellt werden. So war der Weg- 
fall der Bergzuschläge auf der Gotthardlinie seit vielen 


Jahren ein elementares Gebot der verkehrspolitischen Ein- 


heit unseres Landes. Kein besseres Mittel hätte es geben 
können, dem Kanton Tessin zu zeigen, wie sehr seine An- 
wesenheit in der Eidgenossenschaft geschätzt werde. Was 


als freiwilliger Akt weitsichtiger eidgenössischer Solidarität 


von der Bevölkerung dieses ehemaligen Untertanenlandes 


mit Jubel und Dankbarkeit entgegengenommen worden 
wäre, wurde dann aber mit Recht als eine bloße Konzession | 
aufgefaßt, als esnach einem jahrzehntelangen „Unmöglich!" 


auf einmal möglich wurde, weil es nun opportun war. 


Ein würdiges Verhältnis zwischen Bund und Kantonen | 
besteht auch nicht darin, daß der Bund Verfassungsbestim- 
mungen erläßt, welche von den Kantonen ausgeführt oder 
auch nicht ausgeführt werden; über welche gewisse Kantons- 
regierungen lachen, wenn sie die Mahnschreiben der Bundes- 


regierung bekommen. Der Bund soll sich auf das unerläß- 


liche Minimum an Vorschriften beschränken. Wo aber der 
schweizerische Souverän, das als Nation und als Stände | 
organisierte Volk, befiehlt, da müssen diese Befehle durch- 


gehen. Ein Bundesstaat, der sich in die lächerliche Rolle 
begibt, auf die wohlwollende Ausführung seiner Verfassung 
durch mißwollende Beamte, auf die er keinen Einfluß hat, 
angewiesen zu sein, ist ein ebensolcher Schwächling wie ein 
Heerführer, der nicht wagt, seinen Anordnungen Nachach- 
tung zu verschaffen. 

Interventionen haben in einem nicht parteipolitischen 
Geiste zu erfolgen. Das schwächliche Nachführen der Schul- 
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den von Zürich und Basel aus der Intervention des General- 
streiks kann nicht als eine solche Handlungsweise bezeichnet 
werden. Die schließlich doch eingetretene Streichung dieser 
Posten in der Bundesbilanz hätte ganz anders zu Dank ver- 
pflichtet, wenn sie spontan geschehen wäre. 

Die entsprechende Frage der Aufgabenverteilung be- 
steht zwischen Kantonen und Gemeinden. Die Lösung 
ist grundsätzlich die gleiche: Den Gemeinden sollte alles 
überlassen bleiben, was sie ebenso gut oder besser als der 
Kanton erledigen können. 

Die konsequente Dezentralisation wird erleichtert, wenn 
Kantone und Gemeinden, soweit es nicht bereits geschehen 
ist, ebenfalls zu rationellen Organisationsmethoden über- 
gehen. Dazu gehört in erster Linie, daß auch an der Spitze 
jedes Kantons ein vom Volke gewählter Präsident steht. 
Hier ist nicht nötig, daß derselbe kein Departement habe. 
Denn die Macht eines kantonalen Regierungspräsidenten 
wird auch bei Einräumung bedeutender Einzelkompetenzen 
nicht groß genug, um den ‘Charakter zu verderben. 

Im Welschland wurden nicht selten überparteiliche Per- 
sönlichkeiten, welche einfach als tüchtige und feine Men- 
schen das Vertrauen der Mitbürger aller Schattierungen ge- 
nießen, als Syndics gewählt. Auch in der deutschen Schweiz 
haben sich die Ansätze dieser Art besonders zur Zeit der 
sozialen Unruhe gemehrt. 

Sobald diese Organisationsmethode durchrednungen ist, 
wird die Versammlung von 3000 kantonalen und Gemeinde- 
präsidenten zu einem neuen verbindenden Glied der Eidge- 
nossenschaft. Dieses wird um so segensreichere Bedeutung 
haben, als es nicht auf Macht und Zentralisation, sondern 
auf Freiwilligkeit und bodenständiger Kraft beruht und 


dem Parteigezänke enthoben ist. 


Die vorbildliche Lösung des bundesstaatlichen Pro- 
blems, welches in dem reibungslosen und gegenseitig befruch- 


 tenden Zusammenwirken zwischen den zentralen und lokalen 
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Instanzen gipfelt, ist eine der wichtigsten Vorarbeiten, 
welche unser Land für die Vereinigten Staaten von Europa 
noch leisten kann, nachdem Eugen Huber im schweizerischen 
Zivilgesetzbuch ein Jahrtausende und Rassen überbrücken- 
des, für ein kommendes europäisches Privatrecht vorbild- 
liches Kunstwerk geschaffen hat. 


ABSTOSSEN VON VERANTWORTUNG AUF 
ZWECKORGANISATIONEN 


„Welche Regierung die beste sei? Diejenige, die uns 
lehrt, uns selbst zu regieren!‘ Statt diese oberste Regierungs- 
weisheit zu üben, wie sie der politische Praktiker unter 
den Dichtern ausgesprochen, beschränkt sich unsere Bureau- 
kratie darauf, an der unförmlichen Masse unseres Verwal- 
tungsapparates irgendwelche belanglosen Verbesserungen 
anzubringen. Was sie scheut wie das Feuer, ist eine wirk- 
liche Reform. „Lieber behalten wir unsern Sperling (die 
bureaukratische Methode) in der Hand. Lieber verbessern 
wir uns selber irgendwie, nun, sagen wir, indem wir etwas 
Neues einführen, etwas mehr.... Fortschrittliches, dem 
Geiste der Zeit Entsprechenderes... Aber gegen das Hirn- 
gespinst‘‘ einer lebendigen Reform... tauscht kein rechter 
Bureaukrat sein „einziges reales Etwas“ ein, den Deckmantel 
seiner Schwäche und seines Mangels an Produktivität, den 
Bureaukratismus, die Zentralisation (Der geistreiche Bureau- 
krat von Dostojewski). 

Eine durchgreifende Reform verlangt, daß nicht nur der 
Bund auf die Kantone und diese auf die Gemeinden de- 
zentralisieren, sondern daß sie alle dreiauch auf besondere 
Zweckorganisationen Verantwortung abstoßen. Diese Art 
Dezentralisation der Verantwortung kann als Gegensatz zu 
etatistischen Verirrungen aufgefaßt werden. Keynes, der 
durch seine kampfweise Demission als Sachverständiger beim 
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Friedensschluß und sein darauffolgendes Buch über den Ver- 
sailler Vertrag weltbekannt geworden ist, hat jüngst in einer 
bemerkenswerten Rede über ‚das Ende des laissez faire — 
Privat- oder Gemeinwirtschaft ?‘“ vom besten gesagt, was 
in der hier vertretenen Richtung liegt: Man müsse berück- 
sichtigen, „daß die wichtigsten Aufgaben des Staates nicht 
in der Arbeit lägen, die von Privatpersonen geleistet wür- 
den, oder von ihnen überhaupt geleistet werden könnten, 
sondern in der Arbeit, die überhaupt nicht getan würde, 
wenn der Staat sie nicht tue... Ich glaube, daß die ideale 
Größe für die Organisationseinheit irgendwo zwischen dem 
Individuum und dem modernen Staat liegt‘. Keynes sieht 
daher den Fortschritt weder im Etatismus noch in Eigen- 
brödelei, sondern in der Richtung halb autonomer Körper- 
schaften, ‚‚die in ihrem Wirkungskreis nur nach dem Kri- 
terium des Allgemeinwohls handeln“. Er verrät, daß er ein 
praktischer Engländer ist, indem er ruhig auch den Privat- 
interessen einen angemessenen Anteil am Erfolg als Stimulus 
zugesteht. 

Was hier verlangt ist, liegt in der natürlichen Entwick- 
lungslinie der modernen Wirtschaft und entspricht den er- 
probten Gesetzen richtiger Organisation. Keynes macht 
darauf aufmerksam, daß sich die „Aktiengesellschaften, 
wenn sie ein gewisses Alter und eine gewisse Größe er- 
reicht haben ..mehr dem Status einer öffentlichen Körper- 
schaft nähern als dem eines individuellen Privatunter- 
nehmens. ... In der Entwicklung eines Großunternehmens 
kommt der Augenblick, in dem die Aktionäre fast gänzlich 
von der Verwaltung losgelöst sind, mit dem Erfolg, daß 
das unmittelbare Interesse der Verwaltung an größeren 
Profiten eine sekundäre Bedeutung bekommt. Sobald 
dieser Punkt erreicht ist, legt die Verwaltung größeren 
Wert auf die allgemeine Stabilität und das Ansehen der 
Institution, als auf die höchstmöglichen Gewinne für die 
Aktionäre. Diese müssen sich mit angemessenen Dividen- 
den zufrieden geben‘ (Frankfurter Zeitung 24. 6. 1926). 


181 


Betrachten wir an einigen Beispielen, was die Dezentra- 
lisation auf Zweckorganisationen bei uns verlangt. 


Bundesbahnen 


Die Generaldirektion unserer Bundesbahnen hat zwei 
Herren. Sie steht unter dem Verwaltungsrat und unter dem 
Eisenbahndepartement. Nationalrat Bally hat diesen Zu- 
stand schon 1908 gerügt. Es ist besser, wenn in Zukunft 
die Generaldirektion nur einen Herrn hat, und da ist ent- 
schieden dem Verwaltungsrat der Vorzug zu geben. Die 
Leitung der Bundesbahnen wird dadurch den politischen Ein- 
flüssen entzogen. Sie ist in Zukunft nicht jedesmal, wenn 
das Politische Departement versagt, genötigt, den geschä- 
digten Gegenden als Zückerchen interne Fracht-Vergünsti- 
gungen zu gewähren. Der Sitz der Bundesbahnen gehört 
nach Olten, als dem Hauptverkehrszentrum des Landes. 

Der Staat ist ungeeignet, den größten Wirtschafts-Be- 
trieb selber zu führen. Auf Grund von tiefer Einsicht in die 
Verhältnisse sagt die National City Bank of New York, ‚daß 
das Staatseigentum an den nordamerikanischen Bahnen einen 
weit größeren Verlust bedeuten würde als die 15 Prozent 
der Einnahmen, welche jetzt für die Verzinsung des Obli- 
gationen- und Aktienkapitals zur Verfügung stehen‘ (Juli 
1924, S. 105) — ganz abgesehen davon, fügen wir bei, 
daß diese Verzinsung nach der Verstaatlichung, wie wir 
in der Schweiz reichlich erfahren haben, doch noch vor 
sich gehen muß. 

Nationalrat Speiser hatte recht, daß die gesonderte 
Rechnung der Bundesbahnen und das eigene rechtliche 
Domizil nicht Selbstverwaltung bedeutet (Sten. Bull. Nat. 
Rat 1908, S. 681/83). Dazu gehört überdies, daß die Ver- 
quickung mit den Bundesfinanzen aufhört und an Stelle 
eines Passiven-Ueberschusses von über einer halben Mil- 
liarde ein verantwortliches Kapital von mindestens gleicher 


182 


Höhe tritt. Wenn der eidgenössische Fiskus über ein Rein- 
vermögen verfügen würde statt an einer Unterbilanz zu 
kranken, so könnte das Aktienkapital der Bundesbahnen 
von Bund und Kantonen gemeinsam gezeichnet werden, 
wie schon 1850 Ratsherr Geigy von Basel und Ingenieur 
Ziegler von Winterthur in einem denkwürdigen Experten- 
bericht zuhanden des Bundesrates dargetan. Da es indessen 
frevelhaft wäre, den Bund mit noch weiteren Schulden zu 
belasten, kommt nicht in Frage, daß er dieses Risiko laufe. 
Es ist am besten, die Zeichnung der mit kumulativ limitierter 
Dividende ausgerüsteten Aktien dem Privatkapital zu über- 
lassen, unter Einräumung von Quoten an Kantone und Ge- 
meinden. 

Diese Eisenbahngesellschaft hat den Zweck, unter Ein- 
haltung gesunder kommerzieller Grundsätze den Eisenbahn- 
dienst möglichst gut und billig zu gestalten. Dafür ist sie 
der Eidgenossenschaft verantwortlich. Auf diese Weise las- 
sen sich die in jener wertvollen Broschüre dargelegten 
„praktischen Vorzüge, die mit vollem Recht bei den Privat- 
gesellschaften hervorgehoben werden (Tätigkeit, Rührigkeit, 
Empfänglichkeit für alle Verbesserungen und Vervollkomm- 
nungen, eigene Verwaltung) mit denjenigen der Staatsbah- 
nen (Vorsorge für das allgemeine Interesse...) vereinigen“. 

Statt dessen wurde, entgegen dem Gesetzesentwurf, wel- 
cher den Räten am 31. März 1851 zugestellt wurde, an der 
manchesterlichen Ideologie festgehalten, um ein halbes Jahr- 
hundert später in die Ideologie des Staatsbahnsystems 
hinüberzufallen. ‚Ohne Debatte, ohne den Gründen für 
und wider nur ein Wort zu gönnen, haben die Vertreter 
des Schweizervolkes in so folgenreicher Frage beschlossen. 
Wozu noch eine Diskussion, die eitel Zeitverlust, da die 
Voten ja zum Zählen bereitlagen... keinesfalls sind die 
einmal unterdrückten Worte gespart, sie werden später, und 
dann vielleicht zu unrechter Stunde, als üppige Saat auf- 
gehen‘. Bereits ist diese Prophezeiung, welche Bankdirek- 
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tor Speiser nach jenem verhängnisvollen Akte der Gewalt- 
politik des Nationalrates in der Neuen Zürcher Zeitung 
aussprach, in Erfüllung gegangen. 

Nach diesen extremen Ausschlägen ist natürlich, daß 
das Pendel nun in die Mitte zurückfällt. So kann es schließ- 
lich doch noch zu einer vernünftigen, sachlichen Lösung 
kommen. 

„Die Schweizerbahnen dem Schweizervolk‘“ war das 
Schlagwort, mit dem viele Schweizer ins Lager der Etatisten 
gelockt wurden. Wer aber dem Schweizervolk die Schweizer- 
bahnen geben will, der muß es vor falschen Organisations- 
methoden bewahren. 


Post. 


Da die Eidgenössische Post früher Ueberschüsse zugun- 
sten der Staatskasse ergab, und während des Krieges bei 
stark erhöhten Taxen ein kleineres Defizit als bei den 
Bundesbahnen auflief, hat dieser Staatsbetrieb weniger 
von sich reden gemacht. Der Einwand liegt nahe, daß 
die Defizite dem Kriege zuzuschreiben seien, nicht bureau- 
kratischen Mißbräuchen. Ein Beispiel mag das Gegenteil 
beleuchten. Jahrzehntelang bestanden nebeneinander ge- 
trennte Verwaltungen für die Post einerseits, für Telegraph 
und Telephon anderseits. Daß dies insbesondere in der 
Zentralverwaltung und in den Dörfern draußen, wo die 
beiden Betriebe zusammen gerade eine angemessene Ver- 
wertung der Arbeitskräfte ermöglicht hätten, zu unökono- 
mischen Zuständen führte, liegt auf der Hand. Aber erst 
als ein Hundertmillionendefizit vorlag, konnte sich unsere 
Bureaukratie entschließen, in erster Linie die beiden General- 
direktionen zusammenzulegen, woraus sich eine neue Durch- 
arbeitung der Organisation auch nach unten ergab. Die 
dadurch erzielten Ersparnisse sind bedeutend und gehen 
weit über die direkten Einsparungen an Gehältern und Lokal- 
unkosten hinaus. 
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Schon 1907 war viel von einer solchen Fusion geredet 
worden, in Anlehnung insbesondere an England. Man hat 
sich aber vorgeblich durch den Umstand täuschen lassen, 
daß die beiden Verwaltungen in Italien im Jahre 1905 ge- 
trennt worden waren. Als ob die damalige italienische Ver- 
waltung für uns hätte vorbildlich sein können! 

Das Land ist den Männern zu Dank verpflichtet, wel- 
che unter ungünstigen Verhältnissen das Postwesen, wie 
auch die Eisenbahnen so weit von organisatorischen Miß- 
bräuchen befreit haben, wie dies auf den unrichtigen beste- 
henden Grundlagen möglich ist. Das hindert aber nicht, daß 
es nun höchste Zeit geworden ist, richtige Grundlagen zu 
schaffen. Zu diesem Zwecke sind Post und Telegraph, wie 
die Bahn, in eine von der Bundesverwaltung losgelöste 
öffentliche Korporation umzuwandeln. 


Nationalbank. 


Daß die Schweizerische Nationalbank als besondere ju- 
ristische Person konstituiert und ihr Aktienkapital durch 
öffentliche Korporationen und schweizerische Privatpersonen 
gestellt wurde, bedeutete keinen genügenden Schutz gegen 
Mißbrauch des Institutes durch die Zentralregierung. Man 
hatte nur scheinbar die Staatsbank fallen lassen, um sie 
durch das Hintertürchen der Wahlart des Direktoriums und 
maßgebender Teile des Verwaltungsrates effektiv doch ein- 
zuführen. Wäre das Direktorium nicht vom Bundesrat als 
dessen Wahlbehörde abhängig gewesen, darf man hoffen, 
daß es sich gegenüber den unsoliden Finanzansprüchen 
des Bundes widerstandsfähiger erwiesen hätte. 

So aber nahm das Reskriptionenunwesen zeitweise einen 
erschreckenden Umfang an. Wir sprechen nicht von jenen 
Bundeswechseln, deren Diskontierungserlös zum Einkauf 
von Rohstoffen und Getreide diente. Sie mögen mit Ein- 
schränkungen als Rembourswechsel gelten. Wir reden viel- 
mehr von den zeitweise in die Hunderte von Millionen 
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gehenden Wechseln auf Bundeskasse und Bundesbahnen, 
welche eine Immobilisierung der Nationalbank bedeute- 
ten und deren Wechsel-Portefeuille zu diskreditieren ge- 
eignet waren. Noch bedenklicher waren die Wechsel für 
eingetretene Silberverluste, welche bis zu dem Betrage, der 
den Münzverbündeten nicht fest überbunden war, nur 
mit Reitwechseln verglichen werden können. Man denke 
sich die alten treuen Vorkämpfer der Nationalbankidee, wie 
einen Cramer-Frey, und stelle daneben die Tatsache, daß das 
Wechsel-Portefeuille der Nationalbank für hundert Millionen 
Franken längere Zeit aus Wechseln über Silberverluste be- 
stand!). Bald waren es zehn Millionen mehr, bald zehn 
Millionen weniger, je nach den wilden Schwankungen des 
Silberpreises. 

Die Gefahr ist diesmal gnädig an uns vorbeigegangen. 
Die Mißbräuche sind aber genügend in Evidenz getre- 
ten, um zu unterstreichen, daß wir eine von der Zentral- 
verwaltung nicht nur dem Scheine nach unabhängige 
Nationalbank brauchen. Es ist ein zu billiges Verfahren, 
Staaten mit durch den Krieg zerrütteten Währungen den 
Rat zu erteilen: „Die Banken, besonders die Notenbanken, 
sind von jedem politischen Einfluß zu befreien und ihr 
Betrieb ist ausschließlich nach den Methoden vorsichtiger 
Finanzwirtschaft sicherzustellen“ (zweite Resolution der 
Finanzexperten zu Genua). Richtiger wäre, schweizerische 
Finanzleute würden erst die Finanzmethoden des eigenen 
Landes sanieren, bevor sie an Kommissionen teilnehmen, 
welche sich zum Richter über andere Staaten aufwerfen. 

Der patriotische Zweck unserer Nationalbank mag 
klar umschrieben werden. Die Dividende mag limitiert 
bleiben. Aber die Generaldirektion darf einzig und allein 


1) Diese Reskription ist auch heute noch in der Bilanz der 
Nationalbank ein „Ballast“, obschon sie nun auf ca. 60 Millionen redu- 
ziert ist und inzwischen das Abkommen mit den Vertragsstaaten 
geschlossen wurde. 
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vom Verwaltungsrat der Nationalbank abhängig sein. 


Dieser mag zu einem Teil gewählt werden von der Bundes- 
versammlung, als der Hüterin des nationalen Interesses an 
guter Regelung des Geldwesens, zu einem andern Teil von 
der Versammlung der Aktionäre, als den Inhabern des ver- 


antwortlichen Kapitals, und zu einem dritten von der 


Konferenz der kantonalen Finanzdirektoren, als den Ver- 


'tretern der am Reinertrag der Nationalbank interessierten 


Kantone. Der Bund tut besser, seine Aktien zu verkaufen, 
um mit dem Erlös Schulden abzuzahlen. 


Handelsbank 
Die Bankiers haben in der Geschichte eine Kulturmission 
erfüllt. Sie haben das Kapital von den Besitzenden zu den 
Schaffenden geleitet und damit die Rolle jener nützlichen 
Insekten gespielt, welche den befruchtenden Samen sum- 


 mend von Blume zu Blume tragen, obschon sie ihren Wage- 


mut nicht selten damit bezahlen, daß siein Sturm und Gewit- 
ter umkommen. Außerdem haben Bankiers, wie dieMediciund 
Fugger, zu den bedeutendsten Förderern der Kunst gehört. 
Was in den letzten Jahren in der Weltpolitik Produktives ge- 


leistet wurde, ist zum guten Teil der Hochfinanz zu verdanken. 


Noch lange wäre Europa in äußerster Depression darnieder 


gelegen, hätte nicht Wall-Street durch Zusammenwirken mit 
Mac Donald den Dawesplan zustande gebracht. 


Die Schweiz steht vor der Frage, ob sie sich weiter 
den Luxus gestatten will, acht „Großbanken“ zu halten, 
deren Verwaltungsapparate die Nation jährlich einige Mil- 
lionen zu viel kosten, oder ob sie in Fortsetzung der durch 
die Jahrzehnte bereits zu verfolgenden Konzentrations- 
bewegung eine Handelsbank schaffen will, welche dem 
Lande und der Welt wertvolle Dienste zu leisten befähigt 
wäre. Die National City Bank of New York, heute das 
größte Bankinstitut dieser Art, in einem vorzüglichen Geiste 


geleitet, umspannt mit seinem Filialnetz direkt oder durch 
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Untergesellschaften (wie die National City Company, mit 
Filiale in Genf) die ganze Welt. Ihre Bilanz zeigte auf Ende 
1927 bei einem ausgewiesenen Eigenkapital von 811 Millionen 
Franken!) über 7,9 Milliarden Franken fremde Gelder, 
welche mit äußerster Liquidität angelegt sind. Demgegen- 
über wiesen unsere acht schweizerischen Großbanken zu- 
sammen 892 Millionen Franken Eigenkapital und 5,4 
Milliarden fremde Gelder aus. Es kann also nicht gesagt 
werden, dass eine Bank von der Größe unserer acht Groß- 
banken zusammengenommen, praktisch nicht durchführ- 
bar sei. 

Der unmittelbare produktive Wert dieses sukzessive 
vorzunehmenden Zusammenschlusses wäre groß. Eine 
ganze Reihe von Bankgebäuden würde disponibel. Eine 
sehr große Zahl von Direktoren und Angestellten ebenfalls. 
Während die Gebäude für andere wirtschaftliche Zwecke 
veräußert werden könnten, brauchte kein einziger von 
unseren Bankiers seinen Beruf zu wechseln. Es wird einen 
gewaltigen Fortschritt für die Wirtschaft des Landes be- 
deuten, wenn in absehbarer Zeit in bestgelegenen Geschäfts- 
quartieren aller wichtigen Wirtschaftszentren der Welt 
eine Filiale der schweizerischen Handelsbank steht. Ein 
Anfang ist durch die seit über zwei Jahrzehnten in London 
bestehende Filiale des Bankvereins gemacht. Sie ist rasch 
zu einer der bedeutendsten Auslandsbanken des Platzes | 
geworden. Für die Ausgestaltung unseres Bankwesens sind j 
in erster Linie zuverlässige Direktoren, Prokuristen und An- | 
gestellte nötig. 

Die Filialen der fusionierten schweizerischen Handels- | 
bank werden den Export der Ausgangsbasis mehr fördern ' 
können als die gewandtesten Handelsattaches. Wenn das | 
Institut seinen Vorteil in der Größe der geleisteten Dienste 


1) Der Marktwert des Aktienkapitals der National City Bank allein 


beträgt zur Zeit mit über zwei Milliarden Franken ungefähr das dop- 
pelte des Marktwertes der achtschweizerischen Großbanken zusammen, 
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‚sucht, sich mit kleinen Gewinnen an den einzelnen Trans- 
| aktionen begnügt, auf erstklassige Geschäfte sich beschrän- 
kend, wird es sich die kommerzielle und industrielle Welt 
zu Dank verpflichten. 

Wahrscheinlich würde es selber dabei nicht schlecht 
fahren. Aber seine Gewinne würden nur bis zu einer stabili- 
sierten Dividende, wie sie de facto schon heute bei unseren 
Banken besteht, an die Aktionäre ausgeschüttet. Im übrigen 
würde das Reinerträgnis zur Stärkung der offenen und 
stillen Reserven und zur fortwährenden Erhöhung der Lei- 
stungsfähigkeit dienen. 

Eine Ausschaltung der Konkurrenz liegt durch eine 
solche Fusion nicht vor. Eröffnung neuer Banken bleibt 
möglich. Die Konkurrenz des Kartells der Kantonalbanken 
und der Filialen von ausländischen Bankinstituten besteht 
in jedem Falle weiter. 

Entsprechende Entwicklungen sind auch auf andern Ge- 
bieten unseres Wirtschaftlebens denkbar. 


Der Etatismus ist das größte Hindernis der Sozialisie- 
rung. Wohl mag es gelingen, einzelne große Betriebe des 
Landes, wie die Bundesbahnen, auf Kosten der Gemein- 
schaft dauernd als Staatsbetrieb durchzuhalten. Aber da- 
mit ist auch gesagt, daß diese sogenannten sozialisierten 
_ Unternehmungen auf einen kleinen Ausschnitt der natio- 
nalen Wirtschaft beschränkt bleiben. Denn wollte man alles 
auf diese Weise sozialisieren, so würde die nationale Wirt- 
schaft rasch zusammenbrechen. Wenn wir bedenken, daß 
die wirtschaftliche Prosperität die Voraussetzung für alles 
| andere ist, was uns am Herzen liegt, so können wir nur 
hoffen, daß endlich die etatistische Ideologie begraben werde. 
Kein ernsthafter Politiker denkt heute bei uns daran, die 
öffentlichen Interessen Privaten preiszugeben. Alle haben 
nur das eine gemeinsame Interesse, diejenigen Organisations- 
formen zu suchen, aus welchen die Gemeinschaft so gut wie 
der Einzelne am meisten Nutzen ziehen wird. 
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BER, 


GERICHTE 


„La justice est ce qui est &tabli; et. 
ainsi toutes nos lois &tablies seront 
necessairement tenues pour justes’ 
sans etre examinees, puisqu’elles sont 
etablies.‘* Pascal. 


Jedesmal, wenn das Recht unter das Joch der Politik 


gebeugt wird, so ist dies ein Zeichen des Verfalls. 


VERFASSUNGSGERICHT 


Die Vereinigten Staaten haben eine nur kurze Ver- 
fassung, aber zu deren Schutz die High Court of Justice. 
England hat gar keine formulierte Verfassung; dafür kam 
z. B. vor, daß Einfuhrverbote der Regierung vom Gericht 
als verfassungswidrig aufgehoben wurden. Die Schweiz 


hat eine Verfassung von 129 Artikeln, ohne die Artikel ' 


„bis“ und „ter“, aber keine unabhängige Stelle, welche 


dafür sorgt, daß das Grundgesetz des Landes von den aus- - 


führenden Organen gehalten werde. 
„Meine Herren, Sie sind die Mehrheit ... Wir, die 


Minderheit, müssen uns dem Mehrheitsbeschluß fügen: denn 
ein Bundesgericht, welches die Beschlüsse der Bundesver- 
versammlung auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin prüfen 


würde, haben wir bekanntlich nicht. Also ist Ihr Beschluß 
ein endgültiger‘ (Sten. Bull. Ständerat 1908, S. 611). So 


sprach der konservative Ständerat von Schumacher vor - 
25 Jahren. Ein Verfassungsschutz besteht heute so wenig 
wie damals. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß es dem schweizerischen Souverän vollauf genügt, wenn 
er seine Beschlüsse in der Verfassung protokolliert sicht, 
sich dagegen nicht darum kümmert, ob sie ausgeführt 


190 


a en nn 4 Ann aut ine a nn > nn 


werden. Wir geben vorab ein kleines Beispiel von dem, 
was man bei uns Verfassungsleben nennt. 

Am 20. August 1893 haben Schweizervolk und Stände 
beschlossen, durch partielle Verfassungsrevision das Schäch- 
ten zu verbieten. Der in der Volksabstimmung angenommene 
Artikel 25bis verbietet das Schächten bei jeder Schlacht- 
art und Viehgattung „ausnahmslos“. Das Schächtverbot 
bildet seit jener Abstimmung bis auf den heutigen Tag 
einen integrierenden Bestandteil der Bundesverfassung. 

Nachdem in der Schweiz selber nicht geschächtet werden 
durfte, wurde gleich von Anfang an geschächtetes Fleisch 
vom Ausland eingeführt. Die Theorie von der territorialen 
Geltung der Verfassungsbestimmung bot die Möglichkeit 
zur Umgehung der letztern. Als ob der schweizerische Sou- 
verän die schweizerische Metzgerei habe treffen wollen, nicht 
die Tierquälerei! 

1914 fiel die Möglichkeit, geschächtetes Fleisch aus 
Nachbarstaaten zu beziehen, dahin. Denn diese erließen 
Ausfuhrverbote. Um trotzdem die Umgehung der Bundes- 
verfassung weiter zu ermöglichen, wurden nun in Bern „Be- 
willigungen erteilt, Tiere über die Grenze zu führen, und 
nach dort vorgenommener Schächtung das Fleisch wieder 
in die Schweiz zurückzubringen‘“ (Neutralitätsbericht X, 
S. 14). So wanderte nun Schweizervieh über den Rhein 
ins Badische, wurde dort ohne vorherige Betäubung durch 
Blutentzug getötet und als geschächtetes Fleisch wieder 
über die Rheinbrücke zurückspediert. 

„Infolge verschiedener Umstände“ (Seuchengefahr), be- 
richtet dann aber der Bundesrat, ‚ist auch dieser Ausweg 
_ mehr und mehr abgeschnitten worden“. Infolgedessen 
waren die schweizerischen Israeliten nicht mehr in der Lage, 
sich genügend mit geschächtetem Fleisch zu versehen. 
Auf Grund der außerordentlichen Vollmachten, welche dem 
Bundesrat von der Bundesversammlung „zum Schutze 
des Landes und zur Aufrechterhaltung der Neutralität“ 
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erteilt worden waren, wurde daher vom Bundesrat beschlos- 
sen, das Schächten im Inland trotz Bundesverfassung zu 
ermöglichen. Derselbe ermächtigte nämlich das Justiz- 


und Polizeidepartement, einzelnen Kantonsregierungen zu 


erlauben, auf ihrem Gebiet das Schächten zu gestatten, 
„wenn und solange der Bezug von geschächtetem Fleisch 
aus dem Ausland nicht oder nicht in genügendem Umfange 
möglich ist“. Um doch noch eine kleine Konzession an die 
Verfassung zu machen, fügte der Bundesrat bei: „Das Volks- 
wirtschaftsdepartement... wacht insbesondere darüber, 
daß jede Tierquälerei verhütet werde‘ (Neutralitätsbericht 
X.S.14). Durch die bundesrätliche Praxis erhielten dann 
Luzern und Lausanne das schweizerische Schächtmonopol. 
Basel wurde abgewiesen (Neutralitätsbericht XII, S. 14/15). 

Alle diese Situationsveränderungen und die dadurch 
notwendig werdenden neuen Methoden zur Umgehung der 
Bundesverfassung gaben dem Bundesrat viel zu tun. Außer 


an den zitierten Stellen berichtet er darüber in verschiedenen - 


Neutralitätsberichten (Siehe XI, S. 24/25 und XIV, S. 13). 
Auch die Tierschutzvereine behelligten unsere oberste 
Behörde mit Eingaben, wurden aber nicht geschützt. Da- 
gegen übernahm also das Eidgenössische Volkswirtschafts- 
departement die Aufgabe, darüber zu wachen, daß beim 
Schächten in der Schweiz „jede Tierquälerei verhütet 


werde“. Der Leser wird verstehen, daß eine Behörde, welche 


so viel mit Umgehung der Verfassung, mit Ueberwachung 


von Schlachtmethoden und mit Berichten über beides zu 
tun hat, unmöglich für die großen produktiven Aufgaben 


der Wirtschaftspolitik Kraft und Zeit finden kann. 
Das Spiel mit der Verfassung erstreckt sich auch auf 


Lebensfragen der Nation. Es gipfelte in der Vollmachten- | 
politik des Bundesrates. Wir lassen die Fälle beiseite, in - 


welchen es sich um wirkliche Notlagen des Staates han- 
delte, und beschränken uns auf einige Beispiele, in denen nur 
ausredeweise von Notrecht gesprochen werden kann, in 
Wirklichkeit aber Opportunitätspolitik vorliegt. 
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Art. 18 der Bundesverfassung sagt: „Jeder Schweizer 
ist wehrpflichtig“. Die allgemeine Wehrpflicht ist die 
Grundlage unserer Politik der Selbständigkeit. Zur Zeit 
des Defensionale konnte noch genügen, durch bloße Kon- 
tingente der Kantone die Neutralität zu schützen. Seit- 
her ist zu einer der Hauptgrundlagen unseres Rechtsstaates 
geworden, jeden wehrfähigen Mann auszubilden. ‚Bei uns 
gehört die Ehr- und Wehrhaftigkeit für das ganze Volk 
untrennbar zusammen“ (Sten. Bull. 1898, S. 15). ‚Der Staat 
hat die Pflicht, jeden körperlich und geistig Diensttaug- 
lichen auszuheben und militärisch auszubilden‘ (Fleiner, 
Schweiz. Bundesstaatsrecht, S. 624). Der Weltkrieg hat uns 
gelehrt, dankbar der Männer zu gedenken, welche vom Volke 
in weiser Voraussicht das Opfer des Militärdienstes verlangten. 

Anläßlich der Demission des Generalstabschefs Oberst- 
divisionär Sonderegger trat dann plötzlich ein Rechtsbruch 
ins Bewußtsein der breiten Schichten der Bevölkerung, 
welcher vorher von manchen mehr nur als eine angenehme 
Erleichterung in ihrem subjektiven Wohlbefinden empfunden 
worden war. Oberstkorpskommandant Wildbolz schrieb da- 
mals: „Unser Auszug wurde... innerhalb fünf Jahren um 
50000 Mann, d. h. um fast ein Drittel seines Bestandes!) 
geschwächt“. Die Ursache liege, so führte er aus, „in der 
ungesetzlichen, 1919 verfügten Herausschiebung der Rekru- 
tierung‘‘ um ein Jahr und durch ein Manipulieren der 
Rekrutierung, welches „heftigen Reklamationen zahlreicher 
junger, eines unbedeutenden Fehlers wegen untauglich er- 
_ klärter Wehrpflichtiger rief“. Zu diesem letzten Punkte 
_ seien noch einige Worte aus den „Betrachtungen zum 1. Au- 
 gust 1923 von Oberstleutnant Bircher, Chefarzt der Chi- 
rurgischen Abteilung des Kantonsspitals Aarau, angeführt: 
„Um den Grundsatz der allgemeinen Wehrpflicht zu durch- 
löchern, hat man zu einem sehr einfachen Mittel gegriffen. 


1) Verglichen mit dem Sollbestand von 1914. 
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Man hat den sanitarischen Untersuchungskommissionen ein- 
fach die Weisung gegeben, mit äußerster Rigorosität vorzu- 
gehen, nachdem man während des Krieges im Schlotteranfall 
ins andere Extrem gegangen war, Lahme und Krüppel 
beinahe zu Soldaten genommen hätte“. 

Das ging so weit, daß z. B. im Kanton Zürich 1922 
nicht einmal mehr die Hälfte der Stellungspflichtigen aus- 
gehoben wurden und daß auch von diesen, z. B. bei den 
zur Infanterie Eingeteilten, nur drei Viertel ausexerziert 
wurden. „In der Gemeinde Bürglen, der Heimat Tells, 
waren (im Jahre 1923) von 22 Stellungspflichtigen zwei taug- 
lich erklärt worden“. Auch der Kanton Uri als Ganzes 
war innert vierzehn Jahren von 82 Prozent Tauglichen auf 
weniger als die Hälfte, nämlich 39 Prozent Taugliche 
‚„„degeneriert‘‘?). 

Zu einer solchen Dezimierung des schweizerischen Heeres 
wurden die außerordentlichen Vollmachten „zum Schutze 
des Landes und zur Aufrechterhaltung der Neutralität“ 
mißbraucht! So stand es um die Bereitschaft unserer Armee 
zur Zeit der schweizerisch-italienischen Spannungen. 

Im Jahre 1924 brachte dann die neue Truppenordnung 
die große Neuerung, „daß alles, was nach Verfassung und 
Gesetz vorgeschrieben ist, durchgeführt werden muß: Die all- 
gemeine Wehrpflicht muß demnach wieder in vollem Um- 
fange in Wirkung treten und die Aushebung hat genau 
nach den Vorschriften des Gesetzes zu erfolgen‘ (Basler 
Nachrichten 25. 2. 1924, über die Sitzung der erweiterten 
Landesverteidigungskommission). 


2) Daß ein solches Vorgehen der Bundesverfassung widerspricht, 
ist schon von Blumer-Morel festgestellt worden: ‚Dem Geiste des 
Art. 18, Abs. 1, ist es zuwider, wenn die Bestimmungen über die 
Tauglichkeit zum Militärdienst bei der Rekrutierung strenger gehand- 
habt werden aus Sparsamkeitsgründen, wie der B.R.in seiner Bot- 
schaft vom 26. Mai 1899, B. Bl. 1899, III 352, betr. die Finanzlage 
des Bundes selber anerkannte’ (zit. Burckhardt, Kommentar der | 
Schweizerischen Bundesverfassung S. 197). 
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Warum erst diese rechtswidrige und staatsgefährliche 
' Verminderung unserer Milizarmee? Warum dann die 
Rückkehr zu Verfassung und Gesetz? Weil es erst mit 
' Rücksicht auf die Dienstmüdigkeit des Volkes und die 
Schuldenwirtschaft des Bundes opportun schien, das Grund- 
gesetz zu brechen, und weil es nachher, mit Rücksicht auf 
die wachsende Beunruhigung des Volkes und die schärfer 
werdenden Forderungen vaterländischer Kreise opportun 
wurde, die Verfassung wieder zu halten. 

Art. 29 der Bundesverfassung bestimmt bezüglich der Ein- 
fuhrzölle: „Die für die inländische Industrie und Landwirt- 
schaft erforderlichen Stoffe sind im Zolltarif möglichst gering 
zu taxieren. Ebenso die zum nötigen Lebensbedarf erforder- 
lichen Gegenstände“ (Ziff. 1, litt. au. b). „Die Gegenstände des 
Luxus unterliegen den höchsten Taxen“ (Ziff. 1 litt.c). Das ist 
die verfassungsmäßige Grundlage unserer Zollpolitik. 

Benzin und Benzol zu motorischen Zwecken gehören 

ohne Zweifel zu den für Industrie und Landwirtschaft er- 
forderlichen Stoffen. Trotzdem wurde deren Zoll durch 
Bundesratsbeschluß vom 8. Juni 1921 von 30 C'ts. vor dem 
Krieg pro 100 Kilo auf effektiv 12 Franken „und am 7. De- 
zember 1923... auf 23 Franken erhöht”!). All das auch 
wieder unter Berufung auf die Vollmachten „zum Schutze 
des Landes und zur Aufrechterhaltung der Neutralität“. 
| Wohnungen gehören ebenso unzweifelhaft zum nötigen 
 Lebensbedarf. Trotzdem sind zum Bauen nötige Gegen- 
' stände zum Teil mit hohen Zöllen belastet und wurden 
' sogar mit Einfuhrbeschränkungen bedacht. 
Der Alkohol gehört umgekehrt unzweifelhaft zur Kate- 
' gorie der Luxuswaren. Trotzdem ist die jährliche Alkohol- 
einfuhr der Schweiz mit Zöllen belastet, welche nicht einmal 
dazu ausreichen würden, die Folgen des Alkoholismus zu 
bekämpfen, wenn man es damit ernst nehmen wollte. 


1) Vergl. N. Z. Z. 3. 10. 1924. 1921 wurde der Zoll auf 10 Fr. plus 
2 Fr. Tarazuschlag erhöht, 1923 auf 20 Fr. plus 3 Fr. Tarazuschlag. 
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Warum ? Benzin braucht eine Minderheit. Alkohol liebt 
eine Mehrheit. Daher ist von sesselpolitischen Erwägungen 
aus opportun, das Benzin hoch, den Alkohol niedrig zu be- 
lasten. Und bei den Zöllen auf Baumaterialien merken nur 
wenige Mieter den Zusammenhang mit den hohen Mietzinsen. 

Art. 31. „Die Freiheit des Handels und der Gewerbe ist 
im ganzen Umfange der Eidgenossenschaft gewährleistet.“ 

Wir verweisen auf die Unzahl von Presseäußerungen 
aus den Kreisen von Handel- und Gewerbetreibenden, 
welche am eigenen Leibe verspürt haben, was die Monopol- 
wirtschaft, die Ein- und Ausfuhrbeschränkungen und Plak- 
kereien aller Art aus dieser grundlegenden Verfassungsbe- 
stimmung gemacht haben. 

Art. 31 lit. d: Bei der Handels- und Gewerbefreiheit 
sind vorbehalten ‚Sanitätspolizeiliche Maßregeln zur Be- 
kämpfung übertragbarer oder stark verbreiteter oder bös- 
artiger Krankheiten von Menschen und Tieren.“ 

Autoritäten des Staatsrechts wie Fleiner und His, Piller 
und Lampert waren der Ansicht, daß es einen Verfassungs- 
bruch darstellen würde, wenn auf Grund dieses Seuchen- 
artikels, also ohne Verfassungsrevision, das internationale 
Opiumabkommen von der Schweiz ratifiziert würde. 

Nun ist von köstlicher Naivität die Beschreibung, welche 
ein Nationalrat (Sten. Bull. 1924, S. 5) vom Zustandekommen 
des Verfassungsbruchs in der Opiumfrage machte. Einerseits 
sah sich derselbe gegenüber jenen Autoritäten des Staats- 
rechts, sowie verschiedenen Kantonsregierungen. Anderseits 
mußte unserem Lande die drohende Blamage erspart wer- 
den, unsere Opiumpolitik in der ausländischen Presse näher 
beleuchtet zu finden. Die Ueberlegung, welche schließlich 
den Ausweg bot, ist für unsere ganze Politik unter dem 
herrschenden Regime typisch, wurde aber selten mit solcher 
Unverblümtheit ausgesprochen: „Schließlich erinnerten wir 
uns, wenigstens ich, an Mephistopheles‘, nämlich an den Rat: 
„Am besten ist’s auch hier, wenn ihr nur einen hört und auf 
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des Meisters Worte schwört“. Nach diesem erlösenden Zitat 
_ fügte der Herr Nationalrat bei: „Ich meine damit natürlich 
den Bundesrat (Heiterkeit)”. Mephistophelisch ist in der 
Tat unsere Verfassungspolitik. Und was rechtens ist, dafür 
gilt nicht das Urteil unabhängiger Kenner des Staatsrechts, 
sondern dasjenige der Advokaten, welche nach der Oppor- 
tunität des Moments in eigener Sache reden. 

Art. 32ter. „Fabrikation, Einfuhr, Transport, Verkauf 
und Aufbewahrung zum Zwecke des Verkaufs des unter 
dem Namen Absinth bekannten Liqueurs sind im ganzen 
Umfange der Eidgenossenschaft verboten. Dieses Verbot 
bezieht sich auch auf alle Getränke, die unter irgendwelcher 
Bezeichnung eine Nachahmung dieses Liqueurs darstellen“. 

Den Eingeweihten ist bekannt, daß in gewissen Gegenden 
die maßgebenden Leute einer Gemeinde, Syndie und Poli- 
zist mit eingeschlossen, im geheimen Absinth-Klub mittun. 
Die Spatzen pfeifen es von den Dächern, aber von den be- 
rufenen Hütern der Verfassung werden beide Augen zu- 
gedrückt. Wohl macht der Bundesrat gelegentlich selber 
aufmerksam auf die Klagen über die Zunahme des ver- 
botenen Absinthverbrauchs. Wohl bezeichnete National- 
rat Hoppeler als eine „Schmach für das Land, daß das 
Absinthverbot nicht streng durchgeführt wird“ (N. Z. Z., 
16. 12. 1924). Aber es geschieht nichts. 

Art. 35. „Die Errichtung von Spielbanken ist untersagt. 
Die zur Zeit bestehenden Spielhäuser müssen am 31. Dez. 1877 
geschlossen werden...“ So lautete die Bestimmung der Bun- 
desverfassung von 1874. DurchVolksabstimmung vom 21. Mai 
1920 wurde Art. 35 wie folgt abgeändert: „Die Errichtung 
von Spielbanken ist untersagt. Als Spielbank ist jede Unter- 
nehmung anzusehen, welche Glückspiele betreibt. Die jetzt 
bestehenden Spielbankbetriebe sind binnen fünf Jahren nach 
Annahme dieser Bestimmung zu schließen“. 

Wie merkwürdig! 1874 wurden die Spielhäuser verboten 
und auf Ende 1877 aufgehoben. Trotzdem gab es 1921 
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wieder Spielbankbetriebe aufzuheben, und obschon die dafür 
festgesetzte Frist seit Jahren abgelaufen ist, hat es in un- 
serm Lande noch nie mehr Gelegenheiten zu Glückspielen 
gegeben als heute! 

Art. 51. „Der Orden der Jesuiten und die ihm affilierten 
Gesellschaften dürfen in keinem Teile der Schweiz Aufnahme 
finden, und es ist ihren ‚Gliedern jede Wirksamkeit in Kirche 
und Schule untersagt.“ 


Art. 85, Ziff. 3. Zu den Befugnissen der Bundesver- 
sammlung gehört: „Errichtung bleibender Beamtungen“. 
Ein nicht unerheblicher Teil unserer Bundesverwaltung be- 
ruht aber auf Bundesratsbeschluß. Mit der Aufhebung der 
außerordentlichen Vollmachten mußten auch die durch sie 
geschaffenen Institutionen fallen (Neutralitätsbericht II, 
S.6). Sie bestehen trotzdem weiter und beruhen daher statt 
auf Art. 85, Ziff. 3 der Bundesverfassung auf deren Bruch. 

Nationalrat Hofmann, als Berichterstatter der Geschäfts- 
prüfungskommission, hat darüber 1924 ausgeführt: Bei der 
dargelegten „Auffassung von Bedeutung, Leistung und Ent- 
wicklungsmöglichkeit des Personalamtes mag der Wunsch 
berechtigt erscheinen, daß für dieses Amt die nötige gesetz- 
liche Grundlage möglichst bald geschaffen werden möchte. 
Ich weiß ja wohl, daß auch für die Rechtsabteilung und 
für die Konsularabteilung des Politischen Departements 
die gesetzliche Grundlage ebenfalls fehlt, daß auch diese 
Stellen durch bloße Bundesratsbeschlüsse geschaffen wur- 
den. Ich weiß auch ganz gut, daß dieses Vorgehen mit 
Art. 43 des Bundesgesetzes über die Organisation der Bun- 
desverwaltung vom 26. März 1914 begründet werden will. 
Doch diese Stütze ist morsch. Schon im Jahre 1880 hat 
‚die nationalrätliche Budgetkommission daran erinnert, daß 
neue Amtsstellen in der Bundesverwaltung, welche keinen 
bloß vorübergehenden Charakter haben, nur auf dem 
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Wege der Bundesgesetzgebung ins Leben gerufen werden 
 können..... Der Bundesrat soll im Laufe dieses Jahres 
einmal eine Zusammenstellung aller Amtsstellen veran- 


lassen, die der gesetzlichen Grundlage entbehren; er wird 
dann selbst von der Notwendigkeit rascher Abhilfe überzeugt 
sein‘ (Sten. Bull. Nat. Rat 1924, S. 227). 

Selbst im Verhältnis des Bundes zu den Kantonen, 


_ welehes im Bundesstaat als ein besonders subtiler Teil 


des Staatsrechtes zu gelten hat, trat Willkür an Stelle des 
Verfassungsrechtes. Bei den Expropriationen für die 
Kraftleitung durch Baselland war nicht nur fraglich, ob 
wirklich die beabsichtigte Ausfuhr elektrischer Kraft den 
nationalen Interessen entspreche. Nach dem Urteil von 
Fleiner und Wackernagel war das Verhalten des Bundes- 
rates in dieser Frage verfassungswidrig. 

Bei dieser Betrachtung handelte es sich nicht darum, 
ob die betreffende Verfassungsbestimmung richtig sei oder 
nicht. Es ist z. B. bestritten, daß das Schächten eine Tier- 
quälerei sei. Ohne diesen Nachweis geht es nicht an, die 
rituellen Bedürfnisse einer Konfession zu stören. Die be- 
treffende Bestimmung steht in der Verfassung nur, weil das 
Volk infolge des Fehlens der Gesetzesinitiative einzig die 
Möglichkeit einer Verfassungsinitiative hatte. Der Jesuiten- 
artikel ist ein unzeitgemäßes Ueberbleibsel aus den Jahren 
des Sonderbundskrieges. Es handelt sich allein darum: 
Entweder wird die Bundesverfassung gehalten oder geändert. 
Alles andere bedeutet Untergrabung unseres Rechtsstaates. 
In allen angedeuteten Fällen war reichlich Zeit, eine Ver- 
fassungsbestimmung zu revidieren. Aber es ist leichter, 
Gesetze zu umgehen, als sie zu verbessern. Diesen leichten 
Weg hat unsere Politik vorgezogen. Wo man sich der 
Annahme durch das Volk sicher fühlte, wagte man die 
Verfassungsrevision (z. B. bei der einmaligen Kriegssteuer, 
an welche nur wenige Prozente der Bevölkerung zu bezahlen 
hatten). Da hingegen, wo man sich nicht sicher fühlte, wo 
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vielmehr Kampf in Aussicht stand (wie beim Benzinzoll), 
wagte man den Verfassungsbruch auf Grund der bundesrät- 
lichen Diktatur. 

Wie weit die Begriffsverwirrung gediehen ist, zeigt eine 
Rede im Nationalrat (Sten. Bull. 1925, S. 667). Der frei- 
sinnige Redner hat festgestellt, das Getreidemonopol be- 
stehe „ohne verfassungsmäßige Grundlage“. Die logische 
Konsequenz war also, daß der Herr Nationalrat seine unver- 
zügliche Abschaffung fordere. Aber eine neue Logik hat in 
unserm Parlament Platz gegriffen. Ueber die Beseitigung, 
meinte der Herr Nationalrat, ‚kann nur durch einen klaren 
Volksentscheid entschieden werden“. Also die Aufhebung 
der Verfassung geschah durch Gewaltakt der Regierung, 
die Abschaffung des Gewaltaktes der Regierung dagegen 
bedarf der Abstimmung des Souveräns! 

Die Möglichkeit besteht nicht, die von Bundesorganen 
verschuldeten Verfassungsbrüche durch einen objektiven 
Richter feststellen zu lassen. Das Urteil darüber, ob etwas 
verfassungsmäßig oder verfassungswidrig sei, wird den 
politischen Leidenschaften anheimgegeben. Wohl haben 
wir ein Bundesgericht, das den Bürger in seinen verfassungs- 
mäßigen Rechten schützt. Aber es darf dies nur tun, so- 
lange dieselben von Kantonen verletzt werden. Sobald da- 
gegen der Bürger ‚auf eidgenössisches Rechtsgebiet über- 
tritt, ist für ihn kein erzwingbarer Schutz mehr da. Er 
hängt vom guten Willen derer ab, die sein Recht verletzt 
haben. Er kann Vorstellungen an die Behörden richten, 
durch einflußreiche Leute vorstellig werden, aber ob ihm 
dann Recht wird, liegt in der Entscheidung derselben Be- 
hörden, die in ihren Erlassen sein Recht unbeachtet ließen.... 
Es ist das eine Lücke, auf die man schon 1848 verwies und 
die man in der Union drüben über dem Ozean einst beseitigt 
hat‘ (Ständerat Isler, Sten. Bull. 1912, S. 67). 

Aber nicht nur ist der Bundesrat dem Bundesgericht 
hinsichtlich seiner Verpflichtung, die Verfassung zu halten, 
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nicht unterstellt, sondern er stellt sich je nach Opportunität 
selbst in solchen Materien über das Bundesgericht, welche 
verfassungsmäßig der obersten Gerichtsinstanz zustehen. So 
hat der Bundesrat ein bundesgerichtliches Urteil betreffend 


Arrestlegung auf das Vermögen fremder Staaten einfach 
‚ aufgehoben. Er sah in dem Urteil ‚eine Gefahr für die 


schweizerischen Interessen‘, „indem durch eine solche Ge- 
richtspraxis unangenehme Zwischenfälle mit fremden Staaten 
herbeigeführt werden könnten“ (Vgl. Nationalrat von Streng, 
Sten. Bull. 1924, S. 134). Niemand nimmt die Behauptung 
ernst, daß es die Sorge um das Völkerrecht gewesen sei, 
welche den Bundesrat getrieben habe, in die Befugnisse 
des Bundesgerichtes einzugreifen. 

Wenn in unserem Rechtsstaat dieBundesverfassung schutz- 
los ist, wie könnte die Schweiz die Kraft finden, im Völkerbund 
dafür einzutreten, daß von dessen Organen das Völkerbunds- 
statut gehalten werde! Auch im Völkerbund nämlich, welcher 
angeblich ein Hort des Rechtes ist, wird, ganz wie bei uns, 
die eigene Verfassung ignoriert, wenn es opportun erscheint. 
Der norwegische Delegierte Nansen protestierte in feierlicher 
Weise dagegen, daß die Aufnahme Deutschlands unter Ver- 
letzung derVölkerbundssatzung vor sich ging. Nachdem dieses 
Traktandum jahrelang dilatorisch behandelt worden war, 


 pressierte es dann auf einmal so sehr — wer erinnert sich nicht 


an Beispiele unserer eigenen Politik ?—daß sich die Aufnahme 
in größter Eile und ohne Rücksicht auf die Bestimmungen der 
Satzung vollziehen mußte. Nansen forderte die Völkerbunds- 
delegierten auf, ‚‚inskünftig entschiedener über die Verfassung 
des Bundes zu wachen (Beifall)“. Auch derschwedische Außen- 
minister „erklärte das vom Bureau der Versammlung einge- 
schlagene Verfahren als der Verfassung des Völkerbundes wi- 
dersprechend. Seine Regierung erhebe dagegen Einspruch“. 


Ebenso konnte es sich nach Ansicht des holländischen Dele- 


gierten Loudon nur darum handeln, ‚‚dem kleineren von zwei 
Uebeln den Vorzug zu geben“ (N.Z.Z.8.10. 1926). 
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Nationalrat Feigenwinter hat in den großen parlamen- 
tarischen Debatten von 1918 daran erinnert, daß esim Art.7 
des nationalrätlichen Reglementes heißt: „Ich schwöre vor f 
Gott dem Allmächtigen..., die Verfassung und Gesetze 
des Bundes treu und wahr zu halten“ (Sten. Bull. Nat. 
Rat. 1918, S. 470). Dies gilt schon für die Parlamentarier, 


wie viel mehr für die aus ihrer Mitte auf die Regierungs- 
sessel Gehobenen. Die gleichen Politiker, welche tagtäglich 
kühlen Blutes die Verfassung mit Füßen getreten oder um- 
gangen, behandelten Mitglieder des Oltener Komitees als 
Hochverräter, weil dieselben in einem Momente politischer 
Erregung ihre Ueberzeugung über die Unantastbarkeit der 
Verfassung gesetzt. 

„Soll die Bundesverfassung den Charakter eines Grund- 
gesetzes nicht vollends verlieren‘, so dürfen, meint Fleiner, 
Initiativbegehren des Volkes, welche „ganze Gesetzent- 
würfe enthalten“, nicht als Verfassungsinitiativen gelten. 


Die Kriegssteuerartikel der Verfassung sind aber für sich 


allein je acht bis dreizehn Seiten lang und wurden doch auf 
Antrag der Behörden eingeschoben. Wir neigen zu der An- 
sicht, daß, soll die Bundesverfassung den Charakter eines 
Grundgesetzes nicht vollends verlieren, Bundesrat und Par- 


lament wieder Achtung vor dem Grundgesetz und vor dem 


eigenen Gelübde an den Tag legen sollten. 


VERWALTUNGSGERICHT 


Die Unzufriedenheit über die Willkürherrschaft im Bun- 


despalais hat insbesondere gegen Schluß des Krieges und 
in der ersten Nachkriegszeit einen Grad erreicht, daß man 


unmittelbar vor einer ernsthaften Reform der Verwaltungs- 


gerichtsbarkeit zu stehen glaubte. 
Das Fehlen eines unabhängigen Verwaltungsgerichtes 
schädigte auch unser Ansehen im Ausland. Direktor König 


sagte zu Hilterfingen aus, daß die französischen Versi- 
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cherungsgesellschaften deshalb vor allem gegen das Kau- 
 tionsgesetz Stellung nahmen, weil sie die Willkür des Bun- 
desrates fürchteten. ‚Sie sahen in den weitgehenden Voll- 
' machten, die dem Bundesrat durch das Kautionsgesetz 
eingeräumt werden sollten, ohne daß gegen dessen Entschei- 
dung ein Rekurs an eine unabhängige Instanz vorgesehen 
war, eine große Gefahr‘ (Hilterfinger Protokoll, S. 15). 

Trotz der kaum zu überbietenden Willkür unserer obersten 
‚ Administration wollten gewisse reaktionäre Kreise durch die 
 Schutzhaftinitiative auch die persönliche Freiheit des ein- 
zelnen Bürgers der behördlichen Willkür preisgeben. Diese 
 Angstinitiative wurde aber vom Schweizervolk auf Antrag 
des Bundesrates verworfen. 

Seit Jahrzehnten haben gerechtfühlende Männer ver- 
schiedener Richtungen, insbesondere hervorragende Juristen 
‚der herrschenden Parteien, ein Verwaltungsgericht, ein- 
‚schließlich Disziplinargericht, verlangt. So hat im Jahre 
1912 (Sten. Bull. Ständerat S.60/1) der nachmalige Chef des 
Volkswirtschaftsdepartements ausgeführt, „daß das ganze 
große und täglich größer werdende Gebiet des eidgenös- 
sischen Verwaltungsrechtes soweit dessen Vollziehung in 
‚die Hand der eidgenössischen Verwaltungsbehörden selbst 
gelegt ist, des gerichtlichen Rechtsschutzes entbehrt. Wohl 
‚ist die Beschwerde zulässig bis an den Bundesrat. Allein 
‚dieser ist seiner ganzen staatsrechtlichen Stellung nach 
‚nicht Richter, sondern selbst Verwalter; er kann also nicht 
über die Ansprüche der Einzelnen aus dem öffentlichen 
‚Rechte urteilen“. Der Importeur z. B. hat die Pflicht, Zoll 
„zu bezahlen; aber er soll sich auch gegen eine zu hohe 
‚Forderung des Bundes auflehnen können. In dieser Bezie- 
"hung mangelt heute jeder Rechtsschutz. Die Verwaltungs- 
'behörden, in letzter Linie formell der Bundesrat, entschei- 
‚den, was als Zoll zu bezahlen ist, und wenn der Bundes- 
rat bei der Beurteilung einer Differenz noch so entgegen- 
kommend ist, so wird ihm der Zollzahler stets entgegen- 
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halten können, daß die Bundesbehörde eigentlich zugleich 
der fiskalische Vertreter und Verwalter des Bundes sei. 
Der Spruch wird also fast stets mit einem gewissen Miß- 
trauen aufgenommen werden, und wird nicht die Autorität | 
eines unparteiischen Richterspruches haben“. 

Herr Ständerat Usteri hat das Verwaltungsgericht mit | 
folgenden Worten verteidigt: „Die sachliche Begründung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit... liegt in dem Stärkever- 
hältnis des einzelnen Bürgers auf der einen Seite und auf 
der andern Seite des gewaltigen Gewichtes der an Zahl und‘ 
Macht stets sich mehrenden Bundesbeamten, deren be- 
schränkte Amtsdauer und periodische Neuwahl aus einer 
Sache der Volksfreiheit fast zu einer Formsache geworden 
ist“ (Sten. Bull. Ständerat 1912, S. 52). | 

Selbst der spätere Promotor der reaktionären Lex Häber- 
lin hatte als Nationalrat Worte gefunden, welche ein unab- 
hängiges Verwaltungsgericht als selbstverständlichen Aus- 
fluß eines auf Gerechtigkeit fußenden Staates erscheinen] 
lassen: „Welches ist nun das Mittel, um der Verwaltungswill- | 
kür und noch mehr dem Scheine der Verwaltungswillkür 
entgegenzutreten? Das Rezept ist längst gefunden; der 
Müller von Sanssouci hat die Formel geprägt: ‚Es gibt noch" 
Richter in Berlin‘ oder ins Helvetische übersetzt: ‚Ich kann. 
mich darauf verlassen, daß es eine unabhängige Stelle in der‘ 
Eidgenossenschaft gibt, die mich vor Willkür schützt‘; das j 
ist das Gefühl, welches jeden Eidgenossen durchdringen 
muß‘ (Sten. Bull. Nat. Rat. 1914, S. 129). | 

„Niemand mehr als wir Anwälte‘, sagte Ständerat’ 
Isler, „empfanden schon lange das Bedürfnis nach einem‘ 
eidgenössischen Verwaltungsgerichtshof. Von ihnen ist. 
er seit Jahren nicht nur verlangt, sondern ersehnt worden. 
Jetzt, wo er kommt, ist er eine Enttäuschung. Mein Nach- 
bar hat gesagt, als er das Gutachten gelesen und die Kom- 
petenzzusammenstellung, habe sie ihn an eine dürre Heide 
gemahnt. Warum das? Es sind nur Splitter da, der große 
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Gedanke fehlt... Wir haben etwas erhofft, was 1848 schon 
| verlangt war, und damals preisgegeben wurde und heute 
wieder nicht kommt“ (Sten. Bull. Ständerat 1912, S. 67). 

Mit Wärme traten sozialpolitisch eingestellte Parlamen- 
_ tarier speziell für das Disziplinargericht ein, welches auch 
' die Bundesbeamten vor Willkür schützen sollte (Vergl. z. B. 
-Sten. Bull. Nat. Rat. 1914, S. 137 und 148). 

Verwaltungs- und Disziplinargericht bedeuten nicht 
nur einen Schutz vor bundesrätlicher Willkür, sondern in 
noch viel höherem Maße einen solchen vor schlimmsten 
' Auswüchsen der Sekretärwirtschaft. Wenn schon vor dem 
Krieg die Notwendigkeit hierfür klar erkannt war, so ist 
_ leicht, sich vorzustellen, wie viele von den nach der Verfas- 
' sung dem Bundesrat zustehenden verwaltungsgerichtlichen 
Entscheiden während und seit der Kriegszeit wirklich vom 
Bundesrat studiert und gefällt wurden. 1913 sagte ein späterer 
Bundesrat (Sten. Bull. Nat. Rat S. 360), das Volk sei nicht 
zufrieden, wenn es hören müsse: „Der Entscheid über meine 
_ wichtigsten Angelegenheiten ist eigentlich nicht vom Bun- 
_ desrat gefällt worden, sondern vom Departementschef, vom 
Abteilungschef, vom Sekretär, vom ‚Kammerherrn‘, wie er 
| genannt wurde. Das ist richtig. Da wird das Volk sofort 
mißtrauisch und erklärt: wir wollen nicht der Willkür un- 
_ terer Organe ausgeliefert sein... Was wollen wir dem 
| gegenübersetzen?... ein Verwaltungsgericht und ein Dis- 
; ziplinargericht... Das ist das Sicherheitsventil gegen den 
Mißbrauch der Entlastung des Bundesrates“. Es „muß eine 
andere Instanz korrigierend eingreifen können und zwar 
' keine... Verwaltungsinstanz, sondern eine unabhängige, ge- 
| richtliche Instanz, ein Verwaltungsgericht in materiellen 
Sachen, ein Disziplinargericht in Disziplinarsachen“. 

So wurde denn die Bundesverfassungsrevision betreffend 
Schaffung einesVerwaltungs- und Disziplinargerichtes von der 
Bundesversammlung und vom Volk im Verlaufe des Jahres 
1914 angenommen, im Nationalrat mit 110 gegen 1 Stimme. 
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Die spätern Bundesräte behielten aber offenbar nicht 
gleich viel Interesse an der Verwirklichung der Reform, 
wie sie als Parlamentarier an den Tag gelegt hatten. 
Anderthalb Jahrzehnte blieb der Verfassungsartikel unaus- 
geführt. Und als dann das Verwaltungsgericht mit dila- 
torischen Mitteln nicht mehr zu vermeiden war, änderte 
der Bundesrat die Taktik, um die unerwünschte Macht- } 
einbuße von sich abzuwenden. Er hat die sentimentale 
Saite aufgezogen. Der Bundesrat sei ja nicht gegen ein 
Verwaltungsgericht, das die Entscheidungen unterer Stellen 
nachprüfe. Aber es sei mit der Würde der obersten Landes- | 
behörde nicht vereinbar, daß Verwaltungsmaßnahmen des ' 
Bundesrates durch ein Gericht auf ihre Rechtmäßigkeit ge- 
prüft werden. Durch den Kunstgriff der Enumerations- 
methode suchte er zu vermeiden, sich dem Rechte unter- 
stellen zu müssen. 

Das kaufmännische Direktorium von St. Gallen z.B, 
wie wohl alle sachlich Denkenden, sind anderer Ansicht. j 
Das Direktorium ist für die Weiterziehbarkeit der Ent- 
scheidungen des Gesamtbundesrates an das Verwaltungs- | 
gericht eingetreten, wie sie im vierten Fleinerschen Vorent- \ 
wurf enthalten ist (N. Z.Z. 13. 11. 1925). Indessen hat es 
in den verschiedenen Debatten immer wieder Schmeichler 
des Bundesrates gegeben, welche ‘den Prestigestandpunkt 
über den demokratischen Rechtsstaat setzten. | 


N 
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1918 wurde eine Totalrevision der Bundesverfassung von 
den herrschenden Kreisen mit dem Argument bekämpft, \ 
„es dürfe die Vornahme einer Totalrevision auf keinen \ 
Fall die Durchführung der sozialen Reformen verzögern‘. 
Ungefähr gleichzeitig hat der Chef des Volkswirtschafts- 
departements in der radikal-demokratischen Gruppe der N 
Bundesversammlung gesagt, angesichts der Totalrevision 
der Weltwirtschaft frage es sich, ‚ob gleichzeitig eine 
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 Totalrevision unserer schweizerischen Bundesverfassung 
 nebenhergehen kann, ohne daß die eine oder andere Frage 
für uns Schaden leidet. Woher soll man bei uns die Kraft 
nehmen“ rief er aus, „wenn diese beiden Aufgaben zu gleicher 
Zeit an uns herantreten ?“ (N. Z. Z. 22. 12. 1918). Seither 
ist bald ein Jahrzehnt verstrichen und wir haben weder 
‚Sozial- und Wirtschaftsreform noch die Bundesverfassungs- 
reform. Alle jene Einwände gegen eine Totalrevision, so- 
weit sie nicht im Eingeständnis bestanden, daß man selber 
_ nicht wisse, was man mit der Verfassungsrevision wolle, haben 
sich als bloße Ausflüchte erwiesen. 

| Im fortwährenden kleinlichen Korrigieren und Ergän- 
' zen der Bundesverfassung kommt ein Mangel an Stetig- 
' keit zum Ausdruck. Die Verfassung von Nordamerika, 
welche einem halben Kontinent politische Ordnung gewährt, 
wurde während anderthalb Jahrhunderten durchschnittlich 
einmal im Jahrzehnt geändert. Bei uns dagegen wurde seit 
der Totalrevision von 1874 durchschnittlich eine Verfassungs- 
änderung in zwei Jahren vorgenommen. 

Dem Schweizervolk stellt sich zunächst die Aufgabe, 
seiner Rechtsgrundlage einen Inhalt von ausreichender 
Zweckmäßigkeit zu geben, so daß sie wert wird, gehalten zu 
werden. Wenn eine Partialrevision vorgenommen wird, so 
kann dieselbe vernünftigerweise nur die Reform der Spitze 
betreffen, aus welcher sich dann die Detailreformen in zweck- 
mäßiger Folge ergeben. 
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Ill. POLITISCHE AUFGABEN 


„Ce qui manque le plus A notre vie 
politique .... c’est le sentiment de la 
dURcen ae. quifait lesgrandes @uvres 
et qui differencie ’homme d’etat du 
simple politicien“. 

Perrier, Nationalrat 


„Es gibt keine eidgenössische Politik‘, hat Landammann 


 Blumer ausgerufen, als er sah, daß schon sein bescheidener 
_ Anlauf, durch dreijährige Amtszeit des Bundespräsidenten 
_ unserer Verwaltung wenigstens einigermaßen einen Kopf 
' zu geben, „den Einwendungen einer falsch verstandenen 


Demokratie‘ von vorneherein geopfert war. Und doch 


_ hatte er keinen anderen Wunsch, als daß man „in Zukunft 


auch einmal von einer eidgenössischen Politik reden‘ könne 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1913, S. 348). Landammann Blumer 
ist tot. Aber sein Wunsch lebt reger als je. 

Als Nationalrat de Rabours das Wesen des bundes- 
rätlichen Geschäftsberichtes 1924 beleuchtete (Sten. Bull. 
Nat. Rat 1925, S. 450) und die Abwesenheit jeder dominie- 
renden Linie feststellte, bemerkte er u. a.: „Et je vois M. le 
representant du Conseil Federal qui fait un geste lasse. En 
effet, on est ennemi des idees generales au Conseil Federal... 


tout est rempli de statistiques, d’austeres statistiques, de . 


chiffres ennuyeux: c’est un rapport bureaucratique au 
premier chef et je ne trouve nulle part la marque et le sceau 
— que j’eusse aime y voir — de chacun des chefs de departe- 
ment, a defaut de la marque et du sceau du Conseil Federal 
lui-m&me... Si nos descendants veulent, a un moment 
donne, &tre renseignes sur l’&poque que nous vivons, et 
qu’ils ne trouvent que les textes fournis par ce rapport, ils 
conteraient une histoire bien pietre de notre temps; il leur 
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serait impossible de se rendre compte de ce qu’ont £te les 
volontes du gouvernement dans les heures difficiles de l’apres- 
guerre‘“. 

Wir gehen mit diesen Ausführungen bis auf den Vor- 
wurf einig, daß spätere Generationen aus den Geschäfts- 
berichten des Bundesrates das Wesentliche unserer heutigen 
Politik nicht ersehen können. Im Gegenteil könnten sie 
aus gar keinem anderen historischen Dokument so gut ent- 
nehmen, wie sehr unsere heutige Politik der staatsmänni- 
schen Linie entbehrt. 
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1. BEVÖLKERUNG. 


„Wer Gott nicht fürchtet, dem ist 
keine Uebeltat zu groß“, 
Pestalozzi, 


Die Bevölkerungsfragen sind bei uns vernachlässigt 
| worden. Für alles hatte unsere Bundesbureaukratie Geld 
' außer für die wichtigsten Fragen der Bevölkerungspolitik. 
Und doch ist diese das Zentrum aller Politik. Aus dem 
Leuchten in den Augen der Knaben hat Dubs die Zukunft des 
Landes ersehen. Nicht von günstigen Grenzen, nicht von 
Oelfeldern und Goldgruben hängt dessen Wohl ab, sondern 
von der Tüchtigkeit seiner Bewohner. Bevölkerungspolitik 
ist die beste Wirtschaftspolitik, die beste Finanz- und wenn 
' es sein muß, Militärpolitik. Sie ist die Voraussetzung von 
' ihnen allen. 


DEUTSCHE LEBENSVERSICHERUNGEN 


In der Versicherungsfrage konnte der Staat entweder 
dem Einzelnen, wie bei andern Geschäften, die Wahr- 
nehmung seiner Interessen überlassen, oder für die Ver- 
sicherten sorgen. Die Schweiz hat einen dritten Weg ge- 
' wählt, den der Halbheiten. Es wurde ein Amt errichtet 
‚in einem stattlichen Hause an erster Lage der Bundes- 
hauptstadt. Ein ganzer Berg von Drucksachen betr. die 
| Beaufsichtigung des Versicherungswesens wurde angelegt: 
Gesetze und Protokolle, Berichte und Botschaften, An- 
klage- und Verteidigungsschriften. Nur einen Schutz der 
Versicherten gab es nicht. Die Sache endete mit einem 
Hundert-Millionen-Verlust, von welchem die schweizerische 
Regierung auf Rechnung der Steuerzahler an die 25 Millionen 
großmütig übernahm. 
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Niemand ist für diese bedauerliche Entwicklung verant- 
wortlich, jedenfalls nicht das Versicherungsamt. Schon 1904 
hatte es die Wünschbarkeit der Hinterlegung der Prämien- 
reserven in vorwiegend einheimischen Titeln analog einiger 
ausländischer Gesetze betont. Es hatte sogar schon damals | 
zwei große New Yorker Gesellschaften zur Hinterlegung in 
schweizerischen und risikoverteilenden Werten veranlaßt. 
Weil New York von Bern weiter weg ist als Berlin, hielt 
unser Versicherungsamt diese Vorsicht gerade gegenüber 
Dollarwerten am nötigsten! Wohl sah schon 1910 der Ver- 
sicherungsmathematiker und jetzige Direktor des Amtes, Herr 
Dumas, die Gefahr der einseitigen Anlage unserer Deckungs- 
kapitalien und die Möglichkeit einer Währungskatastrophe 
nach historischen Beispielen im Falle eines europäischen 
Krieges voraus und veröffentlichte die im Auftrage des Ver- 
sicherungsamtes verfaßte Arbeit. In einem bureaukratischen 
System dienen aber Mahnungen nur zur Vermehrung der 
Akten. 

Auch die Regierung war nicht rechtlich verantwortlich. 
Das ergab sich zu Hilterfingen auf Grund des Verantwort- 
lichkeitsgesetzes von 1850. Ja, als sich die Aufregung im 
Volke etwas gelegt hatte, bestritt man von offizieller Seite 
auch noch die moralische Verantwortung. Mit den 25 Mil- 
lionen Subvention wollte man ein großes humanitäres Werk 
getan haben, während dieselben nach anderer Auffassung 
mehr zur Beschwichtigung der aufgeregten öffentlichen Mei- 
nung dienten. Viele Jahre lang war es in der Schweiz ‚„un- 
möglich‘ gewesen, von allen Gesellschaften Deponierung zu 
verlangen. Durch Bundesbeschluß vom 5. Oktober 1915 
wurde es dann auf einmal möglich. Als es den deutschen 
Versicherungsgesellschaften zur Durchführung eines elemen- 
taren Finanzgrundsatzes der Versicherungsbranche vor dem 
Weltkriege geradezu ein Dienst gewesen wäre, ihre schwei- 
zerischen Risiken in Schweizerfranken decken zu können, 
wurde sogar auf von Vertretern deutscher Gesellschaf- 
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ten gemachte Anregungen nicht eingetreten, obschon die 
deutsche Gesetzgebung ausdrücklich diesen Fall vorbehalten 
hatte. Aus Furcht vor ‚„Repressalien‘ hatte der Bundesrat 
nicht einmal den Mut, die Umwandlung wenigstens am 
Anfang des Krieges zu verlangen, als es noch ohne wesent- 
lichen Schaden möglich gewesen wäre, und sich einzelne 
deutsche Gesellschaften bei ihrer Devisenzentrale darum 
bemühten. Als es dann aber für die ausländischen Gesell- 
schaften eine Verlegenheit bedeutete, ihre Markwerte in 
Frankenwerte umzuwandeln, da verlangte es der Bundesrat. 
Bei den französischen Gesellschaften, welche entsprechend 
behandelt wurden, machte dieses unfreundliche Verhalten 
besonders böses Blut. Die englische Gesellschaft Union Life 
sorgte für ihre deutschen Versicherten besser als der schwei- 
zerische Bundesrat für die Schweizer, indem sie gegen die 
deutsche Gesetzesvorschrift die Prämienreserven in Pfund- 
werten anlegte und daher freiwillig die Elsaß-Lothringi- 
schen Markpolicen in französischen Franken, statt in ent- 
werteter Papiermark ausbezahlen konnte. 

Auch das Parlament ist nicht verantwortlich. 1885 
hatte der Nationalrat den Antrag Herrn Forrers verworfen, 
von den ausländischen Gesellschaften für die Erfüllung 
ihrer Verbindlichkeiten eine hohe, dem Bundesrat zu hinter- 
legende Kaution zu verlangen. Obschon das geringe Zu- 
fallsmehr geradezu einlud, von überzeugter Seite auf diese 
Frage zurückzukommen, geschah es nicht; aber drei Jahr- 
zehnte darauf begannen sich die Folgen dieser Gleichgültig- 
keit geltend zu machen. 1916 nahm die Bundesversammlung 
auf Grund eines -Antrages des Bundesrates die Deckungs- 
frage wieder auf, verschleppte sie aber zweieinhalb Jahre, 
d.h. bis es zu spät war. 

Zu Hilterfingen, wo vor den Augen der Nation die Ver- 
antwortlichkeit geprüft werden sollte, erschien der Ver- 
treter des Bundesrates als Ehrengast statt auf der Anklage- 
bank, und seine Mitschuldigen, eine Delegation des Parla- 
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ments, saßen auf dem Richterstuhle. Nachdem die Gefahr 
einer prozessualen Verfolgung der Hauptschuldigen beseitigt 
war, wurden die Forderungen der zu Schaden Gekommenen 
ins Prokrustesbett gelegt. Man versteifte sich rücksichtslos 
auf die starre Grenze von 25 Millionen. Im Hinblick auf 
die notwendige Sanierung der Finanzen konnten große, auch 
von gouvernementaler Seite anerkannte Härten nicht ver- 
mieden werden. Ja, nicht einmal die nachträglichen Ein- 
gänge aus den Forderungen auf die deutschen Versicherungs- 
gesellschaften, welche sich auf Millionen beliefen, durften 
zur Ausgleichung solcher Härten Verwendung finden. Wem 
das Geld durch die Finger rinnt, der hat jedesmal keines, 
wenn es am nötigsten ist. 

So bleibt schließlich am Unglück, welches Tausende 
von Versicherten betroffen, niemand als der Souverän 
selber schuld. Weil er sich bis jetzt wohl dazu fähig erwies, 
in Wirtshäusern und Zeitungen über Regierung und Beamte 
zu schimpfen, aber unfähig dazu, das bureaukratische Sy- 
stem zu beseitigen, welches über die einzelnen Menschen 
hinweg an solchen Vorkommnissen schuld ist, darum muß 
das Volk selber die Konsequenzen seiner organisatorischen 
Denkweise tragen. Bedauerlich ist nur, daß die Machthaber 
unter solchen Verlusten am wenigsten leiden, die Wehr- 
losesten im Volke dagegen, die Witwen und Waisen, am 
meisten. 


ALTERS- UND INVALIDEN-VERSICHERUNG 


Bismarck hatte schon anfangs der 90er Jahre des letzten 
Jahrhunderts gewußt, daß die Sozialversicherung ein ge- 
eignetes Präventivmittel gegen revolutionäre Angriffe auf 
die Grundlagen des Staates ist. Die Attentate gegen den 
Souverän des Deutschen Reichs hatte er nicht nur mit 
scharfen Repressalien gegen Links beantwortet, sondern 
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‚außerdem eine umfassende Invalidenversicherung mit weit- 
' blickendem Kampf gegen die wichtigsten Ursachen der 
"Invalidität, wie die Tuberkulose, gegründet. Während die 
" Mittel der Gewalt ihren Zweck über den Moment hinaus 
' verfehlten, erwies sich die Sozialversicherung als wirkungs- 
vollster Kitt des Reiches in schweren Stunden äußerer und 
' innerer Not. Nachdem durch eine gnädige Fügung die 
Schweiz vom Weltkrieg verschont geblieben und die Olte- 
ner Aktion durch die klug ausgewählten Freiburger- und 
Luzerner Regimenter niedergeschlagen war, mußte selbst 
' eine Regierung, welche aus Opportunität zu handeln pflegt, 
einsehen, daß der Moment für die Durchführung der Sozial- 
versicherung gekommen war. 

| Was nun aber geschah, beschrieb im September 1924 
der Republikaner Rusch wie folgt: Der Bundesrat habe 1918 
erklärt, die ausgebaute Sozialversicherung „solle das Denk- 
mal des Schweizervolkes dafür werden zum Danke, daß der 
| Allmächtige unser Land vom Weltkrieg verschont habe. 
Diese Tatsache verdiene in einer Institution von dauerndem 
Werte gewürdigt zu werden, und die hiefür nötigen Opfer 
seien nur ein gerechtes Entgelt für eine seltene Gnade in 
glücklichem Schicksal. Die gleichen Herren, die damals 
so auffallend fromm einen großen Gedanken begründeten, 
wollen von diesem Dank an Gott heute nichts mehr wissen. 
Sie haben es wie selbiger Schwabe, der, mit seinem Nauen 
auf dem Bodensee in Sturm geraten, der Muttergottes von 
Einsiedeln eine pfündige Kerze versprochen hat, und als 
der Sturm sich dann legte und er heil an sein Bord kam, 
meinte: ‚Jetz hab i aber schon so ne Angst ausgestanden 
auf dem See, daß i meiner Lebtag nimmer drüber fahr‘ 
— und damit kam er eben auch nie nach Einsiedeln und 
die Madonna hat seine Pfundkerze nie gesehen. Bedroht vom 
Sturm der Revolution anno 1918 machten die Herren Bun- 
desräte mit bebendem Hosenboden ihre heiligen Gelübde. 
Als das Gewitter vorüber, und das sichere Bord der Reaktion 
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erreicht war, da wurde aus der Pfundkerze einer Alters- 
und Hinterbliebenenversicherung das armselige Stummel- 
lichtlein eines Verfassungsartikels ohne Oel. Statt des 
großen charitativen Denkmals baute man überall im Lande 
Soldatendenkmäler, und statt gegebene Versprechen zu 
halten, feiert man Schützenfeste“., 

In jenen bewegten Sitzungen vom Anfang 1919 hatte 
es sich in der Tat gut ausgenommen, von der Annäherung 
der Klassen auf der Basis christlicher Brüderlichkeit, von 
der wahren Solidarität zu reden und dafür lebhafte Bravos 
einzuheimsen (Sten. Bull. Nat. Rat 1919, S. 295), nachdem 
schon Jahrzehnte lang der Gedanke der Sozialversicherung 
der Verwirklichung geharrt hatte. Hauptsächlich um die 
Finanzierung des bundesrätlichen Vorschlages einer ‚„In- 
validitäts-, Alters- und Hinterlassenenversicherung‘“ (Bot- 
schaft vom 21. 6. 1919) nicht zu gefährden, wurde die Ini- 
tiative Rothenberger vom Bundesrat zur Verwerfung emp- 
fohlen (Bundesratsbericht 18. 5. 1920). Vier Jahre darauf 
wurde dann aber erklärt, „daß im Hinblick auf die Finanz- 
lage von Bund und Kantonen der Plan einer gleichzeitigen 
Verwirklichung der Alters-, Hinterbliebenen- und Invaliden- 
versicherung fallen gelassen und die Altersversicherung al- 
lein als erste Aufgabe ins Auge gefaßt werden müsse“. Schon 
war es nur die opportunistische Rücksichtnahme auf die Ab- 
neigung des Volkes gegen „eine Altersversicherung ohne 
Hinterbliebenenversicherung“, welche die letztere noch auf- 
recht erhalten ließ. 

Erst als es mit Rücksicht auf die kommenden Parla- 
mentswahlen opportun wurde, dem Unwillen des Volkes 
über den Wortbruch der Regierung die Spitze abzubiegen, 
erinnerte sich der Chef des Volkswirtschaftsdepartements 
wieder: „Auch wir sind von der Idee beseelt, daß es gelte, 
das Alter zu ehren und ihm das Leben, wo das Glück ihm 
nicht beschieden ist, erträglich zu machen“ (Sten. Bull. Nat. 
Rat 1925, S. 224). — Aber die Finanzen! ‚Sie wissen, in 
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welchen Verhältnissen“ der Bund „sich befindet“. Die 
neuen Verbrauchssteuern, die seit dem Juni 1919 als mit 
einer Generalhypothek zugunsten der Sozialversicherung be- 
belastet galten, erwiesen sich immer notwendiger schon zur 
Ausgleichung des gewöhnlichen Budgets. 

Merkwürdigerweise war es wieder gerade einige Monate 
vor den Parlamentswahlen, im Juni 1928, als der Chef des 
_ Volkswirtschaftsdepartements sich von neuem zu einer gros- 
sen Rede über die kommende Realisation der Alters- und 
_ Hinterbliebenen -Versicherung gedrängt fühlte (N. Z. Z. 
13./14. 6. 1928). Diese Rede schließt zwar mit den Worten: 
„Die Stunde ist gekommen, um zu handeln“. Aber da ein 
Monat vorher (N. Z. Z. 6. 5. 1928) der Beschluß des Bundes- 
rates verkündet worden war, daß der Stiftung Pro Senectute 
jährlich 400,000 Franken aus der Bundeskasse für Almosen 
an unbemittelte Greise und Greisinnen ausgerichtet werden 
sollen, so scheint der Wille der Regierung zu unverzüglicher 
Realisation des Versicherungsprojekts wieder nicht unum- 
stößlich zu sein. 


FÜRSORGE UND ERZIEHUNG 


Ein leuchtendes Beispiel richtiger Fürsorgetätigkeit bietet 
die Entwicklung der Strafanstalt Witzwil, im bernischen 
Seeland. In den 90er Jahren hatte eine Aktiengesellschaft, 
an deren Spitze protektionsweise der Sohn eines bekannten 
Politikers und Bankgründers gestanden, bei der Urbar- 
machung des großen Moores trotz ihren reichen Geldmit- 
teln Schiffbruch gelitten. Auf den Trümmern dieses ver- 
fehlten Unternehmens vollbrachte Kellerhals, noch heute 
Direktor der Anstalt, mit Sträflingen ein großes Werk 
produktiver und zugleich erzieherisch-fürsorglicher Arbeit. 
Ueber tausend Jucharten fruchtbares Land sind dem Morast 
abgewonnen worden. Mächtige, von den Sträflingen selber 
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im Laufe der Jahrzehnte erbaute Scheunen geben gegen 
tausend Stück Großvieh und einer großen Zahl Schweinen 
Obdach und bergen diereichen Getreideernten. Die Kehricht- 
abfuhr der Stadt Bern findet hier in allen Teilen nützliche 
Verwendung: die Düngerstoffe zur Steigerung des Bodener- 


trages, die Scherben zur Errichtung eines Dammes, um da- 


hinter durch Auffüllung dem See neue große Flächen frucht- 


baren Landes abzugewinnen. Kellerhals kaufte im rich- 
tigen Moment für die Sömmerung des Anstaltsviehs eine | 
ausgedehnte Alp im Simmental. So wurden durch eine An- 
stalt, welche sonst üblicherweise den Staat jährlich Hundert- 
tausende kostet, Werte von mehreren Millionen geschaffen. 
Ueber die Verzinsung des Anlagekapitals hinaus wirft dieses 


Korrektionshaus 100—200,000 Franken pro Jahr ab. 
Was ‘für Strafvollzug und Heilpädagogik gilt, enthält 


wertvolle Gesichtspunkte für die Erziehung überhaupt. 
Die Idee Pestalozzis, die Kinder durch produktive Arbeit 


dem Leben zuzuführen, war gut. Die Lehrlingsausbildung 
bei Gebrüder Sulzer, die Bosch- und Fordschulen unter- 
streichen den Gedanken, daß eine Verbindung von Theorie 


und Praxis zur Erreichung der bestmöglichen Resultate för- 


derlich ist. 


Schon dem Kinde sollte die Gelegenheit geboten werden, 


ein nützliches Glied der menschlichen Gemeinschaft zu sein. 


So hätte die Schweizerjugend der Landwirtschaft einen wert- 


vollen Dienst leisten können, wenn sie im letzten Flugjahr 
die Maikäfer systematisch ausgerottet hätte, wie dies in 
Nachbarstaaten zum Teil geschah, aber bei isoliertem Vor- 


gehen keinen durchschlagenden Erfolg haben kann. Von 
hervorragenden Lehrkräften wird uns versichert, daß ge- 
rade von der Lehrerschaft jeder gangbare Weg der Erziehung 
zur Tat gewünscht und unterstützt werde, daß aber das 


Haupthindernis oben, in der Bureaukratie liege. 
Wenn man die Viel- und Halbwisserei betrachtet, welche 
in weiten Kreisen unseres Volkes Platz gegriffen hat, so 
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sucht man unwillkürlich nach einfachen Zielen. Durch 
die Vielheit des modernen Wissens sollte der Mensch zur 
Einheit des Wesens durchdringen. Vielleicht gab es nie eine 
Zeit, für welche die römische Forderung so angebracht war: 
Multum non multa. Es kostet die J ugend nachher viel 
Tühe, wenn sie mit Spezialwissen ausgestattet wird, ohne 
daß auch nur ernstlich versucht würde, die Brücke vom 
Wissen zum Leben zu schlagen. Noch gefährlicher ist, eine 
Generation mit intellektuellen Methoden zu versehen, ohne 
sie zugleich zu tiefem Verantwortlichkeitsgefühl zu führen. 
Es kommt dann leicht dazu, daß glänzende Fähigkeiten des 
Geistes nur dazu dienen, im Einzelleben wie in der Politik 
jederzeit den schwächsten Weg mit ausgeklügelten Begrün- 
dungen vor sich selber und der Welt zu rechtfertigen. 

Solche Verirrungen in der Volkserziehung gehen nicht 
spurlos vorüber an der Politik eines Landes. Wie der Schul- 
eister die Kämpfe der folgenden Generation gewinnt, so 
ist er auch in hohem Maße für ihre Niederlagen verantwort- 
lich. Es entspricht dem Intellektualismus unserer Zeit, wenn 
man glaubt, hier mit staatsbürgerlichen Kursen Abhilfe 
schaffen zu können. Erziehung zum Bürger erfolgt am wirk- 
samsten dadurch, daß die Nation von den bedeutendsten 
lännern der Zeit Schritt für Schritt von einer guten Tat zur 
folgenden geführt wird. Die Debatten unseres Parlaments 
über besondere staatsbürgerliche Kurse hingegen haben nur 
gezeigt, daß manche unserer politischen Führer besser zuerst 
selber an ihrer eigenen staatsbürgerlichen Erziehung arbei- 
sen würden, statt der Erziehung der jungen Generation große 
Reden zu widmen. Eine Besserung erst von der kommenden 
‚Generation auf Grund der Erziehung durch die gegenwärtige 
zu erwarten, ist nur als eine jener Ausflüchte zu bewerten, 
welche von sich selber ernsthafte Anstrengung fernhalten will. 
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RECHT AUF ARBEIT 
Bismarck hat das Recht auf Arbeit weitgehend aner- 
kannt. Als ein Staatsmann suchte er die Lösung freilich weder 
in bureaukratischen Regelungen noch in etatistischen Ver- 
suchen, sondern in einer Führung des Staates, welche die 


bestmöglichen Garantien für allgemeine Prosperität bot. 


Unsere Regierungsmänner haben seit Jahrzehnten den um- 


gekehrten Weg verfolgt. In den 90er Jahren wurde das 


Recht auf Arbeit unter großem demagogischem Aufwand 
bekämpft und die Führung des Staates erfolgte in einer 
Weise, welche tüchtige Wirtschafter eher als ein Hindernis 
denn als eine Förderung der Prosperität betrachteten. Fast 
die sämtlichen Einzelpostulate, welche die Initiative ‚Recht 
auf Arbeit‘ enthalten hatte (z. B. kostenloser Arbeitsnach- 
weis), wurden dann zwar sukzessive, wie es opportunistische 
Erwägungen geboten, verwirklicht, aber auf bureaukratische 
Weise. 

Das zeigte sich vorab in der Behandlung der eigentlichen 
Arbeitslosenfrage. Sehr richtig hatte Nationalrat Greulich 
gesagt (Sten. Bull. Nat. Rat. 1904, S. 215): „Wir wollen die 
Arbeiter nicht zu Staatspensionären machen, wahrhaftig, 
wir am allerwenigsten wollen etwa das Gefühl der Selbst- 
verantwortlichkeit schwächen oder unterdrücken... wer 
Rechte beansprucht, muß auch Pflichten auf sich nehmen... 
ich gehöre nicht zu denen, welche eine Republik an den 
Abgrund führen möchten, sondern zu denen, welche die 
Bürger der Republik fähig machen möchten, Republikaner 
und Demokraten zu werden“. 

Unsere Regierung tat im abgelaufenen Jahrzehnt viel, 
um unsere Arbeiter zu verderben. Einmal, indem sie 


dank ihrer Arbeitsmethoden jahrzehntelang 5000 überzäh- 


lige Beamte bei den Bundesbahnen unterhielt und dadurch 
eine Art Arbeitslosigkeit kultivierte, welche nicht in der Sta- 


tistik erscheint, aber umso gefährlicher ist. Als sich dann 


Arbeitslosigkeit anderer Art in großem Maßstabe einstellte, 
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N brachte der Bundesrat den in die Erwerbslosigkeit gewor- 


% 


 fenen Staatsangehörigen nicht viel Verständnis entgegen. Sei- 


 neMaßnahmen liefen in der Hauptsache auf Almosen hinaus. 


Die Subventionen, welche zur Arbeitsbeschaffung gewährt 


- wurden, flossen zum guten Teil, dank einem sonderbaren Sub- 
_ missionswesen, in die Taschen von Unternehmern, welche 


durch solche Unterstützung in der Beibehaltung unfruchtba- 


rer Produktionsmethoden bestärkt wurden. Beim Bau der He- 


risau-Hundwiler Sitterbrücke wurden junge Männer, welche 
gerne gearbeitet hätten, weggeschickt, weil sie nach den 
Abbaubestimmungen über Arbeitslosenunterstützung nicht 
mehr unterstützungsberechtigt waren. Wovon sollen aber 
Arbeiter, welche weder unterstützungs- noch arbeitsberech- 
tigt sind, leben ? 

Wo bleiben da die schönen Worte von Carlyle: ‚Zwei 
Menschen ehre ich: Erstens den sich mühenden Arbeiter, 
der mit von der Erde geschaffenen Werkzeugen mühsam 
die Erde besiegt... ehrwürdig ist mir die harte, verkrümmte, 
rauhe Hand, in der nichtsdestoweniger eine unauslöschlich 
königliche Majestät liegt... Einen zweiten Mann ehre ich: 
...den, welcher für das geistig Unentbehrliche arbeitet, 
nicht für das tägliche Brot, sondern für das Brot des Lebens“. 
Ebenso hat es wenig Sinn, Rousseau, Pestalozzi und Fichte 
mit Worten zu ehren und dafür im tatsächlichen Verhalten 
ihrer Lehre vom Anspruch des Menschen auf Arbeit zu 
spotten. 

Der umstürzende Sozialismus kann nicht besser be- 
kämpft werden, als indem der aufbauende Sozialismus der 
Arbeit realisiert wird. Die Arbeit muß vor allen Erfolgen 
des Schiebertums wieder auf den Ehrenplatz gesetzt werden. 
Mit besonderer Ehrerbietung muß hier der Gemeinden ge- 
dacht werden, welche es fertig brachten, von Krankheits- 
fällen abgesehen keine Arbeitslosenunterstützung abzugeben 
ohne eine geleistete Arbeit. Den fremden Deserteuren und 
Refraktären gegenüber erwies man sich menschlicher als 
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gegenüber den eigenen Bürgern. Ihnen wurde die Pflicht 
zur Arbeit auferlegt (Neutralitätsbericht X, S. 17). Dritt- N 


klaßpatienten mancher Anstalten werden zur Arbeit ange- 
halten, während Patienten der ersten Klasse den Gefahren | 


und Qualen des in sich selber Verfangenseins überlassen 


bleiben. Solche Beispiele zeigen, wie sehr noch die Arbeit } 


als eine Last betrachtet wird, welche nur dem Mittellosen 
zugemutet werden darf. 


In Zukunft muß das Recht auf Arbeit und die Pflicht | 


zur Arbeit ein Grundpfeiler unseres Staates sein. Nicht 


in polizeilichen Maßnahmen und neuen Reglementen darf 


freilich die Lösung gesucht werden; wohl aber liegt sie in 
jenem tiefen Interesse für den Nächsten, welches immer 
einen Weg findet, wenn es gilt, Mitmenschen vor den Ge- 
fahren des Müssigganges zu retten. 


FREMDENFRAGE 


Der Untüchtigen sind immer zu viele, der Tüchtigen 
immer zu wenige. Von dieser Einsicht sollte unsere Fremden- 
politik beherrscht sein. Unsere Fremdenpolizei läßt sich 
indessen von anderen Gesichtspunkten leiten. 

Vor vierhundert Jahren schon hat Zwingli gemahnt, 
daß die Schweizer Freiheit „nicht nur zu eurem Guten, 
sondern auch zum Guten der fremden Völker dienen soll, 
damit sie in eurem Schutz, wie in einem sichern Asyl, Zu- 
flucht und Sicherheit finden können“ (2. Mai 1524). Zum 
obersten Gesichtspunkt unseres Asylrechtes scheint aber 
neuerdings die Rücksicht auf fremde Regierungen getreten 
zu sein. Wohl hat der Chef unseres politischen Departements 
gesagt: „‚Tous les esprits libres peuvent £tre tranquilles en 
Suisse; j’aime la liberte. Je suis profondement penetre des 
sentiments democratiques.‘‘ Aber je nach Opportunität 
wird diese Ueberzeugung dahin variiert: „Si la liberte est 
un bien sacre, la bonne harmonie du pays avec les autres 
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pays est un bien @galement sacre‘‘ (Sten. Bull. Nat. Rat 
1925, S.arı). 

Anderseits ist bedenklich, wenn man der Polizeiabteilung 
des Justizdepartements mit Recht vorwerfen kann, „‚d’avoir 
- use des menagements les plus singuliers vis-aA-vis d’une 
 €cume internationale... ., de personnages dores ou miteux, 
mais egalement indesirables‘‘ (de Dardel, Sten. Bull. Nat. 
Rat 1919, $. 392). 

An Stelle all der Kleinlichkeit muß ein rückhaltloses 
Suchen nach den Tüchtigen auch international treten. An 
Stelle des Kampfes um das Gold muß der Kampf um die 
Tüchtigen treten. Wer in Professuren oder irgend welche 
wirtschaftliche Stellungen berufen wird, muß Schweizer- 
bürger werden. Wohl hat Herr Gaudard gegen die Zwangs- 
einbürgerung eingewendet: „Ich möchte nicht Mitbürger 
haben, die nicht Schweizer sein wollten. Da kann ich nicht 
mitgehen‘‘ (Bund 26. 3. 1925). Darum handelt es sich aber 
nicht. Leute, die in unserem Lande mehr Verständnis finden 
als im Lande ihrer Herkunft, werden gerne Schweizer. Nur 
muß diese Bedingung erst erfüllt werden. Dann aber soll, 
wie im alten Luzern, die Erwerbung des Bürgerrechts leicht 
gemacht werden. Gesuchten Leuten soll es in der Regel 
geschenkt werden, wie damals. 

Als unser Bundesstaat gegründet wurde, gab es in unse- 
rem Lande 25000 Heimatlose. Alle diese Fälle mußten 
irgendwie durch Abschiebung oder Einbürgerung erledigt 
werden. Entsprechend verhält es sich bei unserer modernen 
Fremdenfrage. Seit Jahrzehnten wird über Verbesserung 
der Gesetzgebung geschrieben und beraten. Aber wir mögen 
dieselbe zu verbessern suchen, wie durch die Volksabstim- 
mung vom 20. Mai 1928, so ist nur das eine sicher, daß sie 
- immer der Entwicklung nachhinkt. Eine mit Kompetenzen 
ausgerüstete Stelle muß in Freiheit das Interesse des Landes 
in diesen Fragen zu wahren suchen und durch Verhandlung 
- mit den in Frage kommenden Kantonen und Gemeinden die 
Lösung im Einzelfall herbeiführen. 
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VIERTE SCHWEIZ 


Vor einigen Jahren widmete die Schweizerische Ge- 
meinnützige Gesellschaft ihre Tagung dem Auswanderungs- 
problem. Ein Teilnehmer bemerkte, es sei schön, daß die 
Gesellschaft immer wieder auf die gleichen wichtigen Fra- 
gen zurückkomme. Schon 1829 sei das Traktandum im 
Schoße des Vereins behandelt worden und 1861 war Stellung 
zu nehmen zum Projekt einer Ansiedelung in Costa Rica. 
Der Präsident antwortete wehmütig, daß ihn eher traurig 
berühre, wenn immer wieder die gleichen Fragen besprochen 
werden müssen, ohne daß darin etwas Ernsthaftes geschehe. 
Und in der Tat: Wenn wir sehen, was seit jener Besprechung 
von 1829 in gemeinnützigen und politischen Kreisen über 
die Schweizer im Ausland geredet und geschrieben und 
wieviel für eine gute Lösung der Frage getan worden ist, 
dann ist das Bild dieser bald hundertjährigen „Tätigkeit“ 
ein recht betrübliches. 

Es zeugt von wenig Verantwortungsgefühl, wenn die 
Heimat schweizerische Auswanderer nach Förderung der 
Ausreise ihrem Schicksal überläßt. Darin „erschöpfte sich 
die Tätigkeit des schweizerischen Auswanderungsamtes, um 
‚erst wieder einzusetzen in dem Moment, da der verunglückte 
Emigrant, physisch und moralisch erschöpft, die Heimschaf- 
fung durch das zuständige Konsulat sich erbat‘‘ (Sten. Bull. 
Nat. Rat. 1925, S. 471). Die Motion Räber zielt auf eine 
bäuerliche Siedelungspolitik in Ländern wie Kanada hin 
(Bunderratsbericht 1920, S. 9). Immer wieder beschränken 
sich aber unsere offiziellen Organe darauf, Kolonisations- 
unternehmungen „kein Hindernis in den Weg‘ zu legen 
(Bundesratsbericht 1921, S. 94). Die Canadian Pacifie z. B. 
hat noch fruchtbares Land in der Größe der halben Schweiz 
zu vergeben. Blühende Schweizer Dörfer können bei richti- 
ger Organisation und Finanzierung in Zusammenarbeit mit 
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_ so weitsichtig geleiteten Gesellschaften entstehen, Musterbe- 
_ triebe für das Gastfreundschaft gewährende Land. Große 
_ Mehrwerte lassen sich da noch herausarbeiten. Durch Liefe- 
 rungsverträge nach der Heimat läßt sich die Getreidever- 
sorgung der Schweiz auf solidere Basis stellen als bei Ab- 
" hängigkeit von den Konjunkturschwankungen an der Ge- 
 treidebörse. Sobald die politischen Verhältnisse es gestatten, 
_ wird es ferner besonders die schwarze Erde der Ukraine sein, 
welche zu solchen Unternehmungen einladet. 

Die Schweizer im Ausland sind für Bestand und Gedeihen 
der Eidgenossenschaft von großer Bedeutung. Im Weltkrieg 
wurde in manchen Situationen geradezu entscheidend, daß 

‚sich angesehene Landsleute bereitwillig zur Verfügung stell- 
ten, wenn es galt, besonderen Missionen den richtigen Boden 
zu schaffen. 

Die Anhänglichkeit der Schweizer an ihre alte Heimat 
ist groß. Freudig kehrten sie zur Verteidigung des Vater- 
landes zurück. Aber was brauchte es nicht, bis schließlich 
den zugereisten Soldaten das Reisegeld bezahlt wurde und 
unter welch entwürdigenden, armenpflegerischen Bedingun- 
‚gen wurde dies gewährt! Ein merkwürdiger Widerspruch 
besteht zwischen der undankbaren Aufnahme, welche viele 
von den 20,000 heimgeströmten Soldaten fanden und der 
gestrengen Behandlung der schweizerischen Refraktäre. Es 
kennzeichnet die Art unserer diesbezüglichen Justiz, daß 
nach der Feststellung des Kommissionsreferenten National- 
rat Forrer noch mehrere Jahre nach Beendigung des Welt- 
krieges mehr als die Hälfte der Fälle unerledigt waren und 
man sich doch nicht dazu verstehen konnte, sie abzu- 
schreiben. 

Was die Römer durch den Einsatz ihrer gefürchteten 
Heere und die Engländer durch ihre überlegene Flotte 
erreichten, die praktische Unantastbarkeit des römischen 
oder englischen Bürgers in der ganzen Welt, das kann die 
kleine Schweiz durch richtige Benützung ihres Einflusses 
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auf die Bildung der Weltmeinung ebenfalls erreichen. Von 
dieser Situation ist ein nur schwächlicher Gebrauch ge- 
macht worden. Die Fälle sind zahlreich, wo angesehene 
Schweizerbürger, welche dem Gastland in langer initiativer 
Arbeit großen Nutzen gebracht, während dem Weltkrieg 
unter irgendwelchem Vorwand verhaftet wurden, Wochen 
und Monate lang der Freiheit beraubt blieben und ihre Güter 
zu ungünstigen Bedingungen quasi durch Erpressung abge- 
ben mußten, weil sich die Heimat nicht für sie einsetzte. 
„Zahlreich sind die Verhaftungen“, sagt z. B. der dritte 
Neutralitätsbericht (S. 11) selber, ‚die sich als völlig unbe- 
gründet herausgestellt haben, ohne daß es indessen unseren 
Bemühungen gelungen wäre, für die widerrechtlich Verhaf- 
teten Schadenersatz zu erwirken“. Man kennt diese „Be- 
mühungen“ unserer Diplomatie und ihre Kraft zur Genüge, 
um sich nicht zu verwundern, wenn die fremden Regie- 
rungen sich daran gewöhnten, über schweizerische Pro- 
teste mit einem Achselzucken zur Tagesordnung überzu- 
gehen. 

Oft rührt der ungenügende Schutz von Schweizern 
im Ausland davon her, daß derselbe irgendwelchen fremden 
Vertretungen anvertraut ist, manchmal sogar solchen, mit 
welchen sich unsere Landsleute nicht einmal ohne Dol- 
metscher verständigen können. Es kam zu der heute son- 
derbar anmutenden Rechtsfrage, ob Schweizer in Aegypten 
wie Deutsche oder wie in Deutschland wohnende Ausländer 
behandelt werden müssen (Bundesratsbericht 1907, S. 16). 
Nur die Behandlung als Schweizer in Aegypten kam nicht 
in Frage. Selbst Kapitulationen rechtfertigen nicht, sich 
in dieser Weise hinter Großmächten zu verstecken und 
solche verpflichtende Dienste von ihnen anzunehmen. 

Man muß sich oft fragen, ob unserer Außenvertretung 
jedes Gefühl der Würde für den Wert des Schweizerbürgers 
fehlt. Als, um zurückkehrenden Kriegern Platz zu machen, 
unter allerhand Vorwänden Schweizer aus einzelnen Staa- 
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ten ausgewiesen wurden, wagte das Politische Departement 

nicht, auf dem Recht zu beharren und die Vorwände zu 

 entlarven. Statt heimatlichen Schutzes wurden den in Not 

' Geratenen von der Heimat Almosen gespendet. Statt stolz 

die Schweizer daheim zu verwenden, wo man sie jederzeit 

brauchen kann, falls eine Regierung mit produktiven Ka- 

_ pazitäten da ist, wurde versucht, solche Ausweisungen rück- 

 gängig zu machen (Bundesratsbericht 1918, S. 36, Neutra- 

 litätsbericht XII, S. 2). 

Es kann nicht gesagt werden, daß für die Schweizer im 
Ausland nichts geschehe. Allein vom Januar 1917 bis Anfang 
Februar 1921 hat z.B. das Ernährungsamt 697,854 Fünf- 
kilopakete an Schweizer im Ausland versandt. Dazu 

kamen Sendungen offener Waren an Schweizerkolonien im 
hungernden Deutschland, Ungarn, Polen (Neutralitäts- 

bericht XVI, S.33). Auch mit Darlehen ohne Rückerstat- 

 tungspflicht wurde nicht gespart. Die z. T. subventio- 
nierten Schweizer Hilfsvereine im Ausland haben viel 
Gutes getan. Unter Führung der Neuen Helvetischen Ge- 
sellschaft ist ferner besonders die geistige Beziehung mit 

‚ den Auslandsschweizern gepflegt worden. Es stellt sich nun 
aber die Aufgabe, auf den verschiedenen Lebensgebieten die 
Schweizer der ganzen Welt in einen festen organisatorischen 
‚Zusammenhang zu bringen. Schon dafür ist eine richtige 
Verankerung der schweizerischen Wirtschaft in der Weltwirt- 

‚schaft nötig. Eine Schweizerische Handelsbank z.B., von ge- 
zeichnetem Ausmaß, würde die Frage der vierten Schweiz 
wesentlich fördern. An Stelle des bloßen ‚„‚coeur reconforte‘“, 
das jeweilen unser Außenminister nach Hause bringt, wenn 
ihm die Ehre zuteil wird, an einem Fest einer Schweizerkolonie 
gefeiert zu werden (Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 393), müs- 
sen Rechte und Pflichten, dauernde geistige und materielle 
Beziehungen treten. Bei der Tilgung des nationalen Defizits 
wird sich zeigen, wer sich von den Schweizern im Ausland 
noch zur Heimat rechnet. Durch Einräumung des Stimm- 
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rechts in allen eidgenössischen Angelegenheiten ist den | 
Schweizern in der ganzen Welt zum Bewußtsein zu bringen, 
daß man von ihnen nicht nur Geld, sondern auch ihre Er- 
fahrung will. Die kleinen Schweizergemeinden an irgend 
einem Orte Argentiniens oder Indiens, Südafrikas oder Nord- | 
amerikas können ebensogut eine Zelle der großen schweize- 
rischen Landsgemeinde bilden, wie die Bürger eines in der 
Heimat gelegenen Dorfes. Die Entwicklung der Telegraphie 
erlaubt, daß trotz der großen Entfernung solche Abstim- 1 
mungen rascher und ungehinderter vor sich gehen, als noch 
vor wenigen Jahren in irgend einem Kanton (Vergl. Postulat I 
Vigizzi im Nationalrat, eingebracht am 16. Juni 1925). 
„‚So bizarr es klingen mag, ist zu sagen, daß die Schweiz, 
obschon sie keine eigenen Kolonien haben kann, hervor- 
ragende kolonialpolitische Interessen besitzt‘ (Sten. Bull. 
Nat. Rat 1925, S. 472). Es lohnt sich, diese Interessen zu 
pflegen. 
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2. WIRTSCHAFT 
„It is n’t Success, if it has n’t meant Service‘*. 


An Stelle der kurzsichtigen, gegenseitigen Bekämpfung 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, an Stelle der künst- 
lichen Hochhaltung der Preise durch Kartelle, an Stelle der 
Hindernisse bureaukratischer Natur muß die Gesinnung 
treten, welche in unserm Motto zum Ausdruck kommt. 


FINANZIELLE EHRBEGRIFFE 


Die Union Maritime ist für die Produktivität unserer 
offiziellen Volkswirtschaft charakteristisch. Schon vor 60 
Jahren wurde viel von einer Schweizerflagge auf dem Welt- 
meer geredet. Die nächstliegenden Aufgaben der Verkehrs- 
politik aber sind vernachlässigt worden. Wohl hatte die 
Schweiz mehrere Milliarden ausländische Kapitalanlagen, 
welche so ‚„mündelsicher‘‘ angelegt wurden, daß sie zum 
guten Teil verloren gingen. Aber zur großzügigen Lösung 
der schweizerischen Beteiligung an der Meer- und Fluß- 
schiffahrt fehlten Einsicht und Mut. So traf uns der Welt- 
krieg völlig unvorbereitet. Durch die Fero mußte von einem 
Tag auf den andern improvisiert werden, was nur durch 
zähen Ausbau während Jahrzehnten geschaffen werden kann. 
In höchster Not, als sich der Direktor der Fero in Spanien 
vergeblich nach Hilfe umsah, wurden zwei andere Industrielle 
nach Paris und London geschickt, um aus der Verlegenheit 
zu helfen. Die mangelnde Sachkenntnis unserer Unterhänd- 
ler führte zu dem bekannten Telegramm, in welchem durch 
drei Wörtchen ein Risiko von hundert Millionen übernommen 
wurde. An die Spitze des größten schweizerischen Schiff- 
fahrtsunternehmens wurde ein Direktor gesetzt, dessen ge- 
ringe Vertrauenswürdigkeit bekannt war. Als zweiter Direktor 
wurde ein Berner Advokat gewählt, der von Schiffahrt un- 
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gefähr gleichviel verstand wie irgend einer seiner schweize- 
rischen Berufskollegen. Schon am 15. Januar 1919, als die 
Union Maritime ins Berner Handelsregister eingetragen 
wurde, war deren Schicksal besiegelt. Am 12. Januar 1923 
wurde formell der Konkurs über die Genossenschaft verhängt. 
ImXX. Neutralitätsbericht vom 29. Mai 1923 berichtete der 
Bundesrat: ‚es besteht keine Aussicht, daß eine Konkurs- 
dividende bezahlt werden kann“ (S. 7). 

So wurden 63 Millionen unseres nationalen Vermögens 
in geradezu leichtfertiger Weise weggeworfen in einer Sache, 
die rechtzeitig und mit den richtigen Leuten unternommen, 
der schweizerischen Wirtschaft ebensogut ein Mehrfaches 
dieser Summe hätte einbringen können. Wer bezahlte? 
Immer die gleiche geduldige, anonyme Masse, welche fort- 
während jammert und doch stets bezahlt. Die 33 Millionen, 
welche der Bund direkt zu decken hatte, mußten durch 
Steuern resp. Anleihen aufgebracht werden. Die 30 Millio- 
nen, welche auf die Syndikate abgeschoben wurden, sind 
vom Volke in Form von teuren Warenpreisen bezahlt wor- 
den. 

Im Jahre 1865 wurde in Cham mit einem Kapital von 
100,000 Fr. und ungefähr zur gleichen Zeit in Vevey in 
einem unscheinbaren Laboratorium für Kindermehl der 
Grund für die beiden Unternehmen gelegt, welche sich 1905 
zur Nestle and Anglo-Swiss Condensed Milk Co. zusammen- 
schlossen und deren Eigenkapital schon zu Ende jenes 
Jahres einen Börsenwert von über 140 Millionen Franken 
repräsentierte. Emil Roussy und Geo. Page hatten das 
Hauptverdienst an dieser Entwicklung. Bis 1920 stieg der 
Börsenwert des Aktienkapitals auf 450 Millionen Franken. 
Der Hauptteil davon war durch die Gründer und Förderer 
des Unternehmens aus diesem herausgearbeitet, obschon 
die Aktionäre bei einer allmählig auf 25 Prozent gesteigerten 
Dividende nicht zugunsten übertriebener Kapitalisation 
darben mußten. 
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Dann aber verlor die Nestleleitung das Gleichgewicht. 
‚Ihre allmählig zu leicht gewordenen Erfolge ließen sie die 
guten Grundsätze vergessen. welche das Unternehmen groß 


gemacht. Nach alter Gewohnheit hatte Nestle kurzfristige 


Gelder stets nur in bescheidenem Umfange und vorüber- 
gehend aufgenommen. Es war das jeweilen geschehen, wenn 
es galt, billige Preise der Rohmaterialien in Krisenzeiten 
zu großen Käufen auszunützen. Jetzt hingegen, auf dem 
Höhepunkt der Konjunktur, als Zucker und Zinn, neben 
- Milch die zwei wichtigsten Rohmaterialien der Condensed- 
Milk-Industrie, auf 400 Prozent der Vorkriegspreise standen, 


betrugen die Kreditoren, in der Hauptsache Bankschulden, 


' 292 Millionen Franken, ganz abgesehen von den ebenfalls 
stark anwachsenden langsichtigen Verpflichtungen in Fran- 
ken und Pfund. Diese Situation bestand zu einer Zeit, da 
erstklassige Unternehmungen auf liquide Bilanz hielten. So 
betrugen auf Ende 1920 die Kreditoren, auf das nominelle 
Stammaktienkapital berechnet, bei: 


U. S. Steel Corporation . . . 4,8% 
ernadian Pacibe %. . 2. u. 8,5% 
Royal Dutch . . . . ..... 205% 
ne a EN in 
General Electric . . . . . . 86,6% 
N N RANZEN 


Als die Schulden von Nestle einen Zehntel bis einen 
Viertel des Börsenwertes vom Aktienkapital ausmachten, 
wurden in dem Unternehmen Vermögen verdient. Als die 
vorangehenden Gelder auf das Vierfache des Börsenwertes 
der Stammaktien stiegen, wurden darin Vermögen verloren. 
Seitdem die Gesellschaft zu den alten Methoden zurückge- 
kehrt ist, hat die Bildung von Werten wieder begonnen. 
Noch nie ist durch einen Turm von Schulden ein Unter- 
nehmen groß geworden. Der einzige Weg dazu ist produk- 
tive Arbeit. 
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Philipp von Mazedonien, der Vater Alexanders des 
Großen, hat auf Grund seiner Erfahrungen gesagt, daß keine 
Festung uneinnehmbar sei, in welche noch ein mit Gold 
beladener Esel hineinkomme. Heute werden für solche 
Zwecke statt des Goldes Noten- und Aktienpakete verwendet. 
Das hat den Vorteil, daß Bestechungsgelder nicht mehr auf 
die Tragkraft eines Esels beschränkt sind. Es ist z.B. für 
die Auffassungen des abgelaufenen Dezenniums bezeichnend, 
daß unsere Hochfinanz zur Rettung des schweizerischen 
Besitzes an Stammaktien der Deutsch-Ueberseeischen Elek- 
trizitäts-Gesellschaft nur noch den einen Ausweg sah, sich 
zum Vermittler einer Transaktion zu machen, durch wel- 
che 120,000 Gratisaktien der neuen Gesellschaft abgege- 
ben wurden, die ‚weit herum kamen“ und den Destinatären 
bis jetzt 500 Millionen Franken einbrachten, während 
die Vorzugsaktionäre und Obligationäre einen Verlust von 
über hundert Millionen Goldmark erlitten. Das Wort Shake- 
speares bestätigt sich noch heute: „If money go before, all 
ways do lie open“. 

Das schlechte Beispiel hochgestellter Personen wirkt de- 
moralisierend. Die Schaffhauser Selbstmorde, welche mit 
Unterschlagungen in öffentlichen Werken in Zusammenhang 
standen; die Debitorenkonti einer Kantonalbank, bei welcher 
ein Regierungsrat eine aus Spekulationen in Aluminium- 
und Terni-Aktien resultierende ungedeckte Schuld von einer 
Million aufwies; die zwei Millionen-Unterschlagung durch 
einen Angestellten einer unserer Handelsbanken; die Beleg- 
fälschung in der Bundesverwaltung; das an Betrug gegen- 
über der Eidgenossenschaft streifende Verhalten eines schwei- 
zerischen Gesandten; die Unterschlagung eines Beamten der 
Nationalbank, all’ das sind nur vereinzelte Symptome für 
die in weite Kreise gedrungene Auffassung, daß es gelte, 
sich zu bereichern, gleichgültig auf welchem Wege. 

Gefährlicher als solche offenkundigen Verirrungen ist 
es, wenn Bankiers zur gleichen Zeit reich werden, während’ 
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F 
_ verlieren; wenn ein Hypothekarinstitut die Rückzahlung 
' fälliger Obligationenanleihen zwangsweise hinausschiebt und 


diejenigen ihr Geld verlieren, welche ihnen Vertrauen ge- 


_ schenkt; wenn Aktienkurse durch Vorenthalten der ver- 
; dienten Dividende künstlich tief und durch Auszahlen nicht 
- verdienter Dividende künstlich hoch gehalten werden; wenn 


dank solcher Machinationen Verwaltungsräte an der Krisis 
ihrer Gesellschaft verdienen, während die nicht Eingeweihten 


die disponiblen Mittel zum Rückkauf solcher Obligationen 
zum halben Preis verwendet, sodaß die schuldnerische Bank 
auf Kosten des Obligationärs bedeutende Kapitalgewinne 
macht; wenn ein Emissionshaus erst an der Begebung von 


Obligationen der Tochtergesellschaften verdient und dann 


wieder an deren Reorganisation, während die Vermögensver- 
waltungsdepots, in welche die Obligationen gelegt wurden, 


den Verlust haben. 


In der Kampagne für die Verstaatlichung der schwei- 


i zerischen Hauptbahnen hat das Argument die Hauptrolle 
- gespielt, daß die Nation in 60 Jahren die zurückgekauften 


Bahnanlagen frei und ledig von Schulden haben werde. Der 
Führer der Bewegung, Bundesrat Zemp, sagte: ‚...Nach- 


' dem in den letzten Dezennien unsere großen Straßen in den 
- Tälern und über die Berge von den Weg- und Brückengel- 
' dern befreit worden sind,... so würde es ganz unzweifel- 
_ haft als ein großes Werk anzusehen sein, wenn die vor- 
 nehmsten Transportwege, die Eisenbahnen, in verhältnis- 


mäßig kurzer Zeit von einer weit größeren Last als jene 
Brücken- und Weggelder waren, befreit werden könnten, so 


daß diese Eisenbahnen in der Hand des Staates als öffent- 


liches Gut zur freien Verfügung des großen und kleinen 


Verkehrs wären, einzig belastet mit den Kosten des Betriebes 


im engern Sinne des Wortes. Diese Amortisation“ ist „eine 


‚ konservative Tat. Und ich kann es nicht begreifen, daß 


_ man umgekehrt in der Konservierung dieser Eisenbahn- 


schulden auf alle Zeiten eine konservative Politik erblickt. 
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Wir wollen den festen Bestand der fünf Hauptbahnen amor- 
tisieren.... Zu amortisieren ist.... eine Summe von 898 
Millionen“. 

Wer es wagte, die Möglichkeit dieser Amortisation inner- 


halb 60 Jahren in Zweifel zu ziehen, dessen Motive wurden 


verdächtigt. In 60 Jahren, meinte Herr Ständerat Python, 
seien die 900 Millionen Franken nicht getilgt, sondern trotz 
der gepriesenen Amortisation aufs Doppelte gestiegen (Sten. 
Bull. Ständerat 1897, S. 1329). Herr Zemp aber, welcher 
im Amortisationsgedanken eine „innere Stärkung der Eid- 
genossenschaft, eine innere Kräftigung zur Verfolgung großer 
materieller Aufgaben‘ sah, warf seinem Parteigenossen vor, 
daß er deshalb kein Freund der Amortisation sei, weil „eine 
innere Stärkung der Eidgenossenschaft etc. für Herrn Python 
kein erstrebenswertes Ziel sei“. 

Auch Landammann Wirz mußte sich gegen die Annahme 
verwahren, also ob er und seine Freunde „gegen die klare 
Einsicht, daß bei dem Rückkauf das Land in 60 Jahren von 
der Eisenbahnschuld befreit sei, in sehr wenig patriotischer 
Weise auf unserer Opposition beharren. Ich bin durchaus 
der Ansicht des Herrn Departementschefs, daß die Befrei- 
ung des Landes von einer Milliardenschuld eine konservative 
Tat ist“. Aber „die Verstaatlichung der Eisenbahnen ist 
keine konservative Tat, wenn die Amortisation nicht oder 
nur zum kleineren Teil möglich ist“. 

Freunde und Gegner der Verstaatlichung haben somit 
ins Zentrum der Frage das Ziel gestellt: einer kommenden 
Generation die zurückgekauften Bahnen frei von Schulden 
zu übergeben. 

Das Volk hat seinen Führern geglaubt. Was ist ge- 
schehen? Als im Jahre 1894 die Nordostbahn zur Auf- 
rundung der Dividende 604,000 Fr. „aus der Reserve ent- 
nommen und in die Betriebsrechnung eingestellt‘ hatte, 
fand Bundesrat Zemp gegen ein solches Finanzgebahren 
glänzende Worte der Kritik. Und doch hatte die Nordost- 
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bahn keine Unterbilanz. Sie hatte das Recht, über ihre 
Reserven zu verfügen, wie ihr gut schien. Die Führer der 
Schweiz dagegen, welche 25 Jahre später 98,5 Millionen 
"Franken von jenen dem Volke mit so hohen Worten geprie- 

 senen Amortisationen rückbuchten !), um das Defizit der 
N Bundesbahnen zu „verringern“, hatten keine innere Berech- 
tigung zu diesem Vorgehen. Das Bundesgesetz vom 16. Sept. 
1920, welches unbesehen durchging, ist das Gegenstück zum 
 großsprecherischen Getue der Verstaatlichung. Python und 
" Wirz konnten nicht ahnen, daß ihre Befürchtungen in diesem 
‘Maße übertroffen würden. Statt der gepriesenen Abtragung 
‚der Bahnlasten haben wir Rückbuchung des Hauptteils der 
gemachten Amortisationen und 2,5 Milliarden Schulden ! 


DIE DIENENDE EINSTELLUNG 


Der dienend eingestellte Wirtschaftsführer ist fortwäh- 
‚rend bestrebt, die Qualität des Produkts zu heben unter 
gleichzeitiger Herabsetzung des Preises, Heraufsetzung der 
"Löhne und Kürzung der Arbeitszeit. Die faux frais der Wirt- 
schaft sollen vermindert oder ausgeschaltet werden. Henry 
Ford ist im Wunsch nach Verbesserungen so weit gegangen, 
gelegentlich willkürlich den Verkaufspreis von Produkten 
unter den Selbstkosten festzusetzen. Dadurch hat er sich 
selber und seine Mitarbeiter gezwungen, immer wieder die 
Selbstkosten durch neue Verbesserungen im Betrieb hinunter- 
zudrücken, sei es durch direkte Beschaffung der Rohmateri- 
alien, Vereinfachung der Fabrikation oder Ausschaltung jeder 
unnützen Funktion beim Vertrieb des Produktes. 

Zur Zeit Owens war es noch eine gewagte Behauptung, 
daß ein blühendes Unternehmen ohne Ausbeutung der Mit- 
arbeiter möglich sei. Heute ist diese Einsicht zum Gemein- 
gut der Gebildeten geworden. Die Zahl der Persönlich- 


!) Die bis dahin gemachten Amortisationen betrugen 126 Millionen 
Franken, sodaß also 78 % davon rückgebucht wurden. 
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keiten mehrt sich zusehends, welche die von ihnen gelei- i 
teten Geschäfte vervielfacht haben, gerade weil sie nur gut 
bezahlte Mitarbeiter bei mäßiger Arbeitszeit duldeten. Die 
Steel Corporation hat sich durch die langjährige Ausrede, 
sie könne ohne den 12-Stunden-Tag in gewissen Teilen des 
Betriebes nicht auskommen, geradezu eine Blöße gegeben. 
Denn seit der Abschaffung dieses Ueberbleibsels aus über- N 
wundenen Zeiten ist innert zwei Jahren eine Höherbewer- 
tung des Stammaktienkapitals um über eine Milliarde Fran- 
ken eingetreten. j 

Dienender Einstellung kommt es nicht in erster Linie” 
auf den Gewinn, sondern auf die Dienstleistung an. Sie’ 
strebt nach großem Absatz bei kleinem Gewinn am Stück. 
Der Zürcher Frauenverein für Alkoholfreie Wirtschaften” 
z.B. verdiente am einzelnen Besucher durchschnittlich” 
drei Rappen. Es ist das nur ein Bruchteil von dem, was’ 
jeder Besucher seinerseits profitiert, indem ihm Gelegenheit 
geboten ist, in freundlichen Lokalen gut und billig bedient 
zu sein. Trotzdem beläuft sich die offene und stille Reserve, 
welche im Laufe der drei Jahrzehnte aus jenen drei Rappen 
anwuchs, auf mehrere Millionen Franken. 

Dienende Einstellung rüttelt die Wirtschaft auf und 
zwingt sie zu Verbesserungen. Als vor Jahrzehnten die be- 
ginnende genossenschaftliche Organisation den Detailhandel 
aus seiner gesicherten Ruhe aufschreckte, wurde mit allen 
Mitteln, welche die Gesetzgebung bot, gegen den Störefried. 
ins Feld gezogen. Als die Händler merkten, daß das Prozes- 
sieren keinenSchutz gewährte, schlossen sie sich auch zu einer 
großen, genossenschaftlichen Einkaufsorganisation zusam- 
men. Heute erleben wir ein entsprechendes Beispiel. Nach- 
dem die Genossenschaften manchen Orts verbureaukratisiert 
sind, bedurfte es wieder neuer Initiative. Die Konkurrenz 
der Verkaufsautos hat auf einmal zustande gebracht, daß 
die Ladenpreise wichtiger Kolonialwaren um 20—30 Prozent 
heruntergesetzt werden konnten. 
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Es genügt nicht, daß von großen Konzernen Sozial- 
_ sekretäre eingestellt werden. Erst von dem Momente an, 

wo die Wirtschaftsführer selber mit praktischer Fähigkeit 
. dienende Einstellung verbinden, kann davon die Rede sein, 
daß diese Gesinnung in unserer Wirtschaft durchbricht. 


GROSSZÜGIGE LÖSUNGEN 
ODER POLITIK DER KLEINEN MITTEL 


Wenn man unsere Politiker und Wirtschafter hört, 
so ist an jedem Schaden, der unsere Nation betroffen, 
irgend etwas schuld, nur nicht sie selber. Ihre Virtuosität 
besteht darin, alles als Folge zwangsläufiger Entwicklungen 
hinzustellen. Sowohl in der externen wie in der internen 
Wirtschaftspolitik ist wenig davon zu hören, daß durch ver- 
besserte Arbeitsmethoden die Leistung gesteigert werden 
müsse. Um so mehr wird über ungünstige Handelsabkommen 
geklagt und die Schuld an dem mancherorts unerfreulichen 
Gang der Dinge auf die Arbeiterschaft gewälzt. Der Ueber- 
gang zur 48-Stunden-Woche floß nicht aus einer Ueber- 
zeugung unserer Wirtschaftsleitung, sondern aus reiner 
Opportunität. Das Haus Bally ist in jenen schweren 
Herbsttagen von 1918 zu der Auffassung gekommen, daß 
ausschließlich repressive Maßnahmen der Situation nicht 
gerecht werden. Es schaffte durch den Uebergang zur 
48-Stunden-Woche ein Fait-accompli. Andere Industrielle 
folgten nach. Damit wurde es in Bern opportun, sich beim 
widerstrebenden Teil der Unternehmer für die allgemeine 
Einführung der 48-Stunden-Woche einzusetzen. Diese Maß- 
nahme war nicht in allen Betrieben von entsprechenden 
Verbesserungen der Organisation begleitet. Immer lauter 
wurden statt dessen die Stimmen in Unternehmerkreisen, 
welche die 48-Stunden-Woche als den Sündenbock für den 
schlechten Gang mancher Wirtschaftszweige hinstellten. So 
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wurde es für unser Volkswirtschaftsdepartement opportun, 
die 48-Stunden-Woche wieder abzuschaffen. 22 Monate lang 


soll der Departementschef immerhin die Lex Schultheß 


in seinem Pult gelassen haben, bis er vor dem herrschen-. 
den Winde die Segel strich. Das Volk weigerte sich, diesen 
Opportunismus mitzumachen. Die Neue Zürcher-Zeitung 


hat am Tage nach der Abstimmung gemeint, die Verwer- 
fung der 52-Stunden-Woche sei diktiert gewesen „von einem 


großen Optimismus über unsere Wirtschaftslage“. Das Um- 


gekehrte war der Fall. Wir konnten uns nicht leisten, an 
den veralteten Arbeitsmethoden extensiven Betriebes fest- 
zuhalten. Nur intensive Qualitätsarbeit, welche notwen- 
digerweise kurz sein muß, kann uns helfen. 

Zur Prüfung der Frage, ob von der Schweiz Einfuhrbe- 
schränkungen angewendet werden sollen, bestellte der 
Bundesrat ‚eine Expertenkommission aus den hervorragend- 
sten Vertretern unseres Wirtschaftslebens“ (Neutralitäts- 
bericht XII, S. 62). Diese Kommission kam zum Schluß, 
es „würde der Erlaß von Einfuhrverboten für unser Land, 


das in hohem Maße auf den Export angewiesen ist, und 


daher seinerseits gegen fremde Einfuhrverbote ankämpfen 
muß, eine außerordentlich gefährliche Schwenkung unserer 
Wirtschaftspolitik bedeuten, ganz abgesehen davon, daß 
jede derartige Maßnahme einer künstlichen Verteuerung 
wichtiger Bedarfsartikel im Inland gleichkommt und über- 
dies im Zeitpunkte des Abbaues der kriegswirtschaftlichen 
Organisationen einen neuen und umfangreichen Beamten- 
apparat erforderlich machen würde“. Der Bundesrat hat 
„dem Berichte der Expertenkommission beigepflichtet‘, 
ließ aber zugleich ein Hintertürchen offen, um trotz der von 
den „hervorragendsten Vertretern unseres Wirtschafts- 
lebens‘“ übernommenen Einsicht Einfuhrbeschränkungen 
nach Opportunität aufstellen zu können. Soweit dieselben 
eine Maßnahme gegen Dumping darstellen, lassen sie sich 
wohl rechtfertigen. Aber jeder Kenner der Verhältnisse 
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N weiß, daß sowohl die zeitliche wie die gegenständliche Aus- 
 dehnung über die Abwehr illoyaler Konkurrenz hinausging. 
Schließlich war es der Chef des Schweizerischen Volkswirt- 
 schaftsdepartements, welcher anläßlich der Konferenz von 
Genua für die Aufrechterhaltung der Einfuhrerschwerungen 
plädierte. Das kontrastierte sonderbar zu dem Lebensinter- 
esse, welches die Schweiz am freien Welthandel hat, und zu der 
Absicht, die Kriegshindernisse abzubauen, mit welcher die 
meisten Delegierten zur Konferenz gekommen waren. Wer 
unfähig ist, die Wirtschaft für den freien Konkurrenzkampf 
zu organisieren, flüchtet hinter chinesische Mauern. 

Weit herum fehlt es an Verantwortungsgefühl für anver- 
trautes Leben. Daher bleibt es so oft bei halben Maßnahmen, 
bis eine Serie von Unglücksfällen die öffentliche Meinung 
auf die Mißstände lenkt. Obschon man z. B. längst wußte, 
daß die eingeschobenen Gaswagen eine stete Lebensgefahr 
für die Reisenden der Gotthardzüge bedeuteten, hat man 
nicht die Energie aufgebracht, diese Gaswagen auszumerzen, 
bis eine furchtbare Katastrophe dem mangelnden Verant- 
wortungsgefühl zu Hilfe kam. Hätte sich das Unglück in 
einem Tunnel ereignet, so wären nach der Auffassung unserer 
gerichtsmedizinischen Autorität, Professor Zanggers, die 
gesamten Insassen des Zuges erstickt. Als Ausrede wurde 
gebraucht, die Stellanlage Bellinzona sei nur ein Provisorium. 
Es stellte sich aber heraus, daß dieses Provisorium seit vier 
Jahren bestand. Zur Beschwichtigung des Publikums 
wurde ferner vorgebracht, vier Fehler hätten zufälligerweise 
in der gleichen Sekunde an der gleichen Stelle zusammen- 
treffen müssen, damit dieses Unglück möglich geworden 
sei. Es dient aber wirklicher Beruhigung wenig, wenn damit 
unabsichtlich gesagt wird, es kommen in unseren Bundes- 
bahnen so unendlich viele schwerwiegende Fehler vor, daß 
ihrer vier in der gleichen Sekunde an der gleichen Stelle 
zusammen zu treffen vermögen. 

Auch beim Ricken war die Gefahr lange vor dem Un- 
glück bekannt und es bestand zu dessen Verhütung ein Re- 
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glement. Eine Wiederholung der Katastrophe zu vermei- 
den, wurde nach derselben zunächst wieder ein Regle- 
ment geschaffen. Um die Bedrohung von Menschenleben 
zu verhindern, hatte sich die rechtzeitige Elektrifikation 
nicht gelohnt. Erst mußten vier Tote als Wahrzeichen der 
Gleichgültigkeit unserer Bureaukratie aus dem Tunnel ge- 
führt werden. Als sich daraufhin der Unwille weiter Kreise 
gegen die Leitung unseres Eisenbahnwesens zu erheben 
begann, war merkwürdigerweise die Elektrifikation der 
Rickenstrecke auf einmal reif. 

Im Flugwesen steht es nicht besser. Der Absturz des 
Fliegerhauptmann Cartier brachte von neuem Licht in die 
Art und Weise, wie man im Militärdepartement mit dem 
Leben der Männer umgeht, die bereit sind, sich für die Ver- 
vollkommnung der Flugzeuge einzusetzen. Sie leichtfertig 
zu opfern ist ein Verbrechen an unsern Fliegern, ihren Fami- 
lien und dem Lande. Der Mut von Hauptmann Meier, 
Militärflieger und Chefarzt der Fliegertruppe, ist aner- 
kennenswert, mit welchem er die skandalösen Zustände in 
der Neuen Zürcher Zeitung der Oeffentlichkeit bekannt 
gegeben hat und damit die bereits in der Presse unter- 
nommenen Vertuschungsversuche für diesmal verunmög- 
lichte (N.Z.Z. 1.2.1928). Alle sachlich begründeten Mah- 
nungen der kompetenten Instruktoren und Ingenieure 
hatten nichts gefruchtet. Die sechs allein im Jahre 1927 
tötlich verunglückten Fliegeroffiziere hatten nicht genügt, 
die Gleichgültigkeit unserer Bureaukratie aufzurütteln. Den 
Militärfliegern wurde ‚es übel genommen oder sie erhalten 
wenigstens keine exakte Antwort, wenn sie sich erlauben, 
nach den aerodynamischen Grundlagen... einer Neukon- 
struktion zu fragen. Es heißt Mißtrauen züchten, wenn 
nicht einmal die Instruktoren (Fluglehrer) zuverlässige An- 
gaben bekommen über den sogenannten Sicherheitskoefhi- 
zienten eines neuen Flugzeuges, wenn direkte diesbezüg- 
liche Anfragen von den maßgebenden Stellen... einfach 
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totgeschwiegen werden“. Erst als ein Militärflugzeug ‚bei 
' normaler Flugbeanspruchung zerbrach und uns einen 
unserer besten Militärflieger“ entriß, war das Maß voll. Bis 
dahin hatte man das Leben schweizerischer Flieger dafür 
eingesetzt, Flugzeuge auszuprobieren, welche nur etwa zur 
Hälfte den technisch feststellbaren Sicherheitskoeffizienten 
erreichten, der ‚in der gesamten übrigen Welt heute für 
derartige Flugmaschinen... als Abnahmebedingung ver- 
langt wird“. „Das Gutachten der Experten bestätigt die 
schweren Anschuldigungen, die nach dem Fliegerunglück 
gegen die Zuverläßigkeit der in den eidgenössischen Kon- 
struktionswerkstätten entworfenen Flugzeuge erhoben wur- 
den. Es stellt fest, daß die Sicherheit einzelner Teile der 
Maschine M 8 ungenügend war, beanstandet die Art, wie 
das Material geprüft und verwendet wurde und erklärt diese 
Fehler als die Ursache des Todessturzes Cartiers“. So 
schreibt die Neue Zürcher-Zeitung (18. 6.1928) aus der 
neusten Rede des Chefs des eidgenössischen Militärdeparte- 
ments. Das Opfer Cartiers war aber wieder umsonst, wenn 
es nur zur Erhöhung der Kredite benützt wird und zu einer 
neuen Halbheit führt, wie sie vorgesehen ist, statt zu einer 
ganzen Lösung mit lebendigem Verantwortungsgefühl. 

Es ist nun mehrere tausend Jahre her, daß Joseph dem 
Pharao geraten, Getreidelager für die Zeit des Mangels an- 
‚zulegen. Das geschah in der damaligen Kornkammer der 
Welt, im fruchtbaren Niltal. Wieviel nötiger ist es in einem 

Lande, das nach seiner Beschaffenheit auf Getreideeinfuhr 
selbst dann angewiesen ist, wenn die eigene Getreideproduk- 
tion durch künstliche Mittel auf unnatürliche Höhe gestei- 
gert wird. Aber unsere Behörden dachten höchstens, wenn 
sie einmal durch drohende Kriegsgefahr aus der Gleichgültig- 
keit aufgeschreckt wurden, daran, daß unserem landwirt- 
‚Schaftlich einseitig orientierten Lande das Brot fehlen könnte. 
Und auch dann dachte man meist nur an die Armee (vergl. 
zZ. B. Bundesratsbericht 1892, S. 672). Insbesondere war es 


241 
16 


der Balkankrieg, welcher ein grelles Licht auf den verant- \ 


wortungslosen Zustand unserer Brotversorgung warf. Die 
Frage führte zu großen parlamentarischen Debatten. Ströme 


von Worten ergossen sich über die Gepflogenheit der Bundes- | 


behörde, immer erst dann zu denken, wenn Not an Mann 
kommt. In der Angst kaufte der Bundesrat Getreide. Er 
kaufte teuer. Denn er „mußte kaufen, Preis hin, Preis her, 
wenn die Ware rechtzeitig im Lande sein sollte“. (Vergl. 


Sten. Bull. 1912, S. 364.) Aber selbst diese Lehre der Ge- 
schichte führte zu keiner großzügigen Lösung des Problems. 
Man begnügte sich mit dem kleinen Mittel eines Vertrages mit | 


Deutschland, nach welchem der Schweiz gehörende und bei 


Ausbruch eines Krieges in Deutschland befindliche Getreide- 


vorräte noch sollten ausgeführt werden dürfen. Wesentlich 


weiter hatte es eine Konferenz der Chefs des Militär-, Volks- 


wirtschafts- und Finanzdepartements, welche 1912 betr. die 
wirtschaftlichen Kriegsvorbereitungen gepflogen wurde, für 
unsere Zivilbevölkerung nicht gebracht. An den parlamen- \ 
tarischen Verhandlungen über diesen Gegenstand teilzu- 
nehmen, ging schon über das Interesse einzelner Bundesräte | 
(Sten. Bull. 1912, S. 365). Als dann der europäische Krieg \ 
ausbrach, reichten die im Lande lagernden Getreide- und 
Mehlvorräte nur soweit, die Zivilbevölkerung für je drei 
Wochen mit Brot zu versorgen. Das war nicht etwa ein \ 
unglücklicher Zufall. Schon 1912 war anläßlich der Motion 
Balmer festgestellt worden, daß bei 40-45000 Waggons jähr- 
licher Einfuhr der Augustvorrat während Jahren nur rund 


1000 Waggons betragen hatte. Bis das Inlandgetreide je- 


weilen geerntet und gemahlen ist, verstreicht viel Zeit. So ‘ 
war unser Volk darauf angewiesen, daß Deutschland das dort y 
lagernde oder schwimmende Getreide nicht beschlagnahmte. 
Daß dieses Abkommen nicht, wie andere internationale Ver- 2 
träge, als Papierfetzen behandelt wurde, darin lag unsere % 
Bewahrung vor Hunger. Im Großen folgte nun, was 1912 3 
im Kleinen geschehen war: als das Getreide billig gewesen, Y 
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hatte die Schweiz nicht gekauft. Jetzt, da die Getreide- 
preise in die Höhe schnellten, trat die schweizerische Ver- 
waltung als Großkäufer am Weltmarkte auf. J etzt, da alle 
kauften, welchen es an Voraussicht gefehlt hatte, wurden 
zu hohen Kriegspreisen große Lager angelegt. Als die Preise 
wiederum auf ein Minimum gefallen waren, mußte das 
Schweizervolk unter dem Zwange des Getreidemonopols die 
teuren Bundesvorräte aufzehren, und es fehlte an Mut wie 
an Geld, die tiefen Krisenpreise des Getreides am Welt- 
markt zur Anlegung von Landesvorräten im Großen aus- 
zunützen. Der Mangel jeglicher Voraussicht in der Brotver- 
sorgung wird einzig durch die Unverfrorenheit übertroffen, 
mit welcher im Volke der Irrtum verbreitet wird, als ob 
das Schweizervolk sein Brot dank dem Monopol gar unter 
Weltmarktpreis erhalten habe. Wenn dies infolge der 
durch das Monopol gegebenen Stabilisierung des Inland- 
preises einmal einige Monate lang der Fall war, so ist dies 
belanglos neben den Unsummen, welche das Schweizervolk 
im Brotpreis und in Form von Steuern zur Deckung der 
Monopoldefizite bezahlt hat. Die Lösung, welche nun schließ- 
lich zehn Jahre nach dem Weltkrieg kommen soll, begnügt 
sich wieder mit kleinen Mitteln. Auf einmal entdeckt nun 
der Bundesrat, daß die Finanzierung durch eine bloße Er- 
höhung der zollstatistischen Gebühr erreicht werden könne. 
Führende Politiker sehen darin einen „geschickten Ausweg 
aus einer schwierigen Situation“ (N. Z. Z. 6. 6. 1928). Wir 
sehen in diesem bundesrätlichen Vorschlag das Eingeständ- 
nis, daß es unverantwortlich war, das Schweizervolk eine 
richtige Getreideversorgung entbehren zu lassen, wenn sie 
doch durch eine bloße Erhöhung der statistischen Gebühr 
' zu finanzieren ist. Wieder muß durch ein Hintertürchen 
möglich gemacht werden, was der Bundesrat nicht auf dem 
geraden Wege zustande zu bringen sich zutraut. Eine 
zollstatistische Gebühr soll nach ihrem Wesen, Zweck und 
Namen zur Deckung der Erhebungskosten dienen. Sie so 
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hoch zu bemessen, daß daraus eine große nationale Aufgabe 
finanziert werden kann, ist ein Mißbrauch. Die Lösung ist 
aber auch darnach! Wieder wird keine einzige der wesent- 
lichen Fragen der Getreideversorgung großzügig gelöst sein. 

In welchem Maße sich unsere Bureaukratie mit kleinen 
Mitteln begnügt, mag z. B. noch die Silberpolitik beleuchten. 
Schon seit sechzig Jahren waren unsere bedeutendsten 
Währungspolitiker der Ansicht, daß der Schweizerfranken 
auf Gold gegründet sein müsse. Der Versuch Napoleons III., 
künstlich das Wertverhältnis des Silbers zum Golde aufrecht 
zu erhalten, erwies sich als ohnmächtig. Die Schweiz machte 
die schwindelhafte Prägung von Silbermünzen bei entwer- 
tetem Silber zwar nicht mit, aber es dauerte über ein halbes 
Jahrhundert, bis sie sich endlich, Ende 1926, entschloß, den 
mit der lateinischen Münzunion zusammenhängenden Halb- 
heiten zu entsagen. Drei Jahrzehnte lang waren die silbernen 
Fünffrankenstücke nach dem Marktpreis des Silbers nur 
ungefähr 24, Franken wert. Diese entwerteten Münzen, 
welche von Unionsländern zum guten Teil noch geprägt 
worden waren, als das Silber bereits im Werte gesunken war, 
ließen wir dummen Schweizer mehr als drei Jahrzehnte lang 
„auf unsern Wiesen grasen“. Für die Fünffrankenstücke und 
Silberscheidemünzen bedeutete das während einer Generation 
ein den Unionsländern gewährtes zinsloses Darlehen von gegen 
100 Millionen Franken. Der eingetretene Zinsverlust über- 
schreitet diesen Betrag. Durch Bitten an Münzverbün- 
dete und Ausfuhrverbote suchten wir uns möglichst großen 


Anteil am Silbervorrat zu sichern. Auch für Rubelnoten hat 
ja die Eidgenossenschaft, als dieselben der großen Entwer- 
tung entgegen eilten, ein Ausfuhrverbot erlassen! 1919/20 bot 


sich unserer Volkswirtschaft nochmals die Gelegenheit, sich 
relativ ehrenvoll aus der Silbersache zu ziehen. Indien hatte 
von der Kriegskonjunktur glänzend profitiert. Einen Teil 
seiner Gewinne nahm es in Silber herein. Sein Silbereinfuhr- 
überschuß betrug: 
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1916 ... . [7,024,185 kg 

1017 &..,.2,867,288' 7, 

1918. .... 2,817,914 ,„ 

BRIUI 06) 2,07 10081 (5, 

1920 . .... 3,014,896 

10810 1 730 0,670,765 
Da Indien, als der einzige Großkäufer von Silber zu mone- 
tären Zwecken, den Markt so sehr beanspruchte, stieg 
der Preis des Silbers rapid und erreichte mit Fr. 5.93 
pro silbernes Fünffrankenstück den Höhepunkt. Die außer- 
ordentliche Ursache dieses Steigens eines Metalls, wel- 
ches nur noch abhängige Länder für Kurrantmünzen ge- 
brauchen (Belgien prägt noch mit Gewinn für seine eigene 
Staatskasse Silbergeld für seine Kolonie im Kongo), war 
jedem Kenner der Verhältnisse ersichtlich. Dieser Auffassung 
wurde rechtzeitig Ausdruck verliehen und der Rat erteilt, 
die 232 Millionen fremde Silbermünzen, welche sich in der 
Schweizerischen Nationalbank aufgestaut hatten, im freien 
Silbermarkt zu verwerten. Dies gab Gelegenheit, die Münz- 
verbündeten von ihren vertraglichen Pflichten auf Rück- 
nahme von entwertetem Silbergeld zu entheben. Als es aber 
eine Freundespflicht war, jene gewaltigen Silberhaufen zu 
liquidieren, blieb unser Finanzdepartement handlungsun- 
fähiger Zuschauer der Ereignisse. Als dann der Wert des 
Fünffrankenstückes wieder bis auf Fr. 2.32 fiel und es 
für unsere Münzverbündeten eine Verlegenheit bedeutete, 
das Silbergeld zurücknehmen zu müssen, da verlangte unser 
Bundesrat die Rücknahme. Jetzt ließ er sich das Recht ein- 
räumen, in dem unwahrscheinlichen Fall, daß das Silber 
wieder über Parität steige, dasselbe im freien Markte ab- 
zustoßen! 

Das Finanzdepartement ist auf den Ausweg verfallen, 
den Verlust auf dem Silber, welches uns trotz internationalen 
Verträgen endgültig verblieb, durch Ausgabe von schweize- 
rischen Fünffrankenstücken zu decken, welche auch wieder 
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nur 50 Prozent des nominellen Wertes enthalten und sich 
von den abgeschobenen Fünffrankenstücken der Verbün- 
deten nur dadurch unterscheiden, daß das Bild der Helvetia 
aufgeprägt ist. Dem Volke aber wurde verkündet, daß 
Stimmen laut geworden seien, welche nach der Prägung von 
schweizerischen Fünffrankenstücken verlangt hätten! 

In den 90er Jahren überraschte Charles Brown die Welt 
mit der ersten großen Elektrizitätsfernleitung bei Frank- 
furt a.M. Das erste Jahrzehnt unseres Jahrhunderts klärte 


die Traktionsfrage soweit ab, daß in Ländern mit besonders 


günstigen Verhältnissen die Elektrifikation der Bahnen reif 
war. Diese beiden Fortschritte der Technik boten der 
Schweiz die Möglichkeit, sich von der schwarzen Kohle in 
hohem Maße unabhängig zu machen. Jede weitsichtige Wirt- 
schaftsleitung hätte diese Errungenschaft für die Unab- 
hängigkeit unseres Landes in der Kraftbeschaffung ausge- 
nützt. Es war das nicht nur eine wirtschaftliche, sondern 
eine politische Frage. Die Elektrifikation der Schweizer- 
bahnen wurde aber in unverantwortlicher Weise verzögert. 
Wir haben während des Krieges und seit demselben dem 
Ausland an außerordentlichen Kohlenpreisen ein Vielfaches 
von dem bezahlt, was die ganze rechtzeitige Elektrifikation 
der Bundesbahnen gekostet hätte. Aus den Ersparnissen 
wären wir heute mehrmals in der Lage, die Umstellung auf 
ein vervollkommnetes System zu bewerkstelligen. Als die 
Elektrifikation zu billigen Preisen hätte durchgeführt 
werden können, haben wir sie nicht vorgenommen. Als sie 
um Hunderte von Millionen teurer zu stehen kam, gingen 
wir grand train vor. Eine Bank hat sogar die 60 Millionen 
Franken, welche als glatter Verlust aus der Staatskasse 
& fonds perdu den Bundesbahnen für die beschleunigte 
Elektrifikation gegeben werden mußten, als eine nationale 
Tat bezeichnet. Wir können darin nicht mehr sehen als 
eine weitere Belastung der schweizerischen Steuerzahler, 
welche notwendig wurde, weil es in unserer Verkehrspolitik 
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an jeglicher Voraussicht gefehlt hatte. Das Zaudern hat uns 

vor unrichtiger Systemwahl nicht bewahrt. Wir haben zu 
lange gewartet und doch nicht lange genug. Die seitherige 
Entwicklung hat gezeigt, daß mit der Vervollkommnung 
der Gleichrichter die Zukunft der elektrischen Traktion 
voraussichtlich dem Gleichstrom gehört. Das Buch von 
Ingenieur Keller hat jüngst ein Schlaglicht auf den Wirr- 
warr geworfen, der in unserer Elektrizitätswirtschaft besteht. 
Es ist schwierig, nachträglich nun einige Ordnung in diesen 
unrationellen Zustand zu bringen. Der Vorschlag von Oberst 
Erny, dem Delegierten der Nordostschweizerischen Kraft- 
werke, der auf die allmähliche Fusion sämtlicher schweize- 
rischer Elektrizitätswerke hinzielt, ist ernster Beachtung 
wert, 


Auch von Verfechtern unserer gegenwärtigen Wirtschafts- 
politik wird nicht bestritten, daß dieselbe opportunistischer 
Natur ist. Ist aber unsere Nation wirklich nur einer Lavier- 
politik fähig? Einzig die rücksichtslose Ehrlichkeit gegen- 
über sich selber und Andern, welche allen bedeutenden Per- 
sönlichkeiten eigen ist, ziemt dem Schweizervolk. Nur in 
dienender Einstellung ist wahres Glück und dauernder Erfolg 
möglich. Nur großzügige Lösungen zur Förderung unserer 
Landwirtschaft, unseres Handels und unserer Industrie 
können helfen. In allen Schichten des Volkes haben wir 
tüchtige Arbeitskräfte. Die nötigen Kapitalien sind eben- 
falls da, so gut wie für alle möglichen und unmöglichen Aus- 
landanleihen. Aber unsere Führung weiß nichts damit an- 
zufangen. 
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3. STAATSFINANZEN 


„Qui paie ses dettes, s’enrichit“ 
W.C. Escher-Abegg, an der außer- 
ordentlichen Generalversammlung von 
Nestle, am 16. Dezember 1922. 


Das beste, gewissermaßen photographische Bild vom 
finanziellen Stand eines Unternehmens oder eines Staates 
bietet eine richtige Bilanz. In dieser Hinsicht haben die 
letzten Jahrzehnte Erscheinungen zutage gefördert, welche 


uns einen Schlüssel zum Verständnis der heutigen Bundes- 
finanzen geben. 


BILANZMETHODEN 


Die Bilanz des größten schweizerischen Industrieunter- 
nehmens, der Nestl& and Anglo-Swiss Condensed Milk Co., 
ergab per Ende 1920 kein richtiges Bild von der Situation 
des Konzerns. Zu den 293 Millionen Franken kurzfälligen 
Schulden traten noch erhebliche Bankschulden von Tochter- 
gesellschaften. Deren verantwortliches Kapital befand sich 
fast ganz im Besitz der Muttergesellschaft, sodaß ihre Schul- 
den, wirtschaftlich gesprochen, eine weitere kurzfällige Be- 
lastung der Muttergesellschaft bedeuteten. Das unvernünf- 
tige Warenlager von 220 Millionen Franken war noch nicht das 
ganze Warenlager des Konzerns. Große Posten von Waren der 
Gesellschaft waren bei Tochtergesellschaften untergebracht, 
sodaß die Aktien derselben besser insWarenkontoalsins Konto 
„Beteiligungen“ gepaßt hätten. Die Debitoren waren nicht 
mehr von jener hervorragenden Qualität, an welche man seit 
vielen Jahrzehnten in einer Nestlebilanz gewöhnt war. Es 
waren zum guten Teil Forderungen auf eigene Tochter- 
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gesellschaften, bei denen Valutaguthaben und aufgestaute 
Waren Gegenposten bildeten. Auch die Qualität der Waren 
war nicht mehr die gleiche. Dieselben bestanden zum Teil 
aus Produkten mit verdorbenem Zucker, welcher in der 
Boom-Stimmung verwendet worden war, ohne daß diese 
Veränderung in der Politik der Gesellschaft aus dem Jahres- 
bericht ersichtlich wurde. Innert 44 Tagen, vom 17. Oktober 
bis 80. November 1921, fielen dann die Nestle-Aktien auf 
einen Drittel, nämlich von 600 auf 200 Franken, nachdem 
sie bereits die durch die allgemeine Depression erklärliche 
Baisse hinter sich hatten. Im Tempo des Absturzes kam 
zum Ausdruck, daß schon einige Zeit eine hohle Situation 
vorgelegen. So weit war die Selbsttäuschung der Leitung 
gegangen, daß der neunköpfige Verwaltungsrat von Nestle 
wenige Monate vor dem Zusammenbruch die Unbefangen- 
heit aufbrachte, eine Tantieme von Fr. 941,995.05 entge- 
genzunehmen und die misleiteten Aktionäre eine Dividende 
von 161/4%, auf dem reichlich verwässerten Aktienkapital 
beschlossen. 

In der Bilanz der Elektrobank, unseres mächtigsten 
schweizerischen Finanztrustes, waren per 30. Juni 1920 von 
172,8 Millionen Franken Aktiven 102,6 Millionen Franken 
fiktive und nur 70,2 Millionen effektive. Die fiktiven Akti- 
ven zerfielen in 46,6 Millionen Franken „auf Kursgarantie 
beruhende Werte“, 49,3 Millionen „ungedeckte Valuta- 
kursdifferenzen‘‘ und 6,7 Millionen Franken „eigentlicher 
bilanzmäßiger Passivsaldo“, welche Ausdrücke alle das glei- 
che bedeuteten, nämlich durch falsche weltpolitische Orien- 
tierung der Anlagepolitik des Institutes eingetretene Ver- 
_ luste. Sie konnten denn auch beliebig in einander ver- 
wandelt und ganz nach Opportunität ausgespielt werden. 
' Gegenüber den Obligationären wurden sie, so lange es ging, 
aufrecht erhalten, um das Aktienkapital nicht streichen zu 
müssen. Gegenüber den Steuerbehörden dagegen wurde 
_ jeder Anspruch mit der Behauptung zurückgewiesen, daß 
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es sich um reine Nonvaleurs handle. Trotz diesem be- 
denklichen Bild, das zur ersten, halben Reorganisation des 
Trustes führte, bedeutete diese Bilanz einen großen Fort- 
schritt gegenüber vorherigen, in welchen die Sachlage 
dadurch verschleiert worden war, daß die kursgesicherten 
„Werte“ unausgeschieden unter den Anlagen und Bank- ’ 
guthaben erschienen. So gut war die Verschleierung ge- 
lungen, daß selbst den Verwaltungsratsmitgliedern die wahr- 
heitsgemäße Darstellung eines tüchtigen Sekretärs des Tru- | 
stes die Befreiung aus arger Selbsttäuschung bedeutete und y 
daraufhin der Kurs der Aktien innert einigen Wochen auf 
einen Drittel fiel. 

Jahrelang enthielt die Bilanz der Schweizerischen Natio- 
nalbank Posten, welche eines Noteninstitutes unwürdig sind. 
Und zwar Posten, die in die hunderte von Millionen Franken 
gingen. Wir denken dabei nicht an die bankmäßig durch 
Waren gedeckten Rembourswechsel, sondern an jene Re- | 
skriptionen von Bund und Bundesbahnen, welche Immobili- 
sationen bedeuteten oder gar Silberverluste als Grundge- 
schäft hatten. Es galt schon als schöner Fortschritt, als die 
Limite für Reskriptionen auf Grund des Drängens wirtschaft- 
licher Kreise auf 200 Millionen Franken heruntergesetzt wurde. 
Wenn der Bundesrat zu solchen Reduktionen die Hand bot, 
wurde er dafür von den in der Hauptsache von ihm selber 
gewählten Organen der Nationalbank öffentlich gelobt | 
(vergl. z. B. N.Z.Z. 31.3.1924). 

Eines unserer bedeutendsten Unternehmen der Lebensver- 
sicherung hat 1922 ein 34, % Darlehen an die Schweizerischen 
Bundesbahnen von 75 Millionen Franken zu 85% gewährt, 
dasselbe aber gleichzeitig zu 100% unter die eigenen Aktiven! N 
gestellt. Mit der Differenz von 11 Millionen Franken hat 
es Valutaverluste „gedeckt“. Daß diese etwas zu leichten 
„Gewinne“ überhaupt möglich waren, beruht einzig auf 
dem Umstande, daß die Anleihe nicht kotiert wurde. Sonst 
hätte sie noch lange um 85% notiert. So hingegen ließ sich“ 
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| das Institut vom schweizerischen Finanzminister, dem durch 
die Anleihe aus einer Verlegenheit geholfen wurde, die 
Erlaubnis geben, die heute für 64 Millionen erworbene For- 
_ derung aufdie Bundesbahnen morgen mit 75 Millionen in die 
_ Bilanz zu setzen. Die offizielle Begründung, daß die Anstalt 
ihren versicherungstechnischen Berechnungen keinen höhern 
 Zinsfuß als 3%,% zu Grunde lege (in einer Zeit, wo die besten 
"Papiere fünf und mehr Prozent abwarfen), zeigt eher, wie un- 
günstig die Kunden beim Lebensversicherungs- und Renten- 
geschäft behandelt werden, als dass dies eine annehmbare 
_ Entschuldigung für die unrichtige Bilanzierung darstellt. 

Einfacher sind die Bilanzierungsfragen, die sich bei der 
Union Maritime, dem wichtigsten schweizerischen Schiff- 
 fahrtsunternehmen, stellten. Denn Null ist Null. Auch mit 
den geriebensten Bilanzkünsten war diese Tatsache nicht zu 
ändern. Wohl waren von dem voll einbezahlten Aktien- 
kapital von 60 Millionen Franken einmal noch 10,000 Fran- 
ken vorhanden. Aber dieser letzte Rest vergangener Herr- 
lichkeit ging an die Advokaten, welche an einem wahren 
Rattenkönig von Prozessen ihre Lust hatten. Die einzige 
buchhalterische Schwierigkeit bestand in einem Steuergut- 
haben des Bundesfiskus von 900,000 Franken, welches aber 
durch Abschreibung gütlich erledigt werden konnte. 

Auch die Bilanz der Schweizerischen Bundesbahnen, 
unseres umfangreichsten Transportunternehmens zu Lande, 
ist nicht über alle Zweifel erhaben. Schon das offizielle 
Kriegsdefizit, welches per Ende 1927 196,9 Millionen Fran- 
‚ken betrug, steht einer erstklassigen Bilanz zehn Jahre 
nach Beendigung des Krieges schlecht an. Nun kommt 
aber dazu, daß die Zahl um ca. 100 Millionen nicht stimmt, 
indem am „Kriegsdefizit‘“ bereits durch das ominöse Mittel 
der Rückbuchung gemachter Amortisationen 98 14, Milli- 
onen Franken „getilgt‘‘ waren. Das offizielle Defizit be- 
ug somit bis Ende 1927 295 Millionen Franken. Dazu 
kommt das inoffizielle Defizit. Seinen Hauptposten bildet 
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das Defizit der Pensions- und Hilfskasse der S.B.B., welches 
Ende 1927 399 Millionen Franken!) betrug und eine Verpflich- 
tung der Bundesbahnen darstellt. Ohne dieselbe hätte die 
Versicherungskasse längst ihre Zahlungen einstellen müssen 

(Geschäftsbericht und Rechnung der S.B.B. 1927, S. 114). 
Ferner wurden 1927 immer noch die 114 Millionen Franken 
„Ueberschuß des Rückkaufpreises über die Anlagekosten“ 
als Aktivum nachgeführt, obschon nach kompetentem 
Urteil die Bundesbahnen teuer zurückgekauft wurden (vergl. 

z.B. Kommissionsreferent Ständerat Munzinger, Sten. Bull. 
1901, S. 554/5 betr. N.O.B.). Als in den Achtzigerjahren 
die Nordostbahnaktien für nichts zu haben waren, hatte es 
bekanntlich an Weitblick und Entschlossenheit gefehlt, ein- 

zuspringen. Als dagegen Spekulanten an den Bahnaktien 

beträchtliche Vermögen verdient hatten, wurden die Bahnen 
verstaatlicht. Auch ein Aktivum wie die 44 Millionen noch 
zu tilgende ‚„Emissions-und Konversionskosten auf Anleihen‘ 
sind eher geeignet, dem Bürger das Unrationelle an der 
Schuldenwirtschaft vor Augen zu führen als einen materiell 

erfreulichen Aktivposten zu bilden. Vor allem aber können 
für die kostspieligen, weilzur Unzeit vorgenommenen Bauten 
der letzten zehn Jahre Abstriche gemacht werden, deren 


1) Davon geht der Betrag ab, welcher durch freiwillige Mehr- 
leistung des Personals gemäß Abkommen vom Frühjahr 1928 gedeckt 
wird (N.Z.Z. 25. und 30.1.1928). Derselbe ist relativ unbedeutend 
und reduziert das Defizit der Versicherungskasse nur um ca. 10 Pro- 
zent. Der Hauptteil der formellen Reduktion belastet die S.B.B, 
resp. den Bund nur in anderer Form. Entscheidend an dem Ab- 
kommen ist, daß nur die Mehrleistung des Bundes progressiv ist 
und jede günstigere Entwicklung als die vorgesehene in erster Linie 
zur Erhöhung der Invaliden- und Witwenpensionen und in zweiter 
Linie zur Herabsetzung der Beiträge des Personals dient. Das jetzige 
Entgegenkommen der Beamtenschaft ist somit als Maximum zu be- 
trachten, und wenn nicht die Unterbilanz weiter bestehen oder durch 
weitere retrospektive Einlagen der Betriebsrechnung der Bundes- 
bahnen verschleiert werden soll, so gibt es keine andere Möglich- 
keit, als daß das Defizit, wie dasjenige der Kasse der Bundesbeam- 
ten, vom Bunde gedeckt wird. Die durch das Abkommen gebrachte 
Erleichterung ist in unserer Berechnung der Unterbilanz von Bund 
und Bundesbahnen bereits berücksichtigt. i 
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"Schätzung in guten Treuen um hundert Millionen Franken 
. differieren kann, dieaberunter allen Umständen eine beträcht- 

liche Summe ausmachen. Das Minimum des Betrages, welcher 
‚abgeschrieben werden muß, bevor von einer gesunden Bilanz 
zu sprechen angefangen werden kann, beträgt 750 Millionen 
_ Franken. Eine solche Korrektur der Bilanz wird den Buchwert 
_ der Bundesbahnen ihrem kommerziellen Wert nähern. Kein 

vernünftiger Unternehmer könnte dieselben zum Buchwert 

übernehmen. Einem Hinweis darauf, was die heutige Her- 

stellung der Bundesbahnen kosten würde, kommt in dieser 
_ Frage keine Bedeutung zu. Wenn danach der heutige Wert von 
öffentlichen Werken bemessen werden könnte, dann müßten 
fast alle Aktien alter guter Bahnen aufeinem Mehrfachen ihres 
heutigen Kurses stehen. Wenn die Bundesbahnen auch nur 
in bescheidenem Maße dem Land die Dienste leisten wollen, 
welche beim Rückkauf versprochen worden sind, dann muß 
das Schweizervolk, so bitter es klingen mag, die heutige 
Situation beheben, welche zu einem kleinen Teil Folge des 
 Krieges!), zum Hauptteil Folgebureaukratischer Methodenist. 
Solche Versündigung gegen gesunde Bilanzmethoden 


1) Die Generaldirektion der Bundesbahnen berechnet allein die 
kommerziell nicht standhaltenden Ausgaben, welche als Kriegsfolgen 
zur ungesunden Lage beigetragen haben, auf 459 Millionen Franken 
(Bericht ans Eisenbahndepartement vom 14. 4. 1927). Bundesrat 
Haab gab in seiner jüngsten Basler Rede zu, daß es sich um 
den Bundesbahnen auferlegte Lasten handelt, ‚‚welche einer privaten 
' Unternehmung ohne Entschädigung niemals hätten zugemutet 
' werden können“ (N. Z. Z. 8.2. 1928). Nur durch dieVerquickung von 
Politik und Wirtschaft ist das möglich geworden. Die Bundesbahnen 
| erwarten nun vom Bund die Bezahlung der Summe. Durch welchen 
Kompromiß die Frage auch gelöst werden mag, so steht nach den 
offiziellen Angaben fest, daß jene 459 Millionen Franken der Bundes- 
bahnausgaben in die Staatsrechnung gehören und das Defizit der 
' Eidgenossenschaft um diesen Betrag erhöhen. Es handelt sich z. B. 
um den Verlust von 70 Millionen Franken, welchen die Staatsbahn 
erlitten hat, weil sie gezwungen wurde, die Kohle zu einem übersetzten 
Preis bei der Kohlengenossenschaft zu beziehen, und um unsachliche 
Ausnahmetarife, welche der Bundesrat aus politischer Opportunität 
entgegen wirtschaftlicher Zweckmäßigkeit gewähren zu müssen 
glaubte. Die Generaldirektion berechnet den aus diesem letzten Titel 
bis Ende 1926 aufgelaufenen Verlust auf 100 Millionen Franken. 
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hat sich der gleiche Bund zu Schulden kommen lassen, 
der durch das Rechnungsgesetz vom Jahre 1883 einen 
scharfen Feldzug gegen die sich auf total 112 Millionen 
Franken belaufenden Nonvaleurs in den Bilanzen der Privat- 
bahnen führte (Sten. Bull. Ständerat 1897, S. 1323/24). 
Heute schleppt er als Eigentümer der Bundesbahnen Nonva- N 
leurs von mindestens 750 Millionen mit. Die Nonvaleurs der 
Privatbahnen machten nur einen Bruchteil des verantwort- N 
lichen Aktienkapitals der Gesellschaften aus, während den 
Nonvaleurs der Bundesbahnen effektive Verpflichtungen n 
gegenüberstehen und statt eines verantwortlichen Kapitals \ 
eine Unterbilanz vorliegt. 

Wenn wir versuchen, aus diesen Erscheinungen in un- 
serm Bilanzwesen die Quintessenz zu ziehen, so fällt eine 
Lockerung der kaufmännischen Tradition auf. Die fiktiven \ 
Aktiven, welche in Bilanzen mitgeführt wurden, beliefen 
sich auf eine halbe Milliarde. Durch Bundesratsbeschluß 
betr. die Folgen der Währungsentwertung für Aktiengesell- 
schaften und Genossenschaften wurde dieser Mißbrauch ge- 
stützt. Auf Grund der allgemeinen Vollmachten wurde mög- 
lich, bei der Bilanzaufstellung einen höheren Valutakurs 
anzuwenden als den gesetzlichen, d.h. den wirklichen. „Zum i 
Schutze des Landes und zur Aufrechterhaltung der Neu- h 
tralität“ konnten Werte, die erst in Zukunft durch jährliche 
Raten aus den Einnahmen einer Gesellschaft geschaffen 
werden sollten, als Gegenwartswerte in die Bilanz eingesetzt 
werden. Nur „kraft staatlicher Fiktion‘‘ waren diese Non- | 
valeurs Werte. ‚Nur kraft gesetzlicher Autorisation‘‘!) waren 
sie taugliche Aktivposten. Dieses Vorgehen wurde als ein Akt | 
der Staatsweisheit hingestellt. Solange nur kleine Grenz- 
banken am Rhein in Gefahr gestanden, hatte niemand an 


1) Der Bericht der Elektrobank per 30. Juni 1920, dem diese 
Zitate entnommen sind, setzt zur Selbstentschuldigung bundesrät- 
liche Beschlüsse auf Grund der außerordentlichen Vollmachten dem 
Gesetze gleich. 
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solche Maßnahmen gedacht. Erst als die Tochtergesellschaf- 
ten der führenden Handelsbank zu wanken begannen, konnte 
‚unter offiziellem Schutz das Gesetz gebrochen werden. Man 
 zögerte, sich von der Situation Rechenschaft zu geben und 
_ mutig auf den Boden zu stehen. Sobald es ernst galt, z. B. 
bei der Fusion Motor-Columbus, war das erste, solche zweifel- 
 hafte Bilanzposten zu streichen. 

Die mildeste Erklärung der Verirrung ist die, daß unsere 
Führer auch in dieser Frage geistig unter fremdem Einfluß 
standen. So sehr hatte sich ja der Zeit-,,geist‘‘ in den Jahren 
nach Kriegsschluß an falsche Bilanzen gewöhnt, „daß sich 
ein Sturm der Entrüstung erhob, als das‘ eidgenössische 
Versicherungsamt mit der Forderung nach Goldbilanzen an 


die deutschen und französischen Gesellschaften trat. ‚In 


Deutschland erachtete man solche (d.h. den Realitäten 
entsprechende) Bilanzen (damals) als ungesetzlich“. Und 
als die Schweizerische Lebensversicherungs- und Renten- 
anstalt die Unsitte durchbrach, fremde Valuten zum nomi- 
nellen statt zum effektiven Kurs einzusetzen, wurde ihr das 
von der Konkurrenz übel genommen (Hilterfinger Protokoll). 

Herr Bankdirektor Zimmermann hat nicht übertrieben, 
als er am schweizerischen Juristentag zu Schwyz hinsicht- 
lich der vorausgehenden Periode sagte: „Die in dieser 
Epoche festzustellenden zahllosen Excesse wirtschaftlicher 
und finanzieller Natur und die auf diese Orgien der Un- 


 solidität sich vielerorts gründende Verwilderung der Bilanz- 


 sitten bieten unserem Gesetzgeber Material zu einem An- 
 schauungsunterricht in einer außerordentlich reichen Fülle 
und von einer unerhörten Plastik“ (Protokoll S. 414a). 


BUNDESBILANZ 


Die Bilanz der Eidgenossenschaft schließt sich diesen 
Beispielen von ersten Unternehmungen des Landes würdigan. 
Da der Bundesrat selber die anfechtbarste Bilanz hat, 
war es ihm wohl ganz angenehm, daß er die Privatwirt- 
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schaft vorübergehend in ähnlich unsolidem Verhalten juri- 
stisch zu decken in die Lage kam. Gefährlich daran ist nun 
aber, daß tüchtige Kräfte der Finanz und Industrie rasch mit 
den Bilanzmißbräuchen räumten, während dieselben in der 
Bundesverwaltung noch eher zugenommen haben. 

Die offizielle Unterbilanz des Bundes beträgt anderthalb 
Milliarden Frankent). Dazu kommt eine weitere nicht in der 
Staatsrechnung aufgeführte Unterbilanz von einer Milliarde. 
Sie setzt sich zusammen aus dreiviertel Milliarde Franken 
Unterbilanz der Bundesbahnen und einviertel Milliarde Fran- 
ken „kapitalisierte Zinsverpflichtung“ des Bundes gegenüber 
der Pensionskasse der eidgenössischen Beamten?). 

Indem wir das Bundesdefizit mit 21, Milliarden Franken 
angeben, bleiben wir wieder beim Minimum dessen, was eine 
gesunde Bilanzierung erfordert. Bei Berücksichtigung der 
kleineren Fehlerquellen?) wird das Bild noch etwas ungün- 
stiger. Die effektiven Verpflichtungen des Bundes übersteigen 
5%, Milliarden Franken‘). Unser Volk muß sich, soll eine 
Gesundung eintreten, auf den Boden der Tatsachen stellen. 


I) Genau sind es per Ende 1927 Fr. 1,494,372,464.48 (Staats- 
rechnung S. III und und S. 278). 

2) Per Ende 1927 waren es 297 Millionen Franken. Der Fehlbe- 
trag auch dieser Versicherungskasse bedeutet eine Verpflichtung des 
Bundes, indem das Umlageverfahren durch das Bundesgesetz über 
die Versicherungskasse ausdrücklich abgelehnt ist (Art. 45/6 des Ge- 
setzes; Eidg. Staatsrechnung 1925, S. 262 und 1927, S. 256. Vergl. 
oben S. 252, Anm. ]). 

®) Z.B. teure Gestehungskosten von Liegenschaften. Betr. 
ungenügende Abschreibungen vergl. Bericht des Schweiz. Bankvereins 
1923, Nr. 7; betr. zweifelhafte Debitoren usw. diverse Artikel von 
Prof. Steiger. 

4) Die ‚festen Anleihen“ und „schwebenden Schulden“ der 
Eidgenossenschaft betragen per Ende 1927 2202 Millionen Franken, 
diejenigen der Bundesbahnen 2730 Millionen. Dazu kommen die 
Defizite der Versicherungskassen der Bundesbeamten und der Bundes- 
bahnbeamten, die für den Betrag von rund 600 Millionen vom Bund 
zu tragen sind; ferner der effektive Betrag der „Diversen Kreditoren 
Fr. 172,023,825.65° der Staatsrechnung. Die Spezialfonds von 230 
Millionen, welche durch besondere Zweckbestimmungen gebunden 
sind, stehen mit ungefähr gleichem Betrag in Soll und Haben und 
fallen für unsere Berechnung außer Betracht. 
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RÜCKZAHLUNG DER HYPOTHEK 
AUF DEM NATIONALEN VERMÖGEN 


Je nach Opportunität verstand es unser Finanzdeparte- 


. ment, in Budgetbotschaften und Reden die Bedenklichkeit 


oder den relativ befriedigenden Zustand unserer Finanzlage 


_ darzutun. Statt dessen wäre es richtig, die Dinge zu neh- 
_ men, wie sie sind. 


Die Schulden sind da. Daran vermag keine noch so 
geschickte Entstellung etwas zu ändern. Die Lage ist be- 
denklich, aber nicht entmutigend. Es handelt sich einzig 


_ darum, wie wir uns am billigsten daraus ziehen, und so, 
' daß wir uns vor späteren Generationen nicht zu schämen 


brauchen. 
Unser Finanzdepartement weiß, daß nichts einen besseren 
Eindruck macht, als das Abzahlen von Schulden. Da es aber 


_ die innere Kraft zur wirklichen Schuldentilgung nicht auf- 


bringt, so tutes wenigstens „als ob“. Im Juni 1925 hat ein 
„Mitgeteilt des eidgenössischen Finanzdepartements‘“ dem 
Volke verkündet (,„Bund“ 12. 6. 1925), die Eidgenossen- 
schaft werde ‚die auf den 1. August gekündigte 20-Millio- 
nen-Dollar-Anleihe aus eigenen Mitteln zurückzahlen“. 
Diese vorzeitige Rückzahlung machte einen ausge- 
zeichneten Eindruck in New York so gut wie im eigenen 


Lande. Aber woher sollten auch die „Disponibilitäten des 


Bundes‘ rühren, wenn doch selbst die Nachkriegsrechnungen 
mit immer weiterer Vermehrung des Staatsdefizits ab- 
schlossen? Die Schweizerische Kreditanstalt, in ihrem 
Jahresbericht 1925, S. 7, gibt dazu die nötige Aufklärung: 
„Im März haben wir den Schweizerischen Bundesbahnen 
die Auflage eines 5%, Elektrifikationsanleihens von 50 Mil- 
lionen Franken in Holland vermittelt“. Und in ihrem Juni- 
bulletin hatte sie festgestellt, die Rückzahlung der auf ersten 
August gekündigten 20-Millionen-Dollaranleihe erfolge zum 
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Teil aus Mitteln, die dem Bund „aus dem Ertrag des hol- | 
ländischen Anleihens der Schweizerischen Bundesbahnen Y 


vom Frühjahr zur Verfügung gestellt wurden‘. 


Also die Bundesbahnen nehmen unter Garantie des 
Bundes in Holland eine Anleihe auf, soit-disant für Elektri- 
fikation. Dieses Geld fließt zum Teil in die Bundeskasse und ! 


dient zum Abzahlen einer amerikanischen Schuld des Bun- 


des. Eine solche Schiebung einer Schuld von New York nach 


Holland, unter geschickter Maskierung durch Vorschieben 
der Bundesbahnen, nennt ein offizielles Communique des 
Schweizerischen Finanzdepartements „Rückzahlung aus 


eigenen Mitteln“. 
Diejenigen Schulden, denen kommerzielle Aktiven ge- 


genüberstehen, bieten keine Schwierigkeiten. Uns beschäf- 
tigt hier nur die ungedeckte Schuld von mindestens 24, 
Milliarden Franken. Ihr steht zur Deckung das Volksver- 


mögen gegenüber. Dasselbe betrug nach einer Schätzung 
unserer Bankiervereinigung vor einigen Jahren 45 Milliarden 


Franken, wovon 7—8 Milliarden Anlagen im Ausland. Unser 
Finanzminister und andere Theoretiker gelangen zwar zu 
wesentlich niedrigeren Schätzungen. Doch darf in diesem 
Punkt den Bankiers, welche Einblick in die Depots haben, 
mehr Glauben geschenkt werden als Schätzungen, die auf 
Steuerdeklarationen basieren. Wenn wir z.B. sehen, daß 
der Feuerversicherungswert der schweizerischen Immobilien 
und Mobilien 45%, Milliarden Franken beträgt!), während | 
es bekanntlich auch recht beträchtliche nicht feuerversi- \ 
cherte Werte gibt; wenn ferner Herr Bankier Sarasin 1920 
unsere Verluste auf Auslandswerten mit 6 Milliarden Fran- 
ken schätzte, während wir nach früheren Schätzungen unse- ) 
res Volksvermögens nur einen Bruchteil dieser Summe im 
Ausland überhaupt haben konnten und nachher nach Schät- | 
zung der Bankiervereinigung doch wieder 7”—8 Milliarden 


1) Bericht des eidgenössischen Versicherungsamtes 1926, S.48*. u 
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hatten, so geben uns solche offenbare Widersprüche wohl das 
Recht, uns mit einer ganz approximativen Summe von 
' 50 Milliarden Nationalvermögen zu begnügen, denen 21% 
' Milliarden Nettoschuld des Bundes gegenüberstehen. 

| Das Bundesdefizit beträgt somit rund 5% des Volks- 
 vermögens. 

Ohne uns von parteipolitischen Doktrinen beirren zu 
lassen, haben wir uns nun nüchtern und sachlich zu fragen, 
welche Art der Rückzahlung die vorteilhafteste sei. Und da 
kann die Antwort nur lauten: Die möglichst rasche. Wir 
treffen uns hierin mit der Schweizerischen Kreditanstalt, 
' welche vor wenigen Jahren schrieb: „Es ist zu hoffen, daß die 
' Eidgenossenschaft an eine möglichst rasche Amortisation 
' der ordentlichen und Kriegsschulden denken kann“, Wir 
behaften unsere Hochfinanz bei dem Verzicht auf Kommis- 
sionen und Bonifikationen an Konversionen, welchen dieser 
Wunsch in sich schließt, und freuen uns, daß von dieser 
Seite eine so großzügig uneigennützige Finanzpolitik mög- 
lich ist. 

Als vor einigen Jahren die Canadian Pacific eine Schuld 
von einer Viertelmilliarde Franken vorzeitig zurückzahlte, 
stiegen die Aktien der Gesellschaft. Auch die Aktionäre der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft werden kaum etwas 
besseres tun können, als in dieser Sache der Devise zu folgen, 
welche Herr Escher-Abegg den schwergeprüften Aktionären 
' von Nestle zur Beachtung empfohlen hat. Sie hat sich 
glänzend bewährt. Noch niemand ist dadurch arm ge- 
worden, daß er seine Schulden bezahlte. 

Statt dessen soll nach dem offiziellen Plane das Staats- 
defizit bis 1965 getilgt werden. Die Generation, welche die 
' Schulden gemacht hat, will sie also auf die folgende ab- 
‚ schieben. Aber auch dieser bescheidene Entschluß wurde, 
kaum gefaßt, in Frage gestellt. 

Immer neue Ausgaben drängen sich auf, welche die wohl- 
' gemeinten Amortisationsabsichten einer vorzüglich auf 
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Druck reagierenden Regierung durchkreuzen. Unser Bun- 
desrat sieht sich, weil er der ehrlichen Erfassung der Wirk- 
lichkeit ausweicht, immer wieder vor einer neuen Situation, 
bevor er auch nur angefangen hat, auf Grund der alten zu 
handeln. Immer wird amortisiert, und doch sind immer 
mehr Schulden da. 

Wenn wir unsere Staatsschulden noch 40 Jahre lang 
verwalten, konvertieren und amortisieren, und die dafür 
notwendigen Steuerapparate bezahlen, so kommt uns die 
Sache auf ein Mehrfaches von dem zu stehen, was sie uns 
kostet, wenn wir heute sauberen Tisch machen. 

Es ist zwar nicht schwer, Begründungen für den leichten 
Weg, welcher in der Erhaltung und Pflege der Schulden 
besteht, zu finden. Die zehn Millionen Passiven aus der 
Grenzbesetzung 1870/71 wurden erst innert 15 Jahren ge- 
tilgt. England steht mit seiner Tradition, einen wesentlichen ' 
Teil der Kriegskosten schon während des betreffenden Krieges 
zu amortisieren, so ziemlich allein da. Ein deutscher Schrift- 
steller bekämpfte 1912 grundsätzlich Steuererhöhungen 
während eines Krieges. Seinem Rate zum Schuldenmachen j 
ist Deutschland gefolgt. Schließlich wurden der Schulden 
so viele, daß sie nichts mehr wert waren. Insofern kann das 
Schuldenmachen als eine kluge Finanzmethode anerkannt 4 
werden. Wer ihr huldigt, muß aber konsequent sein und 
bis ans erleichternde Ende gehen. 

Mögen auch die meisten Staaten mehr Schulden als 7 
Aktiven haben, so wollen wir lieber das Beispiel Schwedens 
befolgen und einen Aktivsaldo auf neue Rechnung vortragen. 

Imponderabilien spielen in dieser Frage die Hauptrolle. N 
Es wird ein erhebender Moment unserer Geschichte sein, 
wenn der schweizerische Finanzminister erklären kann: 
Wohl sind wir ein armes Volk — arm an Kohle und Eisen, Y 
Gold und Diamanten, Oel und Baumwolle. Aber trotzdem Y 
sind wir ein reiches Land; ein Staat ohne Schulden. Alle 
Kräfte, die jetzt durch Verwaltung und Verzinsung und 
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Amortisation der Schulden festgelegt sind, die finanziellen 
wie die personnellen, können für produktive Zwecke der 
Nation Verwendung finden. 

Für ein fleißiges und sparsames Volk Schulden zu machen, 
ist keine Kunst. Die Schweiz ist bei den Banken der ganzen 
Welt als ein unzweifelhaft guter Schuldner bekannt. Selbst 
ohne so exorbitante Bedingungen einzugehen wie bei einem 
der amerikanischen Anleihen (8% Zins, 94% Uebernahme- 
kurs, 105% Rückzahlungskurs) bekommt die Eidgenossen- 
schaft Geld, wo und wieviel sie will. Die Bankiers besorgen 
alles. Der Finanzminister braucht nur zu unterschreiben. 

Ein Volk wie das schweizerische hat für die Rückzah- 
lung seiner Hypothek im Betrage von 5%, des Nationalver- 
mögens nicht 40 Jahre nötig. In einem Vierteljahr kann es 
das auch. Es kommt einzig darauf an, von wem und wie es 
gemacht wird. Die sozialistische Vorlage für eine Vermögens- 
abgabe war unrationell und als solche auch im eigenen Lager 
erkannt. Die Rückzahlung unserer Schuld muß frei sein 
von Klassenkampf, ein Akt der Einsicht aller Volkskreise. 

Solange es galt, jene Vermögensabgabe zu bekämpfen, 
wurde freilich erklärt, daß eine Steuer von solchem Um- 
fang zahlungstechnisch unmöglich oder wenigstens national- 
ökonomisch schädlich sei. Sobald es aber als gut vater- 
ländisch erscheinen wird, das Gegenteil darzutun, werden 
die gleichen Kreise zu beweisen in der Lage sein, daß 
einem Lande, dessen Bevölkerung 20 Milliarden Schuldtitel 
auf öffentliche Korporationen, Auslandanlagen, Bank- und 
Sparkassenguthaben besitzt, ohne Erschütterung des Geld- 
marktes leicht möglich ist, 21, Milliarden Schulden abzu- 
zahlen. Das ist fast ganz Sache der Verrechnung. Der 
Vorteil von 5 Milliarden Schulden besteht gerade darin, 
daß man nur die eigenen Schuldtitel in Zahlung zu nehmen 
braucht, um ohne Schädigung der Volkswirtschaft eine solche 
Operation durchführen zu können! Unser ausgebautes Bank- 
wesen wird überdies in der Lage sein, allen denen, die nicht 


261 


5% ihres Reinvermögens in verwendbaren Werten bereit 


haben, mit Kreditfazilitäten beizuspringen. 


Es gibt da nichts von Konfiskation zu reden. Wer \ 


Konfiskation studieren will, der gehe nach England und 


Nordamerika, wo unter jährlichen Einkommenssteuern von 


80—50 und mehr Prozent gewaltige Kriegsschulden ver- 
zinst und amortisiert werden. Oder man gehe nach Frank- 
reich und Deutschland, wo unter ähnlich drakonischen Maß- 
nahmen eine Erfüllung wenigstens der internationalen Ver- 
pflichtungen versucht wird. Wer von einer gnädigen Be- 
wahrung unseres Landes vom Weltkriege redet und dabei sich 
weigert, auch nur 5%, seines Reinvermögens zur Wiederher- 
stellung der Vorkriegs-Finanzsituation des Bundes hinzu- 
legen, kann nicht ernst genommen werden. 

Die nötige Anstrengung der Nation kann nur als eine 
einfache und allgemeine Maßnahme Erfolg haben. Der 
kleinste wie der größte Kapitalist hat gleichen Grund, 


freudig mitzumachen. Wie angebracht bei manchen Steuern 
Progression sein mag, hier ist sie als Komplikation verwerf- 


lich. Es muß in Zukunft als eine Ehre gelten, etwas, wie 
wenig es auch sein mag, zur Gesundung des Staates bei- 
zutragen. Bevor eine solche Maßnahme möglich wird, muß 


jeder Bürger mit Freude und Stolz erfüllt sein von der Politik N 


seines Landes. Ferner kann die üble Gewohnheit der Defrau- 


dation bei einem Teil der Bevölkerung nur durchbrochen i 


werden, wenn von vorneherein feststeht, daß sich diesmal 
der Staat nicht ungestraft betrügen läßt. 


Die schweizerischen Mobilisationskosten sind durch 


Kriegsgewinn- und Kriegssteuer fast ganz getilgt (Staats- 


rechnung 1927 S. 280). Das heutige Defizit von 21%, Mil- N 


liarden rührt also nicht von denselben her. Daher kommt 


es nicht in Frage, die in der Schweiz wohnenden Auslän- 
der von der Abgabe zur Tilgung der Bundesschuld zu befreien. 

Die Auslandschweizer können bei dieser Staatsak- 
tion ihre Anhänglichkeit an die Heimat sinnvoll bezeugen. \ 
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Angesichts ihrer meist starken Besteuerung durch das 
 Niederlassungsland wird ihre einmalige Abgabe am besten 
z. B. nur auf einen Prozent festgesetzt. Ein Auslandschwei- 
zer, der für die Heimat nicht 1% seines Reinvermögens 
übrig hätte, könnte ruhig von der Liste der Mitbürger 
gestrichen werden, ohne die geringste Befürchtung, daß da- 
' durch das Land einen Verlust erleide. 

Im ersten Kriegsjahr war das Volk zu jedem Opfer 
bereit. Das „Empfinden, daß etwas Außerordentliches ge- 
macht werden muß“, hat Herr Arthur Eugster, Verwaltungs- 
' ratspräsident, anläßlich der ersten Kriegssteuer gesagt, „geht 
durch das ganze Schweizervolk. Der Wille zu einer Opfer- 
tat blüht überall im Volk, und wenn auch das Opfer für 
manchen....., da viele Werte zerstört worden sind, ein 
doppeltes Opfer bedeutet, so ist duch der Wille, es zu brin- 
gen, vorhanden“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1915, S. 48). Richtig 
hat damals Ständerat Legler die Stimmung des Volkes 
wiedergegeben: „Man ist wohl allseitig und freudig bereit, 
die verlangten Millionen, und wenn es noch viel mehr sein 
sollten, auf den Altar des Vaterlandes zu legen“ (Sten. Bull. 
‚ Ständerat 1915, S. 16). Der tiefere Grund liegt in der 
Erkenntnis, welcher Ständerat von Arx Ausdruck verlieh: 
„Unwillkürlich fragen wir uns: Was wäre aus unserem Land 
geworden, wenn es, wie z.B. Belgien, ein neutraler Staat 
wie der unsrige, von einer fremden Armee überflutet worden 
wäre?... wir wollen uns glücklich schätzen, wenn der 
gegenwärtige unheilvolle Völkerkonflikt uns nur materielle 
Wunden schlägt‘ (Sten. Bull. Ständerat 1915, S. 18). Wer 
könnte gar mit bewegteren Worten schildern, daß der Be- 
sitz alle Ursache habe, ein kleines Opfer zu bringen, als 
unser Außenminister: „Il suffit de supposer“, hat derselbe 
damals ausgerufen, ‚„qu’un ennemi, penetrant en Suisse 
comme un ouragan, ravage des villages, des villes, des fabri- 
ques, scme la destruction et la mort partout, pour se rendre 
compte que le premier frappe par le fleau de l’invasion sera 
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evidemment la fortune assise‘‘ (Sten. Bull. Ständerat 1915, 


S. 87). 

Auch wenn wir die Worte nachlesen, die der Chef unse- 
res Volkswirtschaftsdepartements an der Niklaus von der 
Flüh-Feier vom 21. März 1917 gehalten hat, so möchte 
man meinen, der kluge Advokat habe die Aufgaben voraus- 
gesehen, die 10 Jahre nachher zwar immer noch nicht ge- 
löst, aber zur Lösung bereit sind: „Wie der Soldat im 
Felde muß auch zu Hause ein jeder alle Sonderwünsche den 
gemeinsamen Zielen und Interessen unterordnen und sich 
als verantwortliches Glied unseres Staatswesens fühlen... 
Gewaltige Aufgaben harren der Lösung durch das Schweizer- 


volk... Unsere Demokratie... hat ihre Feuerprobe in 


außerordentlichen Zeiten noch nicht bestanden und noch 
nicht bewiesen, daß sie große moralische und wirtschaft- 
liche Probleme, die der Einzelne nicht immer zu beurteilen 
vermag, bewältigen kann... Vor allem heischt die finan- 
zielle Lage des Bundes unerbittlich eine Lösung. Unser 


Staatswesen muß befähigt werden, die schweren Lasten, 
die die bewaffnete Neutralität ihm auferlegt, zu tragen und 


weiter eine fortschrittliche Politik, besonders auf sozialem 
Gebiete zu verfolgen‘. 

Wenn das Schweizervolk in diesem Geist des Herrn 
Bundesrat, oder besser von Niklaus von der Flüh, zu handeln 
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gesonnen ist, und sich nicht damit begnügen will, daß dieser 


Geist, soweit opportun, an nationalen Festen repräsentiert 
wird, so ist die Unterbilanz der Schweizerischen Eidge- 


nossenschaft bald getilgt. 


GELDVERSCHWENDUNG UND TEURES 
STEUERSYSTEM 


Nicht erfreulicher als die Bilanz der Eidgenossenschaft \ 
sieht deren Einnahmen- und Ausgabenrechnung aus. In 
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einer Botschaft (vergl. Sten. Bull. Nat.-Rat 1924, S. 870) 
. sagt der Bundesrat, von 1913 bis 1924 habe das Schweizer- 
. volk dem Bund über eine Milliarde an direkten Steuern 
geliefert. Dazu kommen gegen eine Milliarde indirekter 
Steuern und 2%, Milliarden Unterbilanz. Man fragt sich 
_ unwillkürlich: Wohin geht das Geld? Die Invaliden je- 
denfalls, die Witwen und Waisen, haben bis jetzt nicht 
viel davon gesehen. 
| Die Geldverwendung des Bundes leidet an zwei grund- 
sätzlichen Fehlern: An Stelle sachlicher Ueberlegung sind 
bei den Ausgabenbeschlüssen zu oft politische Machtfak- 
_ toren entscheidend, und die Ausführung der Beschlüsse 
geschieht statt durch einen rationellen Apparat durch ein 
kostspieliges, unproduktives, bureaukratisches System. Da- 
durch wird die Geldverwendung zur Geldverschwendung. 
Nachdem seit Kriegsende dem Volk immer wieder ver- 
_ sichert worden ist, es werde in der Verwaltung der Eidge- 
nossenschaft gespart, hat doch noch im Herbst 1925 ein 
führender Parlamentarier als nötig erachtet, „vor dem Forum 
des Schweizervolkes..... auf die ungeheure Verschleude- 
rung von Bundesgeldern hinzuweisen, die auf dem Gebiet 
der Militärversicherung“ betrieben wird (Nationalrat Abt, 
Sten. Bull. 1925, S. 693). Die Militärversicherung ist des- 
_ wegen ein besonders interessantes Beispiel, weil es zeigt, wie 
; eseinem bureaukratischen System gar nicht darauf ankommt 
die Aufgabe zu lösen, sondern nur politisch zu geschweigen. 
Das hinausgeworfene Geld hat nämlich gerade die ent- 
gegengesetzte Wirkung als jene, die von einer richtigen Mili- 
tärversicherung erwartet werden darf: Die bestehenden 
Mißbräuche untergraben den militärischen Geist, statt ihn 
zu fördern; mancher wird verdorben, statt daß ihm ge- 
holfen wird. Es handelt sich hier um einen der Fälle, in 
welchem mit weniger Geld mehr erreicht werden kann, 
sobald an Stelle von Advokatenmethoden lebendiges Ver- 
_ antwortungsgefühl für die Armee und die Wehrmänner tritt. 
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Wie mit dem Geld in Bern noch in letzter Zeit umge- \ 
gangen wird, zeigt z.B. auch der Fall des Bernerhof. Im \ 
Jahre 1924, da man mit größter Geschäftigkeit daran war, N 
die Zentralverwaltung „abzubauen“, wurde der Bernerhof % 
zur Unterbringung des Finanzdepartements für 2,9 Millionen 
Franken gekauft und der produktiven Volkswirtschaft ent- 
zogen. Um das Hotel für die Bedürfnisse des Departementes” 
geeignet zu machen, wurden von den Räten 450,000 Fr. für 
den Umbau bewilligt. Die wirklichen Kosten beliefen sich h 
aber auf 874,000 Fr. Der Kredit wurde also um ca. 100% N 
überschritten. 

„Wenn der stadtbernische Baudirektor, so schrieb ich 
Neue Zürcher Zeitung am 17. Oktober 1924, sich verwun- \ 
derte, daß die bei“ ihm „liegenden Pläne des Bernerhofes 
während dieser ganzen Zeit von keiner eidgenössischen In- 
stanz verlangt wurden, so hätte er damit der Eidgenössischen 
Oberbaudirektion den größten Vorwurf gemacht, wenn nicht 
diese Amtsstelle selber... unter anderem das Fehlen der Bau- 
pläne bei Beginn der Umbauarbeiten als Grund zur Kreditäl 
überschreitung bezeichnet und damit ihre eigene Fehlbarkeit 
festgestellt hätte“. In diesem Fall war der Unmut so groß, 
daß der Oberbaudirektor gehen mußte. Aber das System 
ist nicht geändert. 

So stehen wir denn trotz aller großen Worte über „Spar- N 
politik‘ immer noch am gleichen Punkt, den ohne kritische 
Absicht der Chef des Finanzdepartements 1920 (Sten. Bull. 
Nat. Rat S. 551) mit den Worten charakterisierte: „Mais 
en realite, ces 600 millions (der zweiten eidgenössischen 
Kriegssteuer) n’apporteront aucun soulagement effectif ala 
Confederation, puisqu’ils ne suffiront m&me pas & couvrir 
les deficits que nous accumulerons avant d’avoir retrouve 
notre Equilibre financier.‘“ Trotz der vielen Veränderungen, 
worunter manche wohlgemeinte Verbesserungen in den De 
tails, erweist sich die Bundesverwaltung immer noch als 
ein Faß ohne Boden, in welches das Schweizervolk noch so 
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"viele Millionen hineinwerfen kann, es ist doch immer leer. 
Denn für unsere Bureaukratie gilt das Wort Dostojews- 
kis: „Wir reduzieren ziemlich oft die Etats, das Beamten- 
‚personal usw., doch das Ergebnis ist immer dasselbe: daß 
die Etats ganz von selbst sich wieder vergrößern und ver- 
mehren“. 

Auch die Geldbeschaffung leidet an grundsätzlichen 
‚Fehlern. Sie bleibt in kleinlichen, auf den Schein berechneten 
Halbheiten stecken. An Stelle eines großzügigen Finanz- 
programms haben wir eine Menge kleiner Steuern, die je- 
 weilen zu den übrigen hinzu beschlossen werden, wenn das 
Wasser dem Herrn Finanzminister über den Hals zu steigen 
‚droht. Durch Kompliziertheit und Hinterherhinken wird 
die Geldbeschaffung des Bundes zu einem unnötig teuern 

Steuersystem!). 

| Die Budgetbotschaft für das Jahr 1915 enthält die 
"Richtlinien für ein Finanzprogramm. Aber der Haupt- 
' punkt desselben, das Tabakmonopol, wartet noch heute 
auf Realisation, weil es unseren politischen Führern an jeder 
innern Kraft fehlt, das Volk zur Verwirklichung dessen zu 
bewegen, was sie als richtig erkannt haben. 

Der damalige Finanzminister hat die Kriegssteuer nur 
als „einen Ring in der Kette‘ bezeichnet, als ‚l’anneau d’un 
systeme de reformes financieres que le Conseil federal pre- 
 conise‘‘ (Sten. Bull. Ständerat 1915, S. 37). Mit großen 
Worten wurde davon gesprochen, wie durch eine solche Kette 
von Steuern die Mobilisationsschuld getilgt werden solle. 
Man isolierte dann dieses Problem, und so blieb der leichte 
Weg offen, wohl die Mobilisationsschuld zu tilgen, aber 
gleichzeitig ein Mehrfaches ihres Betrages an neuen Schulden 
einzugehen. | 


1) Neben direkten Bundesbeamten sind heute bekanntlich auch 
viele Bankbeamten die fiskalischen Agenten des Bundes; die Er- 
hebung der Stempelsteuer verursacht ihnen einen großen Aufwand 
an Arbeit. 
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Aehnlich erging es dem Nachfolger im Amt. Im Oktober 
1916 hat er, damals noch kantonaler Regierungspräsident, 
in seiner ersten großen Rede auf eidgenössischem Boden 
gewarnt: Angesichts des erschreckenden Anwachsens der 
Schuldenlast des Bundes auf 750 bis 800 Millionen Franken 
per Ende 1917 könne es nicht auffallen, ‚wenn man von 
allen Führern unseres Staatswesens die größten Anstren- 
gungen erwartet, alle Kräfte zu sammeln, die zur Tragung 
dieser riesigen Last geeignet erscheinen“ (N.Z.Z. 28. 10. 
1916). Trotzdem war es der gleiche Politiker, welcher als 
schweizerischer Finanzminister selbst noch in der Nach- 
kriegszeit mit der Schuldenwirtschaft weitergefahren und 
den früher von ihm so alarmierend betrachteten Betrag 
unserer Staatsschulden durch seine Leistungen in den 
Schatten gestellt hat. i 

Schließlich hat der Bundesrat in der Budgetbotschaf 
vom November 1922 ‚die tatkräftige Anwendung eine 
wagemutigen Programms‘ als einzigen Ausweg aus der als 
äußerst bedenklich hingestellten Finanzlage des Bundes 
bezeichnet. Was ist aus diesem ‚„‚wagemutigen Programm“ 
geworden? Der ganze Wagemut scheint darin bestanden 
zu haben, daß man, indem man die Situation diesmal 
schwarz malte, der Gleichgültigkeit gegenüber dem Los de ; 
Arbeitslosen, der Invaliden, Witwen und Waisen den Stem- 
pel der finanziellen Notwendigkeit aufdrückte. Nirgends trifft 
besser zu als für die eidgenössische Finanzpolitik, was einer 
unserer Bundesräte selber noch kürzlich im Ständerat ge- 
sagt hat: „Am meisten muß die Tatsache Sorge bereiten 
daß wir im Gegensatz zu unseren Vorvätern verlernt haben, 
unsere Politik allgemein richtig einzuschätzen. Darum 
schwanken wir hin und her zwischen zwei Extremen, der’ 
Sorglosigkeit und der Angst“ (N.Z.Z. 9. 12. 1925). 

Daß solche richtige Einsichten vom Regierungstisch 
kommen und doch zu keinen Taten führen, ist ein Symptom 
für die Entartung unserer Politik. Glänzende Reden vom 
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Chef unseres Finanzdepartements sind gehalten worden; aber 
‚keiner dieser großen Reden folgte eine große Tat. Vielmehr 
"hat jener Parlamentarier recht behalten, der gelegentlich im 
Rate sagte: „Wir haben wieder eine typische Finanzrede 
gehört. Es ist nicht die erste und sie gleicht den früheren 
' wie ein Ei dem andern“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1920, S. 864). 
| Sie war auch nicht die letzte. 

Trotz aller großen Finanzreden, trotz aller wort- und 
'kompromißreichen Finanzkonferenzen, wie die große 36- 
'köpfige von Luzern (1916), die von Spiez, Kandersteg, Zug 
und wo immer die Hotellerie den Ansprüchen unserer 
„Finanzleute‘““ genügt; trotz aller guten Vorsätze war die 
‚freisinnig-demokratische Partei in ihrem Wahlaufruf ‚an 
‚das Schweizervolk‘‘ vom 9. Oktober 1925 immer noch nicht 
‚in der Lage, von der eingetretenen Gesundung der Bundes- 
‚finanzen zu berichten. Sie kam vielmehr mit neuen Ver- 
‚sprechen: „Vor allem werden wir für die Gesundung der 
‚Bundesfinanzen zu sorgen haben‘. Man fragt sich unwill- 
kürlich, wer denn bis dahin besser in der Lage gewesen wäre, 
die Bundesfinanzen zu sanieren, als gerade jene Partei, 
deren verdiente Angehörige fünf von sieben Bundesrats- 
 sesseln inne haben. Vollends tragisch wirkt der Umstand, 
‚daß es gerade die zwei konservativen Bundesräte waren, 
welche sukzessive eine so destruktive Finanzpolitik im ver- 
‚antwortlichen Kollegium machten. 

Die Mentalität der führenden Politiker erhellt aus der 
‚Art und Weise, wie die direkte Bundeskriegssteuer einge- 
führt wurde. ‚„L’impöt direct federal serait la fin des can- 
‚tons“, „Mit der Selbständigkeit der Kantone ist es dann... 
zu Ende!“ haben unsere beiden letzten Finanzminister aus- 


' steuer handelte. Trotzdem haben gerade sie nicht nur eine 
‚ direkte Bundessteuer ein- und durchgeführt, sondern gleich 
deren drei: die Bundeskriegssteuer, die Couponssteuer 
und die sogar von Gesetzes wegen abwälzungspflich- 
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tige Stempelsteuer auf Wertpapieren. Mögen die beiden 
letzteren auch „Verkehrssteuern‘“ genannt oder sonst mit 
einem schönen Mäntelchen angetan werden, so sind sie eben \ 
doch Steuern zu Gunsten des Bundes, welche das Ein- 
kommen aus Besitz, das Hauptsteuerobjekt von Kantonen N 
und Gemeinden, belasten. \ 

Vollends typisch ist, wie die erste dieser drei Steuern. 
von der einmaligen zur periodisch wiederkehrenden Kriegs- | 
steuer wurde. Die Kriegssteuer „war ihrer ganzen Anlage 
nach ein einmaliges Opfer auf dem Altare des Vaterlandes‘“ 
(Nationalrat Speiser, N.Z.Z. 19. 12. 1916). Daß es sich um | 
eine einmalige Steuer handle, wurde ausdrücklich in den N 
betreffenden Volksbeschluß und die Bundesverfassung auf- | 
genommen. Daher wurde dann, als die Wiederholung ven- 
tiliert wurde, in der Neuen Zürcher Zeitung (19. 12. 1916) 
festgestellt: „Das in der Verfassung ausdrücklich festgelegte 
Versprechen, daß es sich nur um eine einmalige Steuer 
handle, läßt sich so leicht nicht rückgängig machen, wie 
man behauptet“. Unser jetziger Finanzminister erklärte e\ 
eine Wiederholung der Kriegssteuer als „gefährlich“, indem " 
„der Bund an sein im Jahre 1915 abgegebenes Versprechen, hi 
daß die Kriegssteuer nur einmal erhoben werde, gebunden‘ 
sei (N.Z.Z. 28. 10. 1916). 

Die „Finanzreformen‘ von 1917 und 1920 waren dilettan- N 
tenhaft. Als Nationalrat Billeter, der Finanzminister der y 
Stadt Zürich, verlangte, „sofort mit einer grundsätzlichen, Y 
allgemeinen Finanzreform zu beginnen“, war der Stand- 
punkt des Bundesrates: ‚Wir setzen zu viel dabei aufs 
Spiel“ (N. Z. Z. 20. 12. 1916). Nationalrat Müller, der 
Luzerner Obergerichtspräsident, hat es offen ausgesprochen N 
(Sten. Bull. 1925, S. 924): „Herr Bundespräsident hat sich 
vorgenommen, Retter unseres verschuldeten Vaterlandes \ 
zu werden, gewiß ein löbliches Unterfangen, das alle Aner- N 
kennung und Unterstützung verdient. Aber wer große Vor- 
sätze hat, der muß auch die tauglichen Mittel zur Durch- N 
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‚führung dieser Vorsätze ergreifen, wenn er nicht riskieren 
‚will, daß er auf halbem Wege stecken bleibt und statt Lob 
und Preis am Ende noch Spott und Hohn erntet“. 


SPAREN UND ZWECKSTEUERN 


Wir haben gesehen, daß der einfachste und vernünftigste 
Weg, aus der Schuldenwirtschaft herauszukommen, derjenige 
des Präsidenten der Kreditanstalt ist: Seine Schulden zu 
bezahlen. Ganz entsprechend ist der einfachste und sicherste 
Weg, aus der Defizitwirtschaft herauszukommen: Daß man 
anfängt zu sparen. Die Vogel-Strauß-Finanz-Politik führt 
‚zu nichts anderem als zu immer neuen Enttäuschungen. 
Sparen heißt nicht herzlos und wortbrüchig sein. Unser 
Finanzminister hat solange die bereits festgesetzten Renten 
' von pensionierten Beamten, sowie deren Witwen und Waisen 
zu kürzen beantragt, bis er schließlich die einstimmige Volks- 
 vertretung gegen sich hatte. Und als ihm daraufhin eine 
fiskalische Gesinnung vorgeworfen wurde, hat er geant- 
wortet: „Au Departement des finances nous devons evidem- 
ment avoir une mentalite fiscale“. Wer aber glaubt, die 
 Staatsfinanzen mit derartig unwürdiger Einstellung retten 
zu können, der täuscht sich. Ins gleiche Kapitel gehört die 
 Köpfungsklausel, welche bei der Festsetzung des Bundes- 
beitrages für die bei deutschen Lebensversicherungen Ge- 
 schädigten maßgebend wurde. Dieses Verfahren ist ein Zuge- 
' ständnis der Unfähigkeit einer Finanzleitung. Denn für be- 
rechtigte Ausgaben hat ein richtiger Finanzminister immer 
Geld. Und ein richtiger Finanzminister ist eben der, welcher 
am unrechten Platz nie Geld hat. Statt dessen heißt es bei 
uns: „Wir wollen alle Tage sparen; und brauchen alle Tage 
mehr“. 

Es ist bedauerlich, wenn in der Mentalität unserer ober- 
sten Behörden die Frage eine entscheidende Rolle spielt, ob 
das Sparen populär macht oder nicht. Wie man als Bundesrat 
als solcher ‚vielen Anfechtungen ausgesetzt ist, wenn man 
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sparen will“, so ist auch der Parlamentarier vielen Anfech- 
tungen ausgesetzt, wenn er die gewünschte Subvention für 
seine Gegend oder seinen Verein nicht nach Hause bringt. 
Das Schweizervolk verlangt von seinem Finanzminister“ 
keine glücklichen Valutaspekulationen und keine Gewinne 
aus spekulativen Käufen von eigenen Bundesbahnobliga-" | 
tionen. Die Millionen, die unser Finanzdepartement zufolge 
der Unstabilität der eigenen Valuta und der Krisenkurse 
von Staatstiteln erspekuliert, sind so wenig ein Ehrenblatt 
wie die Verluste des Versicherungsfonds. Es genügt ein ? 
Finanzminister, der den Rat Friedrichs des Großen verwirk- 
licht, „daß jedes Jahr etwas Geld für die außerordentlichen 
Fälle zurückgelegt werden muß“. Ein Teil unserer Aristo- 
kratie hat es verstanden, ihre persönlichen laufenden Bedürf- . 
nisse auf einen Bruchteil der zur Verfügung stehenden Ein- ' 
nahmen zu beschränken, dafür aber bedeutende Mittel zur \ 
Verfügung zu haben, wo es gilt, Ziele der Gemeinschaft oder 
Bestrebungen von Kunst und Religion kraftvoll zu fördern. 
Es ist Schweizerart, weniger auszugeben als was man ein- 
nimmt. 
Unter den Steuern zeichnen sich die Zwecksteuern da- 
durch aus, daß sie im Interesse der Steuerzahler liegen und ; 
schon durch die Erhebung das Volkswohl fördern. Daneben , 
haben sie den Vorteil der Billigkeit. Champagnerflaschen 
und Zigarrenkistchen sind die einfachsten Steuerquittungen. 
Schon in der Tagsatzung vom Juli 1822 wurde die ,„Be- 
steuerung aller alkoholischer Getränke“ gefordert. Heute, 
nach mehr als hundert Jahren, wird über eine wirksame 
Alkoholbesteuerung weitergeredet, ohne daß ein einziger 
von den offiziellen Politikern ernsthaft an die Durchfüh- 
rung denkt. Vielmehr schlägt das Finanzdepartement nun 
schließlich eine Malzsteuer vor, deren oberste Devise ist: 
Die Steuer muß so klein sein, daß sie dem biertrinkenden i 
Publikum das Glas um keinen Centime verteuert. Schon H; 
dieser bescheidene Fortschritt ist das Resultat des Umfalls H 
unseres Finanzministers. In seiner großen Rede vom Okto- s 
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ber 1916 (der Herr Bundesrat war damals noch nicht ins 


m: wo 


Bundeshaus eingezogen) lehnte unser Finanzminister die 
schon in den 90er Jahren von Bauernführern vorgeschlagene 
Biersteuer ab, ‚weil das Bier heutzutage kaum mehr als 
Luxusartikel angesprochen werden dürfe“. Er träumte da- 
von, daß die Schweiz nach dem Kriege Bierlieferant des 


 Auslandes werde und deshalb dürfe die Entwicklung der 
 Brauereiindustrie nicht durch eine Biersteuer gehemmt 


‚werden (N.Z.Z. 28. 10. 1916)! 
Jeder Freund des Volkes muß aber von Alkoholsteuern 


_ verlangen, daß sie den Konsum einschränken. Der Gelder- 


trag ist eine erwünschte Nebenerscheinung. Die Hauptsache 
ist, daß das sinnlose Trinken von alkoholischen Getränken 
aller Art die notwendige Einschränkung erfahre. Durch 
_ organisatorische Verbesserungen in Produktion und Absatz 
‚ist dies möglich, ohne das in den Alkoholindustrien inve- 
 stierte Kapital seiner Verzinsung zu berauben. 


Selbst auf dem Gebiete des Branntweins ist von einer 


 zielbewußten Steuerpolitik nichts wahrzunehmen. Der Chef 
_ des Eidgenössischen Finanzdepartements stellte 1925 fest, 
„daß bei einer Besteuerung des Branntweins mit drei Rappen 


für das Gläschen jährlich 30 Millionen beschafft werden könn- 
ten“ (N. Z. Z. 4. 12.1925). Ist esnun nicht eine Unehre für 


unsere Zeit und unser Volk, wenn die führenden Männer dies 
wissen und doch nicht die innere Kraft aufbrachten, ein 
‚solches „„Opfer‘‘ von der Nation zu verlangen, und ein na- 
'tionales Werk wie die Invalidenversicherung damit zu voll- 


bringen ? 

Zufolge dieser Politik behält jener Fremde recht, der 
zu einem Schweizer bemerkte: ‚Ihr eßt ja in der Schweiz 
das teuerste Brot der Welt!“ und erst recht der Schweizer, 
der ihm antwortete: „Derfür hämmer au de billigst Schnaps“. 

Aehnlich verhält es sich mit der Tabakbesteuerung. 

Gerade deshalb, weil man neuerdings nur drei Rappen 
‘vom Gläschen Branntwein will, nur „eine leichte Biersteuer, 
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die nicht notwendigerweise die Erhöhung der Detailpreise 
nach sich zieht“, nur ‚eine kleine Zollerhöhung auf den 


Zigaretten“, wegen solcher Halbheiten kommt eine durch- 


greifende Finanzreform nicht zustande. 


Es ist unrichtig, daß die Sozialdemokraten Luxussteuern 
auf Genußartikeln ablehnen. Sie lehnen solche nur solange 


ab, bis von Seiten des Besitzes zur Lösung des Gesamt- 


problems unserer Finanzen ehrlich die Hand geboten wird. 
Sobald vom Besitze verlangt wird, was zur billigsten Art 


der Schuldentilgung notwendig ist, so sind zum minde- 


sten jene Sozialdemokraten, welche gegen die sozialisti- 


sche Initiative auf Vermögensabgabe gestimmt haben, für 


jede Luxusbesteuerung einzutreten gewillt, welche unse- 


rem Staat die Mittel verschafft, seine laufenden Aufgaben, 
unter welchen die sozialen immer stärker in den Vordergrund 
treten, großzügig zu erfüllen. Unsere Arbeiter wissen wohl, 
daß sie ihre Stärke nicht dem Alkohol verdanken. Darum 


erlassen sie jeweilen bei Streik Alkoholverbote. 


Damit ist keineswegs gesagt, daß es nur eine einzige 
Steuer geben soll, welches Verlangen mit Recht als schwär- 
merisch abgelehnt wurde (N.Z.Z. 21. 5. 1917). Die Zweck- 
steuern können auf verschiedenen Objekten erhoben werden. 


Wesentlich ist nur, daß nicht der fiskalische Zweck im Vor- N 
dergrund steht, sondern die Sorge um das körperliche und ) 
geistige Wohl der Bevölkerung!). Zwecksteuern sind nicht 


nur keine Belastung der Wirtschaft, sondern sie tragen 


wirkungsvoll bei zur Erreichung des Zieles unserer Wirt- 


schaftspolitik: wi 
Billiges Brot, 


Teurer Luxus, 
Lohnende Arbeit, 
Wachsende Ersparnisse. 


1) Dem Herrn Finanzminister dagegen ist der Hauptpunkt am Ü 
Alkoholproblem, ob ein Steuerprojekt des Departements „die Zu- 


stimmung der Obstproduzenten, der Wirte und Konsumvereine er- 


halten hat“ (N.Z.Z. 4.12.1925). 
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4. MILITÄR 


„Wann naht das Geschlecht, 

Milde in seiner Kraft 

Und Frieden in seiner Stärke ?** 
Nietzsche. 


Zwei Jahrhunderte hatte die kleine Eidgenossenschaft 
Kriege gegen die benachbarten Großmächte jener Zeit zu 
' bestehen. In einer kurzen Uebergangszeit schwankte sie 
siegestrunken in der Richtung eigener großmächtlicher 
' Gewaltpolitik. Marignano brachte sie zur Besinnung. Seit 
_ vier Jahrhunderten hat sie darauf bewußt und aus freiem 
 Entschluß abseits von den Welthändeln gestanden, bestrebt, 
der Menschheit durch wirtschaftliche und künstlerische, 
 wissenschaftliche und philantropische Leistungen zu dienen. 

„Sir Charles Napier zwang einen Tiger, geduckt in den 
Tschungel zurückzukriechen, indem er ihm furchtlos ins Auge 
sah.“ Diese Art Gewalt würde auch der Lebensauffassung 
des Schweizervolkes am besten entsprechen, aber sie bietet 
gegen die Raubzüge der Menschen keinen Schutz. Denn 
im Kriege der Nationen bekommt man den Gegner nicht 
zu sehen. Dessen verantwortliche Männer schmieden ihre 
Pläne weit hinter der Front in diplomatischen und mili- 
tärischen Bureaux, in welchen alle Regungen des Gefühls vor 
den kalten Berechnungen der Staatsraison weichen. 

Die Schweiz hat sich nach bitteren Erfahrungen ent- 
schieden, ihre friedliche Haltung in Wehr und Waffen ein- 
zunehmen, nachdem sie mehrmals fremden Durchzügen 
preisgegeben war. Aber die Eidgenossenschaft trägt ihr 
Schwert nach der Art William Penn’s: Nicht um Andern 
Unrecht zu tun, sondern weil sie es noch nötig zu haben 
glaubt, um ihre friedliche Mission zu erfüllen. Denn da- 
durch, daß sie sich von imperialistischer Großmachtpolitik 
verschlingen ließe, würde sie Verrat an ihrer Aufgabe begehen. 
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Doch wartet sie nur auf den Augenblick, in welchem die 
Mentalität der Nationen und ihrer Führung erlaubt, ihr dem 
Frieden dienendes Schwert ‚in Pflüge und Sicheln umzu- 
schmieden“. Dieser Augenblick ist noch nicht gekommen. 


KEINE ARMEE ODER EINE RECHTE 


Generalstabschef Oberstdivisionär Sonderegger hat un- 
sere militärische Situation im Herbst 1918 wie folgt geschil- 
dert: Im Falle eines Angriffes durch einen Nachbarn würde 
die schweizerische Armee einem mit Spießen versehenen 
Trupp von Eingeborenen gleichen, der gegen ein modern 
ausgerüstetes Expeditionscorps zu kämpfen habe. | 

Es gibt für den politischen Führer kein größeres Ver- 
brechen, als ein tapferes Volk mit ungenügender Bewaffnung 
als Kanonenfutter nutzlos zu opfern. Trotzdem ist ein 
halbes Jahrzehnt vergangen, bis man einigermaßen dem 
Mangel an Maschinengewehren abzuhelfen begann, und noch 
muß mehr geschehen. Maschinengewehre, Haubitzen und 
Minenwerfer sind diejenigen Kampfmittel, welche am besten 
geeignet, sind, unser Gelände auszunützen und so die Aus- 
gleichung unserer numerischen Unterlegenheit zu ermög- 
lichen. ; 
Der Chef des Militärdepartements hat am 15. 12. 1924 im 
Ständerat ausgeführt, daß der Bestand der Bataillone zufolge 
der veränderten Rekrutierung auf die Hälfte gefallen sei und 
trotz der Kriegserfahrung eine gute Mobilisation nicht mehr N 
so sichergestellt sei wie 1914. Auch den Unterricht könne 
man nicht mehr richtig durchführen (N. Z. Z. 16. 12. 1924). 
Die neue Truppenordnung sollte dann sechs Jahre nach Ende Ö 
des Weltkrieges diese offiziell festgestellten Mängel beheben! ; 

Wir machen uns die Aufgabe zu leicht. Wenn Schwei- 
zerschützen den Weltpreis erringen und unsere Kavalic k 
offiziere an internationalen Rennen obsiegen, so sind wir 
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geneigt, solche individuelle Leistungen mit kriegsgenügender 
Vorbereitung der Armee zu verwechseln. In Wirklichkeit 
_ aber sind die ausgezeichneten personellen Voraussetzungen 
' im Schweizervolke organisatorisch in bedenklich geringem 
Maße ausgenützt. Und doch ist gerade in einem kleinen 
' Lande entscheidend, daß vom ersten Tage einer Verwicklung 
' an das ganze Volk, ein Jeder in der seinen Kräften ent- 
sprechenden Funktion bereit sei. 

Nur halb gerüstet zu sein und doch jährlich allein an 
direkten Bundesausgaben 85 Millionen Franken für das 
Militär auszuwerfen, ist die unrationellste Lösung der Militär- 
' frage. Besser keine Armee als eine halbe. Wehrlos haben 
_ wir wenigstens den psychologischen Vorteil des Nichtwider- 
stehens, wie wenig diese Methode auch dem Schweizercharak- 
_ ter entsprechen mag. 


DIE VERWENDUNG DER ARMEE GEGEN 
DEN INNEREN FEIND 


Die bundesrätliche Botschaft betreffend den General- 
streik von 1918 spricht von ‚„skrupellosen Hetzern‘“, welche 
in der Schweiz am Werke gewesen seien, „um den Boden 
für aufwühlerische Bewegungen vorzubereiten“. Es wird 
immer Leute geben, welche ihre Mitmenschen aufrührerisch 
machen wollen. Aber das Gelingen ihrer Versuche hängt 
davon ab, ob weitsichtige, gerecht empfindende und hand- 
lungsfähige Führer solcher Tätigkeit den Boden entzogen 
haben oder nicht. 

Sehr richtig hat es ein englischer Staatsmann gerade 
als Aufgabe der Staatskunst betrachtet, ‚im eigenen Lande 
durch Reformen dahin zu kommen, wohin man in andern 
Ländern nur mit Revolution kommen könne“ (Zit. Sten. 
Bull. Nat. Rat. 1918, S. 418). Aehnlich hat sich kürzlich 
Chamberlain in Genf ausgedrückt. Auch Mac Donald führte 
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gelegentlich aus, ‚in allen Ländern sei die Anarchie immer 

nur dann aufgetreten, wenn sie durch eine schwache oder 
reaktionäre Regierung heraufbeschworen worden sei“. Auch 

bei uns fehlt diese Einsicht nicht. Schon anläßlich des 
Militärskandals von 1903 hat Oberstdivisionär Secretan im 
Nationalrat gesagt: „Messieurs, l’art de gouverner consiste 
precisement & prevenir les catastrophes“ (Sten. Bull. Nat. 
Rat 1908, S. 229). 

Nur ist eben von dieser Art Staatskunst bei unserem 
Regierungskollegium nicht viel zu bemerken. Dagegen ist 
im Uebermaß eine Selbstzufriedenheit vorhanden, die den 
unbefangenen Beobachter geradezu abstößt. So hat sich 
der größte Redner unseres Bundesrates, als er zu Ehren 
„der im Dienste des Vaterlandes verstorbenen Soldaten‘ 1920 
eine große Rede hielt, nicht enthalten können, zur Selbst- 
entschuldigung zu sagen: „Vielleicht war ihnen auf dem 
Todesweg sogar die tröstliche Ueberzeugung versagt, daß 
das Opfer ihres Lebens ein notwendiges gewesen war. Und 
dennoch entsprang dieses Opfer einer höhern Notwendigkeit“. 
Wir sind nicht der Auffassung, es entspreche einer „höhern 
Notwendigkeit‘, daß die Schweiz eine unfähige Regierung 
habe. Zu Ehren der toten Mitbürger nehmen wir an, daß 
sie in der Hoffnung aus dem Leben geschieden seien, es möge 
spätern Soldaten unserer Milizarmee erspart bleiben, wegen 
der Unfähigkeit der schweizerischen Regierung gegen die 
eigenen Brüder marschieren zu müssen und dabei einem 
wenig ehrenvollen Tode auf dem Seuchenlager zu erliegen. 

Am 30. November 1918 schrieb der Industrielle J. Grauer- 
Frey: „Wahrlich, dem aufmerksamen Beobachter waren die 
Streikereignisse keine Ueberraschung; sie erschienen ihm 
vielmehr als reife Frucht einer endlosen Reihe von Irrungen 
und verfehlten Maßnahmen unserer Behörden. Nicht der 
Fanatismus einer Anzahl utopistischer Schreier hat die ge- \ 
fährliche, unbehagliche Stimmung in der Streikbewegung 
geschaffen, sondern eine durch alle Schichten unserer Be- 
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völkerung gehende hochgradige, begründete Unzufriedenheit 
' über die Art der Führung unserer Staatsgeschäfte und die 
‚ daraus entstandene mißliche wirtschaftliche Lage. Diese all- 
_ gemeine Unzufriedenheit war es, die der Bewegung einen 


gewissen Rückhalt und den Mut zum Handeln verlieh“. 


Wenn man heute den Aufruf des Oltener Aktionskomitees 
in aller Ruhe nachliest, so steht im Grunde nicht viel schär- 
feres darin, als was jeder aufrechte Bürger so und so oft 
auch gedacht hat. Denn das Stärkste darin ist, daß unsere 
Regierung unfähig sei, „der Zeit und ihren Bedürfnissen 
gerecht zu werden“. 

Noch am 4. Juli 1918 und nochmals am 20. des gleichen 


Monats hatte die herrschende Partei im Ständerat den Pro- 


porz zu Fall gebracht (Sten. Bull. Ständerat 1918, S. 74/75). 
Es gibt Leute, welche nur auf Gewalt reagieren. Die schwei- 
zerischen Arbeiterführer sind nicht dafür verantwortlich, daß 
diese Mentalität bei der Mehrheit unseres Parlaments die 
Führung hatte. 

Während einiger Nachkriegsjahre wurde bei uns mehr 
Sorgfalt auf die geheime Organisation der bürgerlichen Par- 
teiarmee verwendet, als auf die Förderung der offiziellen 
Armee, welche zur Wahrung unserer internationalen Inte- 
grität bestimmt ist. 

„Les extremes se touchent‘“. Neben den Sozialisten haben 
unsere besten militärischen Führer bedauert, daß die Armee 
' als Lückenbüßer für Regierungsunfähigkeit Verwendung 
finde. In der neuesten Felddienstordnung ist nun, im Gegen- 
satz zu den früheren Dokumenten dieser Art, die Auffassung 
durchgedrungen: „Unsere Landesverteidigung dient aus- 
schließlich dem Schutze unserer Unabhängigkeit“. 

Die hohen Offiziere, welche diese Auffassung vertreten, 
erwarten also, daß die geistige Potenz unserer Regierung 
in Zukunft im Volke nicht wieder aufrührerische Unzu- 
friedenheit entstehen läßt. Im übrigen aber ist richtig, 
was Nationalrat Tanner 1920 zu diesem Punkte geäußert 
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hat (Sten. Bull. S. 934): „Wenn Sie Bürgerwehren und | 


Feuerwehren aufbieten müssen, dann werden Sie erleben, daß 


sehr rasch und sehr viel mehr Blut fließt, als wenn die 


disziplinierte Arrnee für Aufrechterhaltung von Ruhe und 
Ordnung sorgt“. 


MILITÄRISCHE WAHLEN 


An der Bahre unseres Generals hat der Chef des Militär- 
departements gesagt: „Die Nachricht, daß General Ulrich 
Wille... führen werde‘, habe dazu beigetragen, ‚in der 
schwersten Zeit, die unser Geschlecht durchgemacht hat, 
dem vom Kriegsausbruch überraschten Volk die Ruhe und 
Zuversicht zurückzugeben“. 

In der Tat hatte das Schweizervolk Vertrauen in Ulrich 
Wille. Denn er war nicht nur ein bedeutender Fachmann, 
sondern ein ganzer Mann. Das hatte das Volk gefühlt. Aus 
Treue zu sich selber hatte er 1896 das Bundeshaus als 
Opfer des bureaukratischen Systems verlassen. Schon vier 
Jahre nachher hatte der Bundesrat einlenken und ihm ein 
Divisionskommando anvertrauen müssen, da es im Lande 
herum zu viele Leute gab, welche die Tüchtigkeit Willes 


kannten. Dessen Inspektionen waren Festtage für jeden 


tüchtigen Offizier, Unteroffizier, Soldaten oder Rekruten. 
Unter der in der Hauptsache Ulrich Wille zu verdankenden 
Wehrordnung von 1907 atmete unsere Armee auf und er- 
wachte zu freudiger Initiative und lebendigem Verantwor- 
tungsgefühl. 

Unserem General hätte kein besseres Zeugnis ausgestellt 
werden können, als wie es mit den Worten unseres Kriegs- 
ministers geschehen ist. Aber wie schön auch die Worte 
an der Bahre bedeutender Mitbürger sein mögen, so un- 


schön sind die Handlungen, welche sich die Bureaukratie 


zu ihren Lebzeiten zuschulden kommen läßt. 
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Die Bureaukraten waren 1914 gegen die Wahl des Oberst- 
" korpskommandanten Wille zum General. Dazu kam die 
besondere Abneigung eines Teils des Parlaments, weil Wille 
anläßlich der Flüela-Meuterei zur Förderung der Sache 
die skandalösen Vorgänge offen gebrandmarkt hatte, statt sie 
_ nach der in Bern beliebten Methode zu vertuschen. Des- 
halb wollte man Wille übergehen. Bereits war Oberst- 
 korpskommandant von Sprecher als General vorgesehen. 
Man wollte lieber Sprecher, der als Generalstabschef die 
_ Mobilisation so musterhaft vorbereitet hatte, aus seiner 
Aufgabe herausreißen und zum Schaden der Armee beide 
obersten Führer so wählen, daß sie sich erst einarbeiten 
mußten, als den unbequemen Wille in die oberste Führung 
gelangen lassen. Bereits hatte Sprecher in den Fraktionen 
die Mehrheit; bereits stand die Eidesleistung bevor. So 
blieb es dem greisen Wille nicht erspart, selber für die richtige 
Lösung der Generalsfrage eintreten und den Schein des 
Strebertums auf sich nehmen zu müssen. Er ging zu Oberst- 
korpskommandant v. Sprecher und legte ihm dar, daß sein 
ganzes Leben die Vorbereitung auf die sich nun bietende 
Aufgabe gewesen sei. 

Die vornehme Natur v. Sprechers und die Unmöglichkeit 
der Situation brachten die Wendung. v. Sprecher ging zu 
Bundesrat Hoffmann. Der Schritt war ihm um so leichter, 
als er früher schon selber die gleiche Auffassung vertreten 
| hatte. Herr Hoffmann setzte alles in Bewegung, um in elfter 
Stunde die richtige Lösung durchzudrücken. Einsichts- 
volle Männer im Parlament halfen mit. Bereits verkündete 
ein Bulletin die Wahl v. Sprechers. Es wird behauptet, daß 
diese voreilige Veröffentlichung von einem hohen und Wille 
feindlichen Offizier, der nachher durch unkorrektes Verhal- 
ten unserem Lande großen Schaden beigefügt, auf Grund 
der Fraktionsabstimmungen veranlaßt worden sei. 

- So erging es bei der wichtigsten Wahl, welche im Namen 
des Schweizervolkes in der letzten Generation zu erfolgen 
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hatte, und gegenüber dem Manne, von dem heute auch von 
offizieller Seite feststeht, daß neben einer gütigen Vorsehung 
niemandem in gleichem Maße zu verdanken sei, wenn unser 
Land von dem Kriege verschont blieb. | 

War es ein Fehltritt in der Aufregung? Es war System. 
Wille selber äußerte sich später nicht ohne Bitterkeit, daß 
er alle seine Beförderungen habe fordern müssen. In der 
Tat, so lange an der Spitze eines Staatswesens eine unver- 
antwortliche Kommission sitzt, muß sich der Tüchtige 
selber melden. 


DIE ORGANISATION DES MILITÄRDEPARTEMENTS 


Der Chef des Militärdepartements, der nebenbei gelegent- 
lich auch Bundespräsident und Kurskommandant ist, hat 
direkten Verkehr mit zwei Dutzend Untergebenen. Es sind 
das die Vorstände der 14 Abteilungen des Militärdeparte- 
ments, die drei Korpskommandanten und die sieben Divisio- 
näre. Von den Militärdepartementen der Kantone, welche, 
obschon 25 souveränen Regierungen angehörend, doch in 
direktem Verkehr stehende Mitarbeiter des eidgenössischen 
Militärdepartements sind, sehen wir dabei völlig ab, damit 
wir nicht zu staatsrechtlichen Diskussionen benützt werden 
können, statt daß Abhilfe geschaffen wird. 

Zu den vierundzwanzig dem Chef des Militärdeparte- 
ments direkt unterstellten Funktionären gehören z. B. der 
Generalstabschef und die verschiedenen Waffenchefs. Wer 
kann vierundzwanzig direkt untergebene Stellen leiten und 
beaufsichtigen? Einzig ein Parteipolitiker, der nicht be- 
schwert ist mit irgendwelchen organisatorischen Einsichten. 
Jeder andere müßte entweder eine solche Verantwortung 
ablehnen oder dafür sorgen, daß innert kürzester Frist eine 
derartige organisatorische Unmöglichkeit behoben werde. 

Solange aber der Chef des Militärdepartements mit 
vierundzwanzig direkt Untergebenen und dazu noch fünf- 
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' undzwanzig kantonalen Militärdirektionen und mit hundert 
Parlamentariern der herrschenden Parteikoalition direkten 
Verkehr hat (wobei die Wünsche der letzteren zugleich in 


gewissem Sinne Befehl sind), ist an ein ersprießliches Arbeits- 


 resultat des Militärdepartements schlechterdings nicht zu 
‚ denken. Eine solche „Organisation“ bildet dagegen die 
denkbar beste Grundlage für Sekretärwirtschaft. 


Längst sind Vorschläge für positive Lösungen gemacht. 


| - So im Bericht des Generals über den Aktivdienst. Eine 


einfache Gliederung mit lebendiger Verantwortung muß an 
Stelle des komplizierten Apparates treten. Die Männer, 
welche im Kriege die Verantwortung zu tragen haben, 
müssen auch im Frieden mit den vorbereitenden Aufgaben 
betraut sein. Drei, bis höchstens fünf dem Militärdeparte- 
ment Unterstellte müssen jeder die Verantwortung für 
die ihm zugewiesene Aufgabe tragen und dafür in ständigem, 


, persönlichem Kontakte mit dem Chef des Departementes 


stehen. 
Statt einer richtigen Reform begnügt sich unsere Bureau- 
kratie indessen mit illegitimen Provisorien. Dem Stabschef 


 Oberstdivisionär Sonderegger waren Kompetenzen gegen- 


über andern direkt dem Departementschef unterstellten 


Aemtern eingeräumt, welche im Widerspruch zum Gesetze 
standen. Solche auf persönlichem Vertrauen des Unterge- 


‚ benen zum Vorgesetzten beruhende „Lösungen‘‘ mußten 


in sich zusammenbrechen, sobald dieses Vertrauen gestört 


war. 

Nirgends nimmt sich die Scheu vor klarer Verantwortung 
schlechter aus als im Militärdepartement. In bitterem Ernst 
hat sich Herr Oberst Secretan im Nationalrat schon früher 
darüber lustig gemacht, daß der Bundesrat zur Lösung 


einer sehr einfachen Situation ‚va essayer de faire un regle- 


ment“, weil derselbe in der bekannten Furcht aller Bureau- 
kraten vor dem Entscheid nicht wagte, zu sagen, „‚qui, dans 
cette affaire, avait raison et qui avait tort‘‘ und weil er nicht 
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wagte, eine der beiden Stellen, welche beide im wesentlichen. 


die gleiche Verantwortung hatten, aufzuheben, so daß 
Konflikte unvermeidlich blieben (Sten. Bull. Nat. Rat 1908, 


S. 229/30). 


Die Sache wird noch kompliziert durch die Landesver- 
teidigungskommission. Sie ist eine Zusammenkunft der drei ’ 
Korpskommandanten, des Stabschefs der Armee und des 
Waffenchefs der Infanterie mit ihrem Haupte, dem Vor- 
steher des Militärdepartements. Dieser präsidiert. Er läßt 


Fragen zur Abstimmung kommen oder auch nicht. Er be- 


folgt nachher den Rat, oder er befolgt ihn nicht. Er berichtet j 
über dessen Ausführung oder läßt es bleiben. Je nach Be- 


lieben. Wo gesetzliche Befugnisse der Landesverteidigungs- 


kommission vorliegen, werden dieselben dadurch leicht illu- i 


sorisch, daß der Kriegsminister je nach Opportunität gar 
nicht, mit einer oder mit zwei Stimmen an der Abstim- 
mung teilnimmt. Die Landesverteidigungskommission dient 


dazu, dem Volk das unberechtigte Gefühl zu geben, daß sein 


Militärdepartement eine auf Sachlichkeit beruhende demo- 
kratische Organisation sei. 

So war die Beförderung von Oberstdivisionär Sonderegger 
durch Oberstkorpskommandant Bornand in der Landes- 


verteidigungskommission rechtzeitig angeregt worden. Der 


Chef des Militärdepartements gibt zu, keinerlei stichhaltige 
Gründe für die Nichtbeförderung des von ihm selber als f 


äußerst tüchtig geschilderten Offiziers gehabt zu haben. 


Er verschanzt sich hinter die Behauptung, daß Oberst- 
korpskommandant Bornand in der betreffenden Sitzung 
der Landesverteidigungskommission keinen protokollierten 
Antrag gestellt, sondern nur eine Anregung gemacht habe. 


Wäre jene Idee von Oberstkorpskommandant Bornand als 
ein Antrag protokolliert worden, so wäre also wahrschein- 
lich Herr Sonderegger auf Neujahr 1923 Oberstkorps- 


kommandant geworden und hätte dann kaum zu der 
Ueberzeugung kommen können, daß ihm die loyale Unter- 
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 stützung für die Verfolgung der im Interesse des Landes 


liegenden Ziele von seiten seines Chefs fehle. Da nun aber 
die richtige Idee des Oberstkorpskommandanten Bornand 
nur als Anregung aufgefaßt worden ist, und nicht im Proto- 


koll steht, so ist es anders gekommen. 


Jede vernünftige Reform des Militärdepartements muß 


_ noch heute mit dem beginnen, was Herr Oberst Secretan 


im Nationalrat schon 1903 gefordert hat, nämlich die Ein- 
sicht, daß ‚‚L’administration est la pour l’armee et non 
l’armee pour l’administration!‘“ (Sten. Bull. Nat. Rat 1903, 
S.231.) 


DER SIEG DES MILIZSYSTEMS 


Wiewohl wir allen Nationen so gut wie der unsrigen 
die Bewahrung vor Krieg wünschen, können wir doch nicht 
der ideologischen Auffassung huldigen, als ob die Entschei- 
dung dieser Frage in einer äußern Einrichtung liege. Schon 
im Gastmahl Platos ist die Ansicht vertreten, daß es darauf 
ankomme, ob Ares die Aphrodite oder die Aphrodite den 


Ares beherrsche. Und noch früher hat Lao Tse durch seinen 


‚Apostel gesagt, daß, wenn „ihr die Aufrichtigkeit Eures 


Herzens pflegt“, ihr „nicht mehr nötig habt, dem Kriege 
ein Ende zu machen“. 

Die wirklichen Friedensfreunde sind Männer, die sich die 
Reinheit des Herzens und die freundschaftliche Einstellung 
zu den Menschen in allen Lagen bewahren. 

Wenn nicht die Führung skrupellosen Imperialisten 
überlassen werden soll, ist der nächste Schritt in der Militär- 
politik nicht die Entwaffnung der Völker, sondern der Sieg 
des Milizsystems. Regierungen, die sich vor ihren eigenen 
Bürgern fürchten, wagen freilich nicht, jedem sein Gewehr 
nach Hause zu geben. Muß nicht auffallen, daß der Friedens- 
wille gerade derjenigen Nation, deren Land die Flieger am 
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sonntäglichen Schießbetrieb auch ohne Karte zu erkennen 
vermögen, durch die Tatsachen von Jahrhunderten be- 
stätigt ist ? | 

Wer Deutschland zu einem Horte des Friedens machen 
will, der befreie es von seiner Prätorianerarmee, welche leicht 
das willige Werkzeug von Machtprätendenten werden kann, 
und ermögliche ihm eine Milizarmee, welche die unentbehr- 
liche Grundlage kontinentaler Demokratie ist. Frankreich 
würde durch Abrüstung auf ein konsequent durchgeführtes 
Milizsystem eine starke Erhöhung seiner internationalen 
Sicherheit erlangen. | 

Auf militärischem Gebiet war die historische Mission 
des Schweizervolkes, das übermütige Rittertum durch den h 
als Fußsoldat kämpfenden Bauern zu Fall zu bringen. Dabei 
war und ist die Ausbildung mehr eine Frage der von J ugend 
an beginnenden Erziehung zur Männlichkeit als eine solche 
langer Dienstzeit. 
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5. AUSSENPOLITIK 


„Welcher Zeitpunkt wäre geeigne- 
ter, um Europa Gesetze zu geben? 
Welche Umstände günstiger, um alles 
zu wagen?‘ 

Friedrich der Große. 


„Der Opportunismus ist die stumpfe Waffe der Schwä- 
che,“ hat General Wille gesagt. Ihn als höchstes Gebot 
der Staatsklugheit zu befolgen, wäre ein Zeichen, daß wir 
„die Wesensart der Väter verloren, die das Staatswesen 
' erschaffen haben“. Sehen wir zu, wie es in diesem entschei- 
denden Punkt um unsere Außenpolitik steht. 

Wir wollen nicht in den Fehler verfallen, unsere Vor- 
fahren zu Tugendbünden zu stempeln. Die Bruderkriege, das 
Reislaufen, die Fremdenpensionen und manches andere 
war weder schön noch stark. Aber mit Dankbarkeit ge- 
denken wir jener Wesensart der Väter, welche nach trüben 
Zeiten unserer Geschichte jeweilen wieder zum Vorschein 
kam. Der Neuenburger- und der Wohlgemuth-Handel sind 
leuchtende Beispiele aus der Zeit unseres modernen Bundes- 
staates, daß ein Kleinstaat, der zu seinem Recht und 
zu seiner Ueberzeugung zu stehen wagt, nicht so leicht 
vergewaltigt wird. Die eindeutige Erklärung an die Mächte 
zu Beginn des Weltkrieges, die rasche Mobilisation der gan- 
zen Wehrkraft zur Abwehr eines allfälligen Einfalles, die 
Einmütigkeit des Schweizervolkes im Festhalten an der 
Politik der Unabhängigkeit, das war ein weiterer erhebender 
Moment, auf welchen die Nation mit Freude zurückblicken 
darf. 

Unter den Fehlern, welche während der stürmischen Zeit 
des Weltkrieges begangen wurden, litten aufrechte Mitglieder 
des Bundesrates selbst (Vergl. das politische Testament von 
Bundesrat Müller). Seither aber folgte eine Periode, in wel- 
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cher eine schwatzhafte Außenpolitik ihre Fehler nicht ein- 
mal einzusehen vermag, sondern sich darauf noch etwas 
zugute tut, wenn sie Lebensinteressen der Nation in einer. 
bei Regierenden gefährlichen Naivität verrät. 

Eine solche Lebensfrage der Schweiz ist der freie Rhein. 
In den 14 Punkten Wilsons war die Forderung aufgestellt, daß 
Binnenstaaten eine freie Verbindung mit dem Weltmeere 
haben sollten. Hinsichtlich Polens ist diese These in Versailles 
so ausgelegt worden, daß längs der Weichsel ein Korridor ge- 
schaffen wurde, welcher Ostpreußen vom übrigen Deutsch- 
land abtrennt. Unser Land verlangt keinen schweizerischen 
Korridor von Basel bis zur Meeresmündung, obschon es viel- 
leicht für die am Rhein zusammenstoßenden Nachbarn ein 
Glück wäre, auf einige Distanz gesetzt zu werden. Die 
Schweiz weiß, daß sie nicht zu den Siegerstaaten gehört, 
und wäre auch nicht bereit, die Verantwortung für einen 
solchen verkehrshindernden Schlauch zu übernehmen. Da- 
gegen mußte die Eidgenossenschaft wünschen, daß ihr 
die Schiffahrt auf dem Rhein entsprechend gut gesichert 
werde wie diejenige Polens auf der Weichsel. Für die 
schweizerische Außenpolitik wäre kaum eine günstigere 
politische Situation denkbar gewesen, um eine so bescheidene 
Forderung elementarer Billigkeit mit Konsequenz zu ver- 
treten. 

Der Bundesrat hat denn auch gewußt, was nötig war. 
Schon in der am 11. April 1919 an die Hafen-, Wasserstraßen- 
und Eisenbahnkommission der Friedenskonferenz gerichteten 
Note hatten die bundesrätlichen Delegierten als auf dem 
Wiener Vertrage fußendes Recht der Schweiz festgestellt: 
»». ..4. Die Aufrechterhaltung des in Artikel 30 der Rhein- 
schiffahrtsakte enthaltenen Verbotes der Errichtung von Bau- 
werken und umsomehr, jeglicher Ableitung des Rheins aus seinem 
natürlichen Bette, die die Schiffahrt benachteiligen könnten“ 
(zit. Botschaft vom 11. Aug. 1922, S. 7). Obschon dann der 
Versailler Vertrag den Rhein in der Frage des Wasser-Ent- 
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Nov. 1920 an die in der Rheinzentralkommission vertre- 


! “ 


' zugsrechtes einseitig als Objekt französischer Interessen 


behandeltet), hat der Bundesrat in seiner Note vom 18. 


tenen Mächte geschrieben: ‚Die Schweiz ist der Ansicht, 


‚daß die Verträge von 1814/15, sowie deren Ergänzung, das 
"Mannheimer Abkommen von 1868, die freie Schiffahrt im 
' natürlichen Bett des Rheins, von Basel in das offene Meer, 
N 


anerkannt haben ... Die vollständig freie Schiffahrt auf 
. diesem Flußweg hat daher für die Schweiz heute und in Zu- 
 kunft die Bedeutung eines Lebensinteresses“ (Botschaft vom 


11. Aug. 1922, S. 54). 


Wie verfocht nun unsere Außenpolitik dieses Lebensinter- 


esse der Nation? Schon in der gleichen Note, nur einige 


Zeilen weiter unten, verrät der Bundesrat, daß es ihm mit 
den Lebensnotwendigkeiten seines Landes ebensowenig 


. ernst ist wie mit dem Völkerrecht, auf welches er seine For- 


derung stützt. Die „bisher“ befragten Fachmänner seien 
„gegenwärtig‘‘ der Ansicht, so führt er aus, „daß der Bau 
einer künstlichen Schiffahrtsstraße der freien Schiffahrt 


nicht die Möglichkeit jener Entwicklung bieten würde, 
‚welche dieselbe im regularisierten Bett des Rheins nehmen 


könnte und ohne Zweifel nehmen würde“. Damit gab er 


bereits zu verstehen, daß er und seine Berater auch anders 


können und daß unter Umständen die letztern auch ge- 


wechselt werden können. 

Und wenige Zeilen weiter bringt er zum Ausdruck, daß 
es sich für ihn gar nicht um eine Frage von politischer 
Bedeutung handelt, sondern daß es ihm um ökonomische 
Vorteile zu tun ist. Für den Fall nämlich, daß doch ‚eine 
künstliche Schiffahrtsstraße ausgeführt werden sollte“, stellt 
er als erste Bedingung die Gebührenfreiheit. So machte 
krämerhafte Einstellung aus einer der wichtigsten außen- 


1) Es genügt, den Art. 358 des Versailler Vertrages zu lesen, 
um zu erkennen, daß es sich nicht um einen Friedensvertrag handelt, 


‚ sondern um ein Siegerdiktat. 
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politischen Fragen der Schweiz eine kleinliche wirtschaft- 


liche Interessenfrage. So schwächt die Eventualmaxime 
unseres Politischen Departements die bestbegründete For- 
derung unseres Landes ab. So erleichtert die Unfähigkeit 


unserer Außenpolitik fremden Unterhändlern, über unsere 


Rechte einfach hinwegzuschreiten. So steht unsere Re- 
gierung gleichzeitig mit dem einen Fuß auf dem Boden 


des Rechtes und der Lebensinteressen der Nation, mit dem 
andern aber auf dem Boden des Kompromisses. 

Nachdem tatsächlich die Entscheidung rücksichtslos 
und einseitig in Paris gefallen war, wurden unsere Delegierten 
in der gemäss Versailler Vertrag stets von einem Franzosen 
präsidierten Rheinzentralkommission mit ihren Protesten 
überhaupt nicht zugelassen, sondern nur ad audiendum 
geduldet. 

Die freundliche Stimmung sowohl der elsässischen wie 
der übrigen französischen Bevölkerung für die Schweiz 
wurde von unserer Regierung nicht ausgenützt. Was ein 


Lebensinteresse der Schweiz war, lag auch im wahren In- 


teresse der französischen Nation; steht doch noch nicht 
einmal sicher, daß der erzwängte Seitenkanal durch Elek- 
trizitätsgewinnung wirtschaftlich gestaltet werden kann. Da- 
gegen reiste nach der Niederlage der schweizerische Außen- 
minister nach Straßburg und hielt dort eine große Rede, 
in welcher das alte Freundschaftsverhältnis gefeiert wurde. 

Das Schweizervolk wird von seinen Führern in den Glau- 
ben gewiegt, daß ein durch französisches Territorium ge- 
führter Seitenkanal mit Schleusen die gleichen politischen 
Garantien für die Aufrechterhaltung des Verkehrs mit dem 
offenen Meere biete wie der internationalisierte Rhein selber. 
Dies entspricht dem Rechtfertigungsbedürfnis unserer Po- 
litiker besser als den Tatsachen. Schon beim ersten Akut- 
werden der Frage dürfte sich zeigen, daß die internationale 
Aufsichtskommission eine sachlich richtige Lösung nicht 
zu ersetzen vermag. 


290 


en A ta ee 


DE re 


ee, 


Tu 


Auch in der Frage der Genfer Zonen hatte der Bundesrat 


klar erkannt, was der Rechtslage und dem vitalen Inter- 


esse der Schweiz entsprach. Der Wille zum Umfallen war 
aber von vorneherein unbewußt vorhanden und wurde für 
den Verlauf der Zonenfrage maßgebend. Dies kommt darin 
zum Ausdruck, daß die Botschaft betreffend Zonenabkom- 
men (Seite 23) zu den schweizerisch-französischen Verhand- 
lungen vom Januar 1920 bemerkt: „Der Bundesrat würde 
es vorgezogen haben, wenn diese Besprechungen in der Nähe 
der Freizonen abgehalten worden wären... Es gelang ihm 
nicht, die französische Regierung für seinen Standpunkt zu 
gewinnen. So kam es, daß die Vertreter des Bundesrates 
in Paris mit der französischen Delegation zusammentrafen‘“. 
Dort gewannen die schweizerischen Vertreter „von allem 
Anfang an“ die Ueberzeugung, ‚daß die französischen Unter- 
händler keine andere Lösung der Zonenfrage ins Auge faßten 
als die Verlegung des französischen Zollgürtels unmittelbar 
an die Tore Genfs“ (Botschaft S. 23). 

„Es ist... merkwürdig: wenn ein Großstaat uns etwas 
wegnehmen will von unseren alten, jahrhundertelang ver- 
brieften Rechten, so reist man dann zu ihm, um ihn zu bit- 
ten, er solle auch davon absehen. Ich würde vorziehen, 
wenn wir die Herren kommen ließen, damit sie sich holen, 
was sie uns wirklich widerrechtlich wegnehmen wollen“ 
(Sten. Bull. Nat. Rat 1923, S. 359). Unsere heutige Außen- 
politik meint aber, daß in kriecherischem Nachlaufen das 
Heil liege. 

Welches Kapitel des schweizerischen Vorgehens in der 
Zonenfrage man auch aufschlagen mag, alle sind gleich 
bedauerlich für jeden Schweizer, der noch die Möglichkeit 
einer aufrechten Politik sieht: das Fallenlassen unserer 
Delegierten, welche mit Ueberzeugung den schweizerischen 
Standpunkt vertreten hatten (dies sobald der Bundesrat 
opportun fand, selber umzufallen); das nicht rechtzeitige 
Kennen von Unterströmungen im andern Land, welche 
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einer freundschaftlichen Lösung günstig waren'); die Opfe- 
rung großer politischer Gesichtspunkte der Nation an regi- 


onale Wirtschaftsinteressen (das diesbezügliche kluge Vor- 


gehen der französischen Diplomatie hatte die erst ein- i 
mütigen Genfer in zwei Lager geteilt); dilatorisches Ver- “ 


halten, weil das Material erst beschafft werden mußte, 


als die Verhandlungen beginnen sollten; die Oberflächlich- 
keit, mit welcher offenbar gesellschaftliche Diskussionen 
schweizerischer Ritter der französischen Ehrenlegion mit 
französischen Kollegen als verbindliche Erklärungen der 


französischen Republik genommen wurden. 


Am schwächlichsten wirkt, daß man noch von Erfolgen 
zu reden wagt, wo man die ärgsten Demütigungen, wie 


die einseitige Verlegung des Zollgürtels, über sich ergehen 
ließ. Selbst wenn der durch das französische Parlament 
dreieinhalb Jahre verzögerte Schiedsgerichtsvertrag zur 


Folge hat, daß die inzwischen hinter der gewaltsam ver- 


legten Zollgrenze vor den Toren Genfs erbauten franzö- 


sischen Kasernen durch Schiedsspruch dahin zurücktrans- 
portiert werden, wo sie hin gehören, so ist der jahrelange 


Übergriff imperialistischer Machtpolitik damit nicht unge- 
schehen gemacht. Der einzige Lichtpunkt in der Zonen- 
frage ist die Verwerfung des Zonenabkommens durch das 
Genfervolk sowohl wie durch das Schweizervolk als ganzes. 

Wir haben hier zwei für die Schweiz wichtige Fragen 


berührt. Betrachten wir die Methoden unserer gegenwär- 


tigen Außenpolitik noch an einer Sache, in welcher es sich 
mehr um eine Frage der allgemeinen Wohlfahrt der Mensch- 
heit handelt. 

Am 29. Dezember 1913 setzte Minister Carlin im Namen 
der Eidgenossenschaft seine Unterschrift unter die Opium- 


!) Ein Mitglied der französischen Kammer sagte z. B. zu Poincare 
als Interpellant in der Zonenangelegenheit: „Sie behandeln die 


Schweiz, weil sie ein kleines Land ist, auf eine Art und Weise, wie 


Sie es bei einem großen Staate nicht wagen würden‘ (vergl. Basler 
Nachrichten 28.1. 1924). 
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 konvention. Er machte zum Ratifikationsvorbehalt die 
Reserve, daß die für die „‚dispositions l&gales necessaires“ vor- 


'  gesehenen drei Monate für die Schweiz nicht genügen. Aus 


den drei wurden aber nicht vier oder fünf Monate, was bei 
_ einigem guten Willen genügt hätte, sondern zehn Jahre. 
Davon waren die ersten fünf von Kriegs- und Nachkriegs- 
sorgen in Anspruch genommen. Weitere fünf Jahre wurden 
„mit periodischen Versprechungen baldiger Schritte ausge- 
füllt... Im September 1922 erklärte Herr Ador im Auf- 
trage des Bundesrates dem Völkerbund, diese Schritte wür- 
den bis Ende jenes Jahres getan. Die Opiumkonferenz 
vom Mai bis Juni (1923) beruhigte man ähnlich, ebenso 
die jüngste Völkerbundsversammlung. Und alle diese Ver- 
tröstungen zusammen haben nun jene eigentliche Verbitte- 
rung gegen unser Land erzeugt, von der Genf und Genfs 
Gäste Zeugen sind‘ (Basler Nachrichten 25. 10. 1923). 

Als Entschuldigung für die Verschleppungstaktik diente 
schweizerischerseits, daß andere Staaten auch nicht prompt 
ratifizierten oder die Vorschriften nicht strikte durchführten. 
Solches Sehen auf die Andern, wo einzig aus Ueberzeugung 
richtig gehandelt werden kann, ist schwachen Regierungen 
eigen. Der Bundesrat scheint immer noch nicht darüber im 
klaren gewesen zu sein, ob er die gegebene Unterschrift 
höher halten wolle oder kurzsichtige Interessen eines Teils 
unserer chemischen Industrie. Entscheidend wurde für ihn, 
daß durch sein weiteres dilatorisches Verhalten und das un- 
erschrockene Auftreten von Miß Lyttleton eine internatio- 
nale Blamage der Schweiz drohte. Auf einmal besann sich 
nun der Bundesrat in seiner Botschaft vom 8. Februar 1924 
auf alle die schönen Sätze über Humanität und Rücksicht 
gegenüber andern Nationen, welche in einer die Ratifikation 
empfehlenden Botschaft von Anfang 1914 hätten stehen 
sollen!). Aber damals war es noch nicht opportun, diese 

1) Die offizielle Begründung für die Wendung brachte das Argu- 
ment, daß nun inzwischen auch in der Schweiz die Opiumfrage aktuell 


geworden sei! 
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schönen Worte in den Mund zu nehmen und als es dann 
im Jahre 1924 opportun wurde, war die Sache auf einmal 
so dringend, daß die Zeit nicht mehr reichte, das Abkom- 


men vom 29. Dezember 1913 ohne Verfassungsbruch zu rati- 


fizieren. 
Anscheinend noch weniger wichtig, aber deshalb für die 
Methoden unserer gegenwärtigen Außenpolitik nicht weniger 


typisch ist das Geheimzirkular Nr. 36. Zwar wurde 1925 


von bundesrätlicher Seite im Nationalrat ausgeführt (Sten. 


Bull. S. 587): „Wir haben kein Geheimmaterial“. Es unter- 
liegt auch keinem Zweifel, daß es in unsern Kanzleien keine 
wichtigen Dokumente wie geheime Bündnisverträge und 
dergleichen gibt, welche wir vor den Augen der Welt zu 
verbergen hätten. Um so lächerlicher wirkt die Geheimnis- 
tuerei, mit welcher sich unser Politisches Departement um- 
gibt, das Zögern mit welchem es z. B. gewisse Dokumente 
der Zonenfrage bekannt gegeben hat, und insbesondere 
Geheimakten wie das Zirkular Nr. 86. 

Im Geheimzirkular Nr. 36 wurden grobe Unwahrheiten 
über einzelne Schweizerbürger verbreitet. Zu diesen gehörte 
z. B. der zürcherische Obergerichtspräsident. Derselbe wurde 


wegen seiner politischen Ueberzeugung angeschwärzt. Er 


hatte gegen den Völkerbund in. seiner jetzigen Gestalt 
Stellung genommen. Das Zirkular ging an die schweize- 
rischen Gesandtschaften. Sein einziger möglicher Sinn war, 
die unbedingte Völkerbundstreue der Schweiz zu erweisen. 
Die schweizerischen Gesandtschaften konnten so auf Grund 
ihrer offiziellen Geheiminformation zeigen, daß die mit dem 
gegenwärtigen Völkerbund unzufriedenen Schweizer nicht 
ernst zu nehmen seien. 

Der Chef des Politischen Departements selber mußte 
nachher zugeben, daß die Würdigung einzelner Persön- 
lichkeiten im Geheimzirkular Nr. 36 „teils übertrieben, teils 
unrichtig und in jedem Falle unnütz‘“ sei. Und einer der 
bedeutendsten Anwälte der herrschenden Partei hat das Ge- 
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 heimzirkular Nr. 36 als das ‚‚... traurigste Dokument, das 
' eine republikanische Regierung jemals erlassen hat‘, be- 
. zeichnet. 


Die Grundgedanken des Völkerbundes haben die rückhalt- 


lose Zustimmung aller Schweizer. Nur sind sich viele unter 
ihnen bewusst, daß „je höher ein Gut, um so gefährlicher 
sein Mißbrauch“. Von Universalität zu reden, bevor die 
Vereinigten Staaten von Nordamerika, das Zünglein an der 
Waage der Weltpolitik, mittun, zeugt von geringem Ver- 
ständnis für die heutige Weltlage. Solange der Völker- 


bundsrat auf Grund von Vorrechten bestellt wird und der 
Völkerbundsversammlung nicht verantwortlich ist, kann 
von einer demokratischen Organisation nicht die Rede sein. 
Durch die Verpflichtung, sich an Blockaden gegen Völker- 
bundsgegner, ‚‚Friedensbrecher‘ genannt, zu beteiligen, setzt 
sich die Schweiz der Möglichkeit aus, Krieg führen zu 


müssen, selbst ohne von der restlosen Gerechtigkeit der 
Sache des Völkerbundes im Einzelfall notwendigerweise 


überzeugt zu sein. 


An Stelle des Zickzackkurses müssen Ueberzeugung und 
Grundsatztreue treten, der einzige zuverlässige Kompass 


- für die Leitung des Staatsschiffes. 


Ehen 
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„Das sind die Weisen, 

Die aus dem Irrtum zur Wahrheit reisen, 
Doch .die im Irrtum verharren, 

Das sind die Narren“. 


Ich freue mich, „daß ich in einem freien Lande geboren 
bin und es mir also gestattet ist, mich mit einer edlen 
Kühnheit und mit einer Aufrichtigkeit auszusprechen, der 
jegliche Verstellung unmöglich ist, mit einer Aufrichtigkeit, 
welche die Mehrzahl der Menschen nicht kennt und die 
vielleicht denjenigen strafwürdig erscheinen muß, die in 
Knechtschaft geboren und in Sklaverei aufgewachsen sind.“ 

In dieser Schrift wurde gezeigt, durch welche politischen 
Organisationsprinzipien und Arbeitsmethoden die Grund- 
irrtümer unserer Politik, Bureaukratismus und Opportunis- 
mus, soweit ausgeschaltet werden können wie mit der mensch- 
lichen Unvollkommenheit vereinbar ist. 


Der Weg zur Besserung ist frei. 


296 


HORBER, Carl 


DIE SCHWEIZ 


Verlag Arno 
Zuri.ch1928 


